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90. Sitzung 

Bonn, den 27. März 1974 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 9.00 Uhr 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, die Sitzung ist eröffnet. 

Ich habe zunächst die Freude, dem Kollegen Dr. 
Gradl zum 70. und dem Kollegen Schwedler zum 
60. Geburtstag die herzlichen Glückwünsche des 
Haues aussprechen zu dürfen. 

(Beifall.) 

Alles Gute, meine Herren! 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll 
die Tagesordnung um folgenden Punkt ergänzt wer-
den: 

Erste Beratung des von den Fraktionen der SPD, CDU/CSU, 
FDP eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über die politischen Parteien (Parteiengesetz) 

— Drucksache 7/1878 — 
Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: Innenausschuß, Haus-

haltsausschuß gemäß § 96 GO 

— Ich sehe und höre keinen Widerspruch; das Haus 
ist einverstanden. Die Erweiterung der Tagesord-
nung ist somit beschlossen. 

Es liegt Ihnen eine Liste von Vorlagen vor, die 
keiner Beschlußfassung bedürfen und die nach § 76 
Abs. 2 unserer Geschäftsordnung den zuständigen 
Ausschüssen überwiesen werden sollen: 

Betr.: Bericht der Bundesregierung über die Beseitigung von 
Autowracks 

Bezug: Entschließung des Deutschen Bundestages vorn 2. März 
1972 

— Drucksache 7/1760 -- 

zuständig: Innenausschuß 
Betr.: Jahresbericht 1973 des Wehrbeauftragten des Deut-

schen Bundestages 

— Drucksache 7/1765 — 

zuständig: Verteidigungsausschuß 

Ich frage, oh gegen die vorgeschlagene Überweisung 
Einwände oder Widersprüche erhoben werden. — 
Das ist nicht der Fall. Ich stelle fest, daß so be-
schlossen ist. 

Die folgenden amtlichen Mitteilungen werden 
ohne Verlesung in den Stenographischen Bericht auf-
genommen: 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 22. März 1974 den nach-
folgenden Gesetzen zugestimmt bzw. einen Antrag gemäß Arti-
kel 77 Abs. 3 GG nicht gestellt: 

Gesetz zur Reform des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuer-
rechts 

Gesetz zur Reform des Vermögensteuerrechts und zur Ände-
rung anderer Steuergesetze (Vermögensteuerreformgesetz 
VStRG) 

Drittes Gesetz zur Änderung des Bundessozialhilfegesetzes 

Gesetz zur Weiterentwicklung des Schwerbeschädigtenrechts 

Zweites Gesetz zur Änderung des Abzahlungsgesetzes 

Der Bundesminister des Innern hat mit Schreiben vorn 22. März 
1974 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Gerlach (Obernau), 
Berger, Biechele, Entrup, Ey, Freiherr von Fircks, Gerster (Mainz), 
handlos, Dr. Miltner und der Fraktion der CDU/CSU betr. Ver -
nachlässigung der Zivilverteidigung — Drucksache 7/1690 — be-
antwortet. Sein Schreiben wird als Drucksache 7/1876 verteilt. 

Entsprechend einer interfraktionellen Vereinba-
rung rufe ich den Zusatzpunkt auf: 

Erste Beratung des von den Fraktionen der 
SPD, CDU/CSU, FDP eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über die politischen Parteien (Parteiengesetz) 

— Drucksache 7/1878 — 
Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Innenausschuß 

Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 

Ich frage: Wer wünscht dazu das Wort? — Das 
Wort hat der Herr Abgeordnete Spilker. 

Spilker (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ihnen liegt der Entwurf eines 
Gesetzes vor, durch das das Gesetz über die politi-
schen Parteien geändert werden soll. Es geht um das 
Parteiengesetz, das 1967 nach jahrelangen Beratun-
gen und Diskussionen — zwei Urteile des Bundes-
verfassungsgerichts spielten hierbei eine große 
Rolle — von diesem Hohen Hause mit großer Mehr-
heit verabschiedet wurde. 

Das Gesetz, das 1969 einmal geändert wurde, hat, 
was die Höhe der Wahlkampfkostenerstattung an-
geht, in der Zwischenzeit keine Änderung erfahren. 
Geändert haben sich aber leider, wie wir alle wis-
sen, die Preise und damit die Kosten, die auf die 
politischen Parteien in einem Wahlkampf zukom-
men. Aus diesem Grund, meine Damen und Herren, 
scheint meinen politischen Freunden und mir eine 
Anhebung des Erstattungsbetrags von 2,50 DM auf 
3,50 DM geboten zu sein. 

Ich beabsichtige gewiß nicht, die Debatte über das 
Parteiengesetz und die Parteienfinanzierung hier 
neu aufleben zu lassen. Die Debatte wurde in die-
sem Hohen Hause eingehend 1967 geführt. Aber 
nach meiner Meinung bedarf es auch heute eines 
Hinweises, vor allen Dingen wegen der Diskussio-
nen in der Öffentlichkeit und in der Presse, die lei- 
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Spilker 
der teilweise von falschen Voraussetzungen aus-
gehen. 

Das Grundgesetz hat den politischen Parteien im 
Gegensatz zu früheren Verfassungen und auch im 
Gegensatz zu anderen Verfassungen eine zentrale 
Stellung zugewiesen, ja, sie mit öffentlich-rechtlichen 
Aufgaben versehen. Damit haben die politischen 
Parteien nicht nur eine zentrale Stellung erhalten, 
sondern sind darüber hinaus Verfassungsorgane ge-
worden. So sprechen wir heute mit Recht vom Par-
teienstaat und sollten darum besorgt sein, so meine 
ich jedenfalls, daß dies draußen in der Offentlich-
keit nicht, wie es oft vorkommt, mit negativem Ak-
zent geschieht. Besonders bei Wahlen haben die 
politischen Parteien entscheidende Aufgaben zu er-
füllen. Sind diese Aufgaben aber öffentlich-recht-
liche, dann scheint es auch geboten zu sein, den Par-
teien wenigstens die Kosten zu erstatten, die sie 
während eines angemessenen Wahlkampfes haben. 
Darum geht es bei unserem Antrag, den wir gemein-
sam eingebracht haben, und ich möchte wünschen, 
daß unsere Beratungen zu einem positiven Abschluß 
führen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Wehner. 

Wehner (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Bundestagsfraktion der Sozialdemo-
kratischen Partei hat sich gestern eingehend mit 
den Unterlagen befaßt, die ihr vorgelegt worden 
sind, einschließlich des Rechenschaftsberichts 1972, 
den die Sozialdemokratische Partei nach dem Gesetz 
veröffentlicht hat. Ich bin jetzt hier nicht imstande, 
Einzelheiten aus dieser Debatte wiederzugeben. Ich 
will nur in aller Form und in aller Deutlichkeit er-
klären, daß sich die Bundestagsfraktion der Sozial-
demokraten mit großer Mehrheit für den Gesetzent-
wurf, der hier vorliegt und auf die Tagesordnung 
gekommen ist, entschieden hat. Sie erwartet, daß bei 
den Ausschußberatungen auch die Details, die mit 
der Kostenanhebung zusammenhängen, so erörtert 
werden, daß es möglich ist, der Öffentlichkeit ein 
klares Bild zu geben. 

Sie werden sich wundern, daß hier der Vorsit-
zende einer Fraktion das Wort dazu nimmt. Ich habe 
es getan, weil der dazu Bestimmte nicht rechtzeitig 
hier war. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Hoppe. 

Hoppe (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Meine Fraktion wird dem vorliegenden 
Gesetzentwurf zustimmen. Es gilt, so glaube ich, noch 
einmal deutlich zu machen, daß die Erhöhung der 
Wahlkampfkostenpauschale kein Trick ist, mit dem 
sich die Parteien durch einen Griff in die Tasche des 
Steuerzahlers zu bereichern versuchen. Wäre es an-
ders, würden die Finanzabschlüsse bei den Parteien 
nicht so traurig aussehen, wie es tatsächlich der Fall 

ist. Von dieser Feststellung brauche ich keine der im 
Hause vertretenen Parteien auszunehmen. 

Tatsächlich geht es denn auch um die Erstattung 
jenes Aufwandes, den die Parteien zur Erfüllung 
ihres Verfassungsauftrages zu leisten haben. Mit 
einem ausgewogenen Maß an sachlichen Informatio-
nen haben sie die Voraussetzungen dafür zu schaf-
fen, daß der zur Wahl aufgerufene Bürger seine Ent-
scheidung zwischen den konkurrierenden Parteien 
als gut informierter Staatsbürger treffen kann. Die 
Parteien selbst werden dabei durch die öffentliche 
Finanzierung vor bedenklicher Abhängigkeit von 
anonymen Geldgebern geschützt. Dieses Ziel ist auch 
erreicht worden, wie die Vergangenheit und die 
Gegenwart beweisen. Als Empfänger dieser Beträge 
sind sie aber andererseits gehalten, sich bei der Ver-
wendung öffentlicher Mittel an den Grundsätzen der 
Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit messen zu las-
sen. Mit der Finanzierung des Wahlkampfes aus 
Steuermitteln ist ein Abkommen über die Begren-
zung des Wahlkampfes und der Wahlkampfkosten 
deshalb keineswegs unvereinbar. Im Gegenteil, der 
sparsame Einsatz der Mittel muß für alle Parteien 
selbstverständliche Pflicht sein. Nicht als leere For-
mel zur Beschwichtigung der öffentlichen Kritik, son-
dern als praktiziertes Staatsbewußtsein muß sich 
eine solche Handhabung unter Beweis stellen. Wir 
haben die erkennbaren Grenzen zu beachten: Infor-
mation, Werbung auf Aufklärung ja —sie sind nicht 
nur erlaubt, sondern notwendig  , aber ein klares 
Nein zur Agitation um jeden Preis. Ebensowenig 
dürfen die Mittel dazu verleiten, jene Papierlawinen 
zu erzeugen, die eher abstoßen als überzeugen. Zur 
Maßlosigkeit im Aufwand gibt uns dieses Gesetz 
kein Recht. 

Ich bin sicher, daß die Parteien ihre Verpflichtung 
erkennen und ihre Privilegien nicht mißbrauchen 
werden. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Ich schlage Ihnen vor, die Vorlage an den Innen-
ausschuß — federführend und nach § 96 der 
Geschäftsordnung an den Haushaltsausschuß zu 
überweisen. — Ich sehe und höre keinen Wider-
spruch; es ist so beschlossen. 

Ich rufe nunmehr den Punkt 2 der Tagesordnung 
auf: 

Beratung des Weißbuchs 1973/1974 zur Sicher-
heit der Bundesrepublik Deutschland und zur 
Entwicklung der Bundeswehr 

— Drucksache 7/1505 
Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Verteidigungsausschuß (federführend) 
Haushaltsausschuß 

Das Wort hat der Herr Bundesverteidigungsmini-
ster. 

Leber, Bundesminister der Verteidigung: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich bin sehr 
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dankbar dafür, daß es  möglich ist, heute vor dem 
Deutschen Bundestag das Weißbuch 1973/1974 zur 
Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland und zur 
Entwicklung der Bundeswehr zu erläutern und zu 
debattieren. Dieses Weißbuch hat eine starke Reso-
nanz gefunden. Es hat Zustimmung gefunden und 
auch Kritik ausgelöst. Dieses lebhafte Echo zeigt 
jedenfalls, daß das Weißbuch seinen Zweck schon 
dadurch erfüllt hat, daß es im Lande eine Debatte 
über Fragen unserer Sicherheit und unserer Ver-
teidigungspolitik ausgelöst hat. 

Jedes Weißbuch soll Rechenschaft geben, und es 
soll Auskunft über die Aufgaben geben, die vor uns 
liegen. Dabei ist aufgefallen, daß dieses Weißbuch 
eine offenere Sprache führt, als dies früher der Fall 
war. Dies ist bewußt geschehen. Fragen der Sicher-
heit gehen jeden an und sollten nur dann, wenn es 
die Sicherheit wirklich gebietet, in verschlossenen 
Kammern behandelt werden. Geheimstempel mö-
gen das Selbstbewußtsein von Leuten stärken, die 
solche Akten bewegen und nach ihrem eigenen 
Ritual verwalten und Planstellen von Aktenverwal-
tern rechtfertigen. Sie verbauen aber auch dem 
Bürger den Blick und erzeugen Unverständnis, weil 
ihm zwar das Geld abverlangt wird, aber ihm zu-
gleich auch verborgen und nicht genügend erklärt 
wird, warum und warum so viel von ihm im Inter-
esse seiner eigenen Sicherheit verlangt wird. Im 
Interesse unserer Sicherheit kommt es darauf an, 
die Dinge soweit als irgend möglich beim Namen 
zu nennen, um Illusionen zu vermeiden, Notwen-
digkeiten zu erkennen zu geben und Einsichten mög-
lich zu machen, daß Verpflichtungen respektiert 
werden können. 

Damit bin ich mitten in der Sache: Ausgangspunkt 
für unsere Sicherheit, die wichtigste Voraussetzung 
dafür, daß wir im Kräfteverhältnis Ost-West beste-
hen können, daß Verhandlungen zur Entspannung 
zwischen Ost und West Früchte tragen können und 
daß schließlich auch das europäische Einigungswerk 
gesichert vorankommt, bleibt der Zusammenhalt, die 
Geschlossenheit des Nordatlantischen Verteidi-
gungsbündnisses. Weil das so ist, bleibt die Pflege 
dieser Allianz und die Verantwortung, für ihre Fe-
stigkeit und Glaubwürdigkeit zu wirken, eine der 
wichtigen Aufgaben, der wir uns alle widmen müs-
sen, dann, wenn es in der Welt stürmisch zugeht, 
noch mehr als an ihren ruhigen Tagen. Dazu ist oft 
auch Geduld nötig, und weil es um unsere Sicherheit 
geht, ist auch Selbstbeherrschung eine wichtige und 
nützliche Tugend. Das Kraftwort „Scherbenhaufen" je-
denfalls, das wir in diesen Wochen hören konnten 
und mit dem die Lage des Bündnisses hierzulande 
völlig falsch qualifiziert worden ist, gehört zu den 
rhetorischen Übertreibungen, die der Sache unserer 
Sicherheit eher schaden als nutzen, die jedenfalls 
auch nicht das treffen, worum es eigentlich geht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Sowohl unbedachte Reden als auch gefühlsstarke 
Reaktionen auf unbedachte Reden und unnötige 
Kraftmeierei dürfen uns nicht veranlassen, die Ge-
meinsamkeiten der Allianz aus den Augen zu ver-
lieren. Damit meine ich alle raschen und flinken 
Emotionen, ganz gleich von welcher Seite des At-
lantiks sie hörbar sind. Das Bündnis ist intakt und  

funktionsfähig, auch wenn wir wissen, daß es wegen 
der Konflikte, die im vergangenen Jahr entstanden 
sind, Belastungen ausgesetzt war. 

Natürlich sehen wir alle, daß sich neben der gemein-
samen Sorge um Bündnisse und Sicherheit andere 
Fragen nach vorn drängen, die von unterschiedlichen 
nationalen Interessen geprägt sind. Zwischen den 
Staaten der Europäischen Gemeinschaft und auch 
zwischen den europäischen Staaten und den Ver-
einigten Staaten von Amerika gibt es Probleme des 
Handels und der Währungen. Es gibt zwischen 
ihnen Fragen der Zusammenarbeit mit Ländern der 
Dritten Welt, wirtschaftlichen Wettbewerb, Pro-
bleme in Verfahrensfragen und Probleme der Kon-
sultation, der Information und andere. Daß es 
solche Probleme gibt und in der Gegenwart mehr 
als früher gibt, ist ganz natürlich, weil es sich 
um unabhängige und freie Nationen handelt, die das 
Bündnis bilden. Aber alle diese Probleme sind lös-
bar, und es ist unsere gemeinsame Aufgabe, dafür 
zu sorgen, daß sie schließlich auch bewältigt wer-
den. Wichtig ist dabei die unveränderte Überzeu-
gung hier in Europa und jenseits des Atlantiks, daß 
die Sicherheit Europas mit der Sicherheit der Ver-
einigten Staaten von Amerika identisch ist. 

Ein Verteidigungsbündnis ist nicht gleichbedeu-
tend mit vollkommener Harmonie. Ein Bündnis ist 
ein Zweckverband, auf den sich unsere Freiheit 
gründet. Solange Unabhängigkeit und Freiheit für 
alle Beteiligten nur so zu gewährleisten sind und 
solange die Balance der Kräfte, die den Frieden 
erhält, nur so zu bewahren ist, solange bleibt das 
Bündnis existentielle Notwendigkeit für die Natio-
nen, die es bilden, ob sie nun diesseits oder jenseits 
des Atlantiks angesiedelt sind. 

In der Diskussion über die Zukunft der Allianz 
gewinnt die Frage Bedeutung, wie die unverändert 
gültige Strategie des Bündnisses unter den gewan-
delten Bedingungen der globalen Strategie und mit 
der wirtschaftlichen Kapazität der Bündnispartner 
realisiert werden kann. Gespräche, die ich laufend 
mit amerikanischen Freunden führe, haben mir be-
stätigt, daß es in Amerika wie ein Trauma ist, das 
sich vielen aufdrängt: Dieses Europa könnte seine 
Anstrengungen für seine konventionellen Abwehr-
kräfte vernachlässigen und sich allein oder zu sehr 
auf die nuklearen Kräfte der Vereinigten Staaten 
verlassen. Dies würde bedeuten, daß Amerika dann 
bereit sein müßte, eine Lücke, die die Europäer in 
ihrer konventionellen Rüstung entstehen ließen, 
mit seiner nuklearen Fähigkeit auszufüllen. 

Angesichts der nuklearstrategischen Parität zwi-
schen den Vereinigten Staaten und der Sowjet-
union können wir, wenn wir logisch denken, von 
den Amerikanern nicht erwarten, daß sie einen sol-
chen vermeidbaren Mangel der Europäer mit einem 
zusätzlichen Risiko für die amerikanische Nation 
auszugleichen bereit wären oder glaubwürdig be-
reit sein könnten auszugleichen. Die Glaubwürdig-
keit der Strategie des Bündnisses setzt daher vor-
aus, daß jedes Land seinen Beitrag angemessen lei-
stet, und setzt im konkreten Fall voraus, daß die 
konventionelle Verteidigungsfähigkeit Europas 
nicht vernachlässigt wird. 
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Ich füge der Klarheit wegen hinzu, daß der Bei-

trag, den die Bundesrepublik Deutschland im Bünd-
nis leistet, angemessen ist und bleiben wird. Dies 
ist nicht nur unsere eigene Überzeugung, die auch 
in diesem Hohen Hause vorgetragen wird, sondern 
auch die uns gegenüber erklärte Ansicht unserer 
Verbündeten. 

Wir dürfen dabei nicht aus dem Auge verlieren: 
Auch ein konventioneller Krieg auf unserem engen 
und dicht besiedelten Territorium würde von ver-
heerender Wirkung sein. Daher muß unsere Auf-
gabe darin bestehen, zu verhindern, daß ein kon-
ventioneller Krieg unterhalb der atomaren Schwelle 
in Europa denkbar ist. Dies  wird  nur gewährleistet, 
wenn beide Elemente, das konventionelle und das 
nukleare, eine nicht kalkulierbare Einheit eines stra-
tegischen Konzepts bilden und das glaubhaft blei-
ben. 

Noch einmal — und dies nicht zuerst und allein 
als Vorsatz für uns —: Die  europäischen Verbünde-
ten müssen mit ihren konventionellen Streitkräften 
die Voraussetzung dafür bewahren, daß die USA ihr 
strategisches Potential zum Schutz Europas bereit-
halten. Es steht außer Zweifel, daß bei dieser Auf-
gabenteilung die amerikanische Regierung unter 
innenpolitischen Druck geraten kann und gerät und 
mit der Drohung, die amerikanischen Streitkräfte in 
Europa zu reduzieren, auf den bilateralen Devisen-
ausgleich und auf multinationale, d. h. NATO-Bud-
gethilfen drängt, mit denen die Amerikaner ent-
lastet werden könnten. 

Über den deutsch-amerikanischen Devisenaus-
gleich ist seit Monaten verhandelt worden. Die Ver-
handlungen haben auf Grund von Gesprächen, die 
der Herr Bundesminister der Finanzen mit seinem 
amerikanischen Kollegen, Secretary Shultz, geführt 
hat, in der Substanz und in bezug auf die finanziel-
len Leistungen zu einem Ergebnis geführt. Das neue 
Offsetabkommen wird sich über die Jahre bis 1975 
erstrecken. Im Augenblick wird von Beamten beider 
Regierungen über die redaktionelle Formulierung 
des Abkommens beraten. Wir können heute hier 
davon ausgehen, daß damit dieses schwierige Pro-
blem eine für beide Seiten vertretbare Lösung ge-
funden hat. 

Die Bündnisverhandlungen über das sogenannte 
burden sharing gehen indes .weiter. Ich füge hier mit 
aller Deutlichkeit hinzu, daß wir uns dabei nicht 
noch einmal angesprochen fühlen. Es ist nicht unsere 
Sache, und wir können auf Grund unserer geogra-
phischen Lage nicht allein für die amerikanische 
Präsenz einstehen, von der die Sicherheit aller Bünd-
nispartner in Europa abhängt. Wir sind bereit, un-
seren Anteil an den gemeinsamen Verteidigungs-
lasten zu tragen. Wir müssen ein Gleiches aber auch 
von unseren europäischen Verbündeten annehmen. 
Die amerikanische Truppenpräsenz in Europa ist für 
das Funktionieren der gesamten Allianz — nicht nur 
für unser Land — unersetzlich. Diese Präsenz muß 
daher auch gemeinsam erleichtert werden, nicht ein-
seitig zu unseren Lasten, schon gar nicht etwa zu 
Lasten unserer eigenen Verteidigungsanstrengun-
gen. 

Abgesehen von den strategischen Problemen, die 
sich aus der strategischen Parität zwischen den USA 
und der Sowjetunion ergeben, berührt das amerika-
nisch-europäische Verhältnis natürlich auch den 
europäischen Einigungsprozeß. Kontroversen, die 
sich hier ergeben, müssen ausgetragen werden, wie 
das unter Freunden möglich ist; sie dürfen aber nicht 
das Bündnis und seine Leistungsfähigkeit in Frage 
stellen oder gar an seine Wurzeln gehen. Es darf kei-
nen Zweifel geben, daß der Weg zu einer politischen 
Einigung Europas nicht in einer Abwendung Europas 
und der USA voneinander gefunden werden kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das bedeutet natürlich, daß die Europäer als un-
abhängige Nationen diesen Einigungsprozeß nach 
ihrem eigenen Gusto anzustreben haben und dazu 
auch von niemandem Vorschriften entgegenzuneh-
men haben. 

Manchmal hat es den Anschein, als ob die franzö-
sische Regierung dies nicht so sieht wie wir. Sie be-
tont zwar, daß die NATO fortbestehen, daß sie 
reaktionsfähig bleiben muß und daß die amerika-
nische Truppenpräsenz in Europa erforderlich bleibt. 
Aber in Frankreich fehlt es nicht an gewichtigen 
Stimmen, die eine Distanz Europas von den USA 
als europäischen Fortschritt ansehen, der mit der 
Sicherheit Europas nach unserer Vorstellung nicht 
leicht in Einklang zu bringen ist. 

Hier muß unsere Position auch für die Zukunft 
klar sein: Wir dürfen uns nicht von dem Bundes-
genossen lösen, dessen Stärke und Entschlossenheit 
das entscheidende Gegengewicht zur sowjetischen 
Weltmacht bildet. 

(Beifall.) 

Wir müssen darauf bestehen, daß die NATO der 
Rahmen bleibt, aus dem sich die europäische Sicher

-

heit zuverlässig auch in der Zukunft ableiten kann. 

Hier darf es kein Schwanken und kein Entweder-
Oder geben, sondern allenfalls ein Sowohl-Als-auch, 
und wir müssen das so deutlich machen, daß nie-
mand — auch niemand in Europa — vermuten kann, 
wir könnten uns vielleicht in eine solche Position 
bewegen lassen. Europa bleibt für die absehbare 
Zeit auf das Atlantische Bündnis und auf den trans-
atlantischen Bündnispartner USA angewiesen, so 
wie Amerikas Sicherheit von der Sicherheit Europas 
nicht zu trennen ist. Dies bleibt die Position der 
Bundesregierung. 

Grundsätze unserer Politik sind, und damit fasse 
ich zusammen: Die Sicherheit aller Bündnispartner 
bleibt trotz der nuklear-strategischen Parität zwi-
schen den beiden Weltmächten unteilbar. Für die 
gesamte Sicherheit ist ein ausreichendes Streitkräfte-
niveau der europäischen Bündnispartner ebenso 
Voraussetzung wie die Fortdauer der für eine wirk-
same Abschreckung notwendigen konventionellen 
und nuklearen Präsenz der Vereinigten Staaten in 
Europa. 

Ich halte es für angebracht, diese Grundsätze ge-
rade heute hervorzuheben, weil das Bündnis in die-
sen Tagen seinen 25. Geburtstag feiert. Zusammen-
halt und Vertrauen haben dieses Bündnis in einem 
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Vierteljahrhundert befähigt, allen seinen Mitglie-
dern Sicherheit zu gewähren. Wir dürfen nicht ver-
gessen, daß dies auch der wesentliche Beitrag des 
Bündnisses ist: daß Europa die größte Strecke in 
Frieden und ohne Krieg in diesem Jahrhundert 
durchlebt. Es ist unsere Aufgabe, dafür zu sorgen, 
daß es auch in der Zukunft so bleibt. 

Diese Haltung wird auch nicht durch die Tatsache 
beeinträchtigt, daß es bilaterale Beziehungen zwi-
schen den USA und der Sowjetunion gibt, die z. B. 
zu dem bekannten Abkommen von San Clemente ge-
führt haben. Hier ist etwas weniger Mißtrauen und 
etwas mehr Vertrauen, wie es unter Bündnispart-
nern notwendig ist, am Platz. 

(Beifall bei der SPD.) 

Die zweiseitigen Abkommen zwischen den Vereinig-
ten Staaten und der Sowjetunion beeinträchtigen 
nicht die Interessen der Allianz und hindern das 
Bündnis nicht, bei einem Angriff auf Westeuropa, 
das Gesamtspektrum aller seiner Waffen für die 
Verteidigung Europas einzusetzen. Dieses Abkom-
men ist angelegt, Kriege zu verhindern. Deshalb ist 
das Abkommen auch in unserem Sinn. 

Diese Zusammenarbeit zwischen den Staaten Eu-
ropas und Nordamerikas im Bündnis schafft die 
Basis und gibt allen Entspannungsbemühungen den 
notwendigen Rückhalt. Diese Bemühungen sind nur 
auf der Grundlage einer gemeinsamen Politik der 
NATO und der Europäischen Gemeinschaft möglich, 
gleichviel ob Entspannungsverhandlungen bilateral 
zwischen den USA und der Sowjetunion oder ob sie 
multilateral geführt werden. 

Das gilt für die amerikanisch-sowjetischen Ver-
handlungen über die Begrenzung der strategischen 
Rüstung, die sogenannten SALT-Verhandlungen, 
ebensosehr wie für MBFR oder KSZE. In der Kon-
ferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa sehen wir ein Instrumentarium, das die viel-
fältigen Entspannungsversuche koordinieren, ihre 
Ergebnisse für jeden Menschen erfahrbar machen 
und die Staaten und die Völker Europas in den Ent-
spannungsprozeß einbeziehen kann. 

Bei den MBFR-Verhandlungen in Wien werden 
wir gemeinsam mit unseren Bündispartnern dafür 
wirken, daß es möglich wird, für alle Beteiligten 
gleiche Sicherheit bei vermindertem Aufwand zu ge-
winnen. Dies ist eine schwierige und eine mühevolle 
Arbeit. Wir werden dabei ebenso allen Bestrebun-
gen entgegentreten, die unsere Sicherheit beein-
trächtigen oder die europäische Handlungsfähigkeit 
am Ende behindern könnten. 

Daß sich noch kein Verhandlungsergebnis ab-
zeichnet, ist für uns kein Grund zur Sorge. Wir 
stehen nicht unter Erfolgszwang, und wir stehen 
auch nicht unter Zeitdruck. Wir sind in einer Situa-
tion, die für einen Erfolg nicht ungünstig ist. Die in 
Wien bisher gezeigte Solidarität der Bündnispartner 
— dies ist das, was ich damit meine — ist eine er-
freuliche und positive Erfahrung für die Allianz. Die 
Bundesregierung sieht deshalb auch keinen Grund, 
ihre Zielsetzungen zu verändern, sondern wird wei-
ter nachhaltig und beharrlich dahin wirken, daß 
diese Bemühungen Erfolg bringen. 

Ein Gleichstand der Landstreitkräfte in Mittel-
europa auf einem niedrigeren Niveau der Mann-
schaftsstärken beider Seiten kann nach unserer Auf-
fassung eine für alle Beteiligten gute Grundlage für 
die künftige Sicherheitsstruktur in Europa sein. Die 
sowjetischen Vertreter zeigen zunächst andere Vor-
stellungen, als wir sie haben. Dies ist auch ganz 
natürlich. Dem können wir aber nicht die Hand rei-
chen, weil es bei den ungleichen Ausgangszahlen die 
Substanz unserer Verteidigungsfähigkeit berühren 
würde. 

Außerdem geht es um die Frage, ob auch die Luft-
streitkräfte und die nuklearen Kampfmittel Gegen-
stand von Verhandlungen sein sollen. Wir vertreten 
die Auffassung, daß die hohe Mobilität der Luft-
streitkräfte, ihre schnelle Verlegbarkeit von einem 
Platz auf dieser Erde zum anderen die Verhandlun-
gen zwar komplizieren, am Ende aber nicht zur Sta-
bilität in Europa beitragen würden. Das gilt auch 
für nukleare Kampfmittel, die — auch wenn sie 
außerhalb des Reduzierungsgebiets, Europa, gela-
gert würden — minutenschnell wieder im Reduzie-
rungsgebiet zur Wirkung gebracht werden könnten. 

Bedrohlicher dagegen ist die Konzentration kon-
ventioneller Kräfte, mit deren Einsatz ein militäri-
scher Konflikt beginnen würde. Diese konven-
tionellen Kräfte bilden den eigentlichen Kern der 
Konfrontation; sie ausgewogen zu reduzieren muß 
deshalb auch die wichtige Aufgabe sein. 

Wir alle sollten uns dabei vor schnellen und vor 
hochgespannten Erwartungen hüten. Um Erfolge zu 
erzielen, brauchen wir Zeit, brauchen wir Geduld 
und Zähigkeit. Dabei müssen wir an unserem Prinzip 
der Stabilität festhalten und das Gleichgewicht der 
Kräfte bei jedem Entspannungsresultat Stufe für 
Stufe auf jeder Ebene aufrechterhalten. 

Die NATO-Streitkräfte mit ihrer gegenwärtigen 
Stärke und Ausrüstung sind in der Lage, ihren 
Auftrag zur Verteidigung des NATO-Territoriums 
zu erfüllen. Es sollte auch niemand versuchen, dar-
an zu zweifeln. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Aber dieses Kräfteverhältnis ist nicht statisch. 

Die bei den sowjetischen Streitkräften in den 
letzten Jahren erkennbare Tendenz gibt uns Anlaß 
zur Wachsamkeit. Trotz aller öffentlich erklärten 
Bereitschaft zur Entspannung und Rüstungsbegren-
zung baut die Sowjetunion ihr militärisches Potential 
systematisch weiter aus. Die NATO muß das zur 
Kenntnis nehmen und darauf bedacht sein, keine 
schiefe Ebene entstehen zu lassen. Dies ist auch 
ein Grund, warum wir unsere Bundeswehr der Zu-
kunft anpassen müssen. Dies ist ein Grund, warum 
wir nach einer neuen Struktur der Bundeswehr stre-
ben. Detaillierte Untersuchungen der Struktur der 
Bundeswehr haben uns inzwischen weitergebracht, 
als wir bei der Formulierung des Weißbuchs vor 
einigen Monaten sein konnten. 

Ich möchte vier Fragen, die auch öffentlich er-
örtert worden sind, aufgreifen, die Frage nach der 
Kampfkraft, die Frage nach der Präsenz, die Frage 
nach den Kosten und die Frage nach den Reak-
tionen der NATO. 
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Die NATO mißt unseren Arbeiten über Wehr-

strukturprobleme große Bedeutung bei und hat 
nach gründlichen Konsultationen in der Zwischen-
zeit dazu auch Stellung genommen. Diese Stellung-
nahme, meine Damen und Herren, ist sowohl, was 
die Prozedur unserer Konsulationen angeht, wie 
auch, was den Inhalt betrifft, in jeder Beziehung 
positiv. Der Internationale Stab der NATO-Spitze 
sagt hierzu — ich zitiere —: „Der Einsatzwert der 
Bundeswehr wird nicht vermindert, im Gegen-
teil ...". Das, was folgt, möchte ich mir hier er-
sparen; es ist die Begründung. 

Die neue Struktur der Streitkräfte entspricht den 
Bereitschaftsnormen der NATO. Die Kampfver-
bände haben einen hohen Präsenzgrad und sind aus 
dem Stand abwehrbereit. Alle Teilstreitkräfte hal-
ten Kampf- und Unterstützungsverbände bereit, die 
ohne personelle und materielle Ergänzung einge-
setzt werden können. Daneben gibt es Verbände, 
deren Einsatzbereitschaft erst nach zwei bis vier 
Tagen erforderlich ist. Es handelt sich vornehmlich 
um Truppenteile mit unterstützenden Aufgaben. 
Im Sinne der NATO-Normen sind aber auch sie 
präsent. 

Die neue Wehrstruktur reduziert nicht die Ein-
satzbereitschaft, im Gegenteil, sie stellt sicher — 
und dies bestätigt uns auch das Bündnis —, daß 
alle Hauptwaffensysteme der Teilstreitkräfte schnel-
ler als bisher einsatzbereit sind, völlig unabhängig 
von einer Mobilmachung oder von der Verfügungs-
bereitschaft. 

Ein klärendes Wort zu dieser Verfügungsbereit-
schaft: Sie darf nicht im Zusammenhang mit der 
Warnzeit gesehen werden, die erst nach dem Er-
kennen militärischer Angriffsvorbereitungen be-
ginnt und zu Mobilmachungsmaßnahmen führt. Ver-
fügungsbereitschaft ist ein Teil des Friedensum-
fangs unserer Streitkräfte. Wehrpflichtige, die der 
Verfügungsbereitschaft unterliegen, sollen im Frie-
den die Einsatzbereitschaft der Truppe in kürzester 
Frist erhöhen, wann immer dies auf Grund der poli-
tischen Entwicklung angezeigt erscheint. 

Diese Wehrpflichtigen sind vorgesehen für nicht 
ständig besetzte Dienstposten — nicht für den 
Dienst an Waffen —, vorwiegend als Regiepersonal, 
für Teileinheiten und Einheiten, die nicht sofort ein-
satzbereit sein müssen, außerdem für 20 zusätzliche 
Jägerbataillone, die gekadert sind und die zu den 
Panzergrenadierbrigaden, den Jägerbrigaden und 
den Luftlandebrigaden gehören, wo sie Grundaus-
bildung für die Brigaden betreiben. 

Vor allem die neue Heeresstruktur ist ein großer 
Schritt nach vorn in die Zukunft. Mit der Verschmel-
zung von Feldheer und Territorialheer zum deut-
schen Heer werden aus den drei Korps und aus fünf 
Wehrbereichskommandos drei Generalkommandos 
gebildet. Analog dazu entsteht in Schleswig-Holstein 
aus dem Territorialkommando Schleswig-Holstein 
und der 6. Panzergrenadierdivision das Kommando 
Hamburg/Schleswig-Holstein. 

Die Brigaden des Heeres, deren Zahl sich zur Er-
füllung der NATO-Forderungen von 33 auf 36 er-
höht, werden so ausgestattet sein, daß sie mit den 

technischen Möglichkeiten der Führungstechnik, 
ihrer Feuerkraft und Beweglichkeit eine flexible 
und bessere Kampfführung erreichen, die den tech-
nischen Bedingungen in den achtziger Jahren ge-
recht wird. Die Bataillone werden kleiner, ihre Zahl 
wird größer. Die Bataillone in den Brigaden des 
Heeres werden materialintensiver, die Effektivität 
pro Mann und Waffe wird größer. Die Kompanien 
werden von Bürokratie und administrativen Auf-
gaben entlastet. Der Kompaniechef wird frei für 
seine Hauptaufgaben. Er kommt weg vom Schreib-
tisch, wird freier für die Führung von Menschen 
und für deren Ausbildung. 

Zum Kostenpunkt: Die Berechnungen der Kosten 
der neuen Wehrstruktur beruhen auf der neuen Per-
sonalstruktur, auf dem neuen Personalumfang und 
einer entsprechenden Ausstattung. 

Gegenüber dem Finanzbedarf, der bei Fortdauer 
der jetzigen Struktur eintreten würde, ergeben sich 
auf dem gleichen Lohn-, Preis- und Rechtsstand 
Einsparungen an Betriebskosten in Höhe von 4,4 
Milliarden DM für die Zeit von 1978 bis 1985. Dies 
sind rund 550 Millionen DM pro Jahr. Das ist auch 
für den Verteidigungsminister sehr viel Geld. Da-
von entfallen 340 Millionen DM allein auf die Per-
sonalkosten. 

Dies erlaubt uns, den Investitionsanteil gegenüber 
den Betriebskosten zu erhöhen. Dies ist eine we-
sentliche Voraussetzung dafür, daß wir einen an-
gemessenen Anteil der Investitionen am Verteidi-
gungshaushalt bis in die achtziger Jahre halten kön-
nen; ich sage dazu: natürlich immer unter der Vor-
aussetzung, daß die mittlere jährliche Wachstums-
rate des Verteidigungshaushalts der mittleren jähr-
lichen Wachstumrate der Betriebskosten entsprechen 
wird. Aber dies ist auf allen Feldern der Ausgaben-
politik nicht anders. 

Der Verteidigungshaushalt 1974 stellt sich heute 
noch anders dar als in der Zeit, in der das Weiß-
buch geschrieben wurde. Die Daten des Weißbuchs 
wurden inzwischen durch den Verteidigungs- und 
den Haushaltsausschuß beraten, und der Haushalts-
entwurf von damals ist überholt. 

Im NATO-Vergleich läßt dieser Verteidigungs-
haushalt der Bundesrepublik sich vertreten; ich sage 
dazu: gut vertreten. 

Gegenüber den Angaben im Weißbuch hat sich 
auch das Verhältnis der Investitionen zu den Be-
triebsausgaben verbessert, und zwar real ohne 
irgendwelche Buchungstricks. 

Wir haben einen Investitionsanteil von 33 % an 
den Gesamtausgaben, dies ist eine Steigerung ge-
genüber dem Vorjahr. Das ist ein Punkt, mit dem 
wir unsere Haushaltspolitik auch im Bündnis allen 
Bündnispartnern gegenüber offen zeigen können. 
Ich wäre froh, wenn jeder Bündnispartner uns mit 
dem Verweis auf diesen Punkt seinen Haushalt 
auch so zeigen könnte, wie wir ihn zeigen können. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Zu Buche schlagen hier vor allen Dingen die An

-

satzsteigerungen für militärische Beschaffungen. Wir 
haben 1974 — ich weiß, das sieht nicht jeder mit 
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so viel Genugtuung, wie ich es hier sage — fast eine 
Milliarde DM oder 20,9 % mehr für Beschaffungen 
zur Verfügung. 

Unsere Rüstungsplanung bis 1985 zeigt, daß die 
Bundeswehr ihren Verteidigungsauftrag auch künf-
tig erfüllen kann. Er ist dem Verteidigungsausschuß 
vorgetragen. Diese Aussage bleibt aber nur dann 
gültig, wenn wir die von konstanten Preisen aus-
gehende Planung in Anpassung an die tatsächliche 
Entwicklung fortschreiben können und wenn ent-
sprechende Mittel bereitgestellt werden, auch zum 
Ausgleich einer überproportionalen Erhöhung der 
Betriebskosten. Dies ist die Auffassung der Regie-
rung, und sie wird so 'handeln, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir sollten uns dabei auch nicht beirren lassen 
von Zahlen einer mittelfristigen Finanzplanung, die 
sowieso jedes Jahr neu überholt werden müssen. 
Der Rüstungsplan hat allerdings keinen finanziellen 
Spielraum mit großen Margen, daher ist ein Aus-
gleich innerhalb des Planes auch nicht möglich. 

Meine Damen und Herren, dies waren meine An-
merkungen zur Finanzierung unserer Aufgaben. Ich 
möchte ein paar Bemerkungen zu einem gerade 
hinter uns liegenden Ereignis, zum Nahost-Konflikt, 
machen. 

Wir haben den Nahost-Konflikt natürlich während 
seines Verlaufs und auch nach seinem Ende auf-
merksam verfolgt. Es ist wichtig, daß ich hier dazu 
feststellen kann, daß wir mit dem, was wir hier in 
unserem Lande unternehmen, nach Maßgabe aller 
Erfahrungen, die der Nahost-Konflikt machen ließ, 
in  allen Fällen auf dem richtigen Wege sind. Die 
Richtigkeit unserer Rüstungsplanung ist bestätigt 
worden, soweit sich die Bedingungen im Nahen 
Osten überhaupt auf mitteleuropäische Verhältnisse 
auch nur annähernd übertragen lassen. Das wird 
besonders deutlich in den beiden wichtigen Berei-
chen: bei der Panzerabwehr und bei der Luftvertei-
digung. 

Für die Abwehr von Panzerangriffen ist ein Ver-
bund von Panzern, ungepanzerten und fliegenden 
Panzerabwehrsystemen notwendig. Dieser Erkennt-
nis entspricht die Einplanung von Panzerabwehr-
Raketen-Systemen und von Kampfpanzern für die 
Panzerabwehr, wie das im Weißbuch bereits aus-
geführt worden ist. 

Es waren komplizierte Flugabwehrsysteme und 
Abfangjäger, denen im Nahost-Konflikt die Masse 
der Flugzeugverluste zuzuschreiben war. Auch die-
sem Erfahrungswert entspricht unsere Planung, die 
für die Luftverteidigung fliegende Waffensysteme 
und die Modernisierung der bodengestützten Flug-
abwehrraketensysteme vorsieht. Einzelheiten dar-
über finden Sie im Weißbuch. 

Die Effektivität der Verteidigung ist nach mei-
ner Überzeugung nicht nur eine Frage der Qualität 
und der Zahl der Waffen. Sie hängt im Falle der 
Gefahr nicht zuletzt von der Entschlossenheit von 
Menschen, von der Entschlossenheit der Soldaten ab, 
unser Land zu verteidigen. Ich möchte hier schlicht  

und einfach, aber auch klar und deutlich feststellen, 
daß ich davon überzeugt bin, daß unsere Soldaten 
ihre Pflicht tun und daß wir uns auf unsere Solda-
ten verlassen können. 

(Beifall.) 

Diese unsere Soldaten brauchen kein Feindbild. 
Damit komme ich zu einem Thema, an dem sich in 
den letzten Wochen vieles hochgehäkelt hat. Diese 
Feststellung des Weißbuchs hat in der Offentlich-
keit Beachtung gefunden, sie hat Mißverständnisse 
ausgelöst, zum Teil auch deswegen, weil hier Be-
griffe miteinander verwechselt worden sind. 

(Abg. Rommerskirchen: Hansen, zuhören!) 

Der Wille zum Widerstand gegen eine Störung 
unseres Friedens und gegen Gewalt ist begründet in 
der Überzeugung, daß dieses unser Land es wert ist, 
daß wir uns schützend vor es stellen, wenn es ge-
fährdet sein sollte. 

(Beifall.) 

Auf diesem Boden haben, seit dieser Boden Men-
schen trägt, Menschen noch nie so frei, noch nie so 
gut und noch nie so sicher auf dem Boden des 
Rechts gelebt wie in unserer Gegenwart. 

(Beifall bei den Regierungsparteien und bei 
Abgeordneten der CDU/CSU.) 

Das ist wahr und unanfechbar vor jeder Kritik, auch 
wenn wir alle wissen, daß es immer, auch im fort-
schrittlichsten Gemeinwesen, noch Mängel und Auf-
gaben gibt, die uns verpflichten, weiter zu gestal-
ten und uns um mögliche Vollkommenheit zu be-
mühen. Das ist nicht zuletzt auch immer Aufgabe 
von Parlamenten, deswegen ist auch die Aufgabe 
von Parlamenten nie erfüllt. Weil das so ist, brau-
chen wir auch nicht zu beschönigen, was in diesem 
Lande ist. Dieses unser Land zählt in den Augen 
der ganzen Welt zu den stabilen und soliden Län-
dern auch jetzt in unserer Gegenwart mit 
hoher Lebensqualität. Drei Viertel der Menschheit 
würde sich glücklich schätzen und sähe es als die 
Erfüllung einer großen Sehnsucht an, wenn sie eine 
Chance hätte, so zu leben, wie wir in diesem unse-
rem Lande gegenwärtig leben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Dr. Carstens [Fehmarn] : In Nordhessen ist 
das anders, verehrter Herr Kollege! —Abg. 
Franke [Osnabrück] : Herr Kollege Leber, 
das müßte Peter von Oertzen sagen! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

Wir, die Alteren, sollten uns angewöhnen, das 
alles, was wir alle miteinander geschaffen und alle 
miteinander gestaltet haben, auch im politischen 
Tageskampf nicht zu zerreden und mies zu machen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Dr. Carstens [Fehmarn] : Wem sagen Sie 

das?) 

Selbst dann, wenn wir nur den politischen Gegner 
meinen: Wir treffen in Wirklichkeit die Brust jun-
ger Menschen, wir lösen Zweifel in ihnen aus, und 
wir zerren an den Wurzeln, die dort keimen und 
die das Gemeinwesen tragen und das Verhältnis des 
jungen Bürgers zum Staat ausmachen. Das müssen 
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wir wissen bei dem, was wir in diesem Lande mit-
einander tun. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich bin sicher, daß die große Mehrheit unserer Ju-
gend so denkt und so empfindet und daß die Mehr-
heit unserer jungen Männer weiß, daß die Freiheit, 
in der wir leben, es auch uns allen und ihnen zur 
Pflicht macht, daß wir alle bereit sind, uns schüt-
zend vor dieses Land zu stellen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich weiß, daß es bequemer ist, Haß in die Herzen 
junger Menschen zu säen gegen etwas, was uns be-
droht oder bedrohen kann. Feindbild, das ist ein 
ideologischer Begriff, der in Diktaturen der Ver-
teufelung des Gegners dient. Das Feindbild, das ist 
die absolute Alleingültigkeit, mit der Dogmen be-
gründet werden; es soll von inneren Schwierigkei-
ten, von Fehlern und Mißständen ablenken, es soll 
die Herrschaft stabilisieren, es soll Bürger diszipli-
nieren und militarisieren. Das Feindbild nach außen, 
das Mängel im Inneren überlagern soll, baut Span-
nungen auf, die für die außenpolitischen Beziehun-
gen und das Miteinander der Völker gefährlich sind. 

Auf die Erziehung zu solchem Haß können wir 
verzichten und verzichten wir, und dies ist nicht ein 
bißchen weniger Bereitschaft, für die eigene Sicher-
heit einzutreten. Die eigene Sicherheit auf die Ver-
antwortung bewußter und mündiger Bürger grün-
den, die den Staat in ihre Fürsorge nehmen, dies ist 
mehr für unsere Sicherheit, als Haß gegen etwas in 
ihre Herzen zu flößen, und ist auch mehr für die 
Festigkeit des Staates, wenn wir an seine Zukunft 
denken. Sich so zu verhalten, das ist auch Ausdruck 
des Vertrauens auf das Verhalten mündiger Bürger 
und ihr Verständnis zu ihrem Staat. Eine Freund-
Feind-Ideologie zum Gegenstand der Erziehung jun-
ger Männer zu machen, wäre auch ein Widerspruch 
zur Politik der Bundesregierung. Diese Politik be-
ruht in Übereinstimmung mit dem Atlantischen 
Bündnis auf der Entschlossenheit zur Verteidigung 
und zugleich in Übereinstimmung mit den Grund-
sätzen der Vereinten Nationen auf dem Willen zur 
Entspannung und zu internationaler Zusammen-
arbeit. 

Unser Grundgesetz gebietet unsere Verteidigung. 
Wir bedrohen niemanden in der Welt und wollen 
niemanden bedrohen. Wir müssen aber alle unsere 
Anstrengungen am Ausmaß gegebener militärischer 
Bedrohung orientieren. Wir sind nicht Schrittmacher, 
aber wir müssen Schritt halten; dies tun wir. Aus 
diesem Grunde ist eine ungeschminkte Darstellung 
des Kräfteverhältnisses auch gerade gegenüber den 
Soldaten nötig; das ist das Darstellen der Feindlage, 
nicht eines Feindbildes. Es ist nötig, dieses Kräfte-
verhältnis dem Soldaten und einer nüchtern und 
realistisch denkenden Öffentlichkeit zu unterbreiten 
und zu erläutern, um das Ausmaß unserer Verteidi-
gungsanstrengungen darzulegen. 

Diese Verteidigungsanstrengungen sind für unsere 
Bevölkerung, unsere Steuerzahler eine schwere Last. 
Die Bundesregierung ist sich dessen wohl bewußt. 
Wir wissen auch, daß wir von den dienstpflichtigen 

jungen Männern einen Dienst verlangen, der ein 
Opfer ist, und wir wissen es zu würdigen. Aber 
unser Volk muß Vorsorge treffen und muß gewapp-
net sein, damit sein Friede gesichert bleibt. Die Ver-
teidigungsanstrengungen, die wir Seite an Seite mit 
unseren Verbündeten im Atlantischen Bündnis 
unternehmen, sind Voraussetzung für unsere Sicher-
heit, Voraussetzung auch für Fortschritte in der Ent-
spannung zwischen Ost und West und damit Vor-
aussetzung für vieles, was unseren Frieden auch in 
den nächsten Jahren sichern und festigen kann. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Ich danke Ihnen, Herr Minister. Wir treten in die 
Aussprache ein. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Wörner. 

Dr. Wörner (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! An Ihrer Rede, 
Herr Bundesminister, ist deutlich geworden — ich 
darf das dankbar feststellen —, daß es noch eine 
Reihe gemeinsamer Grundüberzeugungen, zumal auf 
dem Gebiet der Verteidigungspolitik, zwischen uns 
gibt. Ich möchte ganz ausdrücklich feststellen, daß 
wir für die Klarheit des Bekenntnisses zu diesem 
Staat, zu seiner Wertordnung dankbar sind. Herr 
Bundesminister, nur kann ich mir nicht vorstellen, 
daß wir die Adressaten dieses Bekenntnisses waren. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir wären dankbar, wenn Sie das in dieser Klarheit 
einmal vor Ihrer Partei sagen und in Ihre Partei hin

-

einsagen würden. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Und wir wären noch dankbarer, wenn das etwa in 
den Richtlinien für den Gemeinschaftskundeunter-
richt in Nordrhein-Westfalen, in Niedersachsen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: In Hessen!) 

in Hessen seinen Ausdruck finde könnte. Dort ver-
missen wir ein so. eindeutiges Bekenntnis. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Und noch eine kritische Bemerkung drängt sich 
mir auf. Sind das nicht die Geister, die Sie selbst ge-
weckt haben — nicht Sie persönlich; ich nehme Sie 
ausdrücklich davon aus —, als Sie beispielsweise 
1969 der jungen Generation sagten, dies sei ein 
reaktionäres, ein finsteres Land und das müsse jetzt 
erst einmal anders werden in diesem Land? 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Das ist jetzt die Folge davon. 

(Beifall bei der CSU/CSU.) 

Ich will noch etwas sagen, und zwar sehr offen. 
Ich glaube, daß Ihre Rede mit ihrem sehr optimisti-
schen Grundtenor der sicherheitspolitischen Lage 
unseres Landes nicht ganz gerecht wird. Man könnte 
über diese Rede — und das gilt auch für das Weiß-
buch — das Motto schreiben: Lieb Vaterland, magst 
ruhig sein! Dabei ist die sicherheitspolitische Land-
schaft unserer Tage von unheilvollen Widersprüchen 
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beherrscht, die auch Ihnen nicht entgangen sein 
können. Europa steht vor einer geschichtlichen 
Herausforderung und ist kraftloser und uneiniger als 
je zuvor. Das Atlantische Bündnis — unbestreitbar 
die erfolgreichste Allianz der freien Welt, die es je 
gegeben hat — ist auf einem Tiefpunkt angelangt, 
und zwar in einem Augenblick, in dem seine Ge-
schlossenheit und seine Solidarität angesichts einer 
sich wandelnden Welt dringlicher wären als je zu-
vor. 

Und dazu kommt: Die Entwicklung in Ost und 
West ist in vielen wichtigen Punkten gegenläufig, 
geradezu entgegengesetzt. Während das Zerwürfnis 
zwischen den Vereinigten Staaten und Europa die 
Fundamente der NATO erschüttert, festigt die So-
wjetunion in ihrem Machtbereich ihre Vorherrschaft 
weiter. Während der Warschauer Pakt immer über-
legener wird, seine Kräfte zusammennimmt, auf-
rüstet — in Mitteleuropa —, lassen die europäischen 
Staaten, einschließlich der Bundesrepublik Deutsch-
land, in ihren Verteidigungsanstrengungen fort-
laufend nach. Während die Sowjetunion in ihrem 
Machtbereich durch eine konsequente Politik der 
Abgrenzung die Politik der Entspannung zu hinter-
treiben versucht, untergraben bei uns — hier in der 
Bundesrepublik und anderswo im Westen — Illu-
sionen und gutgemeinte Hoffnungen zunehmend die 
Bereitschaft, Opfer für die Verteidigung zu erbrin-
gen. Mit einem Satz — und das muß so deutlich ge-
sagt werden, weil es so stimmt —: Der Warschauer 
Pakt wird stärker und die NATO wird schwächer, 
und wenn sich diese Entwicklungen fortsetzen, dann 
werden wir, und zwar sehr bald, an einem Punkt 
angelangt sein, an dem Verteidigung und Abschrek-
kung nicht mehr wirksam sein werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich meine, es wäre die wichtigste Aufgabe der 
Bundesregierung, unserem Volk dies in der gebote-
nen Deutlichkeit zu sagen, d. h. unser Volk darauf 
aufmerksam zu machen, wie gefährlich diese Ent-
wicklung ist, ihm klarzumachen, daß wir eben nicht 
in einer ruhigen und sicheren Landschaft leben, son-
dern daß wir in einer Landschaft leben, in  der es 
Gefahren gibt und in der sich die Gefahren eher 
verstärken als abschwächen; statt dessen hören wir 
diese Erklärungen. 

Wenn man das Weißbuch in die Hand nimmt, 
wenn man es liest: am Ende legt man es mit dem 
beruhigenden Gefühl aus der Hand, daß es mit un-
serer Sicherheit letztlich doch in Ordnung sei. 

(Abg. Pawelczyk: Ja, stimmt denn das 
nicht?) 

— Herr Pawelczyk, soeben habe ich einige Tenden-
zen aufgezeigt. Vielleicht werden Sie die Chance 
haben, zu reden, dann kommen Sie her und sagen 
Sie, daß ich auch nur in einer dieser Tendenzen 
übertrieben hätte. Wenn Sie  das nicht zu sagen ver-
mögen, dann müssen Sie mir recht geben, wenn ich 
sage, wir haben keinen Anlaß, uns hier in Ruhe mit 
diesem Zustand abzufinden. Wir müssen unsere 
Anstrengungen vergrößern, meine Damen und Her-
ren! 

(Beifall. bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Wörner, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Pawelczyk? 

Dr. Wörner (CDU/CSU) : Herr Präsident, unter 
der Voraussetzung — wenn ich das so sagen darf —, 
daß mir das nicht auf meine Redezeit angerechnet 
wird. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Ja. 

Pawelczyk (SPD) : Herr Dr. Wörner, leisten Sie 
einen Beitrag für die Sicherheit der westlichen Welt, 
wenn Sie sie geradezu zerreden, indem Sie Formu-
lierungen gebrauchen wie „Zerwürfnis der NATO", 
„tiefe Krise", „Kräfte untergraben die Sicherheit"? 
Dies wird doch der tatsächlichen Situation überhaupt 
nicht gerecht. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. Barzel: 
Man darf die Wahrheit nicht mehr sagen!) 

Dr. Wörner (CDU/CSU): Herr Pawelczyk, hier 
zeigt sich ein sehr unterschiedliches Verständnis 
der Funktion eines Politikers. 

(Abg. Kiep: Das kann man wohl sagen!) 

Wir sind der Auffassung, die Rolle des Politikers 
bestehe nicht darin, schönzufärben, sondern die 
Wahrheit zu sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich sage Ihnen noch etwas: Sie unterschätzen dieses 
unser Volk, wenn Sie glauben, daß es die Wahrheit 
nicht vertrage und nicht in der Lage sei, daraus die 
richtigen Schlußfolgerungen zu ziehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich sage noch einmal: In den wenigen Punkten, 
wo im Weißbuch die Lage ungeschminkt dargestellt 
wird, etwa bei der Aufrüstung, zieht man keine Kon-
sequenzen, und damit tritt im Grunde genommen 
das Dilemma der Sicherheitspolitik dieser Bundes-
regierung unverhüllt zutage: Während man auf der 
einen Seite die wachsende Überlegenheit des War-
schauer Pakts ausdrücklich anspricht, läßt man es 
auf der anderen Seite bei der einfachen, schlichten 
Feststellung, daß der Anteil der Verteidigungsaus-
gaben an den Gesamtausgaben des Bundes sinke, 
ohne jede weitere Konsequenz. 

Die Sicherheitspolitik — ich glaube, das wird jeder 
objektive Betrachter der Lage gleichermaßen se-
hen — durchläuft eine besonders kritische Phase, 
und zwar nicht nur hier in der Bundesrepublik, son-
dern in der gesamten westlichen Welt, nicht zuletzt 
deswegen, weil wir in einer Welt des Umbruchs le-
ben, in einer Welt, die „neue Strukturen des Frie-
dens" — um diesen Ausdruck von Kissinger zu 
nehmen — sucht. Das hat zur Folge, daß diese Welt 
ein sehr zwiespältiges Gesicht zeigt. Auf der einen 
Seite wird sie geprägt vom Bemühen, die Beziehun-
gen zwischen den beiden Supermächten aus der star-
ren Konfrontation zu lösen, auf der anderen Seite 
aber besteht die Rivalität und der politische und 
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ideologische Gegensatz der beiden Supermächte in 
ungebrochener Schärfe fort. Beidem muß die deut-
sche Politik Rechnung tragen. Wir müssen und wir 
werden uns am Prozeß der Normalisierung beteili-
gen, aber wir müssen auf der Hut bleiben vor jedem 
Versuch, die Machtverhältnisse in Europa so zu ver-
ändern, daß Westeuropa in den Machtbereich der 
UdSSR gerät. 

Der Nahostkrieg hat uns — ich glaube, in recht 
dramatischer Form — gezeigt, daß die Sowjetunion 
selbst in der vom strategischen Gleichgewicht ge-
prägten Phase des Bilateralismus nichts unversucht 
läßt, um das regionale Kräfteverhältnis überall dort, 
wo es ihr möglich ist, unter dem Dach der nuklearen 
Parität zu ihren Gunsten zu verschieben. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Alles deutet darauf hin, meine sehr verehrten Da-
men und Herren, daß die Sowjetunion das, wenn-
gleich mit anderen Mitteln, auch in Westeuropa ver-
sucht. Anders ist die konsequente Aufrüstung der 
Sowjetunion in Mitteleuropa, das heißt unmittelbar 
an unseren Grenzen, überhaupt nicht zu erklären. 
Wer meint, das gelte China, der geht an den mili-
tärischen und politischen Realitäten meilenweit vor-
bei, um das einmal sehr deutlich zu sagen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU.) 

Man muß sich doch fragen: Was kann denn die 
Absicht der Sowjetunion nur sein, wenn sie bei-
spielsweise die erste Staffel ihrer Streitkräfte ge-
radezu dramatisch verstärkt in der Absicht, sie zum 
Angriff aus dem Stand zu befähigen. Es kann doch 
im Grunde genommen nur eine Vorstellung dahin-
terstecken, die etwa so aussieht: das militärische 
Potential des Warschauer Pakts an unseren Grenzen 
so mächtig zu machen, daß durch Druck von außen 
Veränderungen bis hin zum Umsturz im Bereich der 
Staaten Europas gefördert oder mindestens ausge-
nützt werden könnten. Die Zielsetzung dieser Rü-
stungspolitik — das ist etwas, was diese Bundesre-
gierung nicht mehr ausspricht — kann nur offensiv 
sein, nicht zwangsläufig militärisch, aber sicher poli-
tisch offensiv. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Warum trauen Sie sich nicht mehr, das auszuspre-
chen? Warum brechen Sie statt dessen — ich sage, 
sehr zum unrechten Zeitpunkt — wieder die alte 
Feindbild-Diskussion vom Zaun? 

Herr Bundesminister Leber, bei all dem, was uns 
an Überzeugungen verbinden mag: Das, was Sie sich 
hier in der verzerrten Darstellung dessen, was Feind-
bild sein kann, geleistet haben, kann ich für meine 
Fraktion nicht akzeptieren. 

(Abg. Wehner: Hört! Hört!) 

Wer Ihnen zugehört hat, der mußte den Eindruck 
erhalten, als ob es in der Bundeswehr jemals üblich 
gewesen wäre, zum Haß zu erziehen. 

(Zuruf von der SPD: Dann haben Sie nicht 
genau zugehört, Herr Wörner!) 

Sie wissen ebensogut wie wir, daß Sie wie alle Ihre 
Vorgänger, insbesondere auch diejenigen, die der 

CDU/CSU angehörten, alles darangesetzt haben, 
nicht zum Haß in dieser Bundeswehr zu erziehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wenn Sie also heute gegen ein Feindbild losziehen, 
dann ziehen Sie los gegen einen Buhmann, den es 
nicht gibt. Wir in der Bundesrepublik Deutschland 
hatten weder gestern noch haben wir heute ein 
Feindbild nötig, das vom Haß geprägt ist oder das 
ideologisiert wäre. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU. — Abg. 
Wehner: Das machen Sie ja sogar innen

-

politisch mit Haß! — Oh-Rufe bei der CDU/ 
CSU. — Abg. Windelen: Das hätten Sie 

gern!) 

— Herr Kollege Wehner, es muß auch gesagt wer-
den: Wir könnten auf das Bild genauso wie auf den 
Feind selbst verzichten; den brauchen wir wahr-
lich in der Bundesrepublik Deutschland nicht. Wir 
wollten, wir hätten beides nicht. Aber das, was 
wir an Aufrüstung an unseren Grenzen erleben, 
richtet sich doch nicht gegen die Fidschi-Inseln und 
richtet sich nicht gegen Hawaii, sondern das richtet 
sich auch gegen die Bundesrepublik Deutschland, 
und deswegen muß diese Bedrohung beim Namen 
genannt werden. 

(Abg. Buchstaller: Wird doch!) 

— Ich sage Ihnen: dann hören Sie auf, so zu tun, als 
ob es, mindestens zu der Zeit, als wir regiert haben, 
ein von Haß geprägtes Erziehungsbild in der Bun-
deswehr und in der Bundesrepublik Deutschland ge-
geben hätte. 

(Abg. Wehner: Dann hören Sie aber auf, so 
zu tun, als ob es hier innenpolitisch welche 
gäbe, die das, was Sie die „Gefahr der 
Offensive" nennen, von hier aus unter- 

stützten! Dann sind wir quitt!) 

— Herr Kollege Wehner, ich kann Ihnen nur sagen 
— ich hoffe, das noch sagen zu können —: Hier in 
der Bundesrepublik Deutschland einigt die Menschen 
und die Parteien, mindestens die hier im Bundestag 
vertretenen Parteien, immer noch eines, nämlich die 
aufrichtige Sehnsucht, Frieden zu haben und Frieden 
zu halten. Worüber wir gelegentlich Meinungsver-
schiedenheiten haben, ist nur, welches der bessere 
Weg zu diesem Ziel ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Natürlich ist die sowjetische Strategie — das muß 
man bei einer solchen Debatte einmal sagen — um-
fassender und vielschichtiger. Sie umgreift politische, 
wirtschaftliche und soziale ebenso wie geistige und 
psychologische Faktoren. Allerdings bleibt für die 
UdSSR die militärische Macht eine, wenn nicht gar 
die bedeutendste Komponente ihrer weltumspan-
nenden Strategie. Die russische Gesamtstrategie ist 
geradezu gekennzeichnet vom politischen Gebrauch 
militärischer Macht. 

(Abg. Dr. Mertes [Gerolstein]: Sehr wahr!) 

Darum liegt die Bedrohung Europas gar nicht so 
sehr in der Gefahr einer kriegerischen Auseinander

-

setzung, obwohl auch diese nicht völlig ausge- 
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schlossen werden kann. Sie liegt viel eher in der 
politischen Gewichtsverlagerung auf Grund einer 
Verschiebung militärischer Machtgewichte. 

Ich bin davon überzeugt: die sowjetischen Führer 
wollen nicht den Krieg mit Europa; aber sie wollen 
die politische Vorherrschaft über Europa. Wenn es 
ihnen gelingt, die militärische Überlegenheit des 
Warschauer Pakts auszubauen und die Widerstands-
kraft des Westens weiter zu schwächen, dann gleitet 
Europa, vor allem wenn es geteilt bleibt und wenn 
seine Bindungen zu den USA schwächer werden, 
langsam, aber unaufhaltsam in den sowjetischen 
Machtbereich ab. Das ist ganz offensichtlich das Ziel 
der sowjetischen Strategie. Die Sowjetunion — das 
ist es eben, was uns nicht nur nachdenklich, sondern 
besorgt macht — hat Erfolg mit dieser Strategie, und 
vor allen Dingen deswegen, weil der Westen gegen-
wärtig dabei ist, dieser Strategie geradewegs in die 
Hände zu arbeiten. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Theo Sommer, ein Publizist, der nicht im Ver-
dacht steht, uns näher zu sein als Ihnen, hat sich 
erst unlängst veranlaßt gesehen, warnend auf einen 
Zusammenhang aufmerksam zu machen, der in der 
Bundesrepublik Deutschland immer mehr in Ver-
gessenheit gerät, und zwar den Zusammenhang 
zwischen Entspannung und der Stärke des Westens. 
Er schreibt — ich zitiere mit Genehmigung des 
Herrn Präsidenten —: 

Entspannung war von Anbeginn ein Konzept, 
das den Sowjets bloß durch die Demonstration 
westlicher Stärke aufgezwungen werden 
konnte. 

Und weiter: 

Nicht darauf, was die Sowjets wollen, kommt 
es an, sondern vornehmlich darauf, was ihnen 
der Westen erlaubt, wozu er sie durch 
Schwäche verführt, woran er sie durch Stärke 
hindert. 

Und schließlich: 

Wenn der Kreml sich eine Chance ausrechnen 
darf, daß die westlichen Gesellschaften vor der 
Herausforderung der Stunde versagen, wenn 
er darauf zu spekulieren vermag, daß die Ge-
meinschaft der westeuropäischen Neun sich 
allmählich wieder aufdröselt, wenn er ferner 
auseinander treibt, dann kann nichts ihn daran 
hindern, von der Minimalstrategie des vergan-
genen Jahres wieder zurückzuschalten auf jene 
Maximalstrategie, von der Moskaus Ideologen 
ja nur unter dem Zwang der Fakten abgerückt 
waren. 

Ich glaube, deutlicher und richtiger kann man die-
sen Zusammenhang nicht ausdrücken. Ich wollte, 
daß die Bundesregierung stärker, als sie das bis 
jetzt getan hat, nach innen wie nach außen deut-
lich macht, daß sie begreift, daß eine erfolgreiche 
Politik der Normalisierung zweierlei voraussetzt, 
eine nüchterne Sicht der Entspannung zum einen 
und zum anderen die ungebrochene politische und 
militärische Stärke des Westens. An beidem hat es 

die Bundesregierung nach unserer Auffassung ge

-

rade in den letzten Jahren fehlen lassen. Anstatt 
zu einer nüchternen und illusionslosen Sicht der 
Entspannung beizutragen, hat sie Illusionen nicht 
nur entstehen lassen, sie hat sie, wenn ich das recht 
sehe, aus sehr durchsichtigen innenpolitischen 
Gründen — denken Sie an die Wahlen des Jahres 
1972 — geradezu gefördert. Entspannung besteht 
eben nicht nur im Austausch unverbindlicher 
Freundlichkeiten und auch nicht im bloßen Waren-
austausch, so nützlich, so notwendig, so richtig 
er sein mag. Entspannung heißt — und das darf 
nicht in Vergessenheit geraten — Überwindung 
politischer und militärischer Spannungen und Ge-
gensätze. Davon aber sind wir heute noch meilen-
weit entfernt. Solange wir diesen Zustand nicht 
erreicht haben, gibt es keinen Anlaß, die Rüstungs-
politik der Sowjetunion mit Hilfe von verbilligten 
Krediten aus der Bundesrepublik Deutschland zu 
finanzieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es kennzeichnet doch — ich sage das sehr, sehr 
milde — die Naivität dieser Bundesregierung, daß 
sie allen Ernstes über Kredithilfe an die Sowjet-
union nachdenkt, während diese Sowjetunion nach 
ihren eigenen Feststellungen ihr militärisches 
Machtpotential an unseren Grenzen fortlaufend aus-
baut. Ich erlaube mir zu sagen, diese Politik der 
Großzügigkeit nach Osten hin kontrastiert merk-
würdig mit der Härte, mit der sie mit unserem 
größten Bündnispartner über Geldfragen verhandelt 
hat. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU.) 

Wir hätten uns da manchmal eine ähnliche Groß-
zügigkeit gewünscht. 

(Abg. Kiep: Da ist Herr Leber auch unserer 
Meinung!) 

Herr Leber hat, wie manchmal, mit seinem Wort: 
„Keinen Pfennig ..." ich brauche das nicht fortzu-
setzen   die Wahrheit getroffen; nur ich sage 
das sehr offen und hoffentlich nicht allzu verlet-
zend —, Herr Bundesminister Leber hat das Pech, 
daß er in seiner Partei nicht immer gehört wird. 
Man hat auch den Eindruck, daß er sich nicht immer 
durchsetzt, sonst könnte das ja alles nicht möglich 
gewesen sein, was sich nach diesem Ausspruch in 
der Bundesrepublik Deutschland und in dieser 
Bundesregierung ereignet hat. 

(Zuruf von der SPD: Sie haben vergessen zu 
klatschen!) 

Man muß doch eines sehen: das offensichtlich über-
ragende Interesse der Sowjetunion an technologi-
scher Hilfe aus dem Westen hängt damit zusam-
men, daß die forcierte Rüstungspolitik der UdSSR 
einen großen Teil ihrer Ressourcen schluckt und 
damit ihren technologischen Rückstand zum Westen 
immer weiter verstärkt. 

Ich möchte auch noch etwas zur Entwicklung in 
der NATO, sagen. Wir sind nicht der Meinung, 
Herr Bundesminister Leber, daß es in dieser NATO 
so aussieht, und zwar so harmlos aussieht, wie Sie 
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das eben geschildert haben. Ich möchte hier ganz 
ausdrücklich feststellen: diese Bundesregierung hat 
wenig oder, besser gesagt, nichts dazu getan, um 
die sich seit längerem anbahnende Krise in der 
NATO zu verhindern. Außer beschönigenden Erklä-
rungen kam von dieser Bundesregierung nichts Kon-
struktives. 

(Abg. Wehner: Das ist eine Behauptung!) 

Niemand wird so töricht sein — das möchte ich 
eingangs feststellen —, der Bundesregierung diese 
Krise allein oder überwiegend anzulasten, 

(Abg. Wehner: Aha!) 

aber schuldlos, Herr Wehner, ist sie daran nicht. 
Sie hat durch ihr eigenes Verhalten und vor allen 
Dingen durch ihren schwankenden Kurs dazu bei-
getragen, daß die NATO in dem 25. Jahr ihres 
Bestehens auf dem tiefsten Punkt seit ihrer Grün-
dung angelangt ist. 

(Abg. Wehner: Das ist ein unerhörter und ein 
unbegründeter Vorwurf!) 

— Ich werde Ihnen diesen Vorwurf begründen. Es 
fing damit an — und gleich am Anfang stehen Sie 
mit, Herr Wehner! —, daß die Vorstellungen, die 
Anregungen und die Vorschläge des amerikanischen 
Außenministers zur Erarbeitung einer atlantischen 
Deklaration von der Bundesregierung und von ihren 
Parteien mit einer frostigen, abweisenden Kühle 
aufgenommen wurden. 

(Abg. Dr. Barzel: Sie sprachen von einem 
„Monstrum" !) 

Und, Herr Wehner, Sie persönlich haben diese Er-
klärung Kissingers als „Monstrum" bezeichnet. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Halten Sie das für einen Beitrag? 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Wehner: 
Weil ich für einen Dialog bin!) 

Es folgte dann — ich kann es Ihnen nicht ersparen — 

(Abg. Wehner: Natürlich nicht!) 

die offenkundige Verletzung der Bündnissolidarität 
in der Nahost-Krise. 

(Abg. Kiep: Am 6. November! — Abg. 
Wehner: Eine unerhörte Behauptung! — Zu

-

ruf von der CDU/CSU: Das ist die Wahr

-

heit, Herr Wehner! — Abg. Wehner: Das 
ist ein Sammelsurium, weil Sie im Inneren 

einen Feind brauchen!) 

Dann haben Sie sich wieder davon distanziert, um 
kurz danach die Erklärung vom 6. November — — 

(Abg. Wehner: Sie stellen die Tatsachen 
auf den Kopf und sagen dann immer noch, 

es seien welche!) 

Ich wäre dankbar, wenn Sie, Herr Präsident, diese 
Zeit abzögen, in der ich mich kaum mehr bemerk-
bar machen kann, weil der Herr Wehner — — 

(Glocke des Präsidenten.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Kollege, Sie irren! Das Mikrophon ermöglicht 
es Ihnen, sich voll bemerkbar zu machen. 

(Heiterkeit.) 

Dr. Wörner (CDU/CSU): Ich bedanke mich sehr, 
Herr Präsident! — Es folgte dann, Herr Kollege 
Wehner, jene Erklärung vom 6. November 1973, 
die doch die USA vor den Kopf stoßen mußte. Und 
als man merkte, was man angerichtet hatte, distan-
zierte sich hier der Bundeskanzler in sehr vorsich-
tiger Form. Dann ging man nach Washington auf 
die Energiekonferenz, hat dort nach anfänglichem 
Zögern eine USA-freundliche Politik eingenommen, 
kam zurück, und kurz darauf machte man — ohne 
jegliche Konsultation der USA — nun wiederum 
den Versuch, mit den Europäern die arabische Zu-
sammenarbeit voranzutreiben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Gestatten Sie eine Zwischenfrage, Herr Abgeord-
neter Wörner? 

Dr. Wörner (CDU/CSU) : Das hat nichts, aber 
auch gar nichts mit der für die deutsche Politik 
sicherlich notwendigen Funktion des Brückenschlags 
zu tun. Das ist genau das, was der Herr Leber als 
unmöglich bezeichnet hat. Das ist eine Politik des 
Schaukelns nach dem Motto, mal jenem und mal 
diesem zu gefallen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Mit dieser Politik setzt man sich zwischen alle 
Stühle. 

Bitte, Herr Wehner! 

Wehner (SPD) : Sehr geehrter Herr Kollege! Darf 
ich Sie, da Sie hier Daten aneinanderreihen, bitten, 
in diese Datenreihe den 3. Mai 1973 mit den Ent-
schließungen und der Erklärung des Aktionskomi-
tees für die Vereinigten Staaten von Europa, an de-
nen die führenden politischen Personen der Parteien 
aller demokratischen Richtungen der neun Länder 
beteiligt waren, einzugliedern und sich zu vergegen-
wärtigen? Der Herr Barzel war — wenn ich mich 
richtig entsinne — damals auch noch dabei. 

(Beifall bei der SPD.) 

Dr. Wörner (CDU/CSU) : Herr Kollege Wehner! 
An schönen Erklärungen haben es die Europäer 
selten fehlen lassen. 

(Abg. Wehner: Das ist eine ungeheuerliche 
Beleidigung der Leute dort! — Widerspruch 

bei der CDU/CSU.) 

Was die Amerikaner verärgern mußte, war die 
Tatsache, daß die Taten der Regierungen den schön-
nen Worten der Parteien nicht folgten. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der CDU/CSU. — Abg. Wehner: Sie ken

-

nen das nicht! Sie können gar nichts da

-

für! — Abg. Damm: Vielen Dank für das 
Kompliment!) 
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Keiner verkennt die schwierige Position der Bun-
desrepublik Deutschland zwischen den Vereinigten 
Staaten und Frankreich. Wir brauchen die USA, aber 
wir brauchen auch Europa, und das heißt Frankreich. 

(Zuruf von der SPD: Selbstverständlich!) 

Darum dürfen wir uns weder in eine Frontstellung 
gegen die USA noch in eine Frontstellung gegen 
Frankreich drängen lassen. 

(Abg. Wehner: Wem erzählen Sie das?) 

Wir dürfen uns nicht in Atlantiker und in Europäer 
teilen lassen. Europäer kann man auf die Dauer nur 
als Atlantiker und Atlantiker auf die Dauer nur als 
Europäer bleiben. 

(Zuruf von der SPD: Das sagen Sie mal 
Ihren Gaullisten!) 

Gerade aber wenn die deutsche Politik dieser Auf-
gabe gerecht werden will, dann kann sie das nur, 
wenn sie einen geradlinigen Kurs steuert, der auf 
beiden Seiten Vertrauen schafft. 

(Abg. Kiep: Keinen Zickzack-Kurs!) 

'er in schönem Wechselspiel mal den einen und 
mal den anderen Partner vor den Kopf stößt, der 
wird sich mit einem solchen Zickzack-Kurs nur Miß-
trauen, nicht aber Vertrauen einhandeln. Darum 
geht es. 

(Sehr richtig! und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Diese Bundesregierung ist doch einmal mit dem 
Anspruch angetreten, den Handlungsspielraum der 
deutschen Politik auszuweiten. 

(Abg. Wehner: Das hat sie auch getan!) 

— Heute, Herr Wehner, ist das Verhältnis zu den 
USA schlechter. Europa ist von seiner politischen 
Einigung weiter entfernt als je zuvor, und Ihre viel 
gerühmte Entspannungspolitik läuft sichtbar auf 
Grund. Wo bleibt da der Handlungsspielraum der 
deutschen Politik, den Sie  so  oft beschworen haben? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es muß ,die Frage erlaubt sein, ob sich hier nicht 
der tiefe und unauflösliche Widerspruch offenbart, 
der zwischen den ostpolitischen Konzeptionen und 
der Europa- und Bündnispolitik der Bundesregierung 
besteht. Wer wie diese Bundesregierung all seine 
Energien in die Ostpolitik investiert, braucht sich 
nicht zu wundern, wenn letztlich die Westpolitik 
darüber in eine Krise gerät. 

Ich weiß nicht, ob Sie gelesen haben, was Golo 
Mann, auch wieder ein unverdächtiger Zeuge, dieser 
Tage in ,der Vierteljahresschrift „Neue Rundschau" 
mit sehr scharfem analytischen Verstand herausge-
arbeitet hat. Er schreibt: 

Wußte man in Bonn genau und klar, was man 
mit den Ostverträgen wollte? Verfolgte man 
ambivalente, schwankende Ziele? Dies will ich 
gestehen: Hätte ich zur rechten Zeit den großen 
Plan Egon Bahrs gekannt, jene Fallstudie, jenes 
historisch unsagbar unwissende Projekt eines 
Ost-Locarno, hätte ich dieses Knabenwerk ge-
kannt, meine Befürwortung ,der Ostverträge 

wäre noch vorsichtiger umschrieben gewesen, 
als sie es war. 

Und jetzt kommt der Passus, warum ich das hier 
zitiere: 

Keine Außenpolitik kann beliebig viele Ener-
gien in beliebig vielen Richtungen verbrauchen. 
Indem man seit Herbst 1969 Osteuropa/Rußland 
wählte, hat man Europa als Nebensache behan-
delt trotz aller Konferenzen und ihrer dem 
Schein nach verheißungsvollen Resultate. 

Das ist die Betrachtung eines Mannes, der nun wirk-
lich nicht in dem Geruch steht, Ihnen in irgendeiner 
Weise besonders skeptisch gegenüberzustehen. 

(Abg. Wehner: Je nachdem!) 

Nun zur Bewertung der atlantischen Allianz. Hier 
stimmen wir voll überein. Der Schutz der USA und 
des atlantischen Bündnisses ist für uns von der 
CDU/CSU — ich brauche das fast nicht mehr zu 
sagen — durch nichts und niemanden zu ersetzen. 
Ein Mächtegleichgewicht kann es in Europa nur mit, 
nicht ohne und schon gar nicht gegen die USA 
geben. 

(Abg. Josten: Sehr wahr!) 

Darum hat auch für uns das atlantische Bündnis 
Vorrang. Zu ihm sehen wir keine Alternative. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ohne amerikanischen Nuklearschutz — auch das 
muß hinzugefügt werden — und ohne hinreichende 
Präsenz von US-Truppen lassen sich weder die Bun-
desrepublik noch Europa verteidigen. 

(Abg. Pawelczyk: Das ist nicht die Auffas

-

sung der gesamten Opposition!) 

— Herr Pawelczyk, zu beurteilen, was die Auffas-
sung der gesamten Opposition  ist,  überlassen Sie 
besser uns. Bei alledem, was Sie dazu normaler-
weise zu sagen pflegen, haben Sie wahrscheinlich 
keinen unverstellten Blick. 

(Zurufe von der SPD.) 

Ich meine aber, daß es von uns, den Europäern 
und unserem Verhalten weitgehend abhängt, ob 
dieser amerikanische Nuklearschutz und die ame-
rikanische Präsenz aufrechterhalten bleiben. 

Darum die  Frage: Was muß geschehen? 

Erstens. Die Festigung des atlantischen Bündnisses 
muß im Vordergrund unserer Bemühungen stehen. 
Dazu gehört zunächst einmal, daß die große, ich 
meine, vom geschichtlichen Bewußtsein getragene 
Herausforderung der USA zu einer neuen Fundie-
rung der atlantischen Allianz eine europäische, d. h. 
auch eine deutsche Antwort in gleichem Geist ver-
dient hat und daß sie eine solche Antwort erhält. 
Dazu gehört, daß in einer solchen Erklärung die 
wechselseitige Abhängigkeit Europas und der USA 
eindeutig zum Ausdruck kommen muß. Wir Euro-
päer können uns nicht länger sträuben, den Zusam-
menhang zwischen den politischen, den militärischen 
und den wirtschaftlichen Problemen anzuerkennen. 

(Abg. Damm: Sehr wahr!) 
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Das heißt nicht, daß einem formellen Junktim zuge-
stimmt werden müsse, sondern bedeutet, daß die 
wirtschaftlichen, handels- und währungspolitischen 
Probleme zwischen Europa und den USA im Geist 
der Partnerschaft und nicht der Rivalität angepackt 
und gelöst werden müssen. Handelskrieg auf der 
einen Seite und Sicherheitspartnerschaft auf der an-
deren Seite mit ein und demselben Verbündeten 
lassen sich nicht vereinbaren. Deswegen ist auch ein 
gerechter Lastenausgleich im Bündnis unverzichtbar. 
Ich unterstreiche hier alles, was der Herr Bundes-
verteidigungsminister gesagt hat. 

Auch unsere Position ist es, die europäischen Ver-
bündeten jetzt aufzufordern, sich an diesem Lasten-
ausgleich zu beteiligen. Wir begrüßen es, daß es 
möglich war, das Devisenausgleichsabkommen abzu-
schließen. Ich darf hier sagen: Jede Verbesserung 
des Konsultationsverfahrens in der NATO wird un-
sere Unterstützung finden. 

Zweitens. Auch Europa darf sich nicht mit seiner 
Ohnmacht abfinden. Ein neuer Anlauf auf dem Ge-
biet der gemeinsamen Verteidigung sollte versucht 
werden, obwohl wir uns über die Schwierigkeiten 
wohl im klaren sind. Dazu muß zunächst einmal der 
Versuch gemacht werden, die bilaterale Zusammen-
arbeit zwischen der Bundesrepublik und Frankreich 
auf dem Sektor der Verteidigungspolitik voranzu-
treiben. Wenn man den deutsch-französischen Ver-
trag nachliest, stellt man fest, daß in ihm eine ganze 
Reihe unausgeschöpfter Möglichkeiten liegen. Wir 
sollten es wenigstens versuchen, dieses Instrumen-
tarium zu nützen. 

Drittens. In den Konferenzen über Sicherheit und 
Abrüstung gilt es, unbeirrt am Konzept der Ausge-
wogenheit und der unverminderten Sicherheit fest-
zuhalten und sich davon nicht abbringen zu lassen. 
Ich bin dankbar für die Erklärung, daß wir uns nicht 
unter Zeit- und Erfolgsdruck setzen lassen. Ich hoffe 
nur, daß die Praxis dieser Regierung so sein wird 
wie das, was hier gesagt wurde. 

Ich möchte hier nur einen zusätzlichen Gedanken 
vortragen. Bei allen diesen Verhandlungen und Ver-
einbarungen dürfen wir der Sowjetunion kein In-
strument in die Hände spielen, mit dem sie die euro-
päische Einigung erschweren oder gar verhindern 
könnte. 

(Abg. Carstens [Fehmarn] : Sehr gut!) 

Viertens. Auf militärischem Gebiet gilt es, die 
Glaubwürdigkeit der Abschreckung aufrechtzuerhal-
ten. Zur Doktrin der sogenannten „flexible response" 
gibt es keine Alternative. Diese allerdings bleibt 
nur solange wirksam, als auf jeder Stufe konven-
tionell, taktisch-nuklear und strategisch-nuklear —
hinreichende Fähigkeiten vorhanden sind und an der 
Bereitschaft der NATO zur Eskalation nicht gezwei-
felt werden kann. Das heißt zum einen: Der Zusam-
menhang zwischen taktisch-nuklearer und strate-
gisch-nuklearer Ebene darf nicht durchschnitten wer-
den. Europa muß an den strategischen Schutz der 
USA angeschlossen bleiben. Auch ein auf den euro-
päischen Schauplatz begrenzter Krieg muß ausge-
schlossen bleiben. Ich sage das im Blick auf eine 
Diskussion, die man jetzt gelegentlich auf wissen-
schaftlichem Gebiet erlebt. 

Ich möchte hier für unsere Fraktion die von Ver-
teidigungsminister Schlesinger angekündigte Ver-
feinerung der Nukleardoktrin ausdrücklich begrü-
ßen, weil sie die Möglichkeiten des US-Präsidenten 
erweitert, also dazu angetan ist, die Glaubwürdig-
keit der Abschreckung zu erhöhen. 

Die eigentliche Schwäche unseres Verteidigungs-
systems liegt auf konventionellem Gebiet. Hier 
droht eine gefährliche Lücke. Schon heute bestünde 
— das muß ausgesprochen werden — im Konflikt-
fall ein unerträglich früher Zwang zum nuklearen 
Ersteinsatz. Jede weitere Verminderung konventio-
neller Kampfkraft müßte diesen Zeitraum noch wei-
ter nach vorn rücken. Damit finden sich aber die 
USA immer weniger ab, und zwar aus guten und, 
wie ich meine, verständlichen Gründen, weil sie be-
strebt sein müssen, das nukleare Risiko einzuengen 
und nicht auszuweiten. Man kann und darf von 
ihnen nicht erwarten, daß sie das Nachlassen der 
europäischen Verteidigungsanstrengungen mit höhe-
rem nuklearen Risiko bezahlen. Das heißt aber 
— dies ist eine Konsequenz, die wir endlich ziehen 
müssen —, daß wir unsere konventionelle Kampf-
kraft nicht noch weiter schwächen dürfen, daß die 
weitergehende Verringerung der Verteidigungsfähig-
keit aus dem Stand ein Ende haben muß. 

Es muß allerdings auch den Amerikanern gesagt 
werden, daß der Abzug konventioneller Truppen 
der Amerikaner aus Europa natürlich gleichbedeu-
tend wäre mit einem Herabziehen der sogenannten 
nuklearen Schwelle und daß man das eine oder das 
andere, aber nicht beides zusammen haben und tun 
kann. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU.) 

Das heißt vor allem, daß die Einsatzbereitschaft 
und die Kampfkraft der Bundeswehr aufrechterhal-
ten und verbessert werden müssen. Ich sage ganz 
ausdrücklich: Die Bundeswehr ist unbestreitbar eine 
gute — ich sage: noch eine gute —, eine modern 
ausgerüstete und kampfkräftige Armee. Ich darf 
mich hier für meine Fraktion dem Dank an die Sol-
daten anschließen. Wir verlassen uns auf die Solda-
ten der Bundesrepublik Deutschland. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Aber Schwächen in unserem Verteidigungssystem 
sind unübersehbar. Die Verkürzung der Wehrdienst-
zeit ist nicht ohne Auswirkung auf die Qualität der 
Ausbildung, auf den Ausbildungsstand geblieben. 
Jeder Soldat draußen, den Sie fragen, wird Ihnen 
das bestätigen. Ich sage auch ganz offen, Herr Mini-
ster, wir haben erhebliche Zweifel, ob die Wehr-
strukturänderung, die Sie aufs neue hier propagiert 
haben, nicht eben doch eine Reduzierung von 
Kampfkraft bedeutet. 

Lassen Sie mich eine Bemerkung machen! Wir 
halten es für einen ganz schlechten Stil, daß wir am 
5. Dezember — um diesen Tag herum muß es gewe-
sen sein — im Verteidigungsausschuß Dutzende von 
kritischen Fragen stellten, aber  darauf bis heute 
keine Antwort haben und daß Sie jetzt wieder Zah-
len nennen, die Sie uns noch nicht einmal in den 
internen Beratungen geliefert haben. Solange wir 
nicht von Ihnen ganz klare und lückenlose Aus- 
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kunft darüber haben — nicht in ein paar Statements, 
die Sie hier abgeben —, wie sich nun die Einspa-
rung errechnet, solange wir nicht wirklich nachge-
prüft haben, ob nicht die Zusammenlegung beispiels-
weise der territorialen Verteidigung, die Auflösung 
des Wehrbereichskommandos viel mehr Nachteile 
haben muß, solange wir nicht nachgeprüft haben, ob 
das kleinere Kompanie-Modell beispielsweise nicht 
mehr Nachteile als Vorteile hat, werden Sie eine 
gründliche parlamentarische Diskussion darüber 
nicht haben können. Warum also dieser erneute 
Versuch, Dinge zu präjudizieren, die nach Ihrer Mei-
nung in diesem Parlament sachlich vorher, und das 
heißt wohl im Ausschuß, ausdiskutiert sein müssen? 

Wer diese Mängel, die unsere Verteidigung hat, 
beseitigen will, muß bereit sein, die finanziellen An-
strengungen zu erhöhen. Er muß einfach zu dieser 
Konsequenz bereit sein. Natürlich haben Sie recht, 
Herr Bundesminister, wenn Sie sagen, wir wün-
schen uns, daß andere Bündnispartner mehr täten, 
aber Maßstab für unsere Aufwendungen kann eben 
nicht das sein, was neben uns geschieht, wo wir im 
übrigen im Vergleich gar nicht so gut abschneiden, 
wenn man den Querschnitt der NATO nimmt. Maß-
stab für unsere finanziellen Aufwendungen kann 
doch nur das gegnerische Potential, kann doch nur 
die Bedrohung und sonst nichts sein. Und es ist 
einfach ein Faktum, daß seit einem Jahrzehnt — ich 
sage das ausdrücklich die Zuwachsraten des Ver-
teidigungsbudgets hinter den Steigerungsquoten des 
Bundeshaushalts zurückbleiben, auch nach den ver-
besserten Quoten, die Sie uns vorgetragen haben; 
denn der Bundeshaushalt wird eine Steigerungs-
quote von insgesamt über 14 % haben, wahrschein-
lich sogar noch mehr. Die CDU/CSU-Fraktion ist der 
Auffassung: ein fortlaufend sinkender Verteidi-
gungsaufwand, gemessen am Bruttosozialprodukt 
und gemessen am gesamten Haushalt, darf nicht 
zum Naturgesetz unserer Sicherheitspolitik werden. 
Darum muß die mittelfristige Finanzplanung revi-
diert und muß die sinkende Tendenz der Verteidi-
gungsausgaben gebrochen werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Herrn Abgeordneten Schmidt (Würgen-
dorf)? 

Dr. Wörner (CDU/CSU) : Ich bitte Sie, zu Ende 
kommen zu dürfen; meine Redezeit nähert sich 
dem Ende. 

Fünftens. Wer unserem Volk diese Anstrengun-
gen abverlangen will, muß ihm, so meine ich, ein 
ungeschminktes Bild der Sicherheitslage zeichnen 
und darf sich nicht mit der wachsenden Gleichgültig-
keit den Streitkräften gegenüber abfinden oder 
diese wachsende Gleichgültigkeit gar noch, wie es 
mit abenteuerlichen Wendungen im Weißbuch ge-
schehen ist, in Vertrauen umdeuten. Gleichgültig-
keit gegenüber den Streitkräften bedeutet nicht Ver-
trauen zu den Streitkräften, aber wir brauchen Ver-
trauen zu den  Streitkräften, wenn sie ihrer Auf-
gabe genügen wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.)  

Ich spare mir einiges von dem, was ich mehr in 
ironischem Ton über das soziologische Kauder-
welsch zu sagen vorhatte, das man in  den  entspre-
chenden Kapiteln zum Teil findet. 

(Zuruf von  der  CDU/CSU: Das ist heute 
üblich!) 

Ich sage deshalb nur noch: 

Für sehr gefährlich halte ich die Aussage des 
Weißbuches zum Verhältnis des Bürgers zum Staat. 
Wer sich mit der distanzierten Haltung des Bürgers 
zum Staat und der Bundeswehr als einer Selbstver-
ständlichkeit abfindet, der wird eines Tages ein ganz 
böses Erwachen erleben. Der Staat braucht mehr als 
Distanz seiner Bürger, vor allen Dingen dann, wenn 
er in Krisenzeiten bestehen will. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich sage Ihnen ebenso deutlich wie zum finanziel-
len Kapitel: Die schwindende Verteidigungsbereit-
schaft ist auch kein Naturgesetz, mit dem wir uns 
abfinden müssen. Die Kraft einer politischen Füh-
rung muß sich darin ausweisen, die Bedeutung der 
Streitkräfte gerade in einer Zeit des Wandels und 
der Entspannung der Bevölkerung zu verdeutlichen. 

Eine letzte Bemerkung: Politische Führung darf es 
nach unserer Auffassung auch nicht zulassen, daß 
aufs neue eine Mauer des Mißtrauens zwischen Bun-
deswehr und Gesellschaft errichtet wird. Den ständi-
gen Verdächtigungen der Bundeswehr durch Mitglie-
der und Anhänger der SPD muß entschlossener von 
der Führung der SPD entgegengetreten werden. 

(Beifall bei der CDU/CDU.) 

Die schönsten Bekenntnisse zur Bundeswehr, die der 
Herr Verteidigungsminister abgibt, die schönsten 
Bekenntnisse zur Bundeswehr, die wir im Weißbuch 
von seiten des Bundeskanzlers lesen, nützen nichts, 
wenn dahinter noch nicht einmal die Kraft steht, 
klare Verhältnisse in der eigenen Partei und klare 
Verhältnisse im Volk zu schaffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die Bundeswehr ist Teil unserer Gesellschaft. Sie 
ist offen gegenüber dieser Gesellschaft, und sie un-
terliegt der Kontrolle durch die berufenen Organe in 
unserer Demokratie. 

Aber nicht nur die Bundeswehr hat Pflichten 
gegenüber dem Staat und der Gesellschaft. Auch der 
Staat und die Gesellschaft haben Pflichten gegenüber 
der Bundeswehr. So wie sich die Bundeswehr von 
der Gesellschaft nicht abkapseln darf, so muß sich 
auch die Gesellschaft der Bundeswehr gegenüber 
offenhalten. Der Pflicht der Bundeswehr zur Loyali-
tät gegenüber dem Staat entspricht ihr Recht auf 
Vertrauen der Bürger, solange sie diese Demokratie 
schützt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Der englische Historiker Toynbee hat einmal ge-
sagt: 

Völker und Kulturen gehen zugrunde, wenn sie 
auf die Herausforderung der Geschichte falsch 
oder nicht antworten. 
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Die geistigen und die materiellen Kräfte Europas 
reichen aus, Europa zu einem selbständigen Partner 
der USA in der Weltpolitik zu machen. Die 260 Mil-
lionen Westeuropäer müssen die Schicksalsfrage be-
antworten, ob sie neben der Kraft auch den Willen 
aufbringen, ihrem Gewicht entsprechend an der Ge-
staltung einer neuen Weltordnung mitzuarbeiten. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, lassen Sie mich für den 
Ablauf der Debatte noch drei Bemerkungen machen. 

Zunächst einmal bitte ich die Damen und Herren 
des Hauses, davon überzeugt zu sein, daß sie die 
Redezeit eines Redners durch Zwischenfragen nicht 
verkürzen können. 

Zweitens. Der amtierende Präsident wird, weil 
ja Zwischenfragen und ihre Beantwortung die De-
batte beleben, selbstverständlich für einen angemes-
senen Ausgleich am Ende einer Redezeit sorgen. 

Drittens möchte ich die Damen und Herren auf 
den Tribünen darauf hinweisen, daß nach der Ord-
nung des Hauses dort Mißfallens- oder Beifallskund-
gebungen nicht gestattet sind. 

Das Wort hat der Abgeordnete Buchstaller. 

Buchstaller (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Auch das dritte Ver-
teidigungsweißbuch der sozialliberalen Bundesregie-
rung gibt nüchtern und offen Auskunft über die mili-
tärische Situation in der Welt und in Mitteleuropa, 
den Zustand der Bundeswehr und die sicherheits-
politischen Absichten der Bundesregierung. Die 
Durchführung und Fortschreibung der sicherheits-
politischen Grundsätze der vorangegangenen Regie-
rungserklärungen von Bundeskanzler Willy Brandt 
finden darin ihren Niederschlag. 

In den meisten Stellungnahmen in der Offentlich-
keit, auch des Auslands, wurde die klare und un-
geschminkte Sachaussage des Weißbuchs 1973/74 
zur Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland und 
zur Entwicklung der Bundeswehr positiv gewürdigt. 
Es blieb ausschließlich der Opposition in diesem 
Hause vorbehalten, im Hinblick auf das Verteidi-
gungsweißbuch von konzeptioneller Unergiebigkeit 
und sachlicher Enttäuschung zu sprechen. Damit ist 
die Opposition auch auf diesem Gebiet ihrer Stra-
tegie der totalen Negation treu geblieben. 

(Abg. Wehner: Sehr wahr!) 

Die SPD-Bundestagsfraktion begrüßt die Heraus-
gabe des Verteidigungsweißbuchs 1973/74. Mit die-
sem Weißbuch wird die Regierungserklärung vom 
18. Januar vergangenen Jahres zur äußeren Sicher-
heit konkretisiert. Zugleich ist es ein Rechenschafts-
bericht über die bisherigen Leistungen, verbunden 
mit einem Ausblick auf die Zukunft, und eine klare 
Aussage über die Ziele der deutschen Verteidigungs-
politik im Rahmen des westlichen Bündnisses. 

Das neue Weißbuch verdeutlicht die enge Ver-
zahnung von Außen- und Sicherheitspolitik und 
führt den Beweis für die Richtigkeit des praktizier-

ten Konzepts dieser Regierung, die Sicherheitspolitik 
von den Eckpfeilern Verteidigungs- und Entspan-
nungspolitik tragen zu lassen. Mit dem Vorwort 
von Bundeskanzler Willy Brandt wird die Wichtig-
keit der Sicherheitspolitik als ein Instrument der 
Friedenssicherung unterstrichen und die Leistung 
und Zuverlässigkeit der Soldaten der Bundeswehr 
gewürdigt. 

Die SPD-Bundestagsfraktion würde es begrüßen, 
wenn alle Länder, vor allem aber die Staaten, die 
in die MBFR-Verhandlungen einbezogen sind, einen 
so offenen militärischen Zustands- und Absichts-
bericht abgäben, wie das deutscherseits durch die-
ses Weißbuch geschieht. Das könnte schon als eine 
vertrauensfördernde Maßnahme im Rahmen der 
MBFR-Verhandlungen gewertet werden. Verteidi-
gungsminister Georg Leber beweist jedenfalls, daß 
die Bundesrepublik Deutschland nichts zu verbergen 
hat. 

Oberstes Ziel der Sicherheitspolitik der Bundes-
republik Deutschland ist es, im Rahmen des Bündnis-
ses einen angemessenen Beitrag dafür zu leisten, 
daß durch ein ausgewogenes militärisches Kräfte-
verhältnis zwischen Ost und West das Risiko für 
den Fall eines militärischen Konflikts für alle Teile 
so groß und unübersehbar ist, daß jeder militärische 
Angriff sinnlos wird. 

Sinn der Verhandlungen für eine ausgewogene 
und gleichwertige Reduzierung der Truppen und 
Einschränkung der Rüstung ist es, dieses Ziel auf 
einem niedrigeren Niveau zu erreichen, um endlich 
der uferlosen Truppen- und Waffenkonzentration in 
Mitteleuropa Einhalt zu gebieten. Das ständige 
Drängen der Opposition nach verstärkter Anpas-
sung an den Rüstungswettlauf allein hilft uns hier 
nicht weiter. 

(Abg. Wehner: Sehr wahr!) 

Die Bemerkung von Dr. Wörner, daß man das 
Standbein der Sicherheitspolitik wieder in der Ver-
teidigungspolitik, in den Verteidigungsansstrengun-
gen sehen müsse, geht an der Tatsache vorbei, daß 
eine Eskalation der militärischen Konfrontation den 
Frieden nicht sicherer macht, sondern immer neue 
militärische Konfliktsituationen schafft. 

(Beifall bei der SPD.) 

Deshalb ist die SPD-Bundestagsfraktion nicht be-
reit, die Verteidigungspolitik und die Entspannungs-
bemühungen in eine Rangordnung zu zwängen. Bei-
des sind gleichwertige und lebensnotwendige In-
strumente für eine Sicherung des Friedens auf 
Dauer. 

Ausgangspunkt für erfolgversprechende Ver-
handlungen ist nicht nur der beiderseitige gute 
Wille, sondern die weitestgehend gemeinsame In-
teressenlage gleichwertiger Verhandlungspartner. 
Dabei kann Dr. Wörner doch wohl nicht davon aus-
gehen, daß ein Bündnis, das sich so darstellt, wie er 
es sieht, von der Sowjetunion und den Warschauer-
Pakt-Staaten ernst genommen wird. 

Nach den Darlegungen von Dr. Wörner ist das 
Verhältnis zwischen Amerika und Europa tief ge-
stört, Europa zerstritten und kraftlos und befindet 
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sich politisch eher auf dem Rück- als auf dem Vor-
marsch. Das Europabild des Dr. Wörner gipfelt in 
der Feststellung: Europa arbeitet den Zielsetzungen 
der sowjetischen Politik in die Hände. Ich kann da-
zu nur bemerken, daß mit einer so überspitzten 
Schwarzmalerei die Verhandlungsposition des We-
stens unterminiert und den Interessen der sowjeti-
schen Politik tatsächlich Vorschub geleistet wird. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wenn er zuvor noch einmal unterstrichen hat, Auf-
gabe der Opposition könne es nicht sein, in der 
Politik Schönfärberei zu betreiben, dann kann es 
doch aber auf der anderen Seite nicht so sein, daß 
Opposition zwangsläufig zur Schwarzmalerei und 
zur Überspitzung führen muß. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Man kann die Sicherheit Europas und den Wert des 
westlichen Bündnisses auch zerreden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Niemand wird die vielfältigen Schwierigkeiten in 
einem Bündnis mit verschiedenen nationalen Inter-
essen verharmlosen wollen. Sie haben auch im 
Weißbuch und in den einleitenden Worten von Ver-
teidigungsminister Georg Leber ihren Niederschlag 
gefunden. Es ist natürlich eine ständige und schwie-
rige Aufgabe, der Notwendigkeit gemeinsamer Ver-
teidigungsanstrengungen andere Interessenbereiche 
unterzuordnen. Gerade auf diesem Gebiet ist aber 
die Bundesregierung zäh und unentwegt tätig, was 
z. B. auch in den positiven Bemühungen der Europa-
Gruppe im Rahmen der NATO Ausdruck findet. Ich 
weise deshalb, Herr Dr. Wörner, im Namen der 
SPD-Bundestagsfraktion Ihre Bemerkungen zurück, 
daß die Bundesregierung mit ihrer Politik nicht nur 
nichts getan habe, um den Zustand, wie er zur Zeit 
in der NATO ist, zu verbessern, sondern dazu beige-
tragen habe, ihn zu verschlechtern. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wenn überhaupt jemand in positiver und beispiel-
hafter Weise auch für das Bündnis einen Beitrag 
beigesteuert hat, ist es die Bundesrepublik Deutsch-
land. 

Diesen Bemühungen, die durch die Bundesrepu-
blik Deutschland und durch die Bundesregierung 
manifestiert werden, wird weder durch die resignie-
renden Darstellungen des Kollegen Dr. Wörner 
noch durch die Bemerkung des Vorsitzenden des 
Auswärtigen Ausschusses, Dr. Schröder, daß man 
gegebenenfalls auf eine nationale Verteidigung zu-
rückgreifen müsse, ein guter Dienst erwiesen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Anstatt einzelne Schwierigkeiten ständig lauthals 
zu bejammern, verlangt praktische Politik geduldige 
und zähe Schritte, um diese Schwierigkeiten zu 
überwinden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Von dieser Notwendigkeit läßt sich die Politik der 
Bundesregierung leiten, und diese Politik wird voll 
und ganz von der SPD-Bundestagsfraktion unter-
stützt. 

Mißverständnisse, die zu Spannungen zwischen 
den europäischen Partnern der NATO und den USA 
geführt haben, werden ausgeräumt, der Konsulta-
tionsmechanismus wird verbessert. Die Bundes-
regierung läßt keinen Zweifel daran, daß die Sicher-
heit Europas nur durch den nuklearen Schutzschirm 
der USA und die ungeminderte Präsenz amerikani-
scher Truppen in Europa gewährleistet werden 
kann. Dabei weiß sie, daß man  Amerika für die Ver-
teidigung Europas nicht größere Anstrengungen ab-
verlangen kann, als Europa selbst bereit ist aufzu-
bringen. Die Bundesrepublik erfüllt deshalb ihre 
Bündnisverpflichtungen voll: personell, materiell 
und finanziell. Sie erwartet allerdings von allen 
anderen NATO-Partnern das gleiche Maß gemein-
samer Anstrengungen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Was den deutschen Beitrag dazu anbetrifft, bedarf 
es, Herr Dr. Wörner, keiner Mahnung durch die 
Opposition. Er ist für die Bundesregierung und für 
die SPD-Bundestagsfraktion eine Selbstverständlich-
keit. 

Ebenso selbstverständlich ist die Notwendigkeit 
eines engen Kontaktes mit Frankreich. Die Binsen-
wahrheit Dr. Wörners, daß wir weder mit Frank-
reich gegen die USA noch mit den USA gegen Frank-
reich Front machen dürfen, braucht weder der Bun-
desregierung noch der SPD-Bundestagsfraktion auf-
getischt zu werden. Hilfreicher wäre es allerdings, 
wenn sich die Opposition so verhielte, wie das durch 
diesen Leitspruch zum Ausdruck kommt, d. h., daß 
sie sich auch im Einzelfall so verhielte, daß man nicht 
einmal für und einmal gegen Amerika oder Frank-
reich Front zu machen braucht. Sie hat z. B. — wie 
soll das verstanden werden? — im Konfliktfall zwi-
schen den arabischen Staaten und Israel und in der 
Ölkrise dieser Regierung vorgeworfen und vorge-
halten, daß sie sich nicht einseitig, eindeutig und 
vorbehaltlos hinter Amerika gestellt hat. 

(Abg. Wehner: Sehr wahr!) 

Aber ein Dr. Dregger tönt in Ankara und spricht 
sich für eine europäische Atomstreitmacht unter Füh-
rung von Frankreich aus. 

(Abg. Wehner: Leider wahr!) 

Das nenne ich schwankende und ständig wechselnde 
Politik. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die SPD-Bundestagsfraktion wird jedenfalls alle 
Anstrengungen unterstützen, das Vertrauensver-
hältnis zwischen der Europäischen Gemeinschaft und 
den USA zu stabilisieren und die Zusammenarbeit 
mit Frankreich zu verstärken. Nur so kann die Ab-
schreckung als Mittel zur Verhinderung eines Krie-
ges auch weiterhin funktionieren. 

Zu diesem Funktionieren gehört auch, daß die 
Verteidigungsanstrengungen der europäischen Part-
ner ebenso glaubwürdig bleiben wie die Sicherheits-
garantien der USA. Die Bundesregierung scheut 
keine Anstrengungen, diesem Anspruch gerecht zu 
werden. Das wird auch durch die Entwicklung der 
Bundeswehr und die Leistungen der Bundeswehr 
unterstrichen. 
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Die Entwicklung der Bundeswehr in dem Zeitraum, 

auf den sich das Weißbuch 1973/74 erstreckt, ist ge-
kennzeichnet durch die Umstellung auf eine Wehr-
dienstdauer von 15 Monaten, die Vorbereitung und 
Verabschiedung der Grundsätze für die neue Wehr-
struktur, die im Weißbuch sehr ausführlich behan-
delt wird, durch wesentliche Schritte bei der Ver-
wirklichung des neuen Ausbildungskonzepts und 
entscheidende Maßnahmen zur Anhebung des In-
vestitionsanteils im Rahmen des Verteidigungshaus-
halts. 

Die Schwierigkeiten der Umstellung von der 18-
monatigen auf die 15monatige Wehrpflichtzeit konn-
ten weitestgehend gemeistert werden. Das war 
sicherlich für die Truppe und ist für einzelne Berei-
che auch heute noch nicht einfach. Trotzdem kann 
man sagen, daß sich diese Umstellung bewährt hat, 
wenn auch offensichtlich die verantwortliche militä-
rische Führung Herrn Dr. Wörner noch nicht davon 
überzeugt hat, daß diese Mängel überwunden wer-
den konnten. 

(Zuruf von der SPD: Er will nicht überzeugt 
werden!) 

So verdient die Feststellung Nachdruck, daß wir die 
Herabsetzung gemeinsam beschlossen haben, daß 
wir uns dafür gemeinsam eingesetzt haben, daß wir 
gemeinsame Maßnahmen erarbeitet haben und daß 
bis heute noch nichts von einem Antrag der CDU/ 
CSU zu hören war, die Wehrpflichtzeit wieder auf 
18 Monate zu erhöhen. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Wehner: 
Hört! Hört!) 

Wir wissen, daß auch diese Herabsetzung, wie alle 
Umstellungen, selbstverständlich nicht leicht zu 
verkraften war. Aber wir wissen heute — und die 
militärische Führung bestätigt uns das —, daß durch 
diese Umstellung die Schlagkraft der Bundeswehr 
nicht geschwächt, sondern gestärkt worden ist. 

(Abg. Dr. Wörner: Herr Buchstaller, das 
sollten Sie einmal draußen den Soldaten 

verkaufen, was Sie uns hier erzählen!) 

— Dann setzen Sie sich doch mit den Erfahrungen 
der militärischen Führung auseinander! Herr Dr. 
Wörner, sagen Sie doch endlich, was Sie wollen, 
und nicht immer nur, was Sie zu kritisieren haben! 
Sagen Sie, was Sie wollen! 

(Beifall bei der SPD.) 

Wahrscheinlich stehen Sie  auf dem Standpunkt, daß 
man eigentlich 24 Monate Wehrpflichtzeit brauchen 
würde. Man kann ja über alles diskutieren, man 
muß nur wissen, was die Opposition tatsächlich will. 

(Zuruf von der SPD: Sie will zerreden! — 
Abg. Rommerskirchen: Wir brauchen unge

-

schminkte Erfahrungsberichte!) 

Genauso wie diese Maßnahme sind die Wehr-
strukturmaßnahmen, die eingeleitet worden sind, 
angetan, die Schlagkraft der Bundeswehr effektiver 
zu gestalten. Der Leitgedanke dabei ist, durch Ein-
sparungen bei den Personal- und Betriebskosten 
den Anteil der Investitionen zu erhöhen, die Prä-
senzstärke der Bundeswehr voll zu erhalten und den 

Defensivcharakter der Streitkräfte zu unterstreichen. 
Nach den heutigen Ausführungen des Verteidigungs-
ministers ergäbe das ein Verlagerungsvolumen von 
über einer halben Milliarde D-Mark. Damit wird der 
Anteil der Investitionen wesentlich erhöht und bei 
ungefähr 30 % der gesamten Verteidigungsausga-
ben gehalten werden können. Im Verteidigungs-
haushalt 1974 macht das sogar 33 v. H., also rund 
ein Drittel, aus. Das ist, verglichen mit den anderen 
europäischen NATO-Partnern, die weitaus größte 
Investitionsquote. 

Die SPD-Fraktion begrüßt die Grundsätze der 
neuen Wehrstruktur und wird sich für eine zügige 
Realisierung einsetzen. 

Neben den Fragen der Wehrstrukturreform wird 
das Problem der Wehrgerechtigkeit, das wegen der 
anstehenden starken Geburtenjahrgänge neue Aktu-
alität erlangt, im Mittelpunkt der Beratungen der 
nächsten Zeit stehen. Die SPD-Bundestagsfraktion 
begrüßt es, daß jetzt schon ein Kabinettsausschuß 
mit diesem Fragenkomplex befaßt ist und eine ent-
sprechende Vorarbeit leistet. Naturgemäß konnte 
dazu nicht schon jetzt im Weißbuch eine Aussage 
getroffen werden. Wie umfassend und komplex die 
damit anstehenden Fragen sind, wird sich bei den 
Beratungen erweisen. Jedenfalls ist,  meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, mit der lapidaren Forde-
rung nach Einführung einer allgemeinen Dienst-
pflicht aus der Sicht der SPD-Bundestagsfraktion der 
Weisheit letzter Schluß noch nicht gefunden. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Die Personalsituation in der Bundeswehr hat sich 
verbessert. Das ist ohne Zweifel eine Auswirkung 
der getroffenen Maßnahmen. Im Bereich des Offi-
ziersnachwuchses ist das ein Ergebnis der einge-
leiteten Ausbildungsreform. Anfänglich von der Op-
position leidenschaftlich bekämpft, hat sie sich nun 
auch zu diesem Konzept durchgerungen. Die SPD- 
Bundestagsfraktion hält es für gut, daß nun auch 
zügig an die Ausbildungsreform für die Unteroffi-
ziere gegangen wird. Gerade der Bildungs- und Aus-
bildungsstand des Unteroffizierskorps ist für die 
Bundeswehr von elementarer Bedeutung. 

Und dann hat Kollege Wörner — wie könnte es 
anders sein! — auch die Finanzen und den Ver-
teidigungshaushalt angesprochen. Es gibt keinen 
Bereich in der Politik und innerhalb der Verpflich-
tungen des Staates gegenüber seinen Bürgern, bei 
dem die Finanzen voll ausreichend wären. Die finan-
ziellen Ansprüche sind immer größer als die finan-
ziellen Möglichkeiten. Um so erfreulicher ist die 
Aussage des Verteidigungsministers, daß die Mittel 
für die äußere Sicherheit zwar als eng, aber als aus-
reichend zu bezeichnen sind. Immerhin sind 27,9 Mil-
liarden DM im Bundeshaushalt 1974 eine beachtliche 
Größenordnung. Wer über diesen Betrag hinaus-
gehen will, muß deutlich sagen, von welchen ande-
ren Ausgaben er die Summe abzweigen oder in 
welcher Form er die Staatseinnahmen erhöhen will. 
Bis heute haben wir sowohl im Verteidigungsaus-
schuß als auch im Plenum konkrete Anträge hin-
sichtlich des Volumens des Verteidigungshaushalts 
vermißt. 

(Abg. Wehner: Hört! Hört!) 
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Die allgemeine Feststellung, daß mehr ausgegeben 
werden müßte, hilft nicht das Problem lösen. Letzt-
lich gibt es kein Gebiet, auf dem nicht noch mehr 
getan werden könnte. 

Immerhin konnte Verteidigungsminister Georg 
Leber feststellen, daß der Verteidigungshaushalt der 
Bundesrepublik Deutschland im NATO-Vergleich 
zur Spitzengruppe der Verteidigungsleistungen aller 
Bündnisstaaten zählt. Das sollte endlich einmal auch 
von der Opposition erkannt werden! Dies nicht dem 
Bundesminister der Verteidigung, nicht der SPD zu-
liebe, sondern um endlich auch einmal dem Steuer-
zahler gerecht zu werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wenn wir uns hier in diesem Hause alle zu den 
Leistungen dieser Bundeswehr und ihrer Soldaten 
bekennen, dann ist das nicht nur eine Angelegen-
heit des Vorworts des Herrn Bundeskanzlers oder 
der Ausführungen des Bundesverteidigungsmini-
sters, ,sondern auch ein geschlossenes Anliegen der 
gesamten Fraktion der SPD. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich bin davon überzeugt, daß es verschiedene 
Punkte kritisch zu durchleuchten gibt. Und was soll 
es, Herr Dr. Wörner! Sie selbst haben zu Recht ge-
sagt: Integration in die Gesellschaft heißt, daß wir 
die Bundeswehr nicht anders als andere Teile unse-
rer Gesellschaft behandeln können. Das heißt, sie ist 
nicht nur mitten hineingestellt in unsere Gesell-
schaft, sie ist auch mitten hineingestellt in die kriti-
schen Auseinandersetzungen in unserer Gesell-
schaft. Sie ist — das ist für militärische Einrichtun-
gen natürlich neu und nicht ganz selbstverständlich 
— selbst mit einbezogen in die kritische Betrach-
tung. Sie wird genauso mit einer kritischen Elle der 
Öffentlichkeit, der Träger der öffentlichen Meinung, 
Rundfunk und Fernsehen, gemessen wie wir alle, 
weil ,sie wie wir und andere Institutionen Verant-
wortung für diesen Staat trägt, die Politik dieser 
Bundesregierung zu erfüllen hat und weil sie sich 
nach besten Kräften bemüht, dies zu tun, nach be-
stem Leistungsvermögen und nach bester Gegeben-
heit. 

Deshalb schuldet die SPD-Bundestagsfraktion die-
sen Soldaten, vor allen Dingen aber den jungen 
Menschen, die als Wehrpflichtige tagtäglich ihren 
schweren Dienst zu leisten haben, Dank und Aner-
kennung. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Krall. 

Krall (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen! Meine Herren! Der Kollege Dr. Wörner 
hat das Weißbuch 1973/1974, über das wir heute 
sprechen, in seiner ersten Stellungnahme im Januar 
dieses Jahres unter anderem als enttäuschend, als 
konzeptionell unergiebig und als nicht aufschluß-
reich für die Zukunft unserer Sicherheit bezeichnet. 

In Ihrem heutigen Beitrag, Herr Dr. Wörner, war 
Ihre Kritik zwar differenzierter als bei der ersten 

Lesung, Sie haben dabei aber insgesamt ein düste-
res Bild westlicher Verteidigungsbemühungen auf-
gezeigt, 

(Abg. Dr. Wörner: Mit gutem Recht!) 

ja, ich möchte behaupten, Sie haben insgesamt die 
Handlungsfähigkeit dieses Bündnisses in Frage ge-
stellt. 

(Abg. Wehner: Leider wahr!) 

Das, Herr Kollege Dr. Wörner, stimmt nicht überein 
mit der Wertung der Sicherheitspolitik dieser Bun-
desregierung durch meine Fraktion. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir halten diese Wertung für abwegig und über-
flüssig. Das NATO-Bündnis hat bisher funktioniert, 
und es wird auch in Zukunft funktionieren. 

(Abg. Kiechle: Siehe Steinhoff!) 

Wer dieses Weißbuch liest, der weiß und  begreift 
 — allerdings guten Willen vorausgesetzt —, was 

diese Bundesregierung sicherheitspolitisch im Grund-
satz und in vielen Einzelheiten für notwendig er-
achtet hat und inzwischen auch deutlich realisiert 
hat. Ich gehe darüber hinaus so weit, zu behaupten, 
daß dieses Weißbuch wegen der ausgewogenen Dar-
stellung unserer sicherheitspolitischen Absichten 
selbst einen Beitrag zur Entspannung nach außen und 
wegen der anschaulichen Information über Grund-
fragen unserer gesellschaftspolitischen Entwicklung 
ein Stück Demokratie im Innern unserer Republik 
darstellt. 

Wer hier in der Aufeinanderfolge von Weiß-
büchern verlangt, daß jedes Mal sensationell Neues 
vorgetragen wird, und wer kritisiert, es wiederhole 
sich vieles Wesentliche, der verkennt entweder in 
unverzeihlicher Ignoranz die Gebote der Kontinui-
tät in Fragen unserer Sicherheit und unserer Streit-
kräfte oder der ist einfach ein Nörgler, über den 
man zur Tagesordnung übergehen sollte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

ruf von der CDU/CSU: So einfach ist es 
nicht!) 

Wir Freien Demokraten, meine Damen und Her-
ren, möchte der Bundesregierung und dem Bundes-
minister der Verteidigung jedenfalls für die schlüs-
sigen Darstellungen der Sicherheitspolitik danken. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir meinen, daß mit solchen Weißbüchern in einer 
Sprache und Motivation, die vor allem auch drau-
ßen im Ausland verstanden werden dürften und die 
sich wohltuend abheben von Bemerkungen früherer 
deutscher Militärpolitik, Meilensteine gesetzt wer-
den, vielleicht auch Fundamente gelegt werden für 
eine neue Militärtradition im demokratischen deut-
schen Staat, dessen Streitkräfte in der Gnade der 
Stunde Null mit dem Aufbau begonnen haben, 
gleichzeitig aber Streitkräfte praktisch ohne Tradi-
tion und Vergangenheit sind. 

Lassen Sie mich, ohne diesen Gedanken an dieser 
Stelle besonders vertiefen zu wollen, doch einmal 
die Frage an uns alle richten: Ist es nicht an der 
Zeit, daß die politischen Parteien in unserem Lande 
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und auch andere Kräfte dieses Landes durch histo-
risch-kritische Beiträge helfen, die militärische Ver-
gangenheit aufzuarbeiten? Ist es nicht ganz wesent-
lich unsere eigene Aufgabe, die Aufgabe unserer 
Generation — Sie wissen, wir diskutieren derzeit 
über Friedenserziehung und Friedenssicherung im 
Unterricht —, in der kritischen Analyse unserer Mi-
litärgeschichte und  -tradition  voranzugehen? Müssen 
wir, von unserer heutigen Demokratie und unserem 
Gesellschaftsverständnis herkommend, nicht einmal 
ernsthaft prüfen, ob wir den historischen Gestalten 
eines Scharnhorst, Blücher, Gneisenau, Moltke, 
Schlieffen — ich nenne auch Ludendorff und Hinden-
burg, ich nenne Seeckt, Rommel oder Stauffenberg, 
um hier nur einige Namen anzuführen — den ihnen 
gemäßen Platz einräumen? Wäre es nicht eine all-
mählich unerläßliche Diskussion, die vielleicht man-
chen abstrakten Grundsatz der Inneren Führung mit 
Leben und Inhalt füllen würde? Wären dies nicht 
wertvollere Beiträge zur Erziehung unserer Streit-
kräfte und ihrer Soldaten, aber auch der jungen Ge-
neration? Das wäre besser als etwa pauschale Ver-
dächtigungen demokratischer Unzuverlässigkeit. 
Oder sollen wir die Bezugnahme auf solche Namen 
ausschließlich der DDR überlassen, die dann solche 
Gestalten deutscher Militärgeschichte für die Heraus-
bildung ihres Feindbildes bei ihren Soldaten bzw. 
ihrer Jugend mißbraucht? 

Hier bliebe offenbar ein weites Feld, dem wir uns 
gemeinsam stellen sollten. Natürlich ist diese Auf-
gabe nicht in erster Linie Sache von Weißbüchern. 
Wenn ich aber die Weißbücher, die bisher erschie-
nen sind, überschlägig werte, so entsteht bei mir 
doch der Eindruck: eine gewisse Lücke in der Dar-
stellung unserer Sicherheits- und Verteidigungspoli-
tik und in der Wertung der Bundeswehr besteht im 
Verzicht auf Auseinandersetzung mit deren tatsäch-
lichen oder vermeintlichen Geschichtsbezügen und 
Traditionen. 

Insgesamt würdigen wir Freien Demokraten das 
Weißbuch als einen nüchternen, im ganzen positiven 
und überzeugenden Beitrag sozialliberaler Sicher-
heitspolitik. 

In seinem ersten Hauptteil nennt das Weißbuch 
1973/74 die Vertiefung der Zusammenarbeit zwi-
schen den atlantischen Partnern und die Funktions-
fähigkeit des nordatlantischen Verteidigungsbünd-
nisses als vorrangige, ja, fundamentale Ziele unserer 
Sicherheitspolitik. Für die aktive Mitgliedschaft un-
seres Landes im Bündnis besteht auch für die FDP 
keinerlei Alternative. Mit diesen Feststellungen 
wird jeder Verdächtigung der Boden entzogen, die 
Bundesregierung steuere etwa einem abenteuerli-
chen Neutralismus entgegen. 

Neben die militärischen Vorkehrungen zum Schutz 
unserer freiheitlichen Lebensordnung gegen äußere 
Bedrohung setzt die sozialliberale Bundesregierung 
gleichgewichtig ihre ernsthaften Bemühungen um Ab-
rüstung und Verminderung des militärischen Poten-
tials in Europa. Diese sicherheitspolitische Doppel-
strategie der Erhaltung der Verteidigungsfähigkeit 
ist von dieser Regierung sorgfältig mit dem Bündnis 
abgestimmt, und sie wird von den demokratischen 
politischen Kräften unseres Landes, aber ganz sicher 

von den Parteien der Regierungskoalition und ihren 
Fraktionen ohne Meinungsverschiedenheiten in al-
len Grundzügen unterstützt. Dies alles, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, scheint ziemlich klar 
zu sein. 

Dennoch säen Sprecher der Opposition Zweifel 
über Zweifel: mal ist ihnen die Bundesregierung 
nicht 'bündnistreu genug, mal verdächtigen sie die 
Bundesregierung, die Amerikaner zu kränken oder 
zurückzustoßen, mal fordern sie eine stärkere Ver-
teidigung des europäischen Bündnisteils, weil sie 
möglicherweise gegenüber den USA nicht sicher 
sind, ob sich diese nicht doch substantiell aus Europa 
zurückzuziehen gedenken. Dies alles, meine Damen 
und Herren, ist so widersprüchlich, daß man ohne 
jede Einschränkung sagen kann — hier stimme 
ich meinem Vorredner, dem Herrn Kollegen Buch-
staller zu —, die Opposition ist ohne sicherheits-
politische Alternative. Sie versucht, sich durch 
Nörgeln und Quereleien zu profilieren. Sie spricht 
mit mehreren Zungen, 

(Abg. Damm: Nein! — Abg. Ernesti: Das 
kann doch nicht wahr sein! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU) 

jedenfalls hier im Hause oft anders als draußen im 
Lande. 

(Beifall 'bei den Regierungsparteien.) 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang einmal 
versuchen, die sogenannten Spannungen im Bünd-
nis zu analysieren. Da haben wir einmal die nicht 
neuen Versuche von politischen Kreisen in den 
USA, darunter im Kongreß, die amerikanische Trup-
penpräsenz in Europa bis in die Substanz hinein zu 
vermindern. Das ist nichts Neues, das wissen wir. 
Demgegenüber hat Präsident Nixon wie bisher jede 
amerikanische Regierung bestätigt, daß er diesen 
politischen Forderungen nicht zu folgen gesonnen 
ist. Der Präsident führte noch jüngst drei entschei-
dende Begründungen für die substantiell unvermin-
derte Präsenz der US-Truppen in Europa an. Er hat 
betont, die US-Präsenz in Europa sichert den Welt-
frieden, sie sichert die Sicherheit der USA, und sie 
trägt bei zur Sicherheit Europas. In dieser Beurtei-
lung gibt es also nicht die geringste 'Differenz zwi-
schen den USA und den europäischen Bündnispart-
nern. Folglich, meine Damen und Herren, kann 
kein Anlaß für einen angeblichen Hauskrach im 
Bündnis bestehen, für den die Opposition immerzu 
Schuldige sucht. Wir Freien Demokraten stehen 
nicht an, den USA unser Vertrauen zu bekunden. 

Die tatsächlichen Probleme in der NATO und im 
Bündnis hat der Bundesaußenminister im Zusam-
menhang mit der Dringlichkeitsfrage des Kollegen 
Dr. Wörner in den letzten Tagen deutlich herausge-
stellt. Es geht einfach darum, daß im allmählichen 
und natürlich widerspruchsvollen politischen Zu-
sammenwachsen der Länder der Gemeinschaft Kon-
sultationsprobleme auftreten. Während unsere trans-
atlantischen Bündnispartner raschere politische Ant-
worten und Entscheidungen haben wollen, während 
sie häufig eine Bündelung sicherheitspolitischer, 
wirtschafts-, handels-, energie- und währungspoli-
tischer Fragen anstreben, schlagen wir uns in Eu- 
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ropa das muß man zugeben — mit Abstimmungs-
problemen innerhalb der Gemeinschaft im Rahmen 
der Anfangsphase der europäischen politischen Zu-
sammenarbeit herum und suchen mühsam nach 
Gemeinsamkeiten auf vorerst relativ kleinem Nen-
ner. Diesen objektiven Tatbestand, der einfach ge-
schichtslogisch und geschichtsnotwendig eine Ent-
wicklungsetappe darstellt, nun dieser Bundesregie-
rung als subjektives Versagen anlasten zu wollen, 
ist doch nur als perfide zu bezeichnen. Statt hier 
immer nur Giftpfeile abzuschießen und damit den 
komplizierten Prozeß des Zusammenwachsens zu 
erschweren, sollte sich die Opposition einmal in der 
Tat konstruktive Beiträge einfallen lassen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich darf also hierzu feststellen: diese Bundes-
regierung, insbesondere ihre zuständigen Minister 
des Auswärtigen und der Verteidigung, tut alles in 
ihren Kräften Stehende, das Bündnis zu festigen 
und zu beleben und den Prozeß der westeuropä-
ischen Einigung in die Aktivitäten der NATO zur 
Gewährleistung des Friedens und der Sicherheit 
zielbewußt einzufügen. Festigung der NATO und 
westeuropäische Einigung sind keine Gegensätze, 
sondern miteinander verbundene Teilprozesse einer 
notwendigen Gesamtentwicklung. 

In ihrer gegenwärtigen Verfassung und in Würdi-
gung ihrer widersprüchlichen Aussagen muß man  

der Opposition attestieren, sie hat nicht nur keine 
Alternative zur Politik der sozialliberalen Koalition, 
sie schadet vielmehr in vieler Hinsicht 

(Abg. Dr. Wörner: Wir sind überhaupt über

-

flüssig!) 

dem notwendigen Interessenausgleich zwischen den 
USA und den europäischen Bündnismitgliedern 

(Beifall bei den Abgeordneten der SPD) 

wie auch dem Einigungsprozeß innerhalb der Ge-
meinschaft. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die Opposition 
muß abgeschafft werden!) 

— Bringen Sie doch endlich einmal konkrete poli

-

tische Substanz zu diesem Bereich in dieses Haus. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Ernesti: Haben Sie nicht zugehört?) 

Wir sind ja bereit, mit Ihnen darüber zu reden. 

Eine Fragestellung: USA oder Frankreich kann es 
für die Bundesrepublik nicht geben. Sich herkömm-
lich als Proamerikaner oder — vornehmer — als 
Proatlantiker und damit als Antifranzosen verste-
hende politische und vielleicht auch militärische Füh-
rungszirkel sollten ihr Standortbewußtsein sehr 
rasch im Interesse der Sicherheit des Bündnisses der 
westeuropäischen Einigung und der Sicherheit un-
seres Landes überprüfen. In ganz wesentlichen Be-
reichen der Bündnispolitik — etwa der KSZE- oder 
MBFR-Verhandlungen — funktionieren Konsulta-
tion und Meinungsbildung im Bündnis ausgezeich-
net. 

Ein unablässiges Krisenlamento wird den objek-
tiven Gegebenheiten nicht nur nicht gerecht, 

(Zustimmung des Abg. Wehner) 

sondern trägt dazu bei, intakte Beziehungen durch 
Einschleppen von Komplikationen aus anderen Sach-
gebieten zu infizieren. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Zu einer den heutigen Erfordernissen angepaßten 
Sicherheitspolitik gehört schließlich auch, daß man 
in einer bestimmten Situation auch einmal die Luft 
anhalten kann und subjektive Profilierungserforder-
nisse zurückstellt, um den Versuch zu unterstützen, 
aus der Europäischen Gemeinschaft heraus zu einer 
Europäischen Union zu kommen und damit die 
Grundlage zu schaffen, daß Europa künftig auch auf 
dem Gebiet der Friedenssicherung eine weltweite 
Verantwortung übernehmen kann. 

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich nun 
noch einige Bemerkungen zu einem anderen Schwer-
punkt des Weißbuchs und damit unserer Sicher-
heitspolitik machen, zur Reorganisation unserer 
Bundeswehrstruktur. Ich sprach vorhin von der si-
cherheitspolitischen Doppelstrategie der Bundes-
regierung, die einerseits auf Entspannung und Her-
abstufung der militärischen Potentiale beider Blöcke 
in Europa, andererseits auf Gewährleistung unserer 
Verteidigungs- und Abschreckungsfähigkeit abzielt. 
Wenn nun aus mancherlei zwingenden Gründen, 
die hier auch vom Bundesminister der Verteidigung 
eingehend klargelegt wurden, diese Regierung und 
die  sie tragenden Parteien eine Reorganisation der 
Bundeswehrstruktur planen und durchführen müs-
sen, so muß diese Reorganisation in den Rahmen 
dieser Doppelstrategie eingefügt sein. Schon deshalb 
kann es bei einer ernsthaften Strukturreform der 
Bundeswehr nicht um bloße quantitative Umgrup-
pierungen gehen. 

Von dieser Grundkenntnis her haben die Freien 
Demokraten seit langem ihre eigenen Vorstellungen 
einer Bundeswehrstrukturreform entwickelt. Wir 
setzen weiter voraus, daß eine sinnvolle Struktur-
reform an den derzeitigen Zahlen des Umfangs der 
Bundeswehr bzw. der Teilstreitkräfte anknüpfen 
muß. 

Eine Strukturreform müßte festfahren, wenn man 
sie zum Hebel einer Veränderung nach oben oder 
nach unten unserer Bündnisverpflichtungen machte. 
Die Strukturreform macht die Bundeswehr über das 
Mittel der Verfügungsbereitschaft weder größer 
noch kleiner. Und an dieser Stelle, meine Damen 
und Herren, wiederhole ich einen Satz, den ich in 
der Debatte über die Regierungserklärung zur Bun-
deswehrstrukturreform schon einmal gesagt habe. 

(Abg. Damm: Aber nur mit Genehmigung 
des Herrn Präsidenten!) 

— Einen Satz, den ich hier im Hause gesagt habe, 
Herr Kollege Damm: 

Unsere Freunde können sicher sein, daß wir 
unsere Verpflichtungen quantitativ und qualita-
tiv zu erfüllen bereit sind. Unsere Gegner da-
gegen können uns nicht vorwerfen, daß wir die 
Bundeswehr aufblähen und aggressiv mit dem 
Säbel rasseln. 

Auch an dieser Stelle muß ich leider auf die 
schlicht falschen Behauptungen der Opposition hin- 
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weisen, die das Instrument der Verfügungsbereit-
schaft nicht begreift und Krokodilstränen über einen 
Vorgang vergießt, in dem sie — nicht verstehen 
wollend oder könnend — eine Schwächung ver-
mutet, während eine Effektuierung in der Tat ge-
plant ist und jedem, der es klar sieht, auch deutlich 
wird. Tatsache ist, daß die NATO die Verfügungs-
bereitschaft als echten Bestandteil des Friedensum-
fanges der Bundeswehr akzeptiert hat, daß es sich 
bei den Soldaten der Verfügungsbereitschaft um 
Wehrpflichtige — praktisch des Beurlaubtenstan-
des — handelt und daß die entsprechenden Geset-
zesänderungen mit der Zustimmung der FDP das 
Kabinett passiert haben und in Kürze den parlamen-
tarischen Verfahrensgang antreten werden. 

Überhaupt enthält der Plan zur Reorganisation 
der Bundeswehrstruktur wesentliche Forderungen 
der Freien Demokraten, wie etwa Beibehaltung der 
allgemeinen Wehrpflicht, endgültige Verschmelzung 
der Territorialverteidigung mit dem Heer, Effek-
tuierung der Kampfverbände, die schlanker und da-
mit besser führbar werden, Entlastung der unteren 
Einheiten von Verwaltungsarbeit, Einführung von 
Elementen der Kaderung, Einsparung von Korn-
mandoebenen und Kommandobehörden usw. 

Andere Teillösungen der Reorganisation fehlen 
noch bzw. erscheinen, ohne die grundlegende Rich-
tung der Strukturreform in Frage stellen zu wollen, 
ergänzungs- oder verbesserungsbedürftig. Z. B. sind 
die Angaben über Kostenwirksamkeit noch nicht 
vollkommen. Es muß auch der Anschein vermieden 
werden, als könnte durch die jetzt einmalig erzielte, 

etwas günstigere Umschichtung im Verhältnis der 
Betriebs- zu den Investitionskosten diese Relation 
ein für allemal sichergestellt werden, etwa auch 
dann, wenn die Steigerungsraten des Verteidigungs-
etats weiterhin hinter den Steigerungsraten des Ge-
samtetats bzw. den allgemeinen volkswirtschaft-
lichen Steigerungsraten zurückbleiben. 

Unerläßlich ist auch — darauf möchte ich noch 
einmal besonders hinweisen, und hier fordern wir, 
die Freien Demokraten, die Bundesregierung zu 
etwas nachdrücklicheren Aktionen auf —, eine bal-
dige Antwort auf die Frage der Wehrgerechtigkeit 
zu finden. Eine interministerielle Kommission, in 
der acht Ministerien vertreten sind, mag eine gute 
Sache sein. Sollten wir aber nicht von Anfang an die 
Vertreter der demokratischen Parteien, vielleicht 
auch anderer gesellschaftlicher Organisationen und 
Institutionen in geeigneter Form in die Diskussion 
einbeziehen? 

(Abg. Stücklen: Die Jusos!) 

— Das können Sie ja vorschlagen, Herr Kollege. 

Weiterhin ungelöst und in dem grünen Buch „Die 
neue Struktur der Bundeswehr", herausgegeben vom 
Führungsstab der Streitkräfte, nicht angesprochen 
ist die Frage einer künftigen Spitzengliederung der 
Streitkräfte und damit der Landesverteidigung ins-
gesamt. Meine Fraktion hatte Ihnen, Herr Minister, 
entsprechende Vorschläge unterbreitet. Ich gehe da-
von aus, daß in Ihrem Hause Überlegungen mit dem 
Ziel angestellt werden, eine Entscheidung über eine 
künftige Spitzengliederung so rechtzeitig vorzube

-

reiten, daß sie nach Abschluß der Stukturreform im 
nachgeordneten Bereich zügig vollzogen werden 
kann. 

Wir hatten ferner angeregt, unter den drei Teil-
streitkräften dem Heer bzw. den Landstreitkräften 
erkennbar diejenige Priorität einzuräumen, die sich 
aus unserer geographischen Lage und dem Bündnis-
auftrag ergibt. Sie selbst haben dies in der Vergan-
genheit hier im Hause, im Ausschuß und auch an 
anderer Stelle mehrfach deutlich bekräftigt. Um so 
erstaunter war ich, in der oben zitierten Broschüre 
lesen zu müssen — hier zitiere ich wörtlich mit Ge-
nehmigung des Herrn Präsidenten —: 

Die wesentlichen Änderungen in der Gesamt-
organisation der Bundeswehr sind die Zusam-
menfassung Streitkräfte gemeinsamer Aufgaben 
und die Änderung der Kommandostruktur des 
Heeres. 

Dem ersten stimme ich voll zu, dem zweiten stehe 
ich etwas skeptisch gegenüber. 

(Abg. van Delden: Sie sind auch nicht 
informiert!) 

Ich möchte sagen, warum. Wir Freien Demokraten 
können uns eine Strukturreform der Streitkräfte ins-
gesamt allerdings nur vorstellen, wenn ernsthaft 
der Versuch gemacht wird, die derzeitige Struktur 
von Luftwaffe und Marine den modernen Führungs-
erfordernissen anzupassen. 

(Abg. Damm: Wie denn?) 

— Wir werden entsprechende Vorschläge machen. 
Es wäre schön, wenn auch Sie in der Lage wären, 
hier einen entsprechenden Beitrag zu leisten. 

(Abg. van Delden: Wir müssen erst einmal 
wissen, was der Minister will! Wenn Sie 
noch nicht einmal wissen, was der Minister 

will, wie sollen wir das denn wissen!) 

— Wir fragen nicht unseren Koalitionspartner, 
was er will, sondern leisten konkrete sachliche Bei-
träge, und wie Sie sehen, setzen wir uns dabei ge-
legentlich auch ganz erfolgreich durch. 

(Abg. Damm: Gelegentlich! — Abg. van 
Delden: Mit  etwas anderer Tendenz!) 

— Na ja, natürlich nicht in allem, meine Damen 
und Herren; das ist in einer Koalition nicht möglich. 

Meine sehr verehrten Damen, meine Herren, die 
Gründung der NATO jährt sich in diesen Tagen zum 
25. Mal. Seit dieser Zeit haben wir Frieden, der 
über die Höhepunkte des Kalten Krieges hinweg 
bewahrt werden konnte, weil das Bündnis genü-
gend Verteidigungs- und Abschreckungsbereitschaft 
glaubhaft praktiziert hat. Heute, in einer Phase, in 
der Rüstungswettlauf und Bemühungen um Abrü-
stung, gegenseitiges Mißtrauen und Bemühungen 
um vertrauensbildende Maßnahmen, Rufe nach 
höheren Verteidigungsausgaben und zaghafte An-
sätze einer Entspannung parallel nebeneinander 
herlaufen, verzeichnen wir eine gewisse Abkehr des 
öffentlichen Interesses von Fragen der Sicherheit in 
der NATO. Gerade deshalb, meine Damen und Her-
ren, ist eine Debatte, wie wir sie heute in diesem 
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Hohen Hause führen, auch für unsere Bürger und 
die Öffentlichkeit draußen wichtig. Die Offentlich-
keit hat Gelegenheit, von dieser Stelle aus die Be-
weggründe unserer Maßnahmen, der notwendigen 
Maßnahmen, zur Kenntnis zu nehmen. Sie kann ver-
stehen, warum Sicherheit und Verteidigung viel 
Geld kosten, aber auch, daß wir uns seit 25 Jahren 
erfolgreich für die Bewahrung des Friedens einge-
setzt haben und dies auch weiter tun werden. 

Wir Freien Demokraten würden es begrüßen, 
wenn wenigstens in diesem wesentlichen politi-
schen Sachbereich Einklang bestünde, statt sich, wie 
auch heute wieder erlebt, in kleinkarierter Partei-
polemik zu verlieren. Unsere Sicherheit, unser Ver-
teidigungsbündnis, das den 25. Jahrestag seiner 
Gründung begeht, und unsere Bundeswehr haben 
eine bessere Behandlung verdient. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort  hat  der Herr Parlamentarische Staats-
sekretär Moersch. 

Moersch, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Auswärtigen: Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der verteidigungspolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Fraktion hat vorhin die Behauptung 
aufgestellt, daß unser Verhältnis zu den Vereinigten 
Staaten schlechter sei als je zuvor. Ich glaube, der 
geeignete Zeuge, über das Verhältnis zwischen uns 
und den Vereinigten Staaten zu sprechen, ist der 
amerikanische Außenminister Dr. Kissinger. Er hat 
zweimal in diesem Monat, nämlich am 3./4. März 
hier in Bonn und zuletzt am vergangenen Sonntag, 
auch vor der deutschen Öffentlichkeit, eine gegen-
teilige Feststellung getroffen, 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

nämlich die Feststellung, daß es keine bilateralen 
Probleme zwischen den USA und der Bundesrepu-
blik Deutschland gibt. 

(Abg. Stücklen: Höflichkeitsfloskeln!) 

Ich darf zweitens hier feststellen, daß die Ent-
spannungspolitik — und das heißt konkret: die Auf-
gabe für die Bundesrepublik Deutschland, in der 
Ostpolitik aktiv zu werden — einem Auftrag des 
Atlantischen Bündnisses vom Dezember 1967 im 
Harmel-Bericht entspricht. Die Regierung Brandt/ 
Scheel hat hier also im Sinne und im Auftrag des 
NATO-Bündnisses und damit auch im Sinne der 
europäischen Gesamtentwicklung gehandelt. 

Schließlich ein Drittes. Es ist hier wiederholt unser 
Verhalten zur Nahost-Resolution und im Nahost-
konflikt überhaupt kritisiert worden. Ich darf dem 
Kollegen von der CDU/CSU noch einmal in Erinne-
rung zurückrufen, was hier an dieser Stelle vor we-
nigen Tagen der Bundesaußenminister hierzu gesagt 
hat, damit ein für allemal klar ist, wie die Bundes-
regierung ihre europäische Verpflichtung in diesem 
Zusammenhang sieht und sehen muß. Es ist in der 
Tat widersprüchlich, wenn man ihr einerseits vor-
hält, sie tue nicht genügend für die europäische Zu-
sammenarbeit, während man ihr andererseits vor-

wirft, sie habe sich am 6. November einem gemein-
samen europäischen Konzept verpflichtet. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Der Bundesaußenminister hat auf die Frage des 
Kollegen Kiep gesagt: 

Ich stimme Ihnen zu, daß diese Erklärung in den 
Vereinigten Staaten 

— gemeint war die Erklärung der neun europäischen 
Staaten vom 6. November — 

auf Kritik gestoßen ist. Aber ich verteidige diese 
Erklärung, weil sie für die Europäische Gemein-
schaft ein unbezweifelbarer Fortschritt ihrer ge-
meinsamen Entwicklung der Außenpolitik ge-
wesen ist. Es steht auch nichts in dieser Erklä-
rung, was etwa dem Inhalt nach der Meinung 
der Vereinigten Staaten widersprechen könnte, 
weil sie sich ganz auf Entscheidungen der UNO 
stützt, die auch von den Vereinigten Staaten ak-
zeptiert werden. 

(Abg. Wehner: Hört! Hört! — Abg. Stück

-

len: Und warum dann die Kritik?) 

Ich muß noch einen letzten Punkt anführen. Herr 
Kollege Wörner hat kritisiert, daß von dieser Re-
gierung zuviel Energie auf die Ostpolitik und zu-
wenig Energie auf die europäische Zusammenarbeit 
verwendet worden sei. Die Tatsachen sehen so aus, 
daß erst nach dem Amtsantritt der Regierung Brandt/ 
Scheel durch die Konferenz im Haag der Beitritt 
Großbritanniens möglich wurde, der jahrelang 
blockiert war. Dieser Beitritt ist heute eine voll-
zogene Tatsache. Es sind also gerade in der West-
politik entscheidende Fortschritte erzielt worden. 

(Abg. van Delden: War das Ihr Verdienst?) 

Daß diese westeuropäische Zusammenarbeit durch 
Umstände, die nicht die Bundesregierung zu ver-
antworten hat, nicht so verläuft, wie wir sie uns 
immer gewünscht haben und auch künftig wünschen 
müssen, ist völlig unbestritten; aber die Bundes-
regierung ist der falsche Adressat für irgendwelche 
Art der Kritik. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Damm: Der einzige Adressat, den dieses 

Parlament hat!) 

Schließlich darf ich noch hinzufügen: Wenn es 
stimmte, daß wir im Sinne des Atlantischen Bünd-
nisses, zur Entspannung beizutragen, in den letzten 
Jahren zuviel Energie auf die Ostpolitik verwendet 
hätten — das stimmt ja im Zusammenhang mit der 
Westpolitik nicht —, könnte es möglicherweise doch 
wohl daran liegen, daß frühere Regierungen zu-
wenig Energie auf diese notwendige Aufgabe ver-
wendet haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Abgeordnete de Terra. 

de Terra (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Wir haben uns 
bisher in der Debatte über das Weißbuch den Fra- 
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gen der Wehrstruktur und der Außenpolitik zuge-
wandt. Wir haben aber dabei, wie mir scheinen will, 
den Fragen der inneren Verfestigung der Bundes-
wehr in unserer Gesellschaft etwas zu wenig Auf-
merksamkeit gewidmet. Es waren außer den Aus-
führungen im Weißbuch — die ich gleich noch in den 
Blick nehmen darf — zwei Äußerungen von Ihnen, 
Herr Minister Leber, die hier eine gewisse Begren-
zung geben. Sie sagen auf der einen Seite, es ist 
uns noch nie so gut gegangen, wir waren noch nie so 
frei und wir haben noch nie so gesichert auf dem 
Boden des Rechts gestanden. Aber wenn Sie von 
dem Recht sprachen, hätten wir, so meine ich, sofort 
die Pflicht dazu in Bezug zu nehmen, weil gerade 
dieses Auseinanderklaffen von Recht und Pflicht in 
unserer Gemeinschaft, in unserer Gesellschaft mir 
manchmal bedenkliche Formen anzunehmen scheint. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sie haben ein weiteres gesagt, Herr Minister Le-
ber, das wir uns alle gut merken wollen, nämlich: 
„Wenn wir den politischen Gegner meinen und mit 
ihm sprechen, dann treffen wir mit unseren Worten 
die jungen Menschen, in Wirklichkeit treffen wir sie 
in die Brust; wir lösen Zweifel aus und zerren an 
den Wurzeln, die dort keimen und die das Gemein-
wesen tragen, das Verhältnis des jungen Bürgers 
zum Staate nähren." Herr Minister Leber, ich hätte 
mir gewünscht, daß Ihre klare, sehr holzschnittartige 
und einprägsame Sprache auch diejenige des Kapi-
tels über die Landesverteidigung und Gesellschaft 
im Weißbuch wäre. Sie ist es leider nicht. 

Nehme ich den ganzen Abschnitt in den Blick, so 
ist er merkwürdig distanziert, merkwürdig hohl und 
stellt vielfach Untersuchungen und Betrachtungen 
den Werturteilen gleich. Das ist etwas, was wir 
untersuchen, was wir erfragen müssen: Erstens, ist 
es wirklich so? Ist hier bewußt ein Rückzieher gegen-
über den Aussagen früherer Weißbücher gemacht? 
Ist es wirklich so, daß man nicht mehr mit der gan-
zen Durchsichtigkeit das Verhältnis von Demokra-
tie und Militär, das Verhältnis des Politischen und 
des Militärischen, das Verhältnis der Jugend zur 
Bundeswehr untersuchen will? 

Die Leitpunkte dieses Kapitels lassen einen hof-
fen. Man wird neugierig, das zu lesen; aber diese 
Neugierde wird nicht gestillt. Ich nehme, man 
könnte sagen, einen Nebenpunkt zunächst: Zu spre-
chen ist — so heißt die Überschrift — von Freiheit 
und Disziplin. Wenn man liest, dann findet man den 
Bezug zur Freiheit erst in den letzten Zeilen die-
ses Abschnitts. Zunächst wird man sehr trocken da-
mit vertraut gemacht, daß Disziplin normgerechtes 
und normentsprechendes Verhalten ist, und in brei-
ter Weise, vielleicht aber auch in zu großer Verkür-
zung wird versucht, funktionale Disziplin und For-
maldisziplin, Amtsautorität und Haltungsdisziplin 
in Beziehung zu setzen. Hier wird versucht, Wider-
sprüche zu lösen; diese Lösung gelingt nicht. 

Darf ich es anders fassen, darf ich sagen: Diszi-
plin ist die gewissenhafte Erfüllung aller Pflichten 
und der vom militärischen Auftrag jeweils gestell-
ten Forderungen; Disziplin ist die Voraussetzung 
für die Wirksamkeit in der Einzelfunktion und für 

die Zusammenarbeit im Team, in der Einheit und im 
Verband. Disziplin erleichtert das Zusammenleben, 
Disziplin festigt das Vertrauen der Gesellschaft in 
die Bundeswehr, Disziplin umfaßt Geist, Haltung 
und Form. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das sind nicht meine Worte, sondern die Worte aus 
der zentralen Dienstvorschrift, und ich weiß nicht, 
warum Sie diese einprägsamen Formulierungen 
nicht im Weißbuch übernehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

In die gesamten Bereiche des öffentlichen Lebens 
würde das ausstrahlen, und ich meine, auch in Ihre 
Partei, Herr Minister, wenn wir sagen: Disziplin 
umfaßt Geist, Haltung und Form. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir sind manchmal von der Erfüllung dieser Vor-
aussetzung weit entfernt. 

Wenn ich das also als Beispiel nehmen darf, so 
finde ich:  hier wird nicht geantwortet auf die drän-
genden Fragen, die beantwortet werden müssen. 

In dem Schlagwort, das sich in dem Kapitel über 
die industrielle Gesellschaft und das Militär findet, 
wird alles auf den Nenner gebracht: „wohlwollende 
Indifferenz" und „passive Zustimmung". Es wird 
versucht, das in soziologischer Untersuchung aus der 
derzeitigen Gesellschaftsform zu entwickeln, aus 
Vergleichen mit Gesamtorganisationen, aus Zwangs-
läufigkeiten; es wird gefolgert aus der Unüberseh-
barkeit des Gesamtkomplexes der Gesellschaft, aus 
der Spezialisierung der Teilgebiete und damit der 
Distanzprobleme. Aber ich meine: die „wohlwol-
lende Gleichgültigkeit" ist zu wenig. 

Noch schlimmer wäre es, wenn wir fragten: Ist 
das richtig? Ich würde dem Weißbuch unterstellen, 
daß es hier eben Untersuchungen und Vergleiche 
verwechselt hat mit dem Ergebnis, daß es eben nur 
gefragt hat. Denn ich meine: es ist nicht so. Denn 
wenn wohlwollende Indifferenz, wohlwollende 
Gleichgültigkeit, passive Zustimmung das Grund-
verhältnis unseres Bürgers zu seiner Bundeswehr, 
der Bundeswehr zum Staat, des Staates zur Bundes-
wehr wäre, wäre es schlecht um uns bestellt. Dann 
würden wir eben nicht mehr lange so gut, so frei 
und so sicher auf dem Boden des Rechts leben kön-
nen, wie Sie, Herr Minister, es heute doch festge-
stellt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die Untergrabung jeder notwendigen Autorität des 
Staates bedeutet es, wenn ich „wohlwollende Gleich-
gültigkeit" als das Grundprinzip nehme. Das würde 
das Absterben der Verpflichtung, des Strebens be-
deuten, Pflichten gegenüber dem Staat und der Ge-
sellschaft zu erfüllen. Vieles würde verkümmern, 
und dies würde sich auf alle Gebiete des Staates aus-
dehnen. 

Bei der Wertung der erreichten Integration der 
Bundeswehr in die Gesellschaft würde die Formu-
lierung „wohlwollende Gleichgültigkeit" wieder ins 
Negative führen. „Wohlwollende Gleichgültigkeit" 
würde zwangsläufig die Minderung der Antriebs- 
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kräfte in der Bundeswehr zur Folge haben, und wir 
würden, meine ich, nicht mehr überzeugend die 
Wehrpflicht begründen können, wir würden ins-
besondere nicht mehr überzeugend die Gewissens-
entscheidung des jungen Mannes bejahen und in den 
Bereich unserer Gesellschaft aufnehmen, der den 
Dienst mit ,der Waffe ableisten will. Die Gewissens-
entscheidung dieser vielen jungen Menschen, 
scheint mir, sollte in den Mittelpunkt gerückt wer-
den. 

So bleibt also, daß dieses Kapitel „Landesvertei-
digung und Gesellschaft" im Weißbuch zerfließt, im 
Fragen bleibt, keine Antworten gibt, aber auch nicht 
Gründe aufführt, warum es so ist. Ihm fehlt das 
Kraftvolle, fehlt die gebändigte Glut der Leiden-
schaft an diesem Thema „Landesverteidigung und 
Gesellschaft", 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

ohne die es eine kraftvolle Verteidigung nicht ge-
ben kann. Wir können nicht die Verteidigungsbe-
reitschaft wollen, den Verteidigungswillen fordern 
oder hervorrufen. Wir können nicht die getroffene 
Gesamtentscheidung der Gesellschaft zur Verteidi-
gung als „wohlwollende Gleichgültigkeit" hinneh-
men. 

(Abg. Dr. Wörner: So ist es!) 

Dies ist doch der Punkt, nämlich diese Frage des 
Verhältnisses von Landesverteidigung und Gesell-
schaft, aus der allein die Leuchtkraft kommt, mit der 
Sie, Herr Minister Leber, dann die weiteren Fragen 
der Bundeswehr, seien es die Fragen der inneren 
Struktur, sei es der Aspekt der Außenpolitik, fül-
len können. Wenn dieser Boden schwankt, ist alle 
Politik nach innen und nach außen zum Scheitern 
verurteilt. Deswegen müssen Sie in diesem Kapitel 
eine entscheidende Antwort geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Minister, mir scheint, daß hier eine Chance 
vertan worden ist, daß hier entscheidende Fragen 
nicht gestellt oder nicht beantwortet sind und daß 
sich dies zum Nachteil und zum Schaden des Gan-
zen auswirken muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, das Wort hat Herr Abge-
ordneter Horn. 

Horn (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die Ausführungen des Kollegen de Terra 
scheinen mir einen Fehlschluß zu bringen, und zwar 
dahin gehend, daß er den Begriff „wohlwollende 
Gleichgültigkeit", der im Weißbuch steht, als eine 
Art Identifizierung einer nüchternen Analyse mit 
der Auffassung der Regierung herstellt. Ich glaube, 
hier geht es doch um nichts anderes als um eine 
Analyse auf dem sozialen Feld. Diese Analyse ist 
eben die Voraussetzung, wenn wir ein anderes Ver-
hältnis zwischen Bundeswehr und Gesellschaft be-
kommen wollen. Ich möchte jedenfalls eindeutig er-
klären, daß wir die Aussagen des Weißbuchs zu 
diesem Kapitel auf Grund der Sachlichkeit und  der 

darin enthaltenen Nüchternheit vorbehaltlos be

-

grüßen. 
(Zuruf des Abg. van Delden.) 

Wer das Prinzip der Integration der Bundeswehr 
in die Gesellschaft bejaht, der muß davon ausgehen, 
daß die Bundeswehr in ihrer Gesamtheit ein Spiegel-
bild dieser Gesellschaft ist, von der sie getragen 
wird. „Das politische Bewußtsein der Soldaten in 
einer Wehrpflichtarmee ist der politischen Bewußt-
seinslage der Gesellschaft kongruent. So spiegelt die 
Bundeswehr weitgehend alle Schattierungen politi-
scher Meinungen wider, die in der Bundeswehr 
heute vertreten sind. Dabei gibt es auf der äußer-
sten Rechten einige Fanatiker, die zum Glück in den 
Streitkräften ebensowenig tonangebend sind wie die 
Ultralinken. Beide Gruppen arbeiten totalitären 
Feinden der Demokratie in die Hände, die Rechte, 
indem sie Vorwände für mißtrauische Ablehnung 
der Bundeswehr liefert, und die Linke, indem sie 
politischen Drahtziehern in den Streitkräften Vor-
schub leistet. 

Zusammenfassend läßt sich zu den aufgezeigten 
Problemen sagen, daß der Grat, auf dem die Ver-
fechter einer rechtsstaatlichen Demokratie wandeln, 
sicher schmal ist. Die Gefahren von rechts und links 
bestehen unaufhörlich." 

Ich habe Ihnen eben gerade ein Zitat mitgeteilt 
— ich darf Ihnen sagen, dies ist ein Zitat, dem ich 
vollinhaltlich zustimme , und zwar aus dem Buch: 
„Soldat und Demokratie — Probleme der politischen 
Bildung" von General Carl Gero von Ilsemann. Ich 
glaube, die  Krisenjahre von 1966/1967 haben uns 
gerade im Sinne dieser Ausführungen gezeigt, wie 
innerhalb einer solchen Situation bisher nur latent 
vorhandenes antidemokratisches Potential aktiviert 
werden kann. Wir wissen ja, daß damals extreme 
politische Gruppierungen gleichsam wie Pilze aus 
der Erde schossen. Bezeichnend war es doch, daß die 
NPD in fast allen Landtagen, wenn auch nur für eine 
Legislaturperiode, vertreten war. Es spricht für ein 
hohes Maß an Naivität, anzunehmen, daß sich eine 
solche Lage, möglicherweise unter verschärften Aus-
wirkungen, nicht wiederholen könnte. 

Allerdings muß anerkennend festgestellt werden: 
In der Bundeswehr hat sich in den letzten vier Jah-
ren unter der politischen Führung der Sozialdemo-
kraten eine bemerkenswerte gesellschaftspolitische 
Öffnung vollzogen. 

(Oh-Rufe und Lachen bei der CDU/CSU.) 

Politisches Bewußtsein darf nicht befohlen werden. 
Aber die durchgeführten und in Gang gesetzten Re-
formen im Bereich der Bundeswehr führen zweifel-
los zu einem verstärkten staatspolitischen Verständ-
nis bei den Soldaten. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Ich möchte Ihnen dies an einigen Beispielen ver-
deutlichen. 

Erstens. Ein großer Teil des Schrifttums für die 
Bundeswehr hat heute ein erheblich anspruchsvol-
leres Niveau erhalten und bietet bessere staatsbür-
gerliche Informationen. Verherrlichungen von anti-
demokratischen Kräften, wie sie von der Deutsch- 
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nationalen Volkspartei in der Weimarer Republik 
ausgingen, die durch ihr Bündnis mit den National-
sozialisten immerhin zum Sturz der Weimarer Repu-
blik beitrug, halte ich augenblicklich für ausge-
schlossen. Das ist allerdings früher geschehen. 

Zweitens. Die Reform des Ausbildungs- und Bil-
dungswesens in der Bundeswehr ist in ihre erste 
konkrete Phase eingetreten. Trotz gezielter Diffa-
mierungskampagnen hat sich Professor Ellwein mit 
seiner Konzeption durchgesetzt. Ihm und allen sei-
nen Mitarbeitern aus dem zivilen und aus dem mili-
tärischen Bereich möchte ich hiermit noch einmal 
ausdrücklich den Dank der sozialdemokratischen 
Bundestagsfraktion für die von ihnen geleistete Ar-
beit aussprechen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Die CDU/CSU hat sich gerade auf diesem Gebiet 
lange Zeit als Bremser betätigt. Ich erinnere in die-
sem Zusammenhang nur an den 27-Punkte-Katalog 
der CDU, damals in den Anfängen am 8. März 1971, 
an die Attacken, die der Kollege Damm im „Allge-
meinen Deutschen Sonntagsblatt" gegen die Bil-
dungskonzeption vorbrachte, oder auch an Kommen-
tare von Ihnen, die heißen: „Schließlich brauchen 
wir keine Ausbildungs- und Bildungskonzeption für 
die Abschaffung der Armee." Den Präsidenten der 
Hamburger Bundeswehrhochschule, Professor Dr. 
Eilwein, versucht die CDU/CSU durch Diffamierung 
auszuschalten. Ich zitiere: 

Ein sozialistischer Professor und seine entspre-
chenden Mitarbeiter sind Persönlichkeiten, die 
ein sehr gespanntes Verhältnis zu diesem Staat 
und seiner gegenwärtigen Struktur und zur 
Notwendigkeit des Unterhalts von bewaffneten 
Streitkräften haben. 

(Abg. Dr. Kraske: Das hat Sie wohl sehr 
getroffen?!) 

Die Bundeswehr hat nach eingehender Information 
diese Reform in anerkennenswerter Weise mit voll-
zogen. Nach den vielen persönlichen Angriffen, auch 
gegen mich, aus Ihren Reihen, meine Damen und 
Herren von der Opposition, darf ich in diesem Zu-
sammenhang auch einmal ein deutliches Wort der 
Klarstellung sagen. Ich bin zu einer Zeit wie ein 
politischer Handlungsreisender durch die Garnisonen 
und Hochschulen gezogen und habe informiert und 
für diese Reform geworben — ich habe auch manches 
einstecken müssen, wie das im politischen Leben 
eben notwendig ist —, als Sie, meine Damen und 
Herren von der Opposition, noch im Bremserhäus-
chen saßen und den Zug der Bildungsreform zum 
Stehen bringen wollten. 

Erst als sich die Bundeswehr in ihrer überwiegen-
den Mehrheit zu unserer Bildungskonzeption be-
kannte, sind Sie auf das letzte Trittbrett des fahren-
den Zuges gesprungen. Ausgerechnet Sie haben den 
verwegenen Mut, jetzt nach Volldampf zu schreien 
und zu bemängeln, daß die Reformen nicht zügiger 
durchgeführt werden. Das ist Ihr Widerspruch; den 
müssen Sie aufklären. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich brauche in diesem Zusammenhang nur auf die 
neun Punkte des CDU/CSU-Antrages betreffend die 
Aus- und Fortbildung der Unteroffiziere zu verwei-
sen. Wir haben ja im Ausschuß schon einiges gehört. 
Herr Staatssekretär Berkhan und auch ich haben 
dazu einiges klargestellt. Das war doch im Grunde 
nichts anderes als eine reine Kopie dessen, was oben 
im Hause erarbeitet wurde, das nun als Erstgeburts-
recht von der CDU/CSU verkauft werden sollte. Ich 
habe gar nichts dagegen, wenn die CDU/CSU echte 
Kritik übt. Nur muß sie auch entsprechende Alterna-
tiven aufstellen, Herr Lenz, und die CDU/CSU darf 
folgendes nicht machen: mit einer Kopie der Vorla-
gen, die unter unserer politischen Führung und mit 
den Militärs erarbeitet worden sind, hausieren ge-
hen und das als ihr eigenes Konzept verkaufen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dann müssen Sie 
erst einmal ein Konzept haben!) 

Wenn schon, dann müssen wir uns auf eine andere 
Sprachregelung verständigen, nämlich auf die ent-
sprechende von Bert Brecht. Bitte, wenn Sie der Auf-
fassung sind, daß es keinen geistigen Diebstahl gibt, 
kann man sich darüber unterhalten. Nur kann ich 
dann etwas nicht machen: ich kann nicht auf der 
einen Seite nach dem Prinzip eines marxistischen 
Dichters vorgehen und auf der anderen Seite diesen 
Marxisten ständig verteufeln. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie haben bloß 
nichts, was sich zu glauben lohnt!) 

Ich erinnere weiter daran, daß Minister Leber am 
10. August 1972 die ZdV 10/1, „Hilfen für die Innere 
Führung", auf den Weg gebracht hat und daß am 
29. Januar 1973 von Georg Leber die ZdV 12/1, 
„Politische Bildung in der Bundeswehr", in Kraft 
gesetzt wurde. Diese und andere Maßnahmen tragen 
zweifellos dazu bei, die Anbindung der Soldaten an 
den demokratischen Verfassungsstaat zu verstärken. 

Wer davon ausgeht, die Bundeswehr vertrage 
keine Kritik und in ihr sei alles hundertprozentig in 
Ordnung, stilisiert sie, ob er will oder nicht, zu einer 
Einrichtung „sui generis". Dann stünde sie nämlich 
außerhalb der Gesellschaft. Das wäre nicht nur für 
die gesamte Gesellschaft, sondern auch für die Bun-
deswehr außerordentlich schädlich. Die meisten Sol-
daten der Bundeswehr sind viel selbstbewußter und 
haben ein viel stärkeres Selbstdarstellungsvermö-
gen, als ihnen von manchen zugestanden wird. Die 
selbsternannten Schützer der Bundeswehr stellen 
der Bundeswehr im Grunde genommen ein schlech-
tes Zeugnis aus, indem sie die Soldaten wie unmün-
dige Kinder behandeln. Was Kirchen, Gewerkschaf-
ten, Industrielle, Lehrer und Wissenschaftler an 
öffentlicher Kritik aushalten müssen, können auch 
unsere Soldaten in der freien Diskussion ertragen. 

Wer davon ausgeht, daß die Bundeswehr keine 
geschlossene Gesellschaft bildet, sondern eben ein 
echtes Spiegelbild dieser Gesellschaft darstellt — 
wie anders könnte sie denn sonst die Verteidigungs-
bereitschaft für diesen Staat und diese Gesellschaft 
aufbringen? —, muß Stärken und Schwächen, die 
verfassungsmäßigen Wertbindungen und auch die 
Konfliktfelder einbeziehen. 
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Meine Damen und Herren, Ihre Agitation in dieser 

Hinsicht erinnert mich manchmal an das Motto „Hal-
tet den Dieb!" Denn im Grunde genommen sind es 
doch ein Teil Ihrer politischen Leichen, die da im 
Keller gelegen haben. Ich will keine Namen nennen, 
um das nicht erneut zu diskutieren. Aber Sie wissen 
es doch ganz genau — um das an wenigen Beispielen 
anzuführen —: Als etwa in der Hamburger Füh-
rungsakademie das schlimme Wort fiel, die Innere 
Führung sei eine Maske, die man vom Gesicht reißen 
müsse, wurde politisch nichts unternommen, wenig-
stens nichts, das zu klaren Konsequenzen geführt 
hätte. Der Wehrbeauftragte, ein Verfassungsorgan, 
wurde als ebenso „schädlich wie überflüssig" be-
zeichnet. Ich erinnere daran, daß — — 

(Abg. Rommerskirchen: Das ist hier im 
Plenum schon widerlegt, was Sie jetzt 

sagen!) 

— Ich will Ihnen, Herr Kollege Rommerskirchen, 
folgendes sagen. Der Herr Parlamentarische Staats-
sekretär Berkhan hat damals als Parlamentarier poli-
tische Konsequenzen gefordert. 

(Abg. Rommerskirchen: Ich!) 

Aber nichts geschah unter Ihrer politischen Führung. 

(Abg. Rommerskirchen: Unglaublich ist das!) 

Ich will auf andere Dinge nicht eingehen; ich bin ge-
gebenenfalls bereit, das hier noch darzustellen. 

Ich möchte Ihnen klar sagen, wir Sozialdemokra-
ten und — hiervon bin ich überzeugt auch alle 
liberal denkenden Bürger in unserem Staat haben 
dazu eine ganz klare Auffassung, einschließlich der 
eindeutigen Mehrheit auch unserer Soldaten aller 
Dienstgrade. Zur Darlegung dieser Auffassung fühle 
ich mich ermächtigt, weil der Deutsche Bundeswehr-
verband in einer Presseerklärung vom 15. März 1974 
folgendes feststellt ich zitiere —: 

In Fortsetzung eines früheren Gespräches er-
läuterte MdB Horn seine Ausführungen zum 
gesellschaftspolitischen Standort der Bundes-
wehr, wobei noch bestehende Mißverständnisse 
ausgeräumt werden konnten. 

An Ihnen, meine Damen und Herren von der Op-
position, liegt es nun, Ihre Position zu klären. 

(Abg. Dr. Ritz: Das müssen S i e uns sagen!) 

Wir lassen uns von Ihnen weder die konkreten In-
halte unserer äußeren Sicherheitspolitik noch die 
geistigen Grundlagen zerreden und zerfaseln. Sie 

 müssen ja sagen oder entsprechende Alternativen 
aufstellen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Lenz [Bergstraße].) 

Wir Sozialdemokraten haben eine schlüssige Ver-
teidigungskonzeption, und zwar auch gerade in be-
zug auf das hier erwähnte Feindbild. Wir wissen, 
Herr Kollege de Terra, daß heute die Probleme in 
dem von Ihnen genannten Kontext der Bundeswehr 
in einer modernen Industriegesellschaft natürlich 
brennender werden. Das ist gar keine Frage. Wir 
wissen, daß sich auf der einen Seite ein größerer 
Problemdruck in vielfältiger Hinsicht ergibt, der 
etwa das sichtbar macht, was in den zwei großen 

Alternativen dargestellt wurde. Ich will hier nicht 
Ludwig von Friedeburg mit seiner Theorie der Un-
vereinbarkeit von modernem Industriestaat und be-
waffneter Streitmacht zitieren. Wir wissen, daß Fritz 
Erler 'eine ganz klare Gegenposition in bezug auf 
die Armee aufgestellt hat, daß es keine demokrati-
sche Armee, aber eine Armee in einer Demokratie 
gibt. Ich glaube, daß diese Armee in einer Demo-
kratie natürlich anders strukturiert ist als eine 
Armee in einer Diktatur, in einer Monarchie oder 
in einem anderen Staatsgebilde, ist uns allen klar. 
Es muß uns darum gehen, daß die Bundeswehr wie 
auch die junge Generation nicht von einer Entwick-
lung abgehängt werden können, sondern daß das 
Problem Bundeswehr in die gesamte Entwicklung 
technischer, wissenschaftlicher Art mit einbezogen 
werden will, wenn sie nicht einen Anachronismus 
in dieser Gesellschaft bilden soll.  Das  ist im Grunde 
das Problem. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir Sozialdemokraten haben, wie gesagt, eine 
schlüssige Verteidigungskonzeption. Der  Verfas-
sungsauftrag für die Bundeswehr gerade hinsichtlich 
der Feindbilddarstellung lautet eindeutig, die  Bun-
desrepublik  Deutschland vor militärischer Bedro-
hung und politischer Erpressung zu schützen. Wir 
benötigen dazu kein ideologisch fixiertes Feindbild. 
Ich wiederhole auch ganz klar und ,deutlich: ein 
amtlich verordnetes, ideologisch fixiertes Feindbild 
hat es zweifellos in der Bundeswehr noch nie ge-
geben. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Aber Relikte sind genau wie in der übrigen Gesell-
schaft — sonst würden Sie wieder diese Ausnahme-
situation statuieren — selbstverständlich auch da 
vorhanden. Würden wir das nicht anerkennen, so 
würden wir uns selbst etwas vormachen; das ist 
doch wohl ganz logisch. 

Sehr präzise hat übrigens der erste militärische 
Berater von Bundeskanzler Dr.  Adenauer dieses 
Problem damals im Zusammenhang mit der Diskus-
sion über die Denkschrift der Hauptleute von Unna 
in einer Leserzuschrift im „Spiegel" dargestellt. Ich 
kann in diesem Zusammenhang nur empfehlen, diese 

 ausgezeichneten Ausführungen von General a. D. 
von Schwerin der Truppe und allen Interessierten 
als Informationsmaterial zugänglich zu machen. 

Die Notwendigkeit — ,das ist im Grunde der 
Tenor ,der Aussagen — einer vernünftigen Vertei-
digungspolitik leitet sich nicht von dem Grad ide-
ologischer Verhärtung zwischen Ost und West, 
sondern von der Möglichkeit militärischer Bedro-
hung durch ,die Stärke eines potentiellen Gegners 
ab. Dabei ist es selbstverständlich das Ziel unserer 
Entspannungspolitik, durch den Abbau ideologi-
scher Konfrontationen die Herstellung eines politi-
schen Klimas der Verständigung zu erreichen, die 
Gefahr des militärischen Konflikts zu vermindern 
und eine beiderseitige Abrüstung einzuleiten. 

Die  Bundeswehr hat in diesem Zusammenhang 
eine große politische Aufgabe in unserem Staat. Ihr 
Auftrag ist es, wie es der Bundespräsident einmal 
formulierte, zu verhindern, daß uns Gewaltlösun- 
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gen von fremder Seite aufgezwungen werden. Die 
innere Struktur der Bundeswehr muß deshalb so 
beschaffen sein, daß sie Staat und Gesellschaft als 
verteidigenswert anerkennt, und die Gesellschaft 
ihrerseits muß diese unabdingbar notwendige Funk-
tion der Bundeswehr in allen Bereichen achten. Des-
halb darf die Bundeswehr, wenn sie den Anschluß 
an die Gesamtentwicklung weiterhin behalten soll, 
zur Erfüllung dieser Aufgabe weder utopische Heils-
armee noch ein konservatives Museum werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Graaff. 

Graaff (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Gestatten Sie mir zu der hier bisher gelau-
fenen Diskussion einige Anmerkungen — einer Dis-
kussion, die,  so möchte ich sagen, meine politischen 
Freunde und  mich gelegentlich etwas stutzig ge-
macht hat. Wenn ich höre, daß der Kollege Wörner 
den Bundesverteidigungsminister ob seines Be-
kenntnisses zur Bundeswehr und zur Verteidigungs-
bereitschaft lobt, um dann im gleichen Atemzuge zu 
kritisieren, daß die gleiche politische Repräsentanz, 
nämlich die SPD, alles tue, um in der Schule jede 
Möglichkeit einer vernünftigen Diskussion der Ver-
teidigungsbereitschaft in Frage zu stellen, 

(Abg. van Delden: So ist es!) 

so scheinen mir hier zwei kontroverse Dinge —  
etwas Lobendes und etwas Kritisierendes in eine 
einzige Behauptung hineingestellt zu sein. 

(Abg. Damm: Herr Leber ist doch nicht der 
Kultusminister!) 

— Wir haben auch nicht vom Kultusminister ge-
sprochen, 

(Abg. Dr. Kraske: Der ist für die Schulen 
zuständig! Fragen Sie doch einmal Herrn 

von Oertzen!) 

sondern von dem Herrn Bundesverteidigungsmini-
ster Leber. — Ich bin  nicht im Niedersächsischen 
Landtag. Wir sprechen hier über den Bundesver-
teidigungsminister und nicht über den niedersächsi-
schen Kultusminister. 

(Abg. Dr. Kraske: Aber Sie sprachen eben 
von Schulen!) 

— Moment, davon haben doch Ihre Kollegen hier 
gesprochen, daß dem Bundesverteidigungsminister 
der Vorwurf gemacht werde, die SPD täte nicht 
genug, um die Verteidigungsbereitschaft in den 
Schulen zu wecken. 

(Abg. van Delden: Eben drum, und das war 
an die Kultusminister gerichtet! — Abg. 

Maucher: Das ist es doch gerade!) 

Das ist ja wohl jetzt nicht hier Aufgabe dieses 
Hauses. Ich würde mich darüber, meine Damen und 
Herren, gar nicht so aufregen. Ich habe doch nur 
festgestellt, was Sie hier behaupten, und ich wollte 
Ihnen darauf ja nur antworten: Sehen Sie sich doch 

einmal die Schriften an, die die Bundeswehr lau-
fend veröffentlicht! 

(Zuruf des Abg. Maucher.) 

— Bitte? Moment, diese Schriften werden doch aus-
reichend und in großer Zahl verteilt, und nirgend-
wo ist darin etwas zu finden, was Ihre Behauptun-
gen rechtfertigen könnte, die Jugend würde bewußt 
aus ,der Verteidigungsbereitschaft, die sie sowieso 
nicht hätte, ferngehalten. 

Ich kann auch nicht der Theorie 'zustimmen, ,die 
dahin geht, es würde Verteidigungspolitik nach dem 
Motto betrieben: Lieb' Vaterland, magst ruhig sein! 
Wer, meine Damen und Herren, hat denn etwas 
Derartiges von uns und von der Regierung jemals 
gesagt?! Das sind doch Unterstellungen, die  nirgends 
belegt werden können. Wenn Sie aufmerksam zu-
hören und wenn Sie die Diskussionen im Verteidi-
gungsausschuß verfolgt haben, dann wissen Sie 
doch, daß wir uns alle gemeinsam Sorge um die 
Einheit im Bündnis machen. Es ist nur die Frage, 
ob es sehr sinnvoll ist, solche Sorgen in aller Of-
fentlichkeit und auf ,dem Markt zu diskutieren. 

(Abg. Maucher: Zu was sind wir denn über

-

haupt noch hier?) 

— Moment! Nicht nur hier, das wird ja auch ander-
wärts von Ihnen behauptet, und ich beklage nur, 
daß das in einer Öffentlichkeit diskutiert wird, die 
den Bemühungen um eine Einheit im Bündnis mit 
Sicherheit nicht förderlich ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine Damen und Herren, Herr de Terra hat dann 
beklagt, daß das Weißbuch mit viel zuviel Nüchtern-
heit belastet sei. Ich erinnere mich an Zeiten, wo wir 
es mit Emotionen gemacht haben. Ich bin nur nicht 
sicher, daß diese Zeiten für uns heute besser wären, 
als wenn wir nüchtern und sachlich diskutieren. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine Damen und Herren, Herr Kollege Wörner 
hat dann die Behauptung und die Feststellung, wie 
er meint, getroffen: Der Osten wird immer stärker, 
und der Westen wird immer schwächer. Ich will ein-
mal dahingestellt sein lassen, inwieweit das über-
haupt zutreffend ist; aber die Forderung, das müsse 
die Regierung dem Volke sagen, scheint mir nun 
doch etwas über das hinauszugehen, was man ver-
antworten kann. 

(Abg. van Delden: Wenn sie es nicht tut, 
ist es verantwortungslos!) 

Ich bin nicht der Meinung, daß wir Verteidigungs-
politik auf der Straße verkaufen sollten. Das wäre 
verantwortungslos. Das würde auch unserer Ver-
teidigung — — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber die Vertei

-

digungsbereitschaft! — Abg. Kiechle: Das 
tut ja nur der Horn!)  

— Es hat sich hier um die Verteidigungspolitik und 
nicht um die Bereitschaft gehandelt. Es hat sich hier 
um Feststellungen über militärische Stärken in Ost 
und West gehandelt, die zur Diskussion standen, 
und nicht um das, was man vielleicht oder selbstver- 
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ständlich in der Jugenderziehung zur Weckung der 
Verteidigungsbereitschaft tun könnte. Das kann man 
aber nicht mit defätistischen Äußerungen in der 
Öffentlichkeit tun, wie sie von Herrn Wörner gerne 
gehört werden: 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

Wir sind schwach, und die anderen werden immer 
stärker, und wir brauchen uns im Grunde schon gar 
keine Sorgen mehr um unsere Zukunft zu machen, 
denn die haben wir mit dieser Verteidigungspolitik 
— so wollte man es doch wohl gerne darstellen 
schon verspielt. 

Meine Damen und Herren, nun eine letzte Be-
merkung. Der Herr Kollege de Terra hat sich dar-
über beklagt, daß das Weißbuch in voller Nüchtern-
heit Tatsachen und Fakten aufzählt, die zu unserer 
Verteidigungspolitik notwendig sind und die wir 
kennen sollten. Ich möchte davor warnen, in einem 
militärischen Weißbuch mit Emotionen arbeiten zu 
wollen. Das hat uns schon einmal ganz gehörig ge-
schadet. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Wehner: Schon mehrmals! — Abg. Eigen: 

Das war schön wenig!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Löher. 

Löher (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen! Meine Herren! Herr Kollege 
Horn, Sie wollen Öffnung für Demokratie bei der 
Bundeswehr seit 1969 festgestellt haben. Diese Fest-
stellung scheint mir doch etwas suspekt zu sein, 
wenn ich Ihre Ausführungen hierüber schon wieder-
holt habe lesen können. Aber dazu wird noch einer 
meiner Kollegen Stellung beziehen. 

Lassen Sie mich hier zunächst einmal darauf 
aufmerksam machen, daß der Deutsche Bundestag 
sich in dieser Legislaturperiode zu den verteidi-
gungspolitischen Fragen erstmalig in dieser Breite 
äußert, und zwar an Hand des Weißbuches 1973/74. 
Ein unbefangener Bürger könnte daraus leicht den 
Schluß ziehen, die Verteidigungspolitik, die wir 
gemeinsam hier vertreten sollten, nehme nicht 
mehr den Rang in der politischen Wertskala ein, 
wie es in den 50er und 60er Jahren der Fall war. 
Dennoch, meine Damen und Herren, ist der Auftrag, 
den dieses Hohe Haus der Bundeswehr erteilt hat, 
nach wie vor gültig, ein Auftrag, der nicht mehr 
und nicht weniger bedeutet, als den Frieden mili-
tärisch zu sichern und unser Land im Falle einer 
Aggression von außen militärisch zu verteidigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Auch die Voraussetzungen hierfür sind, so meine ich 
wenigstens, die gleichen geblieben, die sie in dem 
Zeitraum waren, den ich bereits nannte, und zwar: 

Erstens. Die NATO bleibt uns als unabdingbare 
Grundlage der Verteidigungspolitik erhalten. 

Zweitens. Das Verbot eines Angriffskrieges, wie 
es das Grundgesetz festlegt, ist weiterhin für uns 
Verpflichtung. 

Drittens. Unser Verzicht auf atomare Waffen wird 
nicht aufgehoben. 

Viertens. Die Präsenz der verbündeten Streitkräfte 
in der Bundesrepublik ist sichergestellt. 

(V o r sitz: Vizepräsident Frau Funcke.) 

Wenn aber diese Voraussetzungen, die ich soeben 
aufgezählt habe, heute noch gültig sind, dann be-
deutet das für mich wenigstens, daß sich die Bundes-
republik für den Fall, daß sie militärisch angegriffen 
wird, a priori als Kriegsschauplatz versteht, wenn 
ich eine mögliche Situation einmal etwas vereinfacht 
darstellen darf. Wenn das aber so ist, dann wird es 
zwangsläufig für die Bundeswehr von Bedeutung 
sein, ob sie sich im Rahmen der NATO auf das Ver-
trauen und auf die Unterstützung der eigenen Be-
völkerung verlassen kann, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

weil die mögliche militärische Verteidigung in deren 
Mitte stattfindet. Soll diese Verteidigung aber er-
folgreich sein, ist ein Zusammenwirken zwischen 
Bundeswehr und Bürgern, zwischen militärischer und 
ziviler Verteidigung, unerläßlich. 

Hier muß ich mich heute, im Jahre 1974, allen 
Ernstes fragen: Kann man diese Einsicht bei allen 
Betroffenen, bei den Soldaten und auch bei einem 
großen Teil der Bevölkerung, voraussetzen? 

Bei der Beantwortung dieser für unsere freiheitliche 
Existenz wichtigen Frage kommen mir in der Tat 
Zweifel, auch was den militärischen Bereich angeht. 
Ich stelle dies hier fest, auch wenn ich erneut den 
Unmut eines Teils dieses Hauses hervorrufe. Im 
Weißbuch ist zu lesen, daß die Fusion von Feldheer 
und Territorialheer fortgeführt werden soll. Diese 
Fusion wird u. a. damit begründet, sie würde ent-
weder die Effizienz bei gleichen Kosten steigern 
oder bei gleicher Effizienz eine Kostenersparnis er-
möglichen. 

Nun sieht die neue Wehrstruktur, die ja noch zu 
diskutieren und daher noch nicht gültig ist, zwar 
eine Verschmelzung von Kommandobehörden des 
Feldheeres und des Territorialheeres vor. Doch wird 
mit diesem Weißbuch, so meine ich, etwas präjudi-
ziert, was das Parlament während der Diskussion 
einer neuen Wehrstruktur als nicht zweckmäßig und 
daher nicht als wünschenswert ansehen könnte, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

auch wenn es zu Kostenersparnissen führt, was nach 
meiner Meinung noch fraglich sein dürfte. 

Auch die Stellungnahme des Herrn Ministers von 
heute morgen hat mich nicht vom Gegenteil zu über-
zeugen vermocht. Denn, Herr Minister, hat sich die 
militärische Lage tatsächlich geändert? Wir haben 
doch nach wie vor damit zu rechnen, unerwartet 
militärisch besetzt oder überfallen zu werden. Oder, 
Herr Minister, gehe ich von einer nicht mehr zeit-
gemäßen Lage aus? Wenn ich aber noch davon aus-
gehen muß, dann ist für mich eine perfekte Verteidi-
gungsorganisation eine Notwendigkeit, und zwar 
auch im Interesse derjenigen, die mich hierher-
geschickt haben. Gerade der Oktoberkrieg im Na- 
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hen Osten — hier stimme ich Ihnen zu, Herr Mi-
nister — hat erneut bewiesen, daß selbst bei erhöh-
ter Wachsamkeit und bei gut organisierter Abwehr-
bereitschaft jederzeit die Gefahr eines überfallarti-
gen Angriffs besteht. Diese Erkenntnis, meine Da-
men und Herren, sollte uns eine ständige Warnung 
sein. 

Es ist sicherlich nicht unsere Aufgabe als Parla-
ment, ein militärstrategisches Konzept zu entwik-
keln. Wir haben aber politisch Weichen zu stellen, 
die eine optimale Verteidigung dahin lenken, daß 
ein möglicher Angriff auch ohne NATO-Truppen ab-
gewehrt werden kann. Dazu benötigen wir jedoch 
eine das ganze Land erfassende national verbleibende 
militärische und zivile Verteidigungsorganisation, 
wie sie noch im Weißbuch 1971/72 als dringend er-
forderlich zu finden ist. Diese territoriale Verteidi-
gung soll den unmittelbaren Schutz der eigenen 
Bevölkerung und deren lebenswichtigen materiellen 
Grundlagen wahrnehmen, sie soll aber auch zur 
Unterstützung der NATO-Truppen eingesetzt wer-
den. 

Wenn wir bisher von zwei Säulen, die unsere Ver-
teidigung tragen, ausgegangen sind, einmal der 
Säule NATO-Verteidigung mit allen Mitgliedstaaten 
der Nordatlantischen Allianz, sowohl auf dem mili-
tärischen als auch auf dem zivilen Sektor, zum an-
deren der Säule der nationalen Verteidigung, die die 
gesamten militärischen und zivilen Verteidigungs-
anstrengungen der Bundesrepublik in national ver-
bleibender Verantwortung umfaßt, dann muß ich 
mich doch fragen, wenn ich das Weißbuch richtig ge-
lesen habe: Was hat sich denn bis heute geändert, 
wenn zukünftig Kommandobehörden, die bisher den 
Kontakt zu der Zivilen Verteidigung zu halten 
hatten, z. B. zu den Länderregierungen, für unsere 
Verteidigung nicht mehr benötigt werden? Soweit 
mir bekannt ist, haben diese Zweiteilung doch alle 
NATO-Partner gemeinsam. Ich meine die territoriale 
Verteidigung mit dem Territorialheer und mit der 
zivilen Verteidigung. 

Ich muß Sie weiter fragen: Kann die auch militä-
risch erforderliche Zivilverteidigung ohne diese 
Kommandobehörden, die ich gerade aufgezählt habe, 
auskommen? 

(Abg. Dr. Wörner: Sehr richtig!) 

An Hand des Weißbuches ist für mich die nationale 
Verteidigung mit ihrem militärischen, aber auch mit 
ihrem zivilen Teil immer noch eine zwingende Er-
gänzung der Verteidigung im Rahmen des NATO- 
Bündnisses. Ich darf Sie nur daran erinnern, daß es 
bis heute mit zu ihren Aufgaben gehörte, z. B. dafür 
Sorge zu tragen, daß die Bundesregierung, daß aber 
auch die Länderregierungen jederzeit die notwendi-
gen Informationen erhalten, um verantwortlich Re-
gierungsentscheidungen rechtzeitig und folgerichtig 
treffen zu können. 

Meine Damen und Herren, ich will Ihnen nicht im 
einzelnen aufzählen, was nach meiner Meinung, aber 
auch nach Meinung meiner politischen Freunde zu 
einer territorialen Verteidigung gehört und auch 
weiterhin gehören muß. Das sollte einer späteren 
Diskussion über die neue Wehrstruktur vorbehalten 

bleiben. Ich wollte mit meinem Beitrag in der gebo-
tenen Kürze lediglich darauf aufmerksam gemacht 
haben, daß die territoriale Verteidigung für uns kein 
zweitrangiger militärischer Bestandteil des Heeres 
ist, sondern ein gleichwertiger Gesprächspartner, 
der von der Aufgabenstellung her die besondere 
Befähigung hat, aus der genauen Kenntnis militä-
rischer Erfordernisse und Planungsvorstellungen der 
Streitkräfte einerseits und aus den sich damit für die 
deutsche Bevölkerung ergebenden Folgerungen an-
dererseits die zivil-militärische Mittlerrolle wahrzu-
nehmen. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Pa-
welczyk? 

Löher (CDU/CSU): Bitte! 

Pawelczyk (SPD) : Herr Kollege, darf ich Sie fra-
gen, ob das, was Sie in diesen zehn Minuten vorge-
tragen haben, das Konzept der Opposition wieder

-

spiegelt. 
(Abg. Wehner: Das wäre ein Ding!) 

Löher (CDU/CSU) : Davon können Sie  ausgehen, 
Herr Kollege. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Meine Damen und Herren, besonders von der 
Schnelligkeit und von der Reibungslosigkeit der 
personellen und materiellen Mobilmachung des Ter-
ritorialheeres, die im Frieden gründlich vorbereitet 
und geübt werden muß — und, Herr Minister, ist 
das bereits bis heute geschehen? —, hängt aber für 
uns sehr entscheidend die Voraussetzung für die 
Möglichkeit ab, ob die NATO-Streitkräfte in unse-
rem Lande überhaupt und, wenn es sein muß, in 
welchem Umfang sie frei operieren können, um 
ihren Auftrag zu erfüllen. 

Ein weiteres Thema, das ich im Rahmen der 
Weißbuch-Debatte noch gern — wenn auch nur 
mit einigen Sätzen — ansprechen möchte, gilt den 
Reservisten der Bundeswehr als integrierendem Be-
standteil unserer Verteidigung. Was das Weißbuch 
hierüber aussagt, ist nicht viel und darüber hinaus 
noch enttäuschend. Bei einem 255 Seiten starken 
Werk weist der Herr Bundesminister der Verteidi-
gung mit insgesamt 32 Zeilen auf den großen Ein-
fluß des Einsatzwertes z. B. der Alarmreserve be-
züglich der Kampfkraft unserer Streitkräfte oder 
auf die Bedeutung der Mob-Übungen geschlossener 
Einheiten, hier besonders wieder für Reservisten 
von Geräteeinheiten kurz hin. 

Diese Feststellungen, Herr Minister, müssen aber 
unglaubwürdig bleiben, wenn jede Erklärung über 
die inzwischen gesammelten Erfahrungen mit der 
wichtigen, im Weißbuch 1971/1972 angesproche-
nen und im Rahmen der seinerzeit von dem damali-
gen Bundesverteidigungsminister Schmidt im Zu-
sammenhang mit der Verkürzung des Wehrdienstes 
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von 18 Monaten auf 15 Monate herausgestellten 
dreimonatigen Verfügungsbereitschaft fehlt. Hier 
vermisse ich einfach die handfesten Aussagen. 
Wenn diese Aussagen vorliegen, werden wir Ihnen, 
Herr Kollege Buchstaller, auch sagen können, was 
wir gerade in dieser Frage zu sagen haben. 

(Zuruf des Abg. Wehner.) 

Meine Damen und Herren, gerade der Frage der 
Reservisten schenken wir wegen ihrer großen Be-
deutung für die Funktionsfähigkeit der Bundeswehr, 
für die Funktionsfähigkeit der Bundeswehr im Frie-
den, während einer Spannungszeit und im Verteidi-
gungsfall unsere ganz besondere Aufmerksamkeit. 
Dies gilt zwangsläufig betont für das Heer, da die-
ses die überwiegende Mehrzahl der Reservisten der 
Bundeswehr ausbildet. Die Wirksamkeit einer er-
folgreichen Verbindung der aktiven Truppe mit der 
Gesellschaft durch ausgebildete Reservisten im Frie-
den ist für uns eine Voraussetzung für die Effektivi-
tät unserer Verteidigungsbereitschaft. Aus diesem 
Grunde unterstützen wir die Bemühungen, den Sol-
daten, d. h. den späteren Reservisten, durch geeig-
nete Ausbildung und durch Erziehung und Bildung 
im militärischen Bereich eine gute Grundlage und 
eine Weiterbildung für ihr späteres Berufsleben mit 
auf den Weg zu geben. In diesem Zusammenhang 
sehen wir auch, daß die zivilberufliche Erfahrung 
der Reservisten in einer modernen Industriegesell-
schaft eine gute Voraussetzung für die militärische 
Ausbildung darstellt. 

(Abg. Dr. Wörner: Jawohl!) 

Bei dieser Gelegenheit möchte ich auf die beson-
dere Bedeutung dieser wechselseitigen Funktion in 
staatsbürgerlicher und auch in berufsbezogener 
Hinsicht hinweisen. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich dieses 
Thema mit dem Dank meiner Fraktion an die Reser-
visten für ihre große Einsatzbereitschaft bei Mob-
Übungen, bei freiwilligen Wochend-Einsätzen und 
bei wehrpolitischen Veranstaltungen schließen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die Reservisten verdienen unsere Hochachtung. 
Diesen Dank möchte ich aber auch an den Ver-
band der Reservisten der deutschen Bundeswehr 
weitergeben, der mit seiner wertvollen Aufbau-
arbeit dazu beigetragen hat und weiterhin mit dazu 
beitragen wird — auch wenn die Mehrheit dieses 
Hauses ihm die finanziellen Mittel kürzen will —, 
bei den nicht mehr aktiven Soldaten das Verständ-
nis für die Notwendigkeit der Verteidigung als 
eine Säule unserer Friedenssicherung zu erhalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Wehner: 
Beileid!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Abgeordnete Möhring. 

Möhring (SPD) : Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Gestatten Sie  mir  noch einmal eine 
Zusammenfassung einiger Schwerpunkte des Weiß-
buchs, die sowohl einige Strukturüberlegungen des 
„Modells 80" als auch die territoriale Verteidigung  

und das Problem der Wehrgerechtigkeit streifen 
soll. 

Die Gründe für die Strukturänderung in den 80er 
Jahren brauche ich hier nicht mehr eingehend zu 
wiederholen; Herr Minister Leber hat sie bereits 
ausgedeutet. In geraffter Form sind es 1. die ver-
änderten NATO-Verteidigungskonzeptionen mit der 
Forderung nach Stärkung der konventionellen 
Kampfkraft, 2. die explosionsartig gestiegenen Ko-
sten, und zwar auf der Betriebskostenseite zu Lasten 
der Investitionen, 3. die NATO-Forderung nach 36 
Präsenzbrigaden und 4. die notwendigen neuen 
Führungsorganisationen. Auf der Basis der all-
gemeinen Wehrpflicht wird also der Friedensum-
fang unserer Streitkräfte weiterhin 495 000 Soldaten 
betragen. Aber von ihnen befinden sich dann 30 000 
im Status von Urlaubern, d. h. in Verfügungsbereit-
schaft. Sie können ohne Formalitäten auf ihre 
Dienstposten zurückberufen werden. 

Ich will nicht mehr auf die „schlankeren" Ver-
bände, auf ihre höhere Kampfkraft und den kosten-
senkenden Effekt eingehen. Ich will aber andeuten, 
daß die Grundwehrdienstdauer nach wie vor 15 Mo-
nate betragen muß und daß ein weiteres Absenken 
nicht zu verantworten ist, weil sich der Anteil der 
Längerdiener dann überstark erhöhen würde. Die 
Konsequenz wären unverantwortlich hohe Personal-
kosten. 

Mein Herr Vorredner ist bereits auf die Voll-
endung der Fusion des Feld- und des Territorial-
heeres eingegangen. Gemeinsame Aufgaben werden 
in der Bundeswehr zentral wahrgenommen, d. h. die 
bisherige Wehrbereichsebene wird in die General-
kommandos eingebettet. 

Moderne und vereinfachte Waffensysteme sollen 
beschafft werden. Sie sollen in erster Linie der Pan-
zer- und Flugabwehr dienen. Es handelt sich dabei 
um betont hochwirksame Verteidigungswaffen. 

Die Lufttransportkapazität ist zu reduzieren, und 
die Reserveflotte der Marine wird aufgelöst. Ich be-
grüße zudem das raumdeckende Sanitätsdienstnetz, 
das dann auch den Verbündeten in der Bundesrepu-
blik zur Verfügung stehen kann. 

Soweit noch einmal punktuell die entscheidenden 
Aussagen der neuen Wehrstruktur. 

Die voreilige Kritik der Opposition, die ihre ge-
nerelle Zustimmung eigentlich nicht versagen möch-
te, ist, wie ich meine, zum Teil doch sehr vorder-
gründig. 

Der Befürchtung des Kollegen Wörner, daß unsere 
Verbündeten Zweifel wegen eines Präsenzabbaus 
zum falschen Zeitpunkt anmelden könnten, muß ich 
nach zwei Richtungen hin widersprechen. Erstens 
handelt es sich nicht um einen Präsenzabbau; die 
Truppe ist auch ohne die verfügungsbereiten Solda-
ten sofort präsent. Zweitens ist die Befürchtung, daß 
die NATO hier ihre Bedenken anmelden könnte, 
bereits dadurch widerlegt, daß die Generalinspek-
teure des Militärkomitees und der Oberkommandie-
rende der alliierten Streitkräfte in Europa, SACEUR, 
ihre positive Haltung zu diesem Strukturmodell 80 
geäußert haben. Meines Wissens will im Juni dieses 
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Jahres auch das Defence Planing Committee 
— DPC — die gleiche Haltung einnehmen. 

Wir sind nicht vermessen genug, zu glauben, daß 
neue Denkmodelle sofort alle Probleme aus der 
Welt schaffen könnten. Deshalb werden wir die an-
stehenden Probleme auch sehr behutsam und konti-
nuierlich lösen. Wir haben bis 1977/78 dazu Zeit. 
Wie uns bekannt ist, sind bereits 20 Studien zu 
Einzelfragen in Arbeit, mit denen uns  hier  im Parla-
ment Entscheidungshilfen gegeben werden sollen. 

Ein auf den ersten Blick nachdenklich stimmender 
Einwand des Kollegen Dr. Wörner, die Einberufung 
der 30 000 Verfügungsbereiten könnte als Teilmobi-
lisierung verstanden werden und damit eskalierend 
wirken, ist nicht haltbar. Minister Leber ist in seiner 
Eingangsrede bereits darauf eingegangen. Es wird 
ausdrücklich festgestellt, daß die Rückberufung der 
Verfügungssoldaten durch den Verteidigungsmini-
ster zu erfolgen hat, daß es sich also um eine Maß-
nahme im Frieden handelt. Mobilmachungsmaßnah-
men können bekanntlich nur durch den Bundes-
kanzler, der im Verteidigungsfall die Befehlsge-
walt übernimmt, ausgelöst werden. Im übrigen wer-
den damit nicht nur die Soldaten kurzfristig in 
Übung gehalten, sondern die Öffentlichkeit soll ver-
stärkt davon Kenntnis nehmen. Sie wird sich daran 
gewöhnen, daß es sich hierbei um einen normalen 
Vorgang handelt. 

In diesem Zusammenhang möchte ich mich mit der 
kritischen Bemerkung des Herrn Dr. Wörner ausein-
andersetzen, daß die Bundesregierung zu diesem 
Zeitpunkt keine ausreichende Entschlossenheit be-
weisen würde. Herr Dr. Wörner, ich sehe in dieser 
Behauptung, die sehr früh erfolgt ist, nämlich in 
einem Beitrag der Zeitschrift „Loyal" am 2. Februar 
1974, eine Diskriminierung des internationalen An-
sehens unserer Bundesrepublik und ich sehe darin 
die Gefahr, daß der Effekt ausgelöst werden kann, 
die Glaubwürdigkeit und Zuverlässigkeit unserer 
Bundesregierung gegenüber den Verbündeten herab-
zusetzen. 

(Zwischenruf des Abg. Dr. Wörner.) 

Das könnte katastrophale Folgen haben, weil hier 
dem Warschauer Pakt genau in die Hände gearbeitet 
wird. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir werden es ab 1976 mit einem Problem zu tun 
haben, das man als Wehrgerechtigkeit bezeichnet. 
Solange wir die allgemeine Wehrpflicht haben, 
bleibt diese ein Begleitproblem. Noch ist es uns ge-
lungen, trotz Herabsetzung der Grundwehrdienst-
dauer von 18 auf 15 Monate 75 % aller Tauglichen 
eines Musterungsjahrgangs einzuberufen. Wir ha-
ben dabei allerdings die Musterungskriterien geän-
dert. Dies wird ab 1976 bei den stärkeren Geburten-
jahrgängen problematisch. Das Bundeskabinett hat 
daher einen interministeriellen Ausschuß berufen, 
der unter Vorsitz des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung Lösungsmöglichkeiten für dieses 
Problem erarbeiten soll. Ich bitte also die kritische 
Opposition um Geduld. Wir haben dieses Problem 
gesehen und sofort in Angriff genommen. Die Ner-
vosität der CDU/CSU ist also vorerst grundlos. 

Um unsere Streitkräfte auf den Verteidigungs-
umfang von 1,2 Millionen Soldaten zu bringen, mils-
sen 705 000 Reservisten einberufen werden. Dies ge-
schieht nicht nur in den drei Teilstreitkräften, son-
dern, wie der Herr Vorredner bereits richtig andeu-
tete, überwiegend in der Mob-Komponente. Sie 
dient in erster Linie dazu, die territoriale Vertei-
digung der Bundesrepublik sicherzustellen. Aber 
ihre vorrangigen Aufgaben sind, die Operationsfrei-
heit der NATO herzustellen, die personelle und 
materielle Ergänzung sicherzustellen, die Feldtrup-
pen zu versorgen, andere Bedarfsträger im Pilot-
Dienst zu unterstützen und durch die präsenten Ver-
bände der Heimatschutztruppe und die aufgefüllten 
Kaderverbände der Jägerbrigaden und der Siche-
rungskompanien des Territorialheeres den Objekt-
schutz und den Kampf gegen feindliche Kräfte im 
rückwärtigen Gebiet aufzunehmen. Deshalb habe ich 
mich über die Argumentation meines Herrn Vor-
redners gewundert, der da meint, die Bundesrepu-
blik Deutschland könne in diesem territorialen Be-
reich mit nationalen Kräften die Heimatverteidigung 
aufnehmen. Dies genau ist falsch. Die territoriale 
Komponente bleibt zwar unter nationalem Kom-
mando. Sie steht aber natürlich in engster Verzah-
nung mit den hier auf unserem Boden operierenden 
verbündeten Präsenzverbänden. Wenn dies nicht der 
Fall wäre, dann würden wir ein Argument verstär-
ken, das oft fälschlicherweise in der Öffentlichkeit 
entsteht: „Bundeswehr gegen Warschauer Pakt ist 
ja sinnlos". Genau das darf nicht bestätigt werden. 
Wir dürfen die territoriale Komponente nicht aus 
dem Gesamtverband unserer Verteidigung heraus-
lösen. 

Jetzt noch ein Wort zur sinnvollen Reservistennut-
zung. Die Bedeutung der Reservistennutzung im 
Sinne einer sparsamen Verwendung von Steuermit-
teln und einer sinnvollen Ausbildung zur Auftrags-
durchführung wird von der sozialdemokratischen 
Bundestagsfraktion vorbehaltlos bejaht, meine Da-
men und Herren. Allerdings werden wir jedesmal, 
wenn uns Finanzforderungen vorgelegt werden, 
über die wir zu entscheiden haben, diese Ansätze an 
den Kriterien messen, die ich eben aufgezeigt habe. 
Das wird so lange geschehen müssen, bis eine neue 
Wehrstruktur aufzeigt, wo Aufgabenstellung und 
Position der Reservisten — und unter ihnen auch 
des „Verbandes der Reservisten der deutschen 
Bundeswehr e. V." — liegen. Es kann sein, daß die 
Position sich — was grundlos befürchtet wird, weil 
noch keinerlei Anhalt dafür vorliegt — vermin-
dert. Es kann genau so sein, daß diese Position sich 
verstärkt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Sobald hier der Sinn des Auftrages erkennbar ist, 
wird die Sozialdemokratische Bundestagsfraktion ihr 
endgültiges Ja zur Reservistennutzung sagen. Bis 
dahin werden Sie uns gestatten, jedes Jahr bei Neu-
vorlage des Haushaltstitels erneut die Frage nach 
der zwischenzeitlich richtigen Verwendung zu stel-
len. 

Und noch eines! Es ist eine Selbstverständlichkeit, 
daß parallel mit der Verwirklichung des Struktur-
modells 80 auch eine Überprüfung der Reservisten-
konzeption 71 zu erfolgen hat. Verehrter Herr Kol- 
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lege Löher, Sie waren der Ansicht, das Weißbuch 
gibt für Reservisten nicht viel her. Ich würde Ihnen 
das Studium dieser Reservistenkonzeption 71 emp-
fehlen, das außerhalb der Weißbücher vorgelegt und 
durch das Parlament beschlossen worden ist. Meines 
Wissens enthält es mehr als 60 Seiten über die Auf-
gabenstellung und Mittelverwendung, vorwiegend 
für den Verband der Reservisten. Nach wie vor ist 
diese Reservistenkonzeption 71 für uns nicht in 
Frage gestellt; sie ist gültige Unterlage unserer 
Entscheidungen. Sie muß sich aber gefallen lassen, 
an veränderten Umständen ständig neu überprüft zu 
werden, auch im wohlverstandenen Sinne des Ver-
bandes. 

Herr Dr. Wörner, wenn Sie den Eindruck vermei-
den wollen, daß in diesen Bereichen — Struktur-
modell 80, Weißbuch-Aussagen zur Territorialkom-
ponente und auch Wehrgerechtigkeit — durch wenig 
differenzierte und pauschale Kritik die Sicherheit 
auch hier durch die Opposition zerredet werden soll, 
dann seien Sie bitte durch mich aufgefordert, kon-
struktive Vorschläge zur Verbesserung unserer 
Aussagen nachzureichen. Wir werden diese Sicher-
heit nicht zerreden lassen. Da fühlen wir uns mit 
unseren Streitkräften uneingeschränkt verantwort-
lich und mit ihnen verbunden. 

Für die Weißbuch-Aussagen in den von mir an-
gesprochenen Bereichen möchte ich dem Herrn Bun-
desminister der Verteidigung und seinem Haus mei-
nen herzlichen Dank sagen. Ich möchte für die Frak-
tion der Sozialdemokratischen Partei noch einmal in 
veränderter Form das Vorwot zum Weißbuch durch 
den Herrn Bundeskanzler in einem Satz aufgreifen 
und damit abschließen: Die Soldaten der Bundes-
wehr, treu zu unserem Staat und seiner Verfassung, 
verbunden mit allen Bürgern, tun Tag für Tag ihre 
Pflicht. Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion 
dankt ihnen dafür. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat 
Frau Abgeordnete Tübler. 

Frau Tübler (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Herr Minister, ich meine, 
wir müßten hier anmerken, daß das Wort „Wehr-
gerechtigkeit" in Ihrem Weißbuch nur ein einziges 
Mal vorkommt. Genau das ist auch schon von den 
beiden Vorrednern, dem Kollegen Buchstaller und 
Herrn Krall, angesprochen worden. 

Aber nun, Herr Kollege Möhring, zu Ihnen! 
Wenn Sie sagen, es gebe bei der neuen Wehr-
struktur ein Begleitproblem Wehrgerechtigkeit und 
man habe sofort das Problem erkannt und habe 
einen interministeriellen Ausschuß geschaffen, dann 
muß ich allerdings etwas tun, was ich in meiner 
Rede hier nicht gern gemacht hätte, nämlich etwas 
Vergangenheitsbewältigung vielleicht einmal im 
positiven Sinne für uns vorzunehmen. Es ist näm-
lich nicht so, daß erst jetzt das Problem erkannt 
ist, sondern es ist bereits 1968, Herr Kollege Möh-
ring, durch den damaligen Verteidigungsminister, 
Herrn Dr. Schröder, eine Kommission eingesetzt 

worden, die sich mit diesem Problem befaßt hat. 
Diese Kommission ist in der Lage gewesen, der 
Bundesregierung und diesem Hause bereits im Juni 
1968 konkrete Vorschläge vorzulegen. Ich meine, 
das dürften wir nicht vergessen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Diese Adorno-Kommission, wie man sie allgemein 
nannte, hat festgestellt, daß daß Problem eines 
Pflichtenausgleichs im Wehrwesen so alt ist wie 
die Verpflichtung zur Dienstleistung in den Streit-
kräften. Angesichts dessen erübrigt es sich eigent-
lich, Herr Kollege Möhring, uns aufzufordern, als 
ungeduldige Opposition zu warten, bis dieser neue 
Ausschuß endlich positive Ergebnisse bringt. Ich 
möchte deswegen noch einiges aus den früheren 
Weißbüchern nennen. 

Im Weißbuch 1970 wurde z. B. ganz klar ausge-
sagt, was die Bundesregierung und was auch der 
Herr Bundeskanzler in seiner Regierungserklärung 
1969 zur Frage der Wehrgerechtigkeit gesagt haben. 
Man hat dafür ganze 18 Seiten benutzt und auch 
Überlegungen angestellt, auf welche Weise die 

 Frage der Wehrgerechtigkeit einer tragbaren Lösung 
zugeführt werden könnte. Die Bundesregierung hat 
gleichzeitig angekündigt, eine unabhängige Kom-
mission — auch damals war also wieder eine da — 
zu berufen, die diesen Fragen unter einer zwei-
fachen Aufgabenstellung nachgehen und unter-
suchen soll. 

Diese Kommission hat am 3. Februar 1971 beacht-
liche Vorschläge gemacht, die dann im Weißbuch 
1971/72, ein Jahr später, wieder sehr ausführlich 
kommentiert sind. Man hat allerdings nur die 
Hälfte des Raumes, nämlich genau neun Seiten, da-
zu verwandt, sich mit diesem Problem zu beschäf-
tigen. 

Außerdem hat die Wehrstrukturkommission in 
ihrem zweiten Bericht am 17. November der Bun-
desregierung auch wieder Vorschläge gemacht, wie 
man mit diesem Problem fertig werden kann. 

(Abg. Dr. Wörner: So ist es!) 

I Ich meine, wir sollten uns eines sehr genau merken. 
In einer Zusatzäußerung hat das Mitglied Dr. Kopf 
darauf hingewiesen — und diesen Satz möchte ich 
gern mit Ihrer Genehmigung, Frau Präsidentin, zi-
tieren —: 

Die in den kommenden Jahren zu erwartende 
Steigerung der Zahl der Wehrpflichtigen, aber 
auch die der Kriegsdienstverweigerer, für die 
eine ungenügende Anzahl von Ersatzdienst-
plätzen zur Verfügung steht, sowie die aus fi-
nanziellen und anderen Gründen sich erge-
gebende Kapazitätsgrenze der Bundeswehr be-
hindern in zunehmendem Maße die Durchfüh-
rung der Wehrgerechtigkeit und erzeugen 
Dienstungerechtigkeit. 

Meine Damen und Herren, das können wir doch 
nicht einfach vom Tisch wischen; 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

das sind Aussagen, die von Kommissionen gemacht 
wurden, die durch die Bundesregierung eingesetzt 
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worden sind. Auch hier hat die Kommission wieder 
Vorschläge gemacht. 

Ich muß Ihnen ganz ehrlich sagen: Ich war sehr 
enttäuscht, daß ich außer der einmaligen Erwähnung 
des Begriffs „Wehrgerechtigkeit" zur Wehrpflicht 
nur noch folgende Fassung fand, die ich gern zitie-
ren möchte, Frau Präsidentin: 

Grundsatz: Die Wehrpflicht bleibt Grundlage 
der freiwilligen intensiven Personalstruktur. 
Der Grundwehrdienst dauert weiterhin fünfzehn 
Monate. Die Einberufungsquote der Wehrpflich-
tigen richtet sich ausschließlich nach dem Bedarf 
der Streitkräfte. Die Heranziehung aller Wehr-
dienstfähigen ist bei stärkeren Geburtsjahrgän-
gen und Kaderung von Verbänden nicht mehr 
möglich. Für die Auswahl ist das Losverfahren 
nicht tauglich, vielmehr schafft die bedarfsorien-
tierte Heranziehung geeigneter Wehrpflichtiger 
die Voraussetzung für personalhochwertige 
Streitkräfte. 

Meine Damen und Herren, hier muß einmal in 
aller Deutlichkeit gesagt werden — und ich meine, 
es ist unsere Pflicht, als Opposition darauf hinzu-
weisen —, daß die Bundesregierung damit die 
grundsätzliche Ausgangsanalyse, wie sie in den vor-
herigen Weißbüchern und Kommissionsberichten 
dargestellt ist und als wesentliche Komponente für 
die neue Wehrstruktur angesehen wurde, verlassen 
hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das müssen wir ganz deutlich sehen. Wehrsystem, 
Glaubwürdigkeit des Wehrdienstes im demokrati-
schen Gemeinwesen und Wehrstruktur haben nach 
Ansicht der Bundesregierung offenbar nichts mehr 
miteinander zu tun. 

Ich meine, wir haben nicht ohne Grund eine Kleine 
Anfrage gestellt; Sie haben sie ja soeben zum Teil 
auch für Ihre Ausführungen benutzt, Herr Kollege 
Möhring. In dieser Kleinen Anfrage ist uns doch 
ganz klar beantwortet worden, wie die Wehrunge-
rechtigkeit in einem Maße zunimmt, das das bisher 
Dagewesene weit übersteigen wird. Vereinzelte 
Maßnahmen, die in der Vergangenheit getroffen 
wurden, waren entweder unüberlegt — zu diesem 
Schluß müssen wir kommen —, wie die Einberufung 
z. B. der verheirateten Wehrpflichtigen es zeigte, 
oder kaum spürbar — auch das muß hier in aller 
Deutlichkeit gesagt werden —, weil finanzwirksame 
Initiativen durch die inflationäre Entwicklung wie-
der aufgefangen wurden. 

Der Abstand zu den Vorteilen der Nichtdienen-
den wird immer größer. Wir müssen deshalb der 
Bundesregierung noch einige Fragen stellen. 

Erstens. Ist die Bundesregierung mit der Wehr-
strukturkommission der Auffassung, daß die Lei-
stungen, die den Bürgern unseres Staates im Inter-
esse der Sicherheit abverlangt werden — und jetzt 
zitiere ich —, nicht gegen die Gebote der Gleichheit, 
Angemessenheit und sozialen Gerechtigkeit ver-
stoßen würden? Das genau hat die Wehrstruktur-
kommission auf Seite 20 gesagt. 

Zweitens. Was gedenkt die Bundesregierung an-
gesichts der Einberufungsquote von nur 50 % in den 
kommenden .Jahren zu unternehmen, um den Grund-
satz der Gleichheit, Angemessenheit und sozialen 
Gerechtigkeit zu wahren, wenn Nichtdienende neben 
anderen Vorteilen auch noch einen erheblichen Ver-
dienstvorteil haben? 

Drittens. Beabsichtigt die Bundesregierung, ange-
messene Ausgleichsleistungen für Dienstleistende 
vorzusehen, oder beabsichtigt sie, einen anderen 
Weg in der Frage dieser Entlastung zu gehen? 

Wir müssen weiter fragen, aus welchen Gründen 
die Bundesregierung die Vorschläge der Wehrstruk-
turkommission in ihrem Wehrstrukturbericht einfach 
nicht aufgegriffen hat. 

Wir müssen weiter fragen, was die Bundesregie-
rung angesichts der Entwicklung der Einberufungs-
quote beabsichtigt; ob sie da auch die Einführung 
einer Dienstausgleichsabgabe vorsehen will. 

Damit Sie, Herr Minister, diese Fragen hier nicht 
im einzelnen notieren müssen, haben wir sie Ihnen 
der Einfachheit halber in Form einer Kleinen An-
frage vorgelegt. Wir hoffen im Interesse der jungen 
Generation, daß wir diesmal auf unsere Fragen eine 
ganz klare Antwort bekommen. Denn es ist auf die 
Dauer unerträglich, wenn man auf der einen Seite 
immer wieder sagt, die Wehrpflicht muß festgehalten 
werden ich glaube, da gibt es keine unterschied-
liche Meinung, auch wir sind dieser Auffassung , 
andererseits aber immer nur ein Teil belastet wird. 
Es darf nicht so sein, daß ich glaube, Herr Kollege 
Ernesti hat es früher einmal so formuliert — der 
eine Teil dient und der andere verdient. So darf es 
für die Zukunft nicht aussehen, 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es ist uns allerdings bei dieser Lage, das meine ich 
noch sagen zu müssen, einfach unverständlich, warum 
immer dringender die Fragen hier im Plenum ge-
stellt werden, wann endlich das Anerkennungsver-
fahren für Kriegsdienstverweigerer abgeschafft wer-
den solle. Ich bin Ihnen außerordentlich dankbar, 
Herr Staatssekretär Berkhan, daß Sie in der vorigen 
Woche eine so klare Antwort auf die Frage des Kol-
legen Müller (Bayreuth) gegeben haben. Denn es ist 
doch so, daß wir uns über dieses Thema erst unter-
halten können — es wäre auch politisch klug, das 
zu tun , wenn ausreichende andere Möglichkeiten 
des Dienens, das wir von unserer ganzen jungen 
Bevölkerung verlangen, gegeben sind. Wenn auch 
im Augenblick nach Aussage des zuständigen Amtes 
etwa 20 000 Ersatzdienstplätze da sind, was würde 
das aber bedeuten, wenn wir in Zukunft nur die 
Hälfte eines anstehenden Jahrgangs zum Wehr-
dienst einziehen? Was wollen Sie denn mit der 
anderen Hälfte machen? Sollen die so davon ab-
kommen? 

Meine Damen und Herren! Bei allen Entscheidun-
gen, die wir treffen, muß die Sicherheit der Bundes-
republik Deutschland Vorrang haben. Wir müssen 
aber auch mehr als bisher der jungen Generation 
klarmachen, daß sie — dies hat vorhin schon mein 
Kollege de Terra etwas abgewandelt gesagt — in 
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diesem Staat nicht nur Rechte hat, sondern auch 
Pflichten zu übernehmen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir sind aber verpflichtet, dafür zu sorgen, daß 
ein Höchstmaß an Gerechtigkeit und ich möchte 
einfügen: durch eine Politik der Vernunft und nicht 
der Emotion — erreicht wird. Ich bin sehr froh, 
Ihnen sagen zu können, daß auch die CDU/CSU-
Fraktion bereit ist, hier Maßnahmen mitzutragen, 
die außerordentlich unpopulär sind. Aber ich bin 
nicht der Meinung, daß wir wie bisher nur immer 
einen Teil unserer jungen Generation belasten kön-
nen, uns dagegen keine Sorgen und Gedanken 
machen, was mit dem anderen Teil geschehen soll. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Abgeordnete Schmidt (Würgendorf). 

Schmidt (Würgendorf) (SPD) : Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich fühle 
mich gleich zweimal ausgezeichnet: einmal dadurch, 
daß ich das Vergnügen habe, nach meiner Kollegin 
Frau Tübler zu sprechen, und zweitens dadurch, daß 
ich für meine Partei, d. h. also für die Sozialdemo-
kratische Partei, zum Abschluß noch einmal das eine 
oder andere zusammenfassen darf und auf das eine 
oder andere zurückkommen kann. 

Wenn ich das für den Herrn Minister an dieser 
Stelle — soweit er damit einverstanden ist — und 
auch für die Kollegen aus meiner Partei, die ge-
sprochen haben, sagen darf: Es ist heute wieder 
einmal ein eindrucksvolles Bekenntnis zum Bündnis 
abgelegt worden. Dabei muß auch das, was darüber 
hinaus gesagt worden ist, noch einmal unterstrichen 
werden, daß nämlich diese Bundesregierung auch 
Entspannung, Abrüstung und Rüstungskontrolle 
will. Der Verzicht auf die Massenvernichtungswaffen 
und die Bereitschaft zu einer Rüstungskontrolle be-
stätigen die Erfolge dieser Politik ebenso wie die 
Unterzeichnung des Grundvertrages mit der DDR 
und des Nichtverbreitungsvertrages, in Fortsetzung 
der bereits früher von unseren Partnern unterzeich-
neten Abkommen, ob es das Moskauer Teststopp

-

abkommen, der Weltraumvertrag und vieles andere 
sind. 

Ich glaube, daß die Aufweichung der starren poli-
tischen Haltung der Ostblockstaaten, die in der Ver-
gangenheit gegeben war, auch den Abschluß der 
großen Verträge dieses Landes ermöglicht hat und 
daß dadurch auch die Atmosphäre in der ganzen 
Behandlung großer internationaler Fragen, auch die 
bilateralen Gespräche zwischen den beiden Groß-
mächten, besser geworden ist. 

Die Bundesregierung hat sich mit ihrer Sicher-
heitspolitik jedoch den Intentionen weltweiter Ent-
spannungspolitik nicht nur angeschlossen, sie hat 
diese aktiv unterstützt, ohne ihre berechtigten und 
existenznotwendigen Bemühungen um eigene 
Sicherheit zu vernachlässigen. Im Gegenteil: Sie hat 
es nicht nur bei vokaler Bekräftigung der Unabding-
barkeit militärischen Schutzes im Rahmen der 
Allianz belassen, sondern durch zukünftige organi

-

satorische Stärkung — Stichwort „Neue Wehrstruk-
tur" — und durch Aufstellung eines ausgewogenen 
Verteidigungshaushaltes zur militärischen Stärke 
der Bundeswehr beigetragen. Mit einer Investitions-
quote von zirka 33 % in 1974 liegt die Bundesrepu-
blik Deutschland nach wie vor vor allen anderen 
Staaten — jetzt auch vor den Vereinigten Staaten — 
an  der Spitze der NATO-Partner. 

Deswegen hilft auch, meine Damen und Herren 
von der Opposition, das Jammern nicht. Ich bedaure 
es immer etwas, wenn gesagt wird, was wir alles 
tun müßten und wie die Verteidigung insgesamt 
dabei aussehen würde. Es wird zwar die NATO 
angesprochen, aber die Bundesrepublik und diese 
Regierung werden gemeint, wenn davon die Rede 
ist, was noch alles zu verbessern und zu tun wäre. 

Wenn ich mich nicht irre, ist von einem meiner 
Kollegen schon gesagt worden, daß wir auch den 
Verteidigungshaushalt des Jahres 1974 in erfreu-
licher Einmütigkeit und Einstimmigkeit verabschie-
det haben. Zu all diesen Positionen haben wir ja 
Stellung bezogen. In diese Einmütigkeit beziehe ich 
auch die Opposition ein. Nicht ein Antrag ist gestellt 
worden, etwa Positionen zu ändern oder sogar zu 
sagen, daß diese Bundeswehr über die Präsenz, die 
jetzt vorhanden ist, hinaus verstärkt werden müßte. 
Das wird nicht gesagt, aber es wird über das gejam-
mert, was alles nicht getan worden wäre. 

(Abg. Wehner: Hört! Hört! — Abg. Dr. 
Wörner: Herr Schmidt, damit auch Sie es 
begreifen: es geht darum, eine Tendenz zu 

bringen!) 

— Sie können sicher Zwischenfragen stellen; ich bin 
jederzeit bereit, sie zu beantworten. 

Die neue Wehrstruktur erfüllt durch die Um-
strukturierung der Bundeswehr alle NATO-Forde-
rungen nach Umfang, Kampfkraft und Präsenz. Die 
Anstrengungen dieser Bundesregierung und der 
Koalition auf diesem Gebiet fanden ihre Würdigung 
durch den NATO-Generalsekretär Joseph Luns, der 
am 5. dieses Monats den hohen Stand der Verteidi-
gungsplanung und das vorbildliche Konsultations-
verfahren der Bundesrepublik Deutschland hervor-
hob. Der Führungsstab des Militärkomitees der 
NATO, dem die Generalinspekteure der Mitglieds-
länder angehören, hat zur neuen Wehrstruktur der 
Bundeswehr nach eingehender Prüfung eine sehr 
positive und ausgewogene Stellungnahme abgege-
ben. Diese Tatsachen stehen Behauptungen der 
Opposition, die Bundesregierung leiste weniger für 
die Sicherheit als andere NATO-Partner, eklatant 
gegenüber. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Damm? 

Schmidt (Würgendorf) (SPD) : Selbstverständlich. 

Damm (CDU/CSU) : Herr Kollege Schmidt, wür-
den Sie zur Kenntnis nehmen, daß der Vorsitzende 
dieses Militärausschusses, der vor zwei Tagen in 
Hamburg war, dort ohne Umschweife gesagt hat, 
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daß diese Wehrstruktur natürlich eine Verringerung 
der Bundeswehr bedeute? 

Schmidt (Würgendorf) (SPD) : Zunächst möchte 
ich Ihnen dazu sagen, daß, wenn ein Mitglied dieser 
Kommission etwas sagt, dies nur die Aussage eines 
einzigen Mitgliedes ist. Im übrigen hat das gesamte 
Komitee in dieser Weise, wie ich es gesagt habe, 
Stellung bezogen, und das ist entscheidend. Das 
zweite ist: Wenn immer wieder von der geringeren 
Präsenz der Bundeswehr gesprochen wird — ich 
habe die Zahlen zwar nicht dabei, aber ich weiß sie 
ungefähr —, dann müßten wir eigentlich die Zahlen 
über die Präsenz der Bundeswehr in den 60er Jahren 
hier auf den Tisch legen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Da war sie ganz anders, nämlich viel niedriger als 
heute. Sie ist erst nach dieser Zeit auf die jetzige 
Präsenz gebracht worden. Das wissen Sie genauso 
gut wie ich, verehrter Herr Kollege. 

(Zuruf des Abg. Damm.) 

— Ich hätte Ihnen gern noch für Fragen zur Ver-
fügung gestanden. 

Diese Bundesregierung trägt eindeutig zur Auf-
rechterhaltung des militärischen Gleichgewichts in 
Europa bei, wie sie es auch in ihrer Regierungs-
erklärung vom 19. Januar 1973 als eines ihrer Ziele 
formuliert hat. Zwar ist bekannt, daß rein zahlen-
mäßig das Kräfteverhältnis zwischen der NATO und 
dem Warschauer Pakt ein Übergewicht zugunsten 
der Warschauer-Pakt-Truppen aufzeigt. Es soll hier 
aber doch auch einmal gesagt werden, daß wir ein 
reines Defensivbündnis sind und daß wir nicht 
immer wieder den Versuch machen sollten, an den 
potentiellen Gegner zahlenmäßig heranzukommen, 
wobei man dabei selbstverständlich nicht nur die 
Kopfzahl, sondern auch Ausrüstung und Ausstattung 
sehen muß. Ich kann für mich erklären — ich bin 
jetzt immerhin schon zwölf Jahre Mitglied des Ver-
teidigungsausschusses — , daß noch in keinem Jahr, 
seit ich im Ausschuß bin, so viele moderne Waffen-
systeme wie 1973 für diese Bundeswehr bewilligt 
worden sind. Gleichzeitig begründet das die Sorge, 
daß diese Soldaten mit den besten Waffen ausge-
stattet sind. 

Diese Bundesregierung weiß — wahrscheinlich 
geht diese Erkenntnis über die Koalitionsparteien 
hinaus —, wie irrational, wie gefährlich auch Ap-
pelle sind, im Alleingang eine nationale Verteidi-
gung der Bundesrepublik ins Auge zu fassen. Ich 
habe gedacht, das wäre ein Ausrutscher irgendeines 
Politikers der Opposition gewesen, aber wie ich den 
Kollegen Löher hier hörte, traute ich meinen Ohren 
nicht mehr. Er meinte gelegentlich auch die natio-
nale Bundeswehrverteidigung ohne die NATO-
Partner. 

(Abg. Wehner: Er hat das falsche Konzept 
gehabt! — Widerspruch bei der CDU/CSU.) 

— Aber natürlich. Es ist sogar der Zwischenruf ge-
macht worden: Ist das das Konzept der Opposition? 
Das wurde bejaht 

(Zurufe von der SPD: Und beklatscht!) 

und beklatscht noch dazu. 

Ich sage noch einmal: Es stehen sechs NATO-
Partner mit ihren Truppen in der Vorne-Verteidi-
gung neben der Bundeswehr in dieser Bundesrepu-
blik. Es ist doch völlig klar, daß hier nur im Bünd-
nis verteidigt werden kann; das kann auch nur so 
gesehen werden. Selbst wenn Sie es anders gemeint 
haben, Kollege Löher, so meine ich, schon daß es 
anders verstanden werden konnte, ist sehr schade, 
weil dadurch ein Eindruck entsteht, der draußen 
erst einmal wieder ausgewischt werden muß. 

Ganz am Rande möchte ich noch zu Ausführun-
gen etwas sagen, die Kollege Möhring nicht mehr 
machen konnte und die Sie betreffen, Kollege Löher. 
Mir ist in diesen Tagen ein Antrag der sozialdemo-
krastichen Fraktion auf den Tisch gekommen, der 
besagt, daß die Sperre von 2 Millionen DM für den 
Bundeswehr-Reservistenverband nach eingehenden 
und auch befriedigenden Besprechungen aufgehoben 
werden soll. Das ist ein Antrag der Fraktion der 
SPD. Dieser Antrag wird in der nächsten Sitzung 
des Verteidigungsausschusses auf den Tisch des 
Hauses gelegt und, wie ich hoffe, auch beschlossen 
werden. 

Meine Damen, meine Herren, diese Bundesregie-
rung ist sich auch bewußt, daß extrem negative 
Schilderungen über den derzeitigen Zustand der 
Allianz nur zu falschen Emotionen und zu Argwohn 
bei Verbündeten und Gegnern führen. Gegenwärtig 
geben die Schwierigkeiten der Allianz keinen Anlaß 
für überzeichneten Pessimismus. Das Bündnis hat 
Krisen noch immer überwunden und ist daraus in 
Fortschritt und gestärkt hervorgegangen. 

An dieser Stelle gestatten Sie mir zwei Bemer-
kungen, weil es mir ein Anliegen ist, auf das einzu-
gehen, was der Kollege Wehner hier heute morgen 
in seinen Ausführungen zu der „Erklärung des 
Aktionskomitees für die Vereinigten Staaten von 
Europa" am 3. Mai gesagt hat. Seine Ausführungen 
sind hier etwas untergegangen. Sie müssen aber 
noch einmal wiederholt werden, weil es hier näm-
lich auch um die Atlantikcharta geht, von der zwi-
schen Amerikanern und Europäern und vor allen 
Dingen auch Bundesrepublikanern die Rede ist. Kol-
lege Wehner hat dabei gesagt, wir wollten den 
Dialog. Ich meine, daß in Amerika voll verstanden 
worden ist, daß nur im Dialog zwischen gleichbe-
rechtigten Partnern eine Lösung gefunden wird. Die 
Kollegen, die Angehörige des NATO-Parlaments 
und auch des Militärausschusses der NATO sind, 
wissen, wie hart wir dort in manchen Fragen gegen-
einander gesprochen und miteinander gerungen ha-
ben. Deswegen konnten wir nichts tun, um etwa 
das Wohlverhalten von uns besonders auf den Tisch 
des Hauses zu legen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das haben wir auch gar nicht nötig. Ich darf Ihnen 
sagen, daß das unsere Alliierten, vor allen Dingen 
die Amerikaner, gar nicht wollen. 

Wenn — das stimmt mich manchmal etwas be-
denklich — immer wieder von der Stärke der 
anderen Seite, die vorhanden ist — es ist auch eine 
Stärke auf dieser Seite vorhanden —, hier vor 
diesem Publikum und auch vor dem deutschen 
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Volk geredet wird, dann habe ich etwas Bedenken, 
ob wir damit bei jungen Menschen überhaupt 
Wehrfreudigkeit hervorrufen können. Diese Reden 
sind gerade das, was wir nicht brauchen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich muß ehrlich sagen, wenn es so wäre, wie ich 
es von manchem Oppositionsführer draußen höre, 
dann könnte ich meinem Sohn, der zur Zeit gerade 
bei der Bundeswehr dient, nicht raten, dieser Bun-
deswehr weiterhin die Treue zu halten und dort 
seine Pflichten zu tun. Das wäre dann wohl nicht 
das Richtige. Ich würde also meinen, daß diese Dar-
stellungen hier in einer ausgewogenen Form gege-
ben werden sollten. 

Das Zweite, was ich noch sagen wollte, betrifft 
das Verhältnis Frankreich—Bundesrepublik—Ame-
rika. Wir werden von uns aus nicht in der Lage sein, 
den anderen sozusagen als der Schulmeister dieses 
gesamten Bündnisses mit erhobenem Zeigefinger 
beizubringen, was sie alles tun oder nicht tun sollen, 
obwohl wir sehr viel guten Rat geben können. Als 
heute morgen hier anklang, daß das gut wäre, 
hatte ich nur noch darauf gewartet, daß man uns 
dafür verantwortlich macht, daß die Franzosen 
seinerzeit — zu einer völlig anderen Zeit — das 
Bündnis verlassen haben. Die Ausgewogenheit ist 
also das Entscheidende, was wir brauchen, aber 
nicht die Überspitzungen. 

Mehr positive als negative Aspekte — das ist 
heute morgen hier gesagt worden — zeigen die 
bi- und multilateralen Verhandlungen auf. Wir 
haben KSZE, wir haben MBFR, und wir hoffen 
daß beide Konferenzen Fortschritte bringen, daß 
vor allen Dingen die Konferenz über Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa bald greifbare Er-
gebnisse bringt. Insbesondere sollte die Frage ko-
operativer friedlicher Koexistenz von Staaten mit 
verschiedener Gesellschaftsordnung lösbar sein. Die 
Bundesregierung gibt sich natürlich keiner über-
triebenen Illusion hin, wenngleich sie einen erfolg-
reichen Abschluß auch dieser Verhandlungen 
wünscht und dazu selbst tatkräftig beizutragen be-
reit ist. 

Unverzichtbar aber — das ist Gott sei Dank 
von allen Seiten des Hauses wieder gesagt worden 
— sind für unsere Sicherheit neben eigenen adäqua-
ten Beiträgen die Präsenz amerikanischer Truppen 
in Europa und der Nuklearschirm der USA. Es ist 
erfreulich, daß sowohl Präsident Nixon als auch 
sein Außenminister inzwischen von gewissen Äuße-
rungen im Hinblick auf ihre Schutzmachtfunktion 
wieder abgerückt sind und daß sich heraufkom-
mende Mißverständnisse damit nicht vertieft haben. 
Die amerikanischen Truppen in Europa verstehen 
sich nicht als Stolperdraht, bei dessen Berührung 
automatisch der atomare Gegenschlag ausgelöst 
wird, sondern als Teil eines konventionellen Schil-
des innerhalb der NATO. Genau das, meine Damen 
und Herren, hat mir der Oberbefehlshaber der US-
Streikräfte in Europa, General Michael Davidson, 
bei seinem Besuch am 25. dieses Monats — es war 
schon sein zweiter Besuch innerhalb weniger Mo-
nate — in Bonn ausdrücklich bestätigt. 

Vizepräsident Frau Funcke: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Hansen? 

Schmidt (Würgendorf) (SPD) : Bitte sehr! 

Hansen (SPD) : Herr Kollege Schmidt (Würgen-
dorf), würden Sie die Opposition und besonders 
jene, die eben glaubten, die Notwendigkeit und den 
Sinn einer Wehrdienstzeit von 15 Monaten anzwei-
feln zu müssen, und dagegen polemisierten, darüber 
aufklären, daß der General Davidson bei der glei-
chen Gelegenheit auch von dem ausgezeichneten 
Ausbildungsstand unserer Wehrpflichtigen gespro-
chen hat? 

Schmidt (Würgendorf) (SPD) : Ich kann das  nur 
bestätigen. Er hat auf eine Frage eines hier anwe-
senden Kollegen ausdrücklich erklärt, daß die Aus-
bildung hervorragend und die Truppe voll einsatz-
bereit sei. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine Damen und Herren, ohne die Amerikaner 
bekäme natürlich dieser Schild ein irreparables Loch. 
Wir wissen auch, wie empfindlich unsere amerika-
nischen Freunde in der Zwischenzeit gegen anti-
amerikanische Ressentiments geworden sind, und 
wir haben alles zu tun, auch von uns aus das beson-
ders gute Verhältnis der Bundesrepublik zu Amerika 
in die Waagschale des Bündnisses zu werfen. Ich bin 
sehr froh, hier einmal sagen zu können: Wir haben 
von uns aus, als wir im vergangenen Jahr in Ame-
rika waren, die amerikanischen Verteidigungsaus-
schüsse in die Bundesrepublik eingeladen. Die Ein-
ladung wurde angenommen, und wir werden in die-
sem Jahr, wie wir alle hoffen, mit den Kolleginnen 
und Kollegen aus diesen Ausschüssen hier in der 
Bundesrepublik zusammen sein können. Der Besuch 
der Präsidentin in der nächsten Woche in Amerika, 
bei dem auch sicherheits- und außenpolitische Fra-
gen anstehen, ist ebenfalls ein Glied in der Kette 
des guten Verhältnisses, das zwischen Amerika und 
dieser Bundesrepublik besteht. Auch das gerade aus-
gehandelte neue Offset-Abkommen, das zur Zufrie-
denheit beider Parteien ausgefallen ist, zeigt, wie 
sehr sich diese Bundesregierung bemüht, einen ge-
rechten Beitrag zur Friedenssicherung zu leisten. 

Lassen Sie mich zum Schluß noch folgendes sagen. 
Ist eine Entweder-oder-Position unter Verbündeten 
schon gefährlich, so kann es für die Bundesrepublik 
jedenfalls nur eine Sowohl-Als-auch-Maxime für alle 
Partner geben. Nur damit stärken wir das Bündnis, 
stärken wir Europa, das Gleichgewicht in der Welt 
und die Aussichten auf einen erfolgreichen Abschluß 
internationaler Verhandlungen der Militärblöcke mit 
dem Ziel weiterer Entspannung und sicheren Frie-
dens. Auf diesen Tatsachen und politischen Möglich-
keiten ist die Politik dieser Regierungskoalition auf-
gebaut, und sie wird diese Politik wie bisher kon-
sequent und erfolgreich fortführen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
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Vizepräsident Frau Funcke: Meine Damer 
und Herren! Das Haus war, soweit ich sehe, der 
Meinung, daß wir heute vormittag die Debatte ab-
schließen sollten. Das geht nur, wenn wir etwas 
überziehen. Ich bitte das Haus, damit einverstanden 
zu sein, daß wir etwas später mit der Fragestunde 
beginnen. Zugleich bitte ich die noch folgenden Red-
ner, sich möglichst kurz zu fassen. 

Das Wort hat Herr Bundesverteidigungsminister 
Leber. 

Leber, Bundesminister der Verteidigung: Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Es gibt viele 
Fragen, die ein Schlußwort rechtfertigten. Ich möchte 
mich auf einige beschränken, die nicht unwiderspro-
chen bleiben können. 

Es ist vorhin aus einer Rede, die General Steinhoff 
in Hamburg gehalten hat, hier die Feststellung zi-
tiert worden, die Bundesrepublik Deutschland gerate 
in Widerspruch zu ihren Bündnisverpflichtungen und 
reduziere ihre Truppen. Ich möchte dazu drei Zitate 
verlesen. Dies ist die einzige Antwort, die ich geben 
möchte. 

Ich habe hier zur Aufklärung der Fragen, die Sie 
in den letzten vier Monaten häufig auch in der 
Öffentlichkeit gestellt haben unter Zitierung der 
neuen Wehrstrukturvorlage und ihrer Bündniskon-
formität, das Attest des Bündnisses vorliegen. Dies 
ist gleichzeitig auch die Antwort auf die Frage, ob 
das stimmen kann, was Herr Steinhoff in Hamburg 
möglicherweise gesagt hat, denn er ist Chef des 
Military Committee und hat dieses Papier mit her-
ausgegeben. Ich lese Ihnen das Attest vor; damit 
könnte die Debatte beendet sein. 

1. Das Military Committee stellt fest, daß das 
von der Bundesrepublik Deutschland geübte 
Konsultationsverfahren als vorbildlich empfun-
den wurde. 

So war es noch nie, sage ich dazu. 

2. Das Komitee nimmt mit Genugtuung folgende 
Verbesserungen im deutschen Verteidigungs-
beitrag zur Kenntnis: 

1. Erfüllung der NATO-Forderung von 36 Bri-
gaden, 

— meine Herren, die gab es noch nie; künftig wer-
den wir sie haben; die NATO-Forderung besteht 
aber, seit die Bundeswehr besteht — 

(Beifall bei den Regierungsparteien — Abg. 
Dr. Wörner: Sie werden noch kleiner!) 

— passen Sie nur auf; vertun Sie doch Ihre Milch 
nicht, bevor Sie am Platze sind; Sie können Ant-
worten darauf kriegen — 

2. allgemein verbesserte Einsatzbereitschaft, 

— das haben Sie kritisiert; dies wird uns von Brüs-
sel attestiert — 

3. Verbesserung der Panzerabwehrfähigkeit, 
der Sperrkapazität, der Beweglichkeit, der 
Kampfkraft und der elektronischen Kampffüh-
rung. 

Meine Herren, was können wir eigentlich mehr tun, 

(Abg. Wehner: Das „C" fehlt! — Heiterkeit 
bei der SPD) 

als darauf achten, daß wir das gute Gewissen vom 
Bündnis attestiert bekommen können? 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Sie sollten endlich mit den Verdächtigungen auf-
hören, die Bundeswehr werde schlechter. 

(Abg. Dr. Wörner meldet sich zu einer Zwi

-

schenfrage.) 

— Einen Augenblick, damit Sie alles erfragen kön-
nen, Herr Kollege Wörner! Ich habe hier ein Papier 
— Sie haben vorhin zu mir  gesagt: Wir müssen 
offener reden —, das einen Geheimstempel hat; den 
hebe ich hiermit auf. Jetzt lese ich Ihnen einmal 
vor, damit das ein bißchen in Deutschland bekannt 
wird, um wieviel „schlechter" die Bundeswehr wird. 
Die Bundeswehr hatte 1966 einen Personalumfang 
von 456 000 Mann. 

(Abg. Krall: Hört! Hört!) 

Verteidigungsminister waren Sie. 

(Abg. Krall: Genau! — Abg. Lambinus: Er 
war es nicht, und er wird es auch nicht! — 

Heiterkeit bei der SPD.) 

— Ihre Fraktion meine ich. — Das war der höchste 
Stand, den die Bundeswehr bis dahin überhaupt er-
reicht hatte. 1967 betrug der Personalumfang der 
Bundeswehr 461 000, 

(Abg. Wehner: Hört! Hört!) 
1968 455 000; 

(Abg. Wehner: Hört! Hört!) 

er war von 1967 auf 1968 um 12 000 zurückgegangen. 
Der sozialdemokratische Verteidigungsminister, der 
dann kam, hat die Bundeswehr wieder auf 474 000 
im Jahre 1970 aufgebaut. Sie wuchs im Jahre 1973 
auf 486 000 Mann und umfaßt im Jahre 1974 
496 000 Mann. Der Friedensumfang — das habe ich 
vorhin gesagt — wird auf 495 000 Mann festgeschrie-
ben. 

(Abg. Wehner: Hört! Hört!) 

Wann war die Bundeswehr jemals so umfangreich 
wie zu der Zeit, als Sozialdemokraten die Verant-
wortung im Verteidigungsressort hatten? 

(Beifall bei den Regierungsparteien?) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Bundes-
minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Wörner? 

Leber, Bundesminister der Verteidigung: Bitte 
sehr! 

Dr. Wörner (CDU/CSU) : Es sind im Grunde ge-
nommen, wenn Sie mir das gestatten, zwei Fragen. 

Die erste: Darf ich davon ausgehen, daß es die 
NATO bei dieser positiven Feststellung nicht be-
lassen und in ihrem Assessment Einschränkungen, 
Auflagen oder sonstige Bedingungen genannt hat? 
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Leber, Bundesminister der Verteidigung: Die 
Antwort lautet: Nein. 

(Zuruf von der CDU/CSU.) 

Dr. Wörner (CDU/CSU): Darf ich zweitens da-
von ausgehen wenn ich das noch einmal erwei-
tern darf —, daß dem Verteidigungsausschuß das 
volle Assessment mit allen Auflagen usw. zugäng-
lich gemacht wird, und darf ich Sie drittens fragen, 
ob Sie bereit sind, hier einmal vor diesem Hause zu 
erklären, daß es einen Zusammenhang zwischen der 
Personalstärke der Bundeswehr und der Verkürzung 
der Ausbildungszeit von 18 auf 15 Monate gibt? 

Leber, Bundesminister der Verteidigung: Zu 
Ihrer zweiten Frage, Herr Kollege Wörner: Mit gro-
ßem Vergnügen gebe ich dem Verteidigungsaus-
schuß jede Auskunft, die er nur wünscht; denn das 
können nur gute Auskünfte über das Bündnis sein, 
die wir an den Verteidigungsausschuß weitergeben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Drittens. Wir können sowohl hier im Plenum des 
Hohen Hauses als auch im Verteidigungsausschuß 
jederzeit eine Aussprache über jede von Ihnen ge-
stellte Frage führen und jede erbetene Auskunft 
über Auswirkungen der neuen Wehrpflichtdauer von 
15 Monaten geben. 

(Abg. Dr. Wörner: Aber die Zahl hängt da

-

mit zusammen! Das wissen Sie doch!) 

— Das wissen wir, daß die Zahl damit zusammen-
hängt. 

(Abg. Dr. Wörner: Natürlich!) 

Aber wir lagen ja früher trotz längerer Wehrpflicht 
wesentlich darunter. Die Bundeswehr ist im ganzen 
besser geworden, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich will Ihnen noch etwas sagen; ich weiß, das ist 
für uns alle nicht sehr bequem. Hiermit hängen ein 
paar Fragen zusammen, die auch Bewaffnung und 
Ausrüstung berühren. Solche Fragen werden gestellt 
werden. Denen muß man dann genauso positiv ge-
genüberstehen, wie es bei diesen Zahlen und Daten 
geschieht. Sehen Sie, ich habe hier die Perspektiven 
vor mir liegen, das, was den wichtigsten Teil des 
Verteidigungshaushalts angeht. Die Bundesregie-
rung hat in diesem Jahr erstmalig bewiesen, daß es 
möglich ist, mit einem Investitionsanteil von 30 % —
dies ist der politischste Punkt des Verteidigungs-
haushalts — im Haushalt 1974 anzutreten. In der 
Finanzplanung ist projektiert, daß das auch in den 
Jahren 1975, 1976 und 1977 so bleiben wird. Meine 
Damen und Herren, wir werden Ihnen Jahr für Jahr 
bis 1977 und darüber hinaus beweisen, daß diese 
Regierung das auch einhält. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Abgeordnete Biehle. 

Biehle (CDU/CSU) : Frau Präsident! Meine sehr 
verehrten Kolleginnen und Kollegen! Ich glaube, daß 
das, was Herr Minister Leber gesagt hat, durch 
einige Fragen des Kollegen Dr. Wörner schon auf-
gehellt worden ist. Nur meine ich, mit einem Zahlen-
spiel allein ist die Antwort nicht gegeben, denn — 
und das wurde zu Recht angefügt — hierzu gehört 
eben auch das gesamte Problem der Bewaffnung und 
der Ausrüstung dieser Soldaten. Darüber werden 
wir sicherlich noch ganz entscheidend im Ausschuß 
zu reden haben. 

Lassen Sie mich zum Abschluß dieser Runde noch 
ein paar Dinge zurechtrücken, die gesagt worden 
sind und die einfach nicht so im Raume stehenblei-
ben können. Der Herr Kollege Buchsteller glaubte 
an Hand der Rede des Kollegen Dr. Wörner fest-
stellen zu müssen, daß die Opposition Schwarzmale-
rei betreibe. 

(Zuruf von der SPD: Und wie!) 

Ich frage Sie und all die Verantwortlichen, die um 
diese Dinge wissen, vor allen Dingen wenn sie Zu-
gang haben, wenn sie sicherheitsüberprüft sind, wie 
sie zu diesen Dingen stehen, wenn wir Realitäten 
aufzeigen, Realitäten nicht nur in diesem Lande, son-
dern Realitäten auf seiten des Warschauer Paktes, 
Dinge, die uns erst vor wenigen Tagen in sehr deut-
licher Weise vorgetragen worden sind. Ich meine, 
auch für meine Fraktion feststellen zu können; 
wenn Sie Schwarzmalerei mit Realitäten verwech-
seln, werden wir das gerne auf uns nehmen und wei-
terhin die Öffentlichkeit und die Soldaten entspre-
chend aufklären. 

Die Feststellung, daß nun einstimmig im Vertei-
digungsausschuß die Reduzierung auf W 15 erreicht 
sei: nun, Herr Kollege Buchstaller, da sind von un-
serer Seite eine Reihe ernsthafter Bedenken vorge-
bracht worden, während Sie von Beginn an mit we-
henden Fahnen auf dieses Ziel politisch losgesteu-
ert sind. Wenn Sie heute Truppenbesuche machen, 
bekommen Sie nicht in Modelleinheiten, sondern in 
den Truppenteilen, wo das heute alles praktiziert 
wird, eine klare Antwort, und es ist eine negative 
Antwort. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir sind, so meine ich, gegen voreilige Wertun-
gen. Sie müssen als Ausdruck der Rechthaberei ver-
dächtigt werden. Wir legen Wert auf ein abschlie-
ßendes Urteil, auf Erfahrungsberichte, aber nicht 
aus Modelltruppen, sondern aus der regulären 
Truppe, wo diese Dinge praktiziert werden und diese 
negativen Auswirkungen festgestellt worden sind. 

Der Herr Kollege Krall glaubte feststellen zu müs-
sen, daß genau das Gegenteil von den Darlegun-
gen des Kollegen Wörner hinsichtlich des labilen 
Zustandes des Bündnisses und der NATO zutreffe. 
Auch ich darf auf das verweisen, was General 
Steinhoff vor wenigen Tagen in Hamburg gesagt 
hat — der Kollege Damm war Zeuge der Ausfüh-
rungen auf dieser Veranstaltung —, daß er näm-
lich in abgrundtiefer Sorge um diese NATO, um 
dieses atlantische Bündnis sei. Ich glaube, das ist 
ein Mann, der an der Spitze eines Gremiums stand, 
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Biehle 

das tiefen Einblick in die Dinge hat, und der aus 
eigener Anschauung wiedergibt. 

(Abg. Josten: Sehr richtig! — Beifall bei 
Abgeordneten der CDU/CSU.) 

Wir sollten das sehr wohl beherzigen, was General 
Steinhoff zu diesen Dingen gesagt hat. 

Die Alternative, Herr Kollege Krall, die Sie ge-
boten haben mit der Beibehaltung der Wehrpflicht 
und mit der Bestätigung des Bündnisses, war eigent-
lich ein bißchen dürftig und war auch nicht an unsere 
Adresse zu richten. Das muß man generell sagen, 
wenn man die Summe der Ausführungen der Redner 
der Koalition betrachtet, und da ist die Frage zu 
stellen: Wer ist eigentlich der Schöpfer dieser Bun-
deswehr, wer ist der Schöpfer dieses atlantischen 
Bündnisses, das nahezu drei Jahrzehnte lang den 
Frieden und die Sicherheit in unserem Lande ge-
währleistet hat? Das waren doch nicht Sie, meine 
Herren! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir haben das doch gegen Ihren Widerstand in den 
50er Jahren durchgesetzt. 

(Abg. Wehner: Aber ja! Aber Sie haben 
damals geheuchelt!) 

— Herr Kollege Wehner, Sie werden sich noch 
daran erinnern, wie gesagt worden ist: Wir werden 
die Wehrpflicht wieder abschaffen. 

(Abg. Wehner: Natürlich! Ich erinnere Sie 
an Ihre eigene Heuchelei, daran, was der 
andere Mann hinter dem Rücken der Oppo

-

sition gemacht hat. — Widerspruch bei der 
CDU/CSU.) 

Daran sollten wir uns doch erinnern und hier nicht 
Dinge unterstellen, die gar nicht zutreffen. 

(Abg. van Delden: „Heuchelei" ist ja wohl 
nicht der richtige Ausdruck!) 

Dazu gehört für die SPD eine Vergangenheitsbewäl-
tigung. Hier sollten wir doch gemeinsam vorange-
hen. 

Der Herr Parlamentarische Staatssekretär Moersch 
glaubte, anläßlich des erneuten Besuches von Außen-
minister Kissinger feststellen zu müssen, daß alles 
in Butter sei — ich will es einmal so ganz lapidar 
darstellen —, ohne dabei hinzuzusagen, daß wenige 
Tage vorher Herr Kissinger und Präsident Nixon in 
Amerika ganz andere Töne angeschlagen hatten. 

(Abg. Dr. Wörner: Sehr richtig! — Abg. 
Wehner: Das war aber durchschlagend!) 

Das war kein Ausrutscher von Politikern, sondern 
dort wurde doch die reine Wahrheit gesagt. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Wehner: 
Sie haben fünf Kategorien von Wahrheiten!) 

Der Herr Kollege Horn glaubte sich um eine Ana-
lyse bemühen zu müssen, die die Voraussetzungen 
für ein anderes Verhältnis zur Bundeswehr schafft. 
Nun, Herr Kollege Horn und meine sehr verehrten 
Herren SPD-Kollegen, dieses Bündnis haben wir 
nicht; denn zur Bundeswehr haben wir, die CDU/ 

CSU, von Anfang an ein gutes Verhältnis gehabt, 
und das wird weiterbestehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Wehner: 
Kennen Sie den Ausdruck von Adenauer 

gegenüber Jaeger?) 

Wir stehen hinter diesen Soldaten und wehren uns 
mit ihnen gegen Diskriminierungen — auch durch 
Mitglieder dieses Hohen Hauses—, und wir werden 
das auch weiterhin tun. 

Wenn der Herr Kollege Horn glaubt, durch Garni-
sonen gezogen zu sein, um für Reformen geworben 
zu haben, dann muß man ihn auch wieder an ver-
gangene Zeiten erinnern, und wenn er meint, zu 
seinen Äußerungen über die Verfassungstreue der 
Offiziere lapidar feststellen zu müssen, der Bundes-
wehrverband habe eine Erklärung herausgegeben, 
daß das ausgestanden sei, dann muß man doch hier 
auch sagen, Herr Kollege Horn, daß Sie nicht der 
einzige waren. Da wurde sinnigerweise „H-H" ge-
sagt, aber das heißt nicht Hummel-Hummel als ein 
gutes Omen, sondern das heißt Hansen und Horn 
— und andere, muß man hinzufügen. 

(Abg. Wehner: Das Echo steht da oben! Sie 
wissen, wie das auf Hummel-Hummel heißt?) 

Vielleicht lassen Sie sich einmal von Ihrem Kolle-
gen Wehner einen Brief zeigen, den der Präsident 
Volland geschrieben hat und in dem er festgestellt 
hat, daß es für die Behauptungen des Herrn Abge-
ordneten Hansen nicht den geringsten Nachweis 
gebe. Der Deutsche Bundeswehrverband halte es des-
halb und aus den genannten Gründen für geboten, 
daß sich Ihre Fraktion von den Äußerungen des 
Herrn Abgeordneten Hansen distanziere. Das muß 
nun auch noch dazu ergänzend festgestellt werden. 
neben vielen anderen Dingen, die man anführen 
könnte. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Wehner: 
Führen Sie sie doch mal an!) 

Wenn Sie noch einmal den Fall Grashey in Ihrer 
Litanei aufgezählt haben — der Herr Kollege Rom-
merskirchen hat schon darauf hingewiesen, daß dies 
hier längst ausgestanden ist —, so muß ich sagen, 
daß er es doch gewesen ist, der damals, am 24. April 
1969, im Verteidigungsausschuß für die CDU/CSU-
Fraktion den Antrag gestellt hat, diese Dinge klarzu-
stellen. Der Verteidigungsausschuß hat seine Vor-
schläge und seine Entschließung angenommen. 

(Abg. Dr. Wörner: Sehr richtig!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Lassen 
Sie mich noch ein paar Bemerkungen zu dem machen, 
was Minister Leber zu diesem Weißbuch zur Sicher-
heit der Bundesrepublik Deutschland und zur Ent-
wicklung der Bundeswehr gesagt hat, ohne daß ich 
das mit einem Fragezeichen versehen möchte, wie 
es durch den Bundeswehrverband geschehen ist: 
Mehr Sicherheit zu kleinen Preisen. Hierzu fällt mir 
ein abgewandeltes Wort aus dem Buch „Anfrage 
von Radio Hammelburg" — ein kleines Gegenstück 
der Bundeswehr zu „Radio Eriwan" — ein. Die Frage 
lautet: Wie beurteilen Sie den Zustand der heutigen 
Bundeswehr und der Sicherheitspolitik? Die Antwort 
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lautet: Großartig! — Im Vergleich zum übernächsten 
Jahr! 

(Zuruf des Abg. Wehner. — Lachen und wei

-

tere Zurufe von der SPD.) 

— Nun, Herr Kollege Wehner, gerade als verant-
wortungsbewußte Opposition in diesem Hause, die 
die Voraussetzungen geschaffen hat, auf denen Sie 
heute so großartig durch die Gegend schaukeln und 
in der Öffentlichkeit den Eindruck erwecken, als sei 
es ein Werk, das von Ihnen geschaffen worden ist, 
dürfen wir doch einmal klarstellen und müssen es 
immer wiederholen: Wir stehen auf diesem Boden 
der Bundeswehr und den sicherheitspolitischen 
Grundlagen, die durch nahezu drei Jahrzehnte diesen 
Frieden im Lande geschaffen haben. 

Wir sind allerdings in tiefer Sorge — auch das 
muß hier sehr deutlich gesagt werden —, daß die 
Äußerungen, die durch einen Herrn Minister Leber 
und von einigen seiner Kollegen hier in der Ver-
gangenheit und auch heute wieder gemacht worden 
sind, nicht die absolute Rückendeckung seiner eige-
nen Partei haben. Wir haben in der Vergangenheit 
im Ausschuß und wo es auch sonst war, ja erlebt, 
daß eine Reihe von Dingen nicht über die Bühne ge-
gangen wären, wenn den Minister nicht die Stim-
men der Opposition gestützt hätten. Da gibt es doch 
ganz konkrete Beispiele von Beschaffungs-Vorlagen 
im Ausschuß und auch zum Verteidigungshaushalt. 
Wenn der Herr Kollege Schmidt (Würgendorf) hier 
festgestellt hat, daß der Haushalt 1974 einstimmig 
im Verteidigungsausschuß verabschiedet worden sei, 
dann hat er natürlich schamhaft verschwiegen, daß 
nur sieben von 13 SPD-Kollegen anwesend waren; 
die anderen also gar nicht dabei waren, als es um 
die Verabschiedung dieses Haushalts ging. Ich über-
lasse es jedem einzelnen in der Öffentlichkeit, dar-
über zu urteilen, wie die SPD zu den Dingen des 
Verteidigungshaushaltes steht. 

Die Ausführungen des Herrn Ministers in der 
Form, wir sollten uns angewöhnen, alles, was ge-
meinsam geschaffen und gestaltet worden sei, auch 
im politischen Tageskampf nicht miesmachen zu las-
sen, unterstützen wir voll und ganz. Nur, so meine 
ich, ist die Adresse der Opposition wiederum die 
völlig falsche. Das muß er seinen eigenen Partei-
freunden ins Buch schreiben, weil sich hier ja sehr 
deutlich gezeigt hat, daß die Dinge anders liegen. 
Ich nehme an, daß er, indem er das hier anführte, 
z. B. seinen Kollegen Hansen gemeint hat, der am 
14. Dezember 1973 laut einem Bericht, den das 
Presse- und Informationsamt herausgegeben hat, 
ausgerechnet über Radio Moskau erklärt hat 

(Abg. Wehner: Er wiederholt alles wie ein 
Papagei!) 

— ich zitiere mit Genehmigung der Frau Präsiden-
tin —: 

Die revanchistischen Kräfte haben sich in der 
CDU/CSU verschanzt, um auch künftig gegen 
die Entspannungspolitik anzukämpfen. 

Das ist natürlich der Stil, gegen den auch wir sind. 
Da hat Minister Leber völlig unsere Unterstützung. 

(Zuruf des Abg. Dr. Wittmann [München].) 

Da gibt es noch eine Reihe anderer Beispiele, so 
Broschüren, in denen festgestellt wird: Die Gefahr 
der Militarisierung der Gesellschaft geht jeden an. 
Militarisierung schränkt die Demokratie ein, kostet 
Millionen, wirkt jeder Friedens- und Reformpolitik 
entgegen. Wer hat das unterschrieben? Es steht 
wörtlich darunter: ein Mitglied des Beirats für 
Innere Führung beim Bundesminister der Verteidi-
gung. 

Oder ein anderes Beispiel. In einem Interview der 
„Südwest-Presse" am 1. September 1973 hat unter 
der Überschrift „Konsequenz der Ostverträge: Ami 
go home!" ein Mitglied des sicherheitspolitischen 
Bundesausschusses der SPD erklärt: 

Die Abschreckungstheorie und die Perfektionie-
rung des internationalen Drohsystems schaffen 
keine Bedingungen der Friedenssicherung, son-
dern legen jeweils Bedingungen für organisier-
ten Unfrieden. 

Dazu werden die Auflösung der NATO gefordert, 
(Abg. Josten: Hört! Hört!) 

eine atomfreie Zone in Mitteleuropa und ein Ein-
frieren der Rüstungshaushalte. Am Ende stellt der 
Betreffende dann fest, daß seine Auffassung bereits 
in der SPD eine große Spannweite habe; denn er 
sehe seine Wahl in diesen sicherheitspolitischen 
Bundesausschuß der SPD gerade als Beweis dafür 
an. 

(Abg. Wehner: Sie scheinen ein Allesver

-

dauer zu sein!) 

— Da können Sie noch viele andere Beispiele neh

-

men; man könnte Ihnen eine ganze Liste vorlegen. 

(Abg. Wehner: Haben Sie Bandwürmer?) 

Ich meine, Sie sollten dafür sorgen, daß die ent-
sprechenden Voraussetzungen dafür geschaffen 
werden, daß das, was Verteidigungsminister Leber 
gesagt hat, auch von Ihrer Partei, im weitesten Sinne 
akzeptiert wird, nicht zuletzt bis hin zu den Mit-
gliedern des Verteidigungsausschusses. 

Ich war schockiert, als ich die Thesen des Herrn 
Kollegen Reiser lesen mußte. Herr Kollege Reiser 
hat in seinen elf Thesen festgestellt, daß dieses frei-
heitliche und demokratische Wirtschaftssystem über-
haupt kein Interesse daran habe, eine Abrüstung 
und wirkliche Entspannung herbeizuführen. 

(Abg. Wehner: Was wären Sie jetzt ohne 
den Reiser! Eine Null wären Sie! — Hei

-

terkeit und Beifall bei der SPD.) 

— Herr Kollege Wehner, ich habe keine Vergangen-
heit wie Sie hinter mir. 

Ich glaube, feststellen zu dürfen, daß durch 
meine Fraktion seit Jahren ein Beitrag für die 
Sicherheit und für den Frieden in unserem Lande 
geleistet wurde und hier auch ein Beitrag zur Klar-
stellung in diesem Parlament. 

Ich muß zum Schluß kommen; die Lampe leuchtet 
auf. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Wehner: Rot 
oder schwarz?) 

Lassen Sie mich schließen mit einem bedeutenden 
Wort, welches der amerikanische Präsident vor we- 
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nigen Wochen sagte, als er den Bericht zur Lage 
der Nation abgab. Diese Worte sollten Grundlage 
allen Handelns — insbesondere Ihrer Fraktion, Herr 
Wehner — sein, wenn Forderungen im Hinblick 
auf eine Abrüstung erhoben werden. Ich darf zitie-
ren, Frau Präsidentin: 

Die Frage ist nicht, ob wir es uns leisten kön-
nen, die für unsere Verteidigung notwendige 
Stärke aufrechtzuerhalten. Die Frage ist viel-
mehr, ob wir es uns leisten können, sie nicht 
aufrechtzuerhalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Wortmeldungen 
liegen nicht mehr vor. Der Ältestenrat hat vorge-
schlagen, die Vorlage an den Verteidigungsaus-
schuß — federführend — und an den Haushaltsaus-
schuß — mitberatend — zu überweisen. Wer damit 
einverstanden ist, gebe bitte das Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Es ist so be-
schlossen. 

Ich rufe nunmehr Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 
— Drucksachen 7/1867, 7/1877 

Der Ältestenrat hat empfohlen, abweichend von 
den Richtlinien in dieser Woche zwei Fragestunden 
von jeweils 90 Minuten Dauer einzuführen. Nach 
der Geschäftsordnung muß das vom Hause beschlos-
sen werden. — Ich höre keinen Widerspruch. Es ist 
so beschlossen. 

Wir können somit in die Fragestunde eintreten. 
Es liegen zwei Dringlichkeitsanfragen auf der 
Drucksache 7/1877 aus dem Geschäftsbereich des 
Bundesministers der Justiz vor. Diese Fragen wer-
den auf Wunsch des Fragestellers schriftlich beant-
wortet; die Antworten werden als Anlage abge-
druckt. 

Wir kommen damit zu der Frage aus dem Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau. Zur Beantwortung 
steht Herr Parlamentarischer Staatssekretär Dr. 
Haack zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 1 des Abgeordneten Dr. Mertes 
(Gerolstein) auf: 

Wie hoch ist der Anteil der Förderungsmittel für Eigenheime, 
die im Rahmen des sozialen Wohnungsbaus errichtet werden sol-
len, innerhalb der vom Bundesminister für Raumordnung, Bau-
wesen und Städtebau durchgeführten Zinsverbilligungsmaßnah-
men für 50 000 Sozialwohnungen? 

Bitte schön! 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau: Herr Kollege Dr. Mertes, mit der Zinsverbilli-
gungsmaßnahme der Bundesregierung soll die För-
derung von etwa 50 000 dringend benötigten Sozial-
wohnungen ermöglicht werden. Es sind Wohnun-
gen, die in den Wohnungsbauprogrammen der Län-
der für 1973 zur Förderung vorgesehen waren, aber 
trotz bereitgestellter Landesmittel wegen der zur 
Zeit sehr hohen Kapitalmarktzinsen nicht gefördert 
werden konnten. 

Die Zinsverbilligungsmaßnahme ist ein Stützungs-
programm zur Realisierung der Wohnungsbaupro-
gramme 1973. In welchem Umfang die Zinsverbilli-
gung auf Eigenheime, Eigentums- und Mietwohnun-
gen entfällt, läßt sich im Rahmen dieser Maßnahme 
nicht festlegen. Das Anteilsverhältnis ergibt sich 
zwangsläufig daraus, in welchem Umfang die ein-
zelnen Wohnungsarten an den von den Ländern 
als nicht gefördert genannten ca. 50 000 Wohnun-
gen beteiligt sind. 

Nach Angaben der Länder dürfte es sich dabei 
überwiegend um Mietwohnungen handeln. Dies ist 
wohl darauf zurückzuführen, daß der Zinsanstieg 
bei Eigentumsmaßnahmen im vorigen Jahr noch 
zum großen Teil auch durch Steuervorteile aus der 
7 b-Abschreibung ausgeglichen werden konnte. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Mertes (Gerolstein) (CDU /CSU) : Herr Kol-
lege Haack, wie steht die Bundesregierung zu der 
in diesem Zusammenhang erhobenen Forderung 
nach einer spürbaren Erhöhung des Abschreibungs-
satzes nach § 7 b EStG? 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau: Darauf kann ich Ihnen keine konkrete Antwort 
geben, Herr Kollege Mertes. Die Frage der 7 b-Ab-
schreibung wird am Rande auch im Zusammenhang 
mit dem Dritten Steuerreformgesetz erörtert, aber 
es gibt hier noch keine konkreten Vorschläge. 

Vizepräsident Frau Funcke: Zweite Zusatz-
frage. 

Dr. Mertes (Gerolstein) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, nachdem die Bundesregierung immer wie-
der darauf hingewiesen wurde, welche sozialen und 
volkswirtschaftlichen Auswirkungen die Hochzins-
politik im Wohnungsbau zur Folge hat, darf ich fra-
gen, was die Bundesregierung zu tun gedenkt, um 
hier Dauerschäden zu verhindern, insbesondere in 
den Branchen, die — wie etwa die Fertigbauindu-
strie — bisher ausgesprochen preisdämpfend ge-
wirkt haben. 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau: Herr Kollege Mertes, die Maßnahme, um die 
es in Ihrer Frage geht, die Zinsverbilligung bei 
diesen 50 000 Sozialwohnungen, ist eine der Maß-
nahmen der Bundesregierung um im Bereich des 
Wohnungsbaus Probleme, die sich durch die Hoch-
zinspolitik ergeben haben, zu lösen. Wir haben noch 
einige andere Maßnahmen ergriffen und werden 
auch in Zukunft dafür sorgen, daß gerade der Woh-
nungsbau trotz dieser Hochzinspolitik so gefördert 
werden kann, wie es im Interesse des Wohnungs-
baus, aber auch im Interesse der Bauindustrie not-
wendig ist. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des 
Herrn Abgeordneten Josten. 
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Josten (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ange-
sichts der Hochzinspolitik darf ich Sie fragen: Wird 
die Bundesregierung bei ihrem Prinzip bleiben, daß 
in jedem Fall der soziale Wohnungsbau dadurch so-
weit wie überhaupt möglich nicht getroffen wird und 
das Ziel, die Erweiterung des sozialen Wohnungs-
baus, auch wahrgenommen wird? 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau: Davon können Sie ausgehen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zu-
satzfrage, bitte schön! 

Nordlohne (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist 
zur Stunde abzusehen, in welchem Umfang die Län-
der bei diesen Sonderprogrammen die entsprechen-
den Zinsverbilligungen für den Bau von Wohnungs-
einheiten in Anspruch nehmen würden? 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau: Soweit unsere Informationen reichen, können 
wir davon ausgehen, daß die Länder dieses Pro-
gramm, diese 50 000 Wohnungen, mit diesen Zins-
subventionen, so wie wir es vorgeschlagen haben, 
durchführen können. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere 
Zusatzfrage? Dann sind wir mit den Fragen aus 
diesem Geschäftsbereich am Ende. Ich danke Ihnen, 
Herr Parlamentarischer Staatssekretär. 

Die Frage 2 — des Abg. Dr. Wittmann (München) 
— aus dem Geschäftsbereich des Bundesministers 
für innerdeutsche Beziehungen ist vom Fragesteller 
zurückgezogen worden. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Forschung und Technologie und für 
das Post- und Fernmeldewesen. Zur Beantwortung 
der Fragen steht Herr Parlamentarischer Staats-
sekretär Hauff zur Verfügung. 

Ich rufe die Fragen 22 und 23 des Abgeordneten 
Dr. Freiherr Spies von Büllesheim auf. — Der Ab-
geordnete ist nicht im Saal. Die Fragen werden 
schriftlich beantwortet; die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 24 des Herrn Abgeordneten 
Jaunich auf: 

Teilt die Bundesregierung die auf dem Kongreß Rettungswesen 
des DRK von Fachleuten geäußerten Befürchtungen, durch die 
angekündigten Gebührenerhöhungen der Deutschen Bundespost 
werde der plangerechte Ausbau direkter Notrufleitungen unmög-
lich, und welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, gege-
benenfalls einer solchen Entwicklung entgegenzuwirken? 

Bitte schön. 

Dr. Hauff, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Forschung und Technologie und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Herr Kollege Jaunich, 
die Bundesregierung betrachtet es als eine wichtige 
Aufgabe, im Rahmen des technisch und wirtschaft-
lich Möglichen ihren Teil dazu beizutragen, daß der 
Notrufdienst zu einem gut funktionierenden Teil 

innerhalb des gesamten Rettungswesens ausgebaut 
wird. Die Deutsche Bundespost hat das mit Rücksicht 
auf die Bedeutung des Notrufs, insbesondere für die 
Rettung von Menschenleben, bei der Gebühren-
kalkulation berücksichtigt. Die Notrufgebühren lie-
gen insgesamt etwa um ein Drittel unter dem Wert, 
der sich bei dem sonst üblichen Kalkulationsmodus 
ergeben würde. Ferner ist zu bedenken, daß die 
Gebühren für die Notrufeinrichtungen monatliche 
Gebühren sind. Die Notrufträger werden also nicht 
mit hohen Vorleistungen belastet. Sie haben den 
Vorteil, daß die Amortisierung des von der Deut-
schen Bundespost vorgestreckten Kapitals auf einen 
langen Zeitraum verteilt wird. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Jaunich (SPD) : Herr Staatssekretär, habe ich Sie 
richtig verstanden, daß das, was Sie ausgeführt 
haben, auch für die Errichtung der Notrufanlagen 
gilt und nicht nur für die Betätigung des Notrufs, 
also die laufenden Gebühren? 

Dr. Hauff, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Forschung und Technologie und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Wie Sie sicherlich wis-
sen, Herr Kollege, haben wir mit den Ländern hier 
vor kurzem eine Übereinkunft gefunden, die sicher-
stellt, daß die Errichtungsgebühren in Form von 
monatlichen Zahlungen zu leisten sind. 

Vizepräsident Frau Funcke: Weitere Zusatz-
frage. 

Jaunich (SPD) : Wird es auf Grund dieses Tat-
bestands möglicherweise zu neuen Verhandlungen 
mit den Ländern kommen? 

Dr. Hauff, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Forschung und Technologie und für 
das Post und Fernmeldewesen: Davon ist nicht aus-
zugehen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz-
frage. Damit sind die Fragen aus Ihrem Geschäfts-
bereich beantwortet. Ich danke Ihnen, Herr Parla-
mentarischer Staatssekretär Hauff. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten. Zur Beantwortung der Fra-
gen steht Herr Parlamentarischer Staatssekretär 
Logemann zur Verfügung. 

Die Fragen 3, 4 und 5 sollen auf Bitten der Frage-
steller schriftlich beantwortet werden. Die Ant-
worten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Fragen 6 und 7 des Herrn Abgeord-
neten Weber (Köln) auf. — Der Abgeordnete ist 
nicht im Saal. Die Fragen werden schriftlich be-
antwortet; die Antworten werden als Anlagen ab-
gedruckt. 

Ich rufe die Fragen 8 und 9 des Abgeordneten 
Schmitz (Baesweiler) auf. — Der Abgeordnete ist 
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nicht im Saal. Die Fragen werden schriftlich be-
antwortet. Die Antworten werden als Anlagen ab-
gedruckt. 

Damit sind die Fragen aus Ihrem Geschäfts-
bereich erledigt. Ich danke Ihnen, Herr Parlamen-
tarischer Staatssekretär. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers der Verteidigung. Zur Beantwortung der 
Fragen steht Herr Parlamentarischer Staatssekre-
tär Berkhan zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 10 der Frau Abgeordneten 
Tübler auf. — Die Frau Abgeordnete ist nicht im 
Saal. Die Frage wird schriftlich beantwortet; die 
Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 11 des Herrn Abgeordneten 
Hansen auf: 

Wie viele Wehrpflichtige wurden seit dem 1. Januar 1973 
einberufen, die gegen ihren rechtzeitig gestellten, aber abge-
lehnten Antrag auf Kriegsdienstverweigerung Klage beim Ver-
waltungsgericht eingereicht hatten, und wie viele, deren Antrag 
nach der Musterung gestellt wurde und die noch keinen Einbe-
rufungsbescheid erhalten hatten? 

Bitte schön! 

Berkhan, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Frau Präsidentin! Herr Kol-
lege Hansen, Ihre Frage kann ich leider nicht be-
antworten, weil derartige Statistiken im Zusammen-
hang mit der Einberufung nicht geführt werden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Zusatzfrage! — 

Bitte, Herr Hansen. 

Hansen (SPD) : Herr Staatssekretär, beabsichti-
gen Sie auch in Zukunft nicht, solche Statistiken 
zu führen, damit Sie derartige Fragen im Parlament 
beantworten können? 

Berkhan, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Nein, Herr Kollege. Ich 
habe mir überlegt, welchen Sinn eine solche Sta-
tistik haben könnte. Ich denke, eine Statistik hat 
nur Sinn, wenn man aus ihr Schlußfolgerungen zie-
hen kann. Ich will auf den immensen Verwaltungs-
und Personalaufwand nicht weiter eingehen. Ich 
glaube aber nicht, daß wir uns entschließen werden, 
auf Grund dieser Fragestunde eine derartige Sta-
tistik einzurichten. 

Vizepräsident Frau Funcke: Zweite Zusatz-
frage. 

Hansen (SPD) : Herr Staatssekretär, sind Sie 
nicht der Meinung, daß die zwischen dem Arbeits-
ministerium und Ihrem Haus arbeitende Kommission 
solches Material braucht, um zu den Schlüssen zu 
kommen, die die Erfüllung ihres Auftrages beinhal-
tet? 

Berkhan, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Nein, ich kann nicht ganz den 
Zusammenhang erkennen, Herr Kollege. Sie haben 
gefragt: 

Wie viele Wehrpflichtige wurden seit dem 
1. Januar 1973 einberufen, die gegen ihren 
rechtzeitig gestellten, aber abgelehnten Antrag 
auf Kriegsdienstverweigerung Klage beim Ver-
waltungsgericht eingereicht hatten, und wie 
viele, deren Antrag nach der Musterung gestellt 
wurde und die noch keinen Einberufungsbe-
scheid erhalten hatten? 

Diese Frage wird bei der Kommission, soweit ich 
das beurteilen kann, keine Rolle spielen, weil dies 
im Grunde genommen keine Frage der Wehrgerech-
tigkeit ist, sondern eine Frage des Zivildienstes und 
der Einberufung von Zivildienstleistenden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Ich rufe die 
Frage 12 des Herrn Abgeordneten Hansen auf: 

Wie viele Soldaten, über deren Antrag noch nicht rechtskräftig 
entschieden ist oder der rechtskräftig abgelehnt war, wurden 
stationär psychiatrisch behandelt, wegen Befehlsverweigerung 
disziplinarisch bestraft, wegen Befehlsverweigerung gerichtlich 
bestraft, begingen Dienstflucht, wurden wegen Dienstflucht dis-
ziplinarisch oder gerichtlich mit welcher Strafe belegt oder be-
gingen Selbstmord? 

Berkhan, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Frau Präsidentin! Herr Kol-
der Lage, Ihre Frage zu beantworten. Zur Frage der 
Anerkennung als Kriegsdienstverweigerer gestellt 
hat oder ein solcher Antrag rechtskräftig abgelehnt 
wurde, ist weder ein Erfassungsmerkmal für Wehr-
medizinalstatistiken noch für Statistiken über Straf-
oder Disziplinarmaßnahmen. Ich bin daher nicht in 
Lage, Ihre Frage zu beantworten. Zur Frage der 
Selbsttötung habe ich in der Fragestunde am 
21. März 1974 Stellung genommen. Danach hat sich 
1972 und 1974 jeweils ein Soldat das Leben genom-
men, dessen Antrag auf Anerkennung als Kriegs-
dienstverweigerer abgelehnt worden war. 

Vizepräsident Frau Funcke: Zusatzfrage? — 

Bitte! 

Hansen (SPD) : Herr Staatssekretär, welche Stel-
lung würden Sie zu der Behauptung der Verbände 
der Kriegsdienstverweigerer nehmen, daß durch den 
Zwang zum Waffendienst, dem seit dem 1. Januar 
1974 auch die zur Bundeswehr eingezogenen Kriegs-
dienstverweigerer unterworfen werden, Art. 4 Abs. 3 
GG verletzt wird? 

Berkhan, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Herr Kollege, es gibt darüber 
Gerichtsurteile. So sagt das Bundesverwaltungsge-
richt in seinem Beschluß vom 14. Januar 1969: 

Die Verpflichtung zum Wehrdienst mit der 
Waffe ist Bestandteil der Grundpflicht des Sol-
daten gemäß § 7 Soldatengesetz. Diese Pflicht 
obliegt auch den Soldaten, die einen Antrag auf 
Anerkennung als Kriegsdienstverweigerer ge-
stellt haben. Erst die positive Entscheidung über 
den Antrag gibt dem Soldaten das Recht, den 
Waffendienst zu verweigern. Bis zu diesem Zeit-
punkt bestehen seine Dienstpflichten, insbeson-
dere seine Gehorsamspflicht gegenüber Befeh-
len von Vorgesetzten, in vollem Umfang weiter. 
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Diese Urteile wurden auch durch das Bundesverfas-
sungsgericht bestätigt, so daß ich davon ausgehen 
muß, Herr Kollege, daß in der Urteilsbegründung 
eine Antwort auf Ihre Frage, wenn ich sie richtig 
verstanden habe, beinhaltet ist. 

Vizepräsident Frau Funcke: Zweite Zusatz-
frage. 

Hansen (SPD) : Herr Staatssekretär, ich muß 
doch noch einmal eine Frage nach der Statistik stel-
len, natürlich im Hinblick auf eine gewisse Verwen-
dung: Können Sie mir sagen, wie viele Soldaten 
trotz eingereichter Klage beim Verwaltungsgericht 
als nicht anerkannte Kriegsdienstverweigerer mehr 
als zwei Monate Dienst bei der Bundeswehr leisten 
mußten? 

Berkhan, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Herr Kollege Hansen, diese 
Frage kann ich Ihnen sicher nicht beantworten; denn 
ich glaube nicht, daß eine derartige Statistik vor-
liegt. Aber ich werde der Sache auf Grund des Proto-
kolls dieser Fragestunde nachgehen, und sofern sich 
herausstellt, daß ich die Frage beantworten kann, 
schreibe ich Ihnen einen Brief. 

Aber, Herr Kollege Hansen, eine grundsätzliche 
Bemerkung: Wir führen im Verteidigungsministe-
rium soviel Statistiken, daß ich befürchte, wenn wir 
immer mehr Statistiken beginnen, kann am Ende 
kein Mensch mehr etwas mit den Statistiken anfan-
gen, und wir drehen uns nur noch um uns selbst, 
weil wir ununterbrochen irgendwelche Tatbestände 
statistisch oder elektronisch-datenverarbeitungsmä-
ßig aufarbeiten. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des 
Herrn Abgeordneten Conradi. 

Conradi (SPD) : Herr Staatssekretär, anknüpfend 
an Ihre letzte Antwort: Finden Sie es nicht auch er-
staunlich, daß bei der außerordentlichen bürokrati-
schen und statistischen Aufwand, den die Bundes-
wehr um sehr nebensächliche Gegenstände betreibt, 
Zahlen zu der Frage stationär psychiatrisch behan-
delter Bundeswehrangehöriger und den Gründen für 
diese Behandlung nicht vorhanden sind? 

Berkhan, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Das hängt natürlich im we-
sentlichen auch mit der ärztlichen Schweigepflicht 
zusammen, Herr Conradi. Ich werde Ihren Hinweis 
aufnehmen und werde noch einmal mit dem Inspek-
teur des Sanitätswesens in Ruhe darüber reden. Aber 
ich glaube nicht, daß uns das wesentlich weiter hilft, 
weil wahrscheinlich diese Aussagen höchstens in den 
ärztlichen Statistiken, die nur den Fachleuten zu-
gänglich sind, gemacht werden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Gansel. 

Gansel (SPD) : Herr Staatssekretär, finden Sie 
es angesichts der Tatsache, daß über Disziplinarstra-
fen sehr genaue Statistiken geführt werden, nicht 
erstaunlich, daß gerade das Merkmal der Befehlsver-
weigerung bei nicht anerkannten Kriegsdienstver-
weigerern nicht auftaucht, und halten Sie das, ent-
gegen Ihren sonstigen heute gemachten Äußerungen, 
nicht doch für einen Aspekt, der für die Zukunft der 
allgemeinen Wehrpflicht oder des Zivildienstes in-
teressanter ist als etwa Statistiken, die bei der Bun-
deswehr über Badehosen, Schrauben, über Truppen-
besuche und sonstige Dinge geführt werden? 

(Beifall bei der SPD.) 

Berkhan, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Ich finde das nicht erstaun-
lich, Herr Kollege Gansel, weil ich der Meinung bin, 
daß wir, an Recht und Gesetz gebunden, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr wahr!) 

in Auslegung der Grundpflichten und des Grund-
gesetzes den Soldaten auferlegen müssen, Befehlen 
gegenüber Gehorsam zu leisten und dem Dienst mit 
der Waffe nachzukommen; 

(Abg. Conradi: Danach ist nicht gefragt 
worden!) 

so festgelegt im Bundesverwaltungsgerichtsbeschluß 
vom 14. Januar 1969, bis heute nicht aufgehoben und 
bis heute nicht verändert und auch vom Verfas-
sungsgericht bestätigt. Ich will aber diese Frage-
stunde gern nochmals zum Anlaß nehmen, alles 
noch einmal sorgfältig prüfen zu lassen. 

Darüber hinaus meine ich wirklich, daß die Erfas-
sung der Kriegsdienstverweigerer schon eine große 
Schwierigkeit ist. Danach zu unterscheiden, ob sie 
nun noch eine Befehlsverweigerung begehen, be-
deutet eine weitere große Schwierigkeit. Das würde 
ein sehr umständliches Meldeverfahren zur Folge 
haben, während alle anderen Verfahren, die Sie hier 
beanstanden, seit Jahren in einem ganz normalen 
statistischen Verfahren laufen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Wir kommen zur 
Frage 13 des Herrn Abgeordneten Dr. Schwencke: 

Welche planerischen und Auftragsvergabe-Konsequenzen hat 
oder wird die Bundesregierung aus der schon im Herbst vergan-
genen Jahrs als vor dem Abschluß stehende „Studie" zur Rü-
stungspolitik — dem Überangebot von Kapazitäten und dem 
stark reduzierten Bundeswehrbedarf — ziehen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär! 

Berkhan, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Frau Präsident, Herr Kolle-
ge, in meiner Antwort vom 13. September 1973, auf 
die sich Ihre Frage bezieht, hatte ich unter ande-
rem dargelegt, daß im Verteidigungsministerium 
Untersuchungen über den Grad der Kapazitätsaus-
lastung in einigen kritischen Industriezweigen lau-
fen und daß das Verteidigungsministerium bestrebt 
ist, an Hand des Ergebnisses solcher Untersuchun-
gen die betroffenen Industriezweige und Firmen 
rechtzeitig über die künftige Entwicklung zu infor-
mieren, damit diese sich in ihren Planungen darauf 
einstellen können. In meiner Antwort vom 13. März 
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1974 auf die Frage des Kollegen Gansel zum glei-
chen Komplex habe ich dargelegt, daß die Kapa-
zitätsuntersuchungen eine Daueraufgabe darstellen, 
bei der die einzelnen rüstungswirtschaftlich relevan-
ten Industriezweige gesondert zu betrachten sind. 

Ihre jetzige Frage nach den planerischen und ver-
gabemäßigen Konsequenzen der Bundesregierung 
bei etwaigen Überkapazitäten nehme ich zum An-
laß, festzustellen, daß die Bemessung der Kapazi-
tätsgrößen und damit die Frage der Kapazitätsaus-
lastung grundsätzlich in den Verantwortungsbereich 
der betroffenen Unternehmungen fällt. Die Bundes-
wehr kann ihre Materialplanungen nicht nach den 
kapazitätsmäßigen Erfordernissen der Industrie rich-
ten. Grundlage ihrer Rüstungsplanung ist der mili-
tärische Bedarf, begrenzt durch das jeweilige Haus-
haltsvolumen. Das Verteidigungsministerium kann 
lediglich versuchen, die betroffenen Industriezweige 
durch eine rechtzeitige Unterrichtung über vor-
aussichtliche und künftige Bedarfsentwicklungen 
zu einer bedarfsgerechten Kapazitätsplanung anzu-
regen. 

Überkapazitäten in der Wirtschaft können auch 
nicht zu einer grundsätzlichen Änderung der Auf-
tragsvergabepolitik des Verteidigungsministeriums 
führen. Nach der Bundeshaushaltsordnung sind öf-
fentliche Aufträge nach den Grundsätzen der Wirt-
schaftlichkeit und Sparsamkeit und im Wettbewerb 
zu vergeben. Selbstverständlich wird versucht, ge-
gebenenfalls kurzfristig auftretenden und nicht vor-
hersehbaren Schwierigkeiten zu begegnen und im 
Rahmen des Möglichen abrupte Arbeitsplatzgefähr-
dungen zu vermeiden. Das gilt aber nur für kurz-
fristige Übergangsmaßnahmen. Mittel- und langfri-
stig kann das Verteidigungsministerium keine Ga-
rantie für die Belegung bestimmter Kapazitäten und 
damit für die Sicherung bestimmter Arbeitsplätze 
übernehmen. Fehlplanungen der Unternehmer kön-
nen nicht durch Bevorzugung gegenüber anderen 
Wettbewerbern ausgeglichen werden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Schwenke (SPD) : Herr Staatssekretär, habe 
ich Sie richtig verstanden, daß von der ursprüng-
lichen Intention der Studie, nämlich zu versuchen, 
Rüstungsbedarf und Kapazität miteinander in Re-
lation zu setzen, abgegangen worden ist, und daß 
darum keine planerischen und Auftragsvergabe-
resultate von Ihnen genannt werden können? 

Berkhan, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Nein, dann haben Sie mich 
nicht richtig verstanden. Das ist eine Planungsstudie. 
Das beinhaltet nicht, daß das ein Programm ist, son-
dern diese Studie versucht, in die Zukunft hineinzu-
leuchten und festzustellen, welche Entwicklungs-
möglichkeiten hier oder dort eintreten könnten. Ob 
sie dann wirklich so eintreten, hängt von vielen 
anderen Faktoren ab. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine zweite Zu-
satzfrage. 

Dr. Schwenke (SPD) : Ich muß noch einmal nach

-

haken: Diese Studie ist dann offensichtlich noch 
nicht abgeschlossen, denn sonst hätten Sie mir doch 
wahrscheinlich eine präzise und für die Betroffenen 
brauchbare Antwort auf meine Frage geben müssen. 

Berkhan, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: In meiner Antwort habe ich 
klargemacht, daß die Anpassung ein Dauerauftrag 
ist. Das wird auch nicht aufhören. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Hansen. 

Hansen (SPD) : Herr Staatssekretär, gibt es im 
Bereich der Luft- und Raumfahrtindustrie Über-
kapazität? 

Berkhan, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Das muß ich untersuchen 
lassen. Das wird wieder eine komplizierte Statistik. 

(Abg. Hansen: Wieder eine Dauerunter

-

suchung?!) 

Das wird sehr teuer. Aber ich kann hier nur Vermu-
tungen aussprechen. 

Wenn ich die Luft- und Raumfahrtindustrie in 
Europa und der Welt betrachte, wird es Überkapa-
zitäten geben. Ob es in der Bundesrepublik Deutsch-
land Überkapazitäten gibt, hängt davon ab, wie 
konkurrenzfähig diese Industrie ist und wie sehr sie 
an den Aufträgen, die in Konkurrenz vergeben wer-
den, partizipieren wird. Aber das vermag ich nicht zu 
übersehen, weil das ein langfristiger Prozeß ist. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Gansel. 

Gansel (SPD) : Herr Staatssekretär, da mir immer 
noch nicht klargeworden ist, was das eigentlich für 
eine Studie ist, möchte ich noch einmal nachfragen: 
Handelt es sich dabei um einen Forschungsauftrag 
oder ein Arbeitsgebiet für einige Beamte oder wird 
ein Aktenordner geführt oder wird darüber nur 
— oder immerhin — nachgedacht oder wird viel-
leicht sogar eine Statistik geführt? Was ist das? Eine 
Studie muß doch irgendwann einmal zu einem Ende 
kommen. Sie wird doch nicht ewig weitergeschrie-
ben, es sei denn, man wollte aus ihr nie Konsequen-
zen ziehen; dann schreibt man so etwas im allgemei-
nen weiter. 

Berkhan, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Herr Kollege Gansel, wir 
ziehen jedes Jahr im Rahmen der Verabschiedung 
des Haushalts Konsequenzen aus solchen Unter-
lagen. Ich bedaure, daß durch den Kollegen 
Schwenke die Vokabel „Studie" eingeführt worden 
ist. 

(Abg. Gansel: Und durch Sie!) 

Ich habe sie aufgenommen, natürlich. Ich rede 
hier ja sehr frei, Herr Gansel, und ich weiß natür-
lich, daß Sie mich in die Zwickmühle nehmen und 
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mich an jedem Wort aufhängen können. Dafür stehe 
ich ja hier, dafür werde ich ja hier aufgestellt. 

Ich kann Ihnen nur sagen, daß im Ministerium 
selbstverständlich Unterlagen geführt werden und 
daß wir daran interessiert sind, dort, wo es möglich 
und notwendig ist, unsere finanzielle Masse in 
Gleichklang und in Deckung zu bringen mit schwie-
rigen industriellen Entwicklungen in den Gebieten. 
Wir bemühen uns sehr, das zu  erreichen. Dazu be-
darf es vieler Gespräche, vieler Akten. Dazu bedarf 
es auch Statistiken, die wir zu einem Teil gar nicht 
selbst erstellen; die erstellen der Wirtschaftsminister 
oder Verbände. Dazu bedarf es vieler Beratun-
gen mit Wirtschaftsverbänden und mit Gewerk-
schaften. Dazu wird alles Mögliche herangezogen; 
nicht nur dieses eine Papier, über das Sie mich ge-
rade befragt haben. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere 
Zusatzfrage. Damit sind wir am Ende Ihres Ge-
schäftsbereichs, Herr Parlamentarischer Staatssekre-
tär. Ich danke Ihnen. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Jugend, Familie und Gesundheit. Zur 
Beantwortung steht Herr Staatssekretär Wolters 
zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 14 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Hammans auf: 

Treffen Pressemeldungen zu, nach denen Berliner Obst- und 
Gemüseimporteure vereinbart haben, den Import von grünen 
Salaten zu stoppen, weil in holländischen und belgischen Treib-
häusern das Pflanzenschutzmittel Quintozen bei der Produktion 
dieses Salats verwendet wurde, und hält die Bundesregierung 
eine Änderung der Verordnungen zum Pflanzenschutzgesetz für 
notwendig? 

Dr. Wolters, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für Jugend, Familie und Gesundheit: Frau Prä-
sident, Herr Abgeordneter Hammans, die Pressemel-
dungen, die Sie anführen, sind richtig. Der Verband 
des Berliner Frucht-Import- und Großhandels e. V. 
hat das Bundesministerium für Jugend, Familie und 
Gesundheit am 14. März 1974 davon unterrichtet, 
daß er seine Mitgliedsfirmen mit Rundschreiben 
vom 12. und 14. März 1974 darüber informierte, daß 
der weitere Handel mit holländischem Kopfsalat 
Strafverfolgungen nach sich ziehen könne und er 
ihnen deshalb empfiehlt, den Handel mit unter Glas 
gezogenem Kopfsalat sofort einzustellen. 

Die Bundesregierung zieht in Erwägung, eine 
Änderung der auf das Lebensmittelgesetz gestützten 
Höchstmengenverordnung „Pflanzenschutz, pflanz-
liche Lebensmittel" auch in bezug auf Quintozen im 
Rahmen der für 1974 vorgesehenen zweiten Ände-
rung dieser Verordnung vorzunehmen. 

Das Bundesministerium ist 'der Ansicht, daß auf 
Grund der gutachtlichen Stellungnahme des Bundes-
gesundheitsamtes, die sich auf neuere Ergebnisse 
toxikologischer Untersuchungen stützt, der Höchst-
mengenwert von Quintozen für Treibhaussalat — 
ein Mittel gegen Pflanzenkrankheiten, die vom Bo-
den her angreifen und vermehrt beim Anbau von 
Salat unter Glas auftreten — heraufgesetzt werden 
kann. Insoweit ist ein gesundheitliches Risiko durch 

die Versorgung der Bevölkerung mit Wintersalat 
damit nicht verbunden. 

Die im vergangenen Jahr erfolgte neue Empfeh-
lung durch ,die Expertenarbeitsgruppe der  Welt-
ernährungsorganisation über Pflanzenschutzmittel-
rückstände und das Expertenkomitee für Pflanzen-
schutzmittelrückstände der WHO sowie eingehende 
Erörterungen der Toxikologen des niederländischen 
Reichsinstituts für Volksgesundheit und des Deut-
schen Bundesgesundheitsamtes rechtfertigen die 
neue Bewertung und Heraufsetzung der Quintozen-
Toleranz. Es hat sich herausgestellt, daß sich der 
Verdacht auf kanzerogene Wirkungen des Quin-
tozen nicht bestätigte. Eine Korrektur der Toleranz 
ist daher bei dem für Quintozen verwendeten tau-
sendfachen Sicherheitsfaktor vertretbar. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Hammans (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
habe ich Sie richtig verstanden, daß sich die Be-
mühungen der Bundesregierung bei der Änderung 
der Rückstandsverordnung ausdrücklich auf die 
Empfehlungen der WHO beziehen werden? 

Dr. Wolters, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für Jugend, Familie und Gesundheit: Sie be-
ziehen sich auf die Empfehlungen und die Unter-
suchungen sämtlicher genannter Institutionen, d. h. 
der WHO, der FAO und die toxikologischen Unter-
suchungen des Bundesgesundheitsamtes. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine zweite Zu-
satzfrage. 

Dr. Hammans (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
sollte nicht trotzdem dieser Fall, der in Berlin Auf-
merksamkeit erregt hat, zum Anlaß genommen 
werden, die Beratungen über das Lebensmittelrecht, 
die in vollem Gange sind, dahin gehend zu beein-
flussen, daß den Einfuhren und den Kontrollen an 
der Grenze ganz besondere Aufmerksamkeit gewid-
met wird, einerseits zum Schutze des deutschen Ver-
brauchers und andererseits zum Schutze der deut-
schen Landwirtschaft, die ja unter schwierigeren 
Verhältnissen produzieren muß, weil unsere Höchst-
mengenverordnung besonders hohe Anforderungen 
stellt. 

Dr. Wolters, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für Jugend, Familie und Gesundheit: Herr Ab-
geordneter Hammans, in diesem Fall dreht es sich 
darum, daß die Untersuchungen ergeben haben, daß 
man einen zu strengen Maßstab angelegt hat, so 
daß eine Gefährdung des Verbrauchers selbst dann, 
wenn dieser Salat auch in größerem Umfang in den 
Handel gekommen wäre, nicht aufgetreten wäre. 
Unabhängig von diesem speziellen Fall ist die Bun-
desregierung aber der Auffassung, daß, wie bei-
nahe bei jedem anderen Gesetz, so auch im Bereich 
der Lebensmittelgesetzgebung der Vollzug des Ge-
setzes entscheidend ist; das trifft also auf Ihre so 
gestellte Frage in genau der  gleichen Weise zu. 



5952 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 90. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 27. März 1974 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere 
Zusatzfrage. 

Ich rufe die Frage 15 des Herrn Abgeordneten 
Eigen auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß aus Holland nach Berlin 
importierter Salat 3,0 ppm Quintozen enthalten hat bei einer in 
Deutschland zugelassenen Menge von 0,3 ppm, und was gedenkt 
sie zu unternehmen angesichts der sicheren Annahme, daß auch 
in die übrigen Länder der Bundesrepublik Deutschland holländi-
scher Salat eingeführt wurde, der der deutschen Rückstandsver-
ordnung nicht entspricht? 

Dr. Wolters, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für Jugend, Familie und Gesundheit: Frau 
Präsident, Herr Abgeordneter Eigen, der Bundes-
regierung ist bekannt, daß holländischer Salat hö-
here Rückstandsmengen enthielt, als sie in der 
Bundesrepublik seit dem 1. Januar 1974 zulässig 
sind. Mitte Februar haben eingehende Gespräche 
niederländischer und deutscher Toxikologen — ich 
habe das in der Antwort auf die vorige Frage be-
reits ausgeführt — über das Problem der Quintozen-
Rückstände bei Salat stattgefunden. Ebenso haben 
Vertreter der niederländischen und deutschen Ge-
sundheits- und Landwirtschaftsministerien in der 
vergangenen Woche das  Problem dieser Rückstände 
auf unter Glas angebautem Salat eingehend erörtert. 
Auf Grund dieser Erörterungen sowie auf Grund 

, der soeben zitierten Vorschläge ist das Bundesmini-
sterium für Jugend, Familie und Gesundheit zur 
Zeit dabei, den obersten Gesundheitsbehörden der 
Länder, die für die Lebensmittelüberwachung zu-
ständig sind, mitzuteilen, daß keine Bedenken be-
stehen, dem Vorschlag des Bundesgesundheitsamtes 
zu folgen, auf Grund der Ergebnisse neuerer toxi-
kologischer Untersuchungen für Treibhaussalat eine 
Höchstmenge von 3 ppm in der nächsten, in diesem 
Jahr erfolgenden Änderung der Höchstmengenver-
ordnung „Pflanzenschutz, pflanzliche Lebensmittel" 
festzusetzen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Eigen (CDU/CSU) : Auf welche Umstände führen 
Sie es zurück, Herr Staatssekretär, daß in Berlin 
diese Mengen an Quintozen festgestellt wurden, 
aber in keinem anderen Land der Bundesrepublik 
Deutschland, obgleich wir wissen, daß in alle Länder 
der Bundesrepublik Salat aus Holland eingeführt 
worden ist, so daß normalerweise dann auch der 
übrige Salat in den anderen Bundesländern eine so 
hohe Menge an Quintozen enthalten müßte? 

Dr. Wolters, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für Jugend, Familie und Gesundheit: Ich kann 
dazu naturgemäß nur Vermutungen anstellen. Eine 
wäre, daß es sich bei der Gesamtmenge des aus 
Holland eingeführten Salats keineswegs immer um 
solchen handeln muß, bei dem das angesprochene 
Pflanzenschutzmittel in dieser Weise verwendet wor-
den ist. Es gäbe die andere Vermutung, daß das Netz 
der Kontrollen tatsächlich unterschiedlich gewirkt 
hat. Aber beides sind nur Vermutungen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Eigen (CDU/CSU) : Unter Annahme, daß die in 
Beantwortung meiner Frage gemachten letzten Aus-
führungen, nicht aber die ersten zutreffend sind, 
möchte ich Sie fragen: Was werden Sie unterneh-
men, damit in Zukunft sichergestellt ist, daß an der 
Grenze der Bundesrepublik Deutschland dahin ge-
hende Untersuchungen durchgeführt werden, daß 
die Einhaltung zulässiger Höchstgrenzen solcher 
Pflanzenschutzmittelrückstände für unsere Bevölke-
rung garantiert ist? 

Dr. Wolters, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für Jugend, Familie und Gesundheit: Da ich 
von Vermutungen gesprochen habe, kann ich Ihre 
Frage im Grunde genommen nicht beantworten. 
Denn Sie werden wahrscheinlich mit mir der Mei-
nung sein, daß Vermutungen eine sehr unzurei-
chende Grundlage sind, um irgendwelche Konse-
quenzen, wie Sie sie angedeutet haben, zu ziehen. 

Andererseits ist es nach dieser Feststellung in 
Berlin sicher notwendig, daß man sich darüber un-
terrichtet, ob die letztere von mir ausgesprochene 
Vermutung tatsächlich zutrifft. Dies bedeutet eine 
Anfrage an die entsprechenden Landesbehörden; 
Sie läuft. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Hammans. 

Dr. Hammans (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
im Hinblick darauf, daß Sie bei der Beantwortung 
der Frage des Kollegen Eigen hinsichtlich der Rück-
stände von anderen Grenzen gesprochen haben, 
möchte ich Sie fragen, ob die Biologische Bundes-
anstalt und auch das Bundesgesundheitsamt ange-
wiesen sind, laufend Untersuchungen anzustellen, 
ob nicht bei anderen Mitteln die Toleranzgrenzen 
möglicherweise herabgesetzt werden müssen, weil 
neuere Erkenntnisse dazu Anlaß geben. 

Dr. Wolters, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für Jugend, Familie und Gesundheit: Selbst-
verständlich führt das Bundesgesundheitsamt lau-
fend solche Untersuchungen durch. Wie aus meiner 
Antwort auf diese beiden Fragen hervorgegangen 
ist, tut dies nicht das Bundesgesundheitsamt allein, 
sondern tun das auch eine ganze Reihe von ähn-
lichen Institutionen im internationalen Raum mit 
einem entsprechenden wissenschaftlichen Erfah-
rungsaustausch. 

Es ist völlig klar, daß es sich gerade bei den 
Pflanzenschutzmittelrückständen um ein Gebiet han-
delt, das einer ständigen Anpassung des Rechts, ins-
besondere der Verordnungen an neue wissenschaft-
liche Erkenntnisse bedarf. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Spitzmüller. 

Spitzmüller (FDP) : Herr Staatssekretär, muß es 
den Verbraucher nicht außerordentlich verwirren, 
wenn er von Ihnen erfährt, daß die zulässige Rück-
standsmenge von jetzt 0,3 ppm im nächsten Jahr auf 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 90. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 27. März 1974 	5953 

Spitzmüller 
3,0 ppm, d. h. also auf die zehnfache Menge, erhöht 
wird, und entsteht hier nicht der Eindruck, daß 
solche Bestimmungen offensichtlich gelegentlich sehr 
engherzig und dann plötzlich vielleicht wieder sehr 
weitherzig festgelegt werden und daß die wissen-
schaftlichen Erkenntnisse hier doch sehr fragwürdig 
sind? 

Dr. Wolters, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für Jugend, Familie und Gesundheit: Selbst 
wenn eine solche Verwirrung des Verbrauchers ent-
stehen sollte — was ich bezweifle —, würde ich es 
dennoch für das einzig vertretbare Vorgehen halten, 
daß man, solange exakte wissenschaftliche Erkennt-
nisse ausstehen, den an der Meßgrenze orientierten 
Mindestwert als hinnehmbare Schwelle definiert. 
Dann kann man getrost abwarten, ob Erkenntnisse, 
die man sammelt, einen in die Lage versetzen, die-
sen Toleranzwert hochzusetzen. 

Auf den speziellen Fall bezogen, darf ich noch 
einmal erwähnen, daß es sich um einen tausend-
fachen Sicherheitsfaktor gehandelt hat, zu dem man 
die soeben von Ihnen zitierte Relation von 1 : 10 
ins Verhältnis setzen muß. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Härzschel. 

Härzschel (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind 
Sie der Meinung, daß man erst negative Erfahrun-
gen machen muß und daß von daher ein Hochsetzen 
dieser Grenzen gerechtfertigt sei? 

Dr. Wolters, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für Jugend, Familie und Gesundheit: Sie haben 
mich völlig mißverstanden. Ich habe genau umge-
kehrt formuliert und gesagt: Solange wissenschaft-
liche Erkenntnisse nicht erlauben, einen höheren 
Toleranzwert festzusetzen, muß der Toleranzwert so 
gering wie möglich angesetzt werden, d. h. er orien-
tiert sich an der Meßgrenze. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des 
Herrn Abgeordneten Früh. 

Dr. Früh (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wie 
beurteilen Sie die Möglichkeit, daß diese Bestim-
mungen, die bei uns erlassen werden, auch in den 
übrigen Ländern — mindestens der Europäischen 
Gemeinschaft — realisiert werden können? 

Dr. Wolters, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für Jugend, Familie und Gesundheit: Ich be-
urteile diese Möglichkeiten deswegen als gut, weil 
auch auf diesem Gebiet ständige Bemühungen im 
Gange sind, um die jeweiligen Bestimmungen anein-
ander anzupassen. Sie kennen die Schwierigkeiten, 
die im Einzelfall dann auftreten, wenn Gesichts-
punkte der Abwehr von Gesundheitsgefahren mit 
wirtschaftlichen Interessen in Kollision geraten. Un-
abhängig von diesem Aspekt ist es ein ständiges 
Bemühen, auch da zumindest im Rahmen der EG 
zu einer Anpassung zu kommen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weiteren 
Zusatzfragen. Dann rufe ich die Frage 16 des Herrn 
Abgeordneten Eigen auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Januar 1974 salmonel-
lenhaltiges entbeintes Geflügelfleisch aus Italien über die hollän-
dische Grenze eingeführt worden ist, und was gedenkt sie gegen 
die ständige Vergiftung deutscher Verbraucher durch auslän-
dische Lebensmittelimporte zu unternehmen? 

Dr. Wolters, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für Jugend, Familie und Gesundheit: Frau Prä-
sident, Herr Abgeordneter Eigen, der Bundesregie-
rung ist bekannt, daß im Januar 1974 mit Salmonel-
len befallenes Geflügelfleisch aus Italien über die 
holländische Grenze verbracht worden ist. 

Mit dem Geflügelfleischhygienegesetz vom 
12. Juli 1973 und den dazugehörenden Folgever-
ordnungen wurde die Richtlinie des Rates der 
Europäischen Gemeinschaften vom 15. Februar 1971 
zur Regelung gesundheitlicher Fragen beim Han-
delsverkehr mit frischem Geflügelfleisch in deut-
sches Recht übernommen. Das Geflügelfleisch-
hygienerecht regelt durch strenge Maßnahmen so-
wohl die Hygiene in den Schlachtbetrieben, bei der 
Lagerung und dem Transport des Geflügelfleischs 
als auch die amtliche Untersuchung des Schlacht-
geflügels und des gewonnenen Fleisches. 

Geflügelfleisch, das in die Bundesrepublik 
Deutschland eingeführt wird, unterliegt einer Ein-
gangsuntersuchung auf Mängel, insbesondere sol-
che, die geeignet sein können, die Gesundheit des 
Menschen zu schädigen. Nur zum Genuß für Men-
schen taugliches Fleisch darf in den innerstaat-
lichen Handelsverkehr verbracht werden. 

Entsprechende Vorschriften des Fleischbeschau

-

rechts schützen davor, daß gesundheitsbedenkliches 
Fleisch von Rindern, Schweinen, Schafen, Ziegen 
und Einhufern in die Bundesrepublik Deutschland 
gelangt. Durch das Gesetz zur Änderung des 
Fleischbeschaugesetzes vom 5. Juli 1973 gilt ab 
1. Januar 1975 diese Regelung auch für die Einfuhr 
von Wildbret. 

Aus dem geschilderten Anlaß wurde den obersten 
Landesveterinärbehörden die Auffassung des Bun-
desministers für Jugend, Familie und Gesundheit 
zur Durchführung der Eingangsuntersuchung bei 
Einhufern, von frischem zerkleinertem Geflügel-
fleisch und zur Beurteilung bei der Feststellung 
eines Befalls mit Salmonellen oder eines erhöhten 
Knochenanteils mitgeteilt. Die obersten Landes-
veterinärbehörden wurden gebeten, sich diese Auf-
fassung, daß mit Salmonellen verschmutzte Sendun-
gen nicht zur Einfuhr oder zum Verbringen zugelas-
sen werden können, zu eigen zu machen und die 
für die Durchführung der Eingangsuntersuchung zu-
ständigen Stellen entsprechend anzuweisen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Eigen (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, Wie ver-
trägt sich mit diesen Ausführungen, daß die unter-
suchten 20 Tonnen Geflügelfleisch, die tatsächlich 
Salmonellen enthielten, nicht zurückgeschickt bzw. 
gestoßen wurden, sondern eingeführt werden durf-
ten? 
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Dr. Wolters, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für Jugend, Familie und Gesundheit: Das kön-
nen Sie meinen Ausführungen nicht entnehmen; die 
angesprochene Sendung ist zurückgeschickt wor-
den. 

Vizepräsident Frau Funcke: Bitte: die zweite 
Zusatzfrage. 

Eigen (CDU/CSU) : Ich habe eine Antwort Ihres 
Kollegen Westphal auf eine Anfrage, die besagt, daß 
dieses Geflügelfleisch nicht gestoßen und zurückge-
schickt werden konnte, weil Gerichtsurteile des Ver-
waltungsgerichts in bezug auf den damaligen Salmo-
nellenbefall bei argentinischen Hasen vorliegen, die 
eine solche Maßnahme nicht zulassen. 

Dr. Wolters, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für Jugend, Familie und Gesundheit: Dann 
kann ich mich nur darum bemühen, aufzuklären, ob 
ein vollständiger Sachstand zu dem Zeitpunkt, als 
Herr Kollege Westphal Ihnen diesen Brief geschrie-
ben hat, noch nicht erkennbar war. Jedenfalls ist die-
ses Geflügelfleisch zum Freihafen Hamburg zurück-
gebracht worden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz-
frage. Dann rufe ich die Frage 17 des Herrn Abge-
ordneten Härzschel auf: 

Wie hat sich die Lebenserwartung von Männern und Frauen 
in der Bundesrepublik Deutschland in den letzten fünf Jahren 
verändert? 

Dr. Wolters, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für Jugend, Familie und Gesundheit: Frau Prä-
sident! Herr Abgeordneter Härzschel! Nach Auskunft 
des Statistischen Bundesamtes liegen für die letzten 
fünf Jahre Vergleichszahlen, aus denen sich die Ver-
änderung der Lebenserwartung ergeben würde, im 
einzelnen nicht vor. Vergleicht man die für 1969/1971 
ermittelte Lebenserwartung — das sind die neuesten 
Angaben — mit den für 1964/1966 ermittelten Wer-
ten für Neugeborene, Einjährige, 60jährige oder 
65jährige, so zeigt sich, daß die Lebenserwartung 
der Frauen fast unverändert geblieben ist, während 
die Lebenserwartung der Männer fast jeden Lebens-
alters sich um ein knappes halbes Jahr verringerte. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Härzschel. 

Härzschel (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, hat 
die Bundesregierung Untersuchungen über die Ur-
sachen dafür angestellt, und gibt es hier unterschied-
liche Entwicklungen bei verschiedenen Berufs- oder 
Bevölkerungsgruppen? 

Dr. Wolters, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für Jugend, Familie und Gesundheit: Die Bun-
desregierung selbst hat umfangreichere Untersuchun-
gen über die Ursachen nicht angestellt. Es gibt aber 
eine ganze Reihe von wissenschaftlichen Veröffent-
lichungen dazu. Dies reicht ja sehr weit in die Häu-
figkeitsverteilung von einzelnen Krankheiten hinein, 

die man natürlich auch wiederum nach Berufsgrup-
pen aufschlüsseln könnte, was bisher aber kaum 
geschehen ist. Dies ist im übrigen Zeichen eines 
Nachholbedarfs der Sozialmedizin und der epidemio-
logischen Forschung. Es ist aber in diesem Zusam-
menhang zu sehen, daß man die von mir soeben in 
der Antwort auf Ihre Frage angedeutete Entwicklung 
im Grunde genommen schon über mehrere Jahr-
zehnte hinweg verfolgen kann, jedenfalls in dem 
Sinne, daß es zu einer größeren Öffnung der Schere 
zwischen der Lebenserwartung der Frauen und der 
Lebenserwartung der Männer kommt. 

Vizepräsident Frau Funcke: Zusatzfrage! 

Härzschel (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, Sie 
wissen sicher, daß die Entwicklung in vergleichbaren 
europäischen Ländern anders läuft und daß dort eine 
höhere Lebenserwartung zu verzeichnen ist. Finden 
Sie es nicht sonderbar, daß die Bundesregierung 
zwar ständig von der Verbesserung der Lebens-
qualität spricht, Sie aber nicht einmal eine Unter-
suchung darüber anstellen, weshalb die Lebens-
erwartung zurückgegangen ist? 

Dr. Wolters, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für Jugend, Familie und Gesundheit: Ich finde 
das deswegen nicht sonderbar, Herr Abgeordneter, 
weil der Umfang solcher Untersuchungen verkannt 
wird, wenn man meint, daß sie die Bundesregierung 
in eigener Regie durchführen könnte. Ich glaube, 
man muß sich darüber im klaren sein, daß damit 
sämtliche Forschungsergebnisse, die im Bereich der 
Medizin überhaupt erhoben werden, angesprochen 
sind; denn Sie können davon ausgehen, daß prak-
tisch jede Krankheit in der einen oder anderen 
Weise einen Einfluß auf die Lebenserwartung hat. 
Wenn man ein Ursachenbündel in der von Ihnen 
geforderten Weise zusammenstellt, verlangt man 
damit im Grunde genommen von der Bundesregie-
rung, daß sie sämtliche Krankheitsfaktoren, die in 
der Medizin überhaupt bekannt sind, in einer be-
stimmten Rangordnung darstellt. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz-
frage? — Ich rufe die Frage 18 des Herrn Abgeord-
neten Fiebig auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Prüfung der Arz-
neimittel auf Unbedenklichkeit und Wirksamkeit nach dem Ent-
wurf der 2. EG-Richtlinie und nach der Deutschen Prüfungsricht-
linie vom Juni 1971 nach Auffassung führender Fachwissenschaft-
ler wissenschaftlich nicht haltbar ist, weil Tierversuche besten-
falls Anhaltspunkte, aber keine Beweise der Unschädlichkeit am 
Menschen erbringen können, da die sogenannte klinische Prü-
fung am gesunden Menschen über die Wirksamkeit am Kranken 
nichts aussagen kann, während schließlich eine therapeutische 
Prüfung am Kranken unausweichlich einen Versuch am Men-
schen darstellen würde, die nach der Deklaration von Helsinki 
nicht zulässig ist, und welche Konsequenzen wird die Bundes-
regierung daraus für die geplante Arzneimittelrechtsreform zie-
hen? 

Dr. Wolters, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für Jugend, Familie und Gesundheit: Frau Prä-
sident, Herr Abgeordneter Fiebig, bei der Beant-
wortung Ihrer Frage gehe ich davon aus, daß Sie 
nicht den Entwurf der Zweiten Pharmazeutischen 
EG-Richtlinie meinen, sondern den Entwurf einer 
EG-Prüfrichtlinie für Arzneispezialitäten. Dieser Ent-
wurf wurde von der EG-Kommission unter Mit- 
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wirkung von qualifizierten europäischen Wissen-
schaftlern ausgearbeitet. Er liegt zur Zeit dem EG-
Ministerrat zur Entscheidung vor. Über ihn besteht 
unter den neun Mitgliedstaaten bereits weitgehen-
des Einvernehmen. Die von Ihnen zitierte deutsche 
Prüfrichtlinie beruht weitgehend auf dem Entwurf 
der EG-Prüfrichtlinie. Diese deutsche Prüfrichtlinie 
ist unter Mitwirkung anerkannter Wissenschaftler, 
die Mitglieder in dem vom Bundesministerium für 
Jugend, Familie und Gesundheit gebildeten Beirat 
für Arzneimittelsicherheit sind, ausgearbeitet wor-
den. Außerdem sind dabei die Richtlinien der deut-
schen Pharmakologischen Gesellschaft und der deut-
schen Gesellschaft für Innere Medizin berücksichtigt 
worden. Die Bundesregierung ist deshalb der Auffas-
sung, daß der Entwurf der EG-Prüfrichtlinie und die 
im Bundesanzeiger bekannt gemachte deutsche Prüf-
richtlinie dem internationalen wissenschaftlichen 
Standard entsprechen. 

Es ist unstreitig, daß die Ergebnisse von Tierver-
suchen nicht ohne weiteres auf den Menschen über-
tragen werden können. Gleichwohl geben sie wert-
volle Anhaltspunkte für die toxikologische Beurtei-
lung eines neuen Arzneimittels, auf die als Voraus-
setzung für die Erprobung des Arzneimittels am 
Menschen unter keinen Umständen verzichtet wer-
den kann. Leider machen jedoch die Tierversuche 
eine klinische Erprobung neuer Arzneimittel am 
Menschen nicht entbehrlich. In der Deklaration von 
Helsinki, die der Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit im Bundesanzeiger bekanntgemacht 
hat, hat der Weltärztebund für die klinische Erpro-
bung von Arzneimitteln am Menschen ethische 
Grundsätze verkündet. Nach diesen Grundsätzen ist 
entgegen der in Ihrer Anfrage aufgestellten Be-
hauptung die Erprobung neuer Arzneimittel auch 
am kranken Menschen unter bestimmten Voraus-
setzungen zulässig. Die von der Bundesregierung 
beabsichtigte Arzneimittelrechtsreform wird sich an 
diesen Grundsätzen orientieren. In diesem Zusam-
menhang weise ich auf Art. 1 §§ 34 und 35 des Refe-
rentenentwurfs eines Gesetzes zur Neuordnung des 
Arzneimittelrechts hin, der den Fraktionen des Bun-
destages vorliegt. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Fiebig (SPD) : Herr Staatssekretär, sind Sie mit 
mir der Auffassung, daß eine Prüfung von Medika-
menten nur im Rahmen des Behandlungsauftrages 
des Patienten an den behandelnden Arzt erfolgen 
kann? 

Dr. Wolters, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für Jugend, Familie und Gesundheit: Ich bin der 
Auffassung und habe das, wie ich glaube, auch eben 
so ausgeführt, daß, orientiert an den bei der Dekla-
ration von Helsinki niedergelegten Gesichtspunk-
ten, zunächst eine Prüfung am Tier vorauszugehen 
hat, daß entsprechende andere pharmakologische 
und pharmazeutische Untersuchungen vorauszuge-
hen haben und daß dann, je nachdem, um was für 
ein Arzneimittel es sich handelt, eine klinische Er-
probung an freiwilligen gesunden oder an kranken 
Menschen — ebenfalls selbstverständlich auf der 

Grundlage der Freiwilligkeit — unter der Voraus

-

setzung, daß es sich bei dem, der diese Dinge durch-
führt, um einen entsprechend qualifizierten Arzt 
handelt und daß eine Einverständniserklärung vor-
liegt, erfolgen kann. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz-
frage. 

Ich rufe die Frage 19 des Herrn Abgeordneten 
Fiebig auf: 

Entspricht es der Auffassung der Bundesregierung — wie von 
Staatssekretär Wolters  in einen Interview geäußert — , daß die 
Zahl der Arzneimittel vermindert und damit die Konkurrenz der 
Hersteller eingeschränkt, eine Konzentration der Arzneimittel-
hersteller auf dem Weg des Arzneimittelgesetzes gefordert wer-
den sollte, und ist die Bundesregierung sich darüber im klaren, 
daß die Verminderung der Konkurrenz und die Förderung der 
Konzentration zusammen mit den hohen Kosten der vorgesehenen 
Arzneimittelprüfungen erhebliche Preiserhöhungen auf dem Arz-
neimittelmarkt zur Folge haben wird, die zu weit überwiegendem 
Teil die Krankenversicherungen zu tragen hätten? 

Dr. Wolters, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für Jugend, Familie und Gesundheit: Frau Prä-
sident! Herr Abgeordneter Fiebig! Es ist die Auf-
fassung der Bundesregierung, daß künftig für alle 
Arzneimittel der Nachweis von Qualität, Wirksam-
keit und Unbedenklichkeit erbracht werden muß. 
Jeder Arzneimittelhersteller, dessen Arzneimittel 
diese Voraussetzungen erfüllen, und der den gesetz-
lich normierten, von der Weltgesundheitsorganisa-
tion lange geforderten Standards für den Herstel-
lungsprozeß genügt, kann nach wie vor ungehindert 
am Wettbewerb auf dem Arzneimittelmarkt teil-
nehmen. Es ist nicht auszuschließen, daß sich der in 
den letzten Jahren beobachtete Konzentrationspro-
zeß in der pharmazeutischen Industrie fortsetzen 
wird. Andererseits ist zu erwarten, daß auf Grund 
der von der Bundesregierung vorgesehenen Maß-
nahmen zur Verbesserung der Transparenz des Arz-
neimittelmarktes der Wettbewerb verstärkt wird. 

Die Bundesregierung prüft bei der Vorbereitung 
der Neuordnung des Arzneimittelrechts, ob und ge-
gebenenfalls in welchem Umfange sich die Erhöhung 
der Arzneimittelsicherheit auf die Arzneimittelpreise 
auswirken kann. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Fiebig (SPD) : Herr Staatssekretär, wie beurteilen 
Sie amerikanische Erfahrungen, nach denen die Zahl 
der auf dem Markt befindlichen Arzneimittel zwar 
gesunken ist, aber auch der Nutzen des Verbrau-
chers, sprich: Patienten sich gemindert hat und der 
Wettbewerb zwischen den Anbietern von Arznei-
mitteln erheblich beeinträchtigt worden ist? 

Dr. Wolters, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für Jugend, Familie und Gesundheit: Ich beur-
teile Erfahrungen, die beinhalten, daß sich die Zahl 
der Arzneimittel verringert hat, dann als positiv, 
wenn es sich um einen Markt handelt, bei dem die 
Zahl der Arzneimittel deshalb unüberschaubar ist, 
weil es zu einzelnen Wirkstoffen eine riesengroße 
Zahl von Wiederholungspräparaten gibt. Ich halte 
auf der anderen Seite nachteilige Wirkungen für den 
Patienten, der die Arzneimittel braucht, dann für 
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nicht vertretbar, wenn die Erforschung neuer Wirk-
stoffe durch eine Arzneimittelgesetzgebung in einer 
vermeidbaren Weise beeinträchtigt wird, weil die 
Erforschung neuer Wirkstoffe natürlich eine zwin-
gende Notwendigkeit für den Patienten ist. 

Ich habe den dritten Aspekt Ihrer Frage — das 
waren drei Fragen auf einmal — jetzt nicht mehr im 
Kopf. Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie ihn wie-
derholten. 

Fiebig (SPD) : Wie beurteilen Sie eine Beein-
trächtigung des Wettbewerbs dann, wenn der Arz-
neimittelmarkt in der von Ihnen angekündigten 
Weise eingeschränkt wird? 

Dr. Wolters, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für Jugend, Familie und Gesundheit: Mir ist 
nicht bekannt und ich bezweifle auch, daß es auf 
dem amerikanischen Arzneimittelmarkt durch die 
Arzneimittelgesetzgebung der Vereinigten Staaten 
tatsächlich zu einer Beeinträchtigung des Wettbe-
werbs gekommen ist. Soweit die Bundesrepublik 
Deutschland angesprochen ist, habe ich sehr ein-
deutig ausgeführt, daß es eine definierbare Grenze 
gibt, die sich daran orientiert, daß die Arzneimittel-
sicherheit bei der Entwicklung der Arzneimittel 
und bei der Herstellung der Arzneimittel ohne Ein-
schränkungen garantiert ist und daß es keine Rege-
lung gibt und daß auch keine Regelung vorgesehen 
ist, die oberhalb dieser Schwelle auch nur in irgend-
einer Weise in den Wettbewerb eingreifen könnte. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege 
Fiebig, Sie haben noch eine Frage. 

Fiebig (SPD) : Darf ich noch einmal auf Ihr Inter-
view mit der „Ärztlichen Praxis" zurückkommen: 
Besteht nicht die Gefahr, daß durch die geplante 
Arzneimittelrechtsreform die Monopolstellung der 
pharmazeutischen Großindustrie noch mehr gestärkt 
wird und daß mittelständische Hersteller von Arz-
neimitteln durch sehr weitgehende Auflagen vom 
Ruin bedroht sind? 

Dr. Wolters, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für Jugend, Familie und Gesundheit: Herr Ab-
geordneter! Ich kann dazu nur noch einmal sagen, 
daß die Standards für die Arzneimittelsicherheit und 
die Arzneimittelherstellung eine unverzichtbare 
Schwelle darstellen, die man auch deswegen nicht 
aufgeben könnte, weil man damit zwar vielleicht 
einen Betrieb erhalten könnte, aber um den Preis, 
daß der Bürger in diesem Lande — und so habe ich 
mich in diesem Interview ausgedrückt durch unzu-
lässig ausgewiesene und kontrollierte Arzneimittel 
gefährdet werden könnte. Dies ist eine Güterabwä-
gung, und da hat zweifellos der Gesichtspunkt des 
Gesundheitsschutzes den Vorrang. Ich bin aber gar 
nicht der Meinung — auch wenn man die Prioritäten 
in dieser Weise eindeutig setzt —, daß die Folge, die 
Sie eben angesprochen haben, eintreten muß, weil 
ein mittelständischer Betrieb natürlich in der Lage 
sein wird und in der Lage sein muß — ich sage es 
noch einmal —, genau diesen Kriterien zu genügen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des 
Herrn Abgeordneten Immer. 

Immer (SPD) : Herr Staatssekretär, lassen nicht 
schon heute manche Gewinnspannen auf dem soge-
nannten Arzneimittelmarkt darauf schließen, daß 
hier möglicherweise eine ungerechtfertigte Ausnut-
zung einer menschlichen Notlage konstatiert werden 
muß, die ja dazu führt, daß die Pflichtversicherten 
durch ständig steigende Beiträge diese Gewinnexplo-
sion immer wieder auffangen müssen und zum Teil 
in einzelnen Jahren eine Steigerung von 20 bis 30 %  

hervorgerufen wird? Was gedenken Sie — wenn Sie 
dem zustimmen, dagegen zu tun? 

Dr. Wolters, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für Jugend, Familie und Gesundheit: Zunächst 
einmal fällt es mir schwer, den Zusammenhang die-
ser Zusatzfrage mit der ursprünglich gestellten Frage 
zu erkennen. Zweitens dürfte ein wesentlicher Teil 
der von Ihnen erwarteten Antwort in den Aufgaben-
katalog des Bundeskartellamts gehören. Und drit-
tens ist der Öffentlichkeit bekannt — und das ist hier 
sicherlich auch bekannt —, daß die Bundesregierung 
in ihrem Stabilitätsprogramm erklärt hat, daß sie 
auch auf dem ja nur sehr eingeschränkt als „Markt" 
zu bezeichnenden Arzneimittelmarkt Maßnahmen 
ergreifen will, die zu einer größeren therapeutischen 
Transparenz und auch zu einer größeren Preistrans-
parenz führen sollen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des 
Herrn Abgeordneten Hansen. 

Hansen (SPD) : Habe ich Ihre letzte Bemerkung 
so richtig verstanden, daß Sie mit mir der Meinung 
sind, daß man schon heute angesichts der Konzen-
tration in der pharmazeutischen Industrie kaum noch 
von einem Wettbewerb sprechen kann? 

(Heiterkeit.) 

Dr. Wolters, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für Jugend, Familie und Gesundheit: Ich weiß 
nicht, woraus Sie entnommen haben, daß ich so for-
muliert haben könnte. 

(Abg. Hansen: Dann lesen Sie es einmal 
nach!) 

Im übrigen wäre die Konsequenz aus einer Situation, 
wie Sie sie geschildert haben, eine Fülle von Maß-
nahmen, die das Bundeskartellamt bereits eingelei-
tet haben müßte. Da ich keinen Anlaß zu der Vermu-
tung habe, daß das Bundeskartellamt seinen Auf-
gaben nicht gerecht wird — Sie wissen, daß es in 
jüngster Zeit eine öffentliche Anhörung in diesem 
Zusammenhang gegeben hat —, stimme ich der Ver-
mutung nicht zu, zumindest nicht in dem Umfang, 
in dem Sie sich ausgedrückt haben. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Schwencke. 
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Dr. Schwencke (SPD) : Herr Staatssekretär, habe 
ich Sie richtig verstanden, daß Ihre letzte Antwort 
die Konsequenz hat, daß Sie das Bundeskartellamt 
auf diesen Sachverstand hinweisen? 

Dr. Wolters, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für Jugend, Familie und Gesundheit: Ich gehe 
davon aus, daß das Bundeskartellamt diesen Sach-
verstand hat. Dies ergibt sich u. a. daraus, daß das 
Bundeskartellamt — ich wiederhole das — in der 
jüngsten Zeit genau zu diesem Bereich eine öffent-
liche Anhörung durchgeführt hat. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz-
frage! Die Frage 20 der Abgeordneten Frau Schlei-
cher wird vom Bundesminister des Innern beant-
wortet. 

Ich rufe nunmehr die Frage 21 des Herrn Dr. 
Warnke auf. Der Herr Abgeordnete befindet sich 
nicht im Saal; die Frage wird schriftlich beantwortet. 
Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Herr Staatssekretär Dr. Wolters, damit sind wir 
am Schluß der Fragen angelangt, die in Ihren Ge-
schäftsbereich fallen. Vielen Dank! 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Bildung und Wissenschaft. Zur Beant-
wortung ist Herr Parlamentarischer Staatssekretär 
Zander anwesend. Die Frage 25 des Herrn Abge-
ordneten Dr. Wittmann ist zurückgezogen worden. 

Ich rufe die Frage 26 des Herrn Abgeordneten 
Immer auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß Firmen, 
die im Bereich der Belieferung von Schulen mit Unterrichts- und 

Übungsmaterial bzw. -geräten ein gewisses Monopol besitzen, 
auch beim Bezug großer Mengen (z. B. Ersatzteile, Chemikalien) 
häufig um 300 bis 400 % höhere Preise berechnen als der ört-
liche Handel, und wie gedenkt sie diesen Mißstand zu beseitigen? 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Bildung und Wissenschaft: Herr Kollege 
Immer, der Erwerb von Unterrichts- und Übungs-
material  obliegt nach den jeweils unterschiedlichen 
Länderregelungen entweder den Ländern, den 
Schulträgern oder den Schulen selbst. Die Bundes-
regierung ist nicht in der Lage, auf Auswahl oder 
Preisgestaltung Einfluß zu nehmen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Immer (SPD) : Herr Staatssekretär, das ist mir 
bekannt. Dennoch möchte ich fragen: Inwieweit 
wird die Bundesregierung dafür Sorge tragen, daß 
im Rahmen ihrer Förderung schulischer Modellver-
suche überhöhte Preisforderungen nicht länger ge-
duldet und die Mittel effektiver genutzt werden? 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Bildung und Wissenschaft: Die Bundesregie-
rung unternimmt dies im Rahmen ihrer Möglich-
keiten und der Richtlinien für die Förderung. Aber 
sie kann nicht den ganzen Bereich der unterschied-
lichen Träger abdecken. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine zweite Zu-
satzfrage. 

Immer (SPD) : Ich möchte Sie weiter fragen: In-
wieweit sind Sie bereit oder haben es bereits in 
Gang gesetzt, eine Initiative zur Klärung bzw. Lö-
sung dieses Problems bei der Kultusministerkonfe-
renz zu ergreifen? 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Bildung und Wissenschaft: Herr Kollege 
Immer, ich kann nicht übersehen, ob eine solche 
Initiative in der jetzigen Situation sehr sinnvoll 
wäre. Ich bin aber gern bereit, dies prüfen und fest-
stellen zu lassen, ob wir von uns aus in dem von 
Ihnen gewünschten Sinn an die Kultusministerkon-
ferenz das würde sich aber auch auf weitere 
Institutionen beziehen, die hier Schulträger sind — 
heranzutreten. Wir werden es prüfen, und ich lasse 
Ihnen darüber gern eine Nachricht zukommen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Ich rufe die 
Frage 27 des Abgeordneten Immer auf: 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die Bewilli-
gungsbescheide für die von ihr geförderten Schulmodelle so 
rechtzeitig zuzustellen, daß Verlegenheitskäufe zum Ende eines 
Haushaltsjahrs vermieden werden? 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Bildung und Wissenschaft: Herr Kollege 
Immer, Zuwendungsbescheide für Modellversuche 
im Bildungswesen enthalten einen der Antragstel-
lung entsprechenden Finanzierungsplan, aus dem 
hervorgeht, wofür und in welcher Höhe Anschaf-
fungen erfolgen sollen. Verlegenheitskäufe sind 
demnach ausgeschlossen. In den Fällen, in denen 
eine Ausgabe der Mittel bis zum 31. Dezember 
1973 nicht möglich war, wurde der Bewilligungs-
zeitraum bis mindestens 31. März 1974 verlängert, 
so daß auch hier eine der Antragstellung entspre-
chende Verwendung der Mittel sichergestellt ist. 
Das Verfahren für 1974 sieht darüber hinaus eine 
frühzeitige Abschlagszahlung vor. 

Vizepräsident Frau Funcke: Zusatzfrage. 

Immer (SPD) : Worauf führen Sie es zurück, Herr 
Staatssekretär, daß dennoch immer wieder solche 
sogenannten Verlegensheitskäufe vorgenommen 
worden sind? Sind die Schulen bzw. die Schulträger 
über diese Möglichkeit nicht ausreichend informiert 
worden? 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Bildung und Wissenschaft: Herr Kollege, 
das kann ich im einzelnen nicht beurteilen. Um 
diese Einzelfälle, die Sie offenbar kennen, beurtei-
len zu können, müßte man von Ihnen die Unter-
lagen bekommen, damit man den Fällen nachgehen 
kann. Denn es ist ja durchaus nicht gesagt, daß die 
Mittelbewilligung seitens der Bundesregierung die 
Ursache dafür ist. Es können durchaus auch die 
Bestellzeiträume etwa der Institutionen, die die Be-
stellungen vornehmen, ein Grund dafür sein. Wenn 
Sie konkrete Fälle kennen, wäre ich dankbar, wenn 
Sie mir die Unterlagen zukommen ließen, damit man 
den Fällen nachgehen kann. Wie Sie aus dem, was 
ich Ihnen sagte — daß das Verfahren für 1974 eine 
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frühzeitige Abschlagszahlung vorsieht — entneh-
men können, sind wir selbstverständlich bereit, das, 
was in unseren Möglichkeiten steht, zu tun, um 
solche Dinge zu verhindern, wenn sie vorgekom-
men sein sollten. 

Vizepräsident Frau Funcke: Zweite Zusatz-
frage. 

Immer (SPD) : Herr Staatssekretär, ich frage noch 
einmal zurück: Habe ich richtig verstanden, daß 
diese Programme, die für die Schulversuche aufge-
stellt werden und für die Mittel seitens der Bun-
desregierung bewilligt werden, langfristiger Natur 
sind, also über einen bestimmten Zeitraum abge-
wickelt werden? Ist davon auszugehen, daß es sich 
jeweils um feste Beträge handelt, die also in den 
Jahren nicht variieren? Oder sind es für kürzere 
Frist aufgestellte Programme? 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Bildung und Wissenschaft: Herr Kollege 
Immer, das kann man so generell, wie Sie die Frage 
gestellt haben, nicht beantworten. Das hängt von 
dem einzelnen Projekt ab. Manche Projekte sind in 
einer Vorlaufphase, in der im ersten Jahr geringe 
Mittel erforderlich sind. Sie kommen dann in eine 
Phase, in der höhere Beträge erforderlich sind. Das 
hängt sehr von dem einzelnen Projekt ab, so daß 
ich Ihnen darauf keine generelle Antwort geben 
kann. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere 
Zusatzfrage. 

Die Frage 28 des Abgeordneten Vogt wird auf 
Wunsch des Fragestellers schriftlich beantwortet. Die 
Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 29 des Abgeordneten Josten auf: 
Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um der ständig zu-

rückgehenden Zahl an Lehrlingsstellen entgegenzuwirken? 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Bildung und Wissenschaft: Herr Kollege 
Josten, die Bundesregierung beobachtet die Entwick-
lung des Angebots betrieblicher Ausbildungsplätze 
sehr aufmerksam. Das bisher vorliegende amtliche 
Datenmaterial ist zwar unvollständig, doch ist die 
rückläufige Tendenz des betrieblichen Ausbildungs-
platzangebots erkennbar. 

Die Bundesregierung hat deshalb veranlaßt, daß 
von den zuständigen Institutionen vollständiges Da-
tenmaterial vorgelegt wird, um die Ursachen ge-
nauer erkennen und Maßnahmen zur Gegensteue-
rung und zur Verbesserung des Ausbildungsplatzan-
gebots einleiten zu können. 

In der Sondersitzung des Bundesausschusses für 
Berufsbildung am 26. März, also gestern, die auf 
Veranlassung des Bundesministers für Bildung und 
Wissenschaft hier in Bonn stattfand, wurde die Bun-
desregierung in einer einstimmig gefaßten Entschlie-
ßung gebeten, im Rahmen ihrer Zuständigkeiten auf 
den Ausbau einer aussagekräftigen, umfassenden, 
differenzierten und aktuellen Ausbildungsstatistik  

zu drängen, damit alle Faktoren, die zur Verknap-
pung des Angebots an betrieblichen Ausbildungs-
plätzen geführt haben, ermittelt werden können. 

Der Bundesausschuß stimmte außerdem dem Vor-
schlag des Bundesministers für Bildung und Wissen-
schaft zu, als Beitrag zur Sicherung eines hinreichen-
den Angebots an qualifizierten Ausbildungsplätzen 
folgende Maßnahmen zu ergreifen: 1. die Übergangs-
frist der Ausbildereignungsverordnung zu überprü-
fen, um qualifizierte Ausbilder zu erhalten; 2. die 
Anrechnungsverordnungen für das Berufsgrundschul-
jahr zu überprüfen, so daß der Übergang in die 
berufliche Fachbildung erleichtert wird; 3. die Aus-
bildungsordnungen ohne Qualitätsverlust für die 
Berufsbildung zu überprüfen, ob sie flexibler gestal-
tet werden können. Der Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft wird diese Maßnahmen in Ab-
stimmung mit dem Bundesausschuß für Berufsbil-
dung durchführen. 

Darüber hinaus sieht der Bundesausschuß für Be-
rufsbildung folgende Maßnahmen als besonders 
dringlich an: 1. den beschleunigten Ausbau über-
betrieblicher Ausbildungsstätten in Abstimmung mit 
der betrieblichen Ausbildung, 2. berufsvorbereitende 
Maßnahmen für alle noch nicht berufsreifen und be-
hinderten Jugendlichen. Außerdem bat der Bundes-
ausschuß für Berufsbildung die Bundesregierung, alle 
Maßnahmen der Bundesanstalt zu einem zügigen 
Ausbau der Berufsberatung zu unterstützen. Die 
Bundesregierung wird diese Maßnahmen verstärkt 
fortführen, um gute Ausbildungsplätze zu sichern. 

Bei den Überlegungen weiterer Maßnahmen durch 
die Bundesregierung ist jedoch zu berücksichtigen, 
daß im Berufsausbildungssystem in der Bundesrepu-
blik das Angebot an betrieblichen Ausbildungsplät-
zen allein in der Verantwortung der Betriebe liegt. 
Angesichts dieser Alleinzuständigkeit wäre auch 
die rückläufige Entwicklung der vergangenen Jahre 
in erster Linie durch die Betriebe und die Kammern  

aufzufangen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Josten (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, teilen 
Sie meine Meinung, daß die Darstellung einiger Zeit-
schriften oder auch die Aussagen mündlicher Erklä-
rungen, welche die Lehrmeister oder die Selbstän-
digen als „Ausbeuter" darstellten, mit dazu beitru-
gen, daß die Bereitschaft, Lehrlinge in den Betrieb 
zu nehmen, zurückging? 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Bildung und Wissenschaft: Die Meinung, daß 
diese Qualifizierung als „Ausbeuter" eine eigentlich 
nicht zutreffende, eine zu verurteilende Qualifizie-
rung ist, teilt die Bundesregierung. Die Bundesregie-
rung hat selbstverständlich diese Qualifizierung auch 
nie vorgenommen. Sie ist aber ebensowenig ver-
antwortlich für solche Kritik am Ausbildungssystem, 
wie sie verantwortlich ist für Boykottaufrufe und 
ähnliches, welches wir auch in Veröffentlichungen 
der letzten Tage lesen konnten. 
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Vizepräsident Frau Funcke: Zweite Zusatz-
frage. 

Josten (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist die 
Bundesregierung bereit, bei den eben von Ihnen ge-
nannten Bemühungen, das Angebot an Lehrlings-
stellen in der Wirtschaft zu erweitern, die jüngsten 
Erfahrungen und Vorschläge von Fachleuten der 
Handwerks-, Industrie- und Handelskammern zu 
prüfen und deren Bemühungen tatkräftig zu unter-
stützen, sie gegebenenfalls mit in das von Ihnen ge-
nannte Programm zu übernehmen? 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Bildung und Wissenschaft: Herr Kollege 
Josten, Sie können aus der Tatsache, daß ich die 
gestern auf Initiative des Bundesministers für Bil-
dung und Wissenschaft einberufene Sondersitzung 
des Bundesausschusses erwähnt habe, schließen, 
daß wir dies tun. Im Bundesausschuß für berufliche 
Bildung sind ja die Vertreter der Spitzenverbände 
sowohl der Arbeitgeber- als auch der Arbeitnehmer-
seite sowie die Vertreter der Bundesländer und ein 
Vertreter der Bundesanstalt für Arbeit. 

Aus dem etwas umfangreichen Katalog auf Ihre 
Frage können Sie ersehen, daß die Bundesregierung 
diesem Problem die ihm gebührende Aufmerksam-
keit widmet. Die Jugendlichen und die Eltern in die-
sem Lande sollen wissen, daß die Bundesregierung 
alles in ihrer Macht Stehende tut, um ein ausreichen-
des Angebot an qualifizierten Ausbildungsplätzen 
zu sichern. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Fuchs. 

Dr. Fuchs (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, hal-
ten Sie es für möglich, daß der beunruhigende Rück-
gang der Zahl an Ausbildungsplätzen für Lehrlinge 
unter anderem auch darauf zurückzuführen ist, daß 
die von der Bundesregierung anvisierte Änderung 
des Berufsbildungsgesetzes die ausbildenden Be-
triebe erheblich beunruhigt und ihnen zu Befürch-
tungen Anlaß gibt? 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Bildung und Wissenschaft: Herr Kollege 
Dr. Fuchs, der Bundesausschuß hat gestern in seiner 
Entschließung, die ich teilweise zitiert und hier zur 
Hand habe, über die Ursachen Aussagen gemacht. 
Daraus ergibt sich, daß der Rückgang der Zahl von 
Ausbildungsplätzen bereits seit einigen Jahren zu 
beobachten ist. Die Dinge haben sich also während 
eines sehr viel längeren Zeitraums abgespielt als in 
dem, innerhalb dessen über eine Reform der beruf-
lichen Bildung diskutiert wird. Der Rückgang ist 
bereits seit dem Jahre 1970 festzustellen, er ist seit-
dem in Jahresraten zwischen 80 000 und 100 000 
statistisch nachzuweisen. — Dies ist das eine. 

Darüber hinaus gibt es eine Fülle von Gründen, 
die ebenfalls vom Bundesausschuß gestern in seiner 
Entschließung, die einstimmig angenommen worden 
ist — ich darf das noch einmal betonen —, fest-
gehalten worden sind. Dies sind konjunkturelle, 

strukturelle Gründe, aber es sind auch bestimmte 
Anforderungen an die Qualität von betrieblichen 
Ausbildungsplätzen, die das Berufsbildungsgesetz 
von 1969, das, wie Sie wissen, eine Beschlußfassung 
der Großen Koalition war, setzte. Dies alles wird 
bei uns im Zusammenhang gesehen. Wir bemühen 
uns auch da — ich habe z. B. darauf hingewiesen, 
daß etwa die Fristsetzung in der Ausbildereig-
nungsverordnung von uns überprüft wird —, wo 
diese Qualitätsnormen vielleicht zu schnell angesetzt 
haben, die notwendige Entlastung zu bringen. 

Ich muß aber noch einmal betonen, Herr Kollege 
Fuchs, die Verantwortung in unserem Berufsausbil-
dungssystem für die Zurverfügungstellung von Plät-
zen liegt bei den Betrieben. Der Einfluß der Bundes-
regierung ist nur mittelbar. Diesen Einfluß wer-
den wir nutzen, um hier gegensteuern zu können. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des 
Herrn Abgeordneten Hansen. 

Hansen (SPD) : Herr Staatssekretär, da die zweite 
Zusatzfrage des Herrn Kollegen Josten so klang, als 
ob jeder Lehrling in der Bundesrepublik in ein un-
mittelbares Ausbildungsverhältnis mit der Bundes-
regierung tritt, möchte ich Sie bitten, doch noch ein-
mal sehr deutlich zu sagen, welche Möglichkeiten 
des direkten Einflusses auf ein vermehrtes Angebot 
an Ausbildungsplätzen die Bundesregierung über-
haupt hat. 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Bildung und Wissenschaft: Sie hat keine 
direkte Möglichkeit. Aber selbstverständlich steht 
die Zahl der Ausbildungsplätze in einem gewissen 
Zusammenhang mit den Qualitätsanforderungen. 
Denn die Qualitätsanforderungen an die betrieb-
liche Berufsausbildung schlagen sich natürlich in den 
Kosten nieder. Hier hat die Bundesregierung mittel-
baren Einfluß. Aber die unmittelbare Verantwortung 
für die Zahl der Plätze trägt nicht die Bundesregie-
rung. Da, wo der mittelbare Einfluß möglich ist, 
werden wir ihn im Interesse der Jugendlichen und 
ihrer Eltern nutzen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des 
Herrn Abgeordneten Nordlohne. 

Nordlohne (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, darf 
ich Sie auch im Hinblick auf die gerade von Herrn 
Hansen gestellte Frage um folgende Auskunft bitten. 
Können Sie sagen, ob die Bundesregierung in den 
eigenen Bereichen Bahn und Post für 1974 die gleiche 
Anzahl Lehrstellen vorgesehen hat wie in den Vor-
jahren oder ob eine Kürzung vorgesehen ist? 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Bildung und Wissenschaft: Ich kann Ihnen 
die Frage nicht beantworten, weil mir die Zahl nicht 
zur Verfügung steht. Aber Überlegungen der Art, 
wie Sie sie andeuten, die Kapazität der unmittelbar 
von der Bundesregierung zu beeinflussenden Aus-
bildungsplätze zu erhöhen, werden wir in den näch- 
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sten Tagen mit den zuständigen Häusern auch disku-
tieren müssen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des 
Herrn Abgeordneten Wolfram. 

Wolfram (SPD): Herr Staatssekretär, sind Sie 
bereit, der Wirtschaft und der Öffentlichkeit gegen-
über ganz klarzustellen, daß, wenn es solche Ver-
suche geben sollte, über die Verminderung der 
Zahl der bereitgestellten Ausbildungsplätze even-
tuell einen Druck auf die Bundesregierung auszu-
üben bzw. eine notwendige Verbesserung der be-
ruflichen Ausbildung zu verhindern, dies der denk-
bar schlechteste Weg wäre, weil er zu Lasten junger 
Menschen ginge? Teilen Sie meine Auffassung, daß 
dann um so mehr die staatliche Pflicht bestünde, für 
eine angemessene Zahl von Ausbildungsplätzen zu 
sorgen? 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Bildung und Wissenschaft: Herr Kollege 
Wolfram, ich teile Ihre Meinung. Die Bundesregie-
rung will keine Verstaatlichung der beruflichen Bil-
dung und will auch keine Verschulung. Die einzige 
sichtbare Tendenz, die letzten Endes doch zu einer 
solchen Entwicklung führen könnte, wäre in der Tat 
eine organisierte Ausbildungsverweigerung seitens 
der Wirtschaft. Ich bin deshalb sehr befriedigt dar-
über, daß der Bundesausschuß, der gestern tagte, 
einstimmig zu diesem Punkt beschlossen hat — da-
mit auch diese Diskussion einmal ein Ende findet —: 
Drohungen, Boykottaufrufe sowie sachlich nicht be-
gründete Einschränkungen des Angebots an qualifi-
zierten Ausbildungsplätzen, wie sie vereinzelt vor-
gekommen sind, sind kein Beitrag zu einer sachlich 
geführten Auseinandersetzung. Sie sind im Gegen-
teil geeignet, den Ruf nach dem Staat zu verstärken. 
Hierin kommt genau das zum Ausdruck. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des 
Herrn Abgeordneten Immer. 

Immer (SPD) : Herr Staatssekretär, teilen Sie 
meine Auffassung, daß durch die augenblickliche 
Situation auch eine Schwäche des derzeitigen Aus-
bildungssystems deutlich herausgekehrt wird, die 
darin besteht, daß es eine ganze Fülle von Betrieben 
gibt, deren Existenz nur auf der Tatsache beruht, 
daß sie Lehrlinge ausbilden, daß es in Teilberei-
chen, in Sektoren sogar so ist, daß, wie der DGB 
festgestellt hat, 60 %  der Ausgebildeten in ihrem 
Beruf später keine Anstellung finden können, daß 
also völlig am Bedarf vorbei ausgebildet worden 
ist? 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Bildung und Wissenschaft: Herr Kollege Im-
mer, zum ersten Teil Ihrer Frage kann ich sagen, daß 
ich diese Auffassung nicht teile, daß es eine große 
Zahl von Betrieben ist, die, wie Sie unterstellen, ihre 
Existenz der Ausbildung von Jugendlichen verdan-
ken. Die Zahl dieser Betriebe, gemessen an der Ge-
samtzahl der Betriebe, geht laufend zurück. Es ist, 
wenn ich mich richtig erinnere, gerade durch die 

Untersuchungen der Sachverständigenkommission 
über Kosten und Finanzierung gezeigt worden, daß 
zur Zeit etwa im industriellen Sektor 10 % der Be-
triebe nur ausbilden. Die Qualitätsnormen, die hier 
gesetzt worden sind, haben in den letzten Jahren 
gewirkt und haben natürlich auch — das war ja die 
Absicht des Gesetzgebers — dazu geführt, daß eine 
Reihe von Betrieben, die nicht qualifiziert ausbilden 
konnten oder wollten, ausgeschieden sind. 

Der zweite Tatbestand ist mir natürlich bekannt: 
der Wechsel von Jugendlichen aus einem Ausbil-
dungsverhältnis in einen anderen Beruf. Dies scheint 
mir aber nicht in einem unmittelbaren Zusammen-
hang damit zu stehen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Schwencke. 

Dr. Schwenke (SPD) : Herr Staatssekretär, kön-
nen Sie uns bestätigen, daß die Bundesregierung die 
seit 1970 eingetretene Reduzierung des Angebots 
an Lehrstellen selber so ernst nimmt und dadurch 
konkret beseitigen helfen will, daß sie prüft, ob bei 
Bundesbahn und bei Bundespost gegebenenfalls 
Lehrwerkstätten überbetrieblich genutzt werden 
können? 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Schmitt-Vocken

-

hausen.) 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Bildung und Wissenschaft: Ja, ich kann 
Ihnen das gern bestätigen. Wir haben gestern in 
der Sitzung den Auftrag bekommen, den wir sehr 
ernst nehmen, weil wir die Situation sehr ernst 
nehmen, alle erdenklichen Maßnahmen, die im 
Einflußbereich der Bundesregierung liegen, zu prü-
fen und, wenn dies möglich ist und die Prüfung ein 
positives Ergebnis hat, diese Maßnahmen auch zu 
ergreifen. Nur muß ich noch einmal darauf auf-
merksam machen, daß hier nur eine mittelbare Ein-
flußmöglichkeit gegeben ist. Entscheidend kommt 
es darauf an, wie die Betriebe sich in dieser Si-
tuation verhalten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Härz-
schel. 

Härzschel (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, Sie 
haben von einem mittelbaren Einfluß gesprochen. 
Sind Sie nicht der Meinung, daß eine Verschärfung 
der Bestimmungen dazu führen kann, daß eine Reihe 
von Ausbildungsplätzen wegfallen, weil die Vor-
aussetzungen nicht mehr gegeben sind? Würden Sie 
dann notfalls auch eine gewisse Jugendarbeitslosig-
keit in Kauf nehmen? Oder wie wollen Sie diesen 
Widerspruch auflösen? 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Bildung und Wissenschaft: Herr Kollege 
Härzschel, ich habe schon in meinen Antworten vor-
hin gesagt, daß es dieses Problem gibt, daß ganz 
offensichtlich eine Reihe von Anforderungen und 
Normen, die in den letzten Jahren in den Rechtsver-
ordnungen gesetzt worden sind, zu überprüfen sind. 
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Das Ergebnis dieser Prüfung wird sicher nicht sein, 
daß man alles, einschließlich der Terminsetzungen 
der Verordnung, noch einmal bekräftigt, sondern 
hier sind möglicherweise Korrekturen erforderlich. 
Die Bundesregierung möchte alles tun, um zu ver-
meiden, daß es zu einer Jugendarbeitslosigkeit in 
diesem Lande kommt. Sie wird — das kann ich nur 
noch einmal wiederholen — das tun, was in ihrer 
Macht liegt. Aber sie braucht dazu auch die Koope-
rationsbereitschaft der Wirtschaft. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Seefeld. 

Seefeld (SPD) : Herr Staatssekretär, stimmen Sie 
mit mir darin überein, daß solche Betriebe, die sich 
bisher schon ordnungsgemäß oder — ich möchte 
sagen — vorbildlich bei der Lehrlingsausbildung 
verhalten haben, überhaupt keinen Anlaß zur Sorge 
haben müßten, offensichtlich aber solche Unterneh-
mungen, die gegen die Maßnahmen der Bundesregie-
rung Sturm laufen und sich bisher nicht so, wie 
eben genannt, verhalten haben? 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Bildung und Wissenschaft: Herr Kollege, es 
ist so, wie Sie es sagen. Das Hauptproblem scheint 
mir darin zu liegen, daß die Reformabsichten, die 
die Bundesregierung, gestützt auf die Markierungs-
punkte, hat, gerade in diesem Bereich, den Sie an-
sprechen, sehr verzerrt — um mich vorsichtig aus-
zudrücken — dargestellt worden sind. Ich hoffe, 
nachdem sich gestern auch der Bundesausschuß 
mit allen Stimmen für mehr Sachlichkeit in dieser 
Debatte eingesetzt hat, daß diese Sachlichkeit jetzt 
auch von allen Beteiligten geübt wird. Dazu gehört 
auch, daß Wörter wie Ausbeutung — ich habe das 
vorhin schon einmal gesagt — und auch Boykott-
aufrufe aus der Debatte verschwinden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Vogel-
sang. 

Vogelsang (SPD) : Herr Staatssekretär, ist es 
richtig, daß der Bundesausschuß für berufliche Bil-
dung gestern unter anderem auch festgestellt hat 
— und wie Sie wiederholt erklärt haben, einstim-
mig —, daß er eine zügige Beratung der Reform der 
beruflichen Bildung für notwendig erachtet? 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Bildung und Wissenschaft: Herr Kollege 
Vogelsang, die Entschließung, auf die ich Bezug 
genommen habe, nennt unmittelbare und mittelbare 
Gründe für die Situation, die wir hier in der Frage-
stunde behandeln. Es heißt darin: 

Als Ergebnis dieser Diskussion ist in Bereichen 
der Wirtschaft eine Unklarheit über die Zukunft 
der Berufsbildung und eine weitreichende Ver-
unsicherung der ausbildenden Wirtschaft einge-
treten, bis hin zu Befürchtungen, die Berufsbil-
dung könne „verschult" oder „verstaatlicht" 
werden. Der Bundesausschuß stellt dazu fest, 

daß eine sachliche Erörterung und zügige Ent-
scheidung über das neue Berufsbildungsrecht 
und die vorliegenden Finanzierungsvorschläge 
erwünscht und geboten sind. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine letzte Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Dr. 
Schulze-Vorberg. 

Dr. Schulze -Vorberg (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, wann ist — gerade im Hinblick auf Ihre 
letzten Ausführungen über die Unsicherheit sowohl 
bei den Jugendlichen als auch bei den Betrieben — 
damit zu rechnen, daß die Bundesregierung ihre Vor-
lage einbringt? 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Bildung und Wissenschaft: Herr Kollege, wir 
haben, als das Kabinett die Markierungspunkte, die 
grundsätzliche politische Orientierung, beschlossen 
hat, auch einen Zeitplan beschlossen. Dieser Zeitplan 
sieht vor, daß wir die letzte Sitzung des Bundesrates 
vor der Sommerpause erreichen wollen. Wir können 
zum jetzigen Zeitpunkt nicht übersehen, ob die sehr 
umfangreichen und von uns auch gewollt gründ-
lichen Anhörungen mit allen Betroffenen so recht-
zeitig abgeschlossen werden können, daß dieser 
Termin zu halten ist. Aber ich hoffe, daß wir in den 
nächsten Wochen schon den verbindlichen Referen-
tenentwurf des Hauses allen Interessierten zustellen 
können, so daß dann von daher auch die Diskussion 
auf das zurückgeführt wird, was eigentlich nur zur 
Debatte steht. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Staatssekretär, ich danke Ihnen. Damit sind die 
Fragen aus dem Geschäftsbereich Ihres Hauses be-
antwortet. 

Ich rufe auf den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters der Justiz. Zur Beantwortung der Fragen steht 
der Parlamentarische Staatssekretär Dr. Bayerl zur 
Verfügung. 

Die von Herrn Abgeordneten Reiser eingebrachte 
Frage 65 wird auf Wunsch des Fragestellers schrift-
lich beantwortet. Die Antwort wird als Anlage abge-
druckt. 

Ich rufe auf die Frage 66 des Herrn Abgeordneten 
Hussing. 

Sind nach Auffassung der Bundesregierung Presseberichte rich-
tig, daß sich in der Bundesrepublik Deutschland zwei Rechts-
bereiche dadurch bilden, daß die öffentliche Verwaltung bei 
Rechtsverletzungen gegenüber Ausländern bzw. bei der Anwen-
dung von Schutzvorschriften (Schulpflicht, Mietwucher) bei Aus-
ländern einen anderen Maßstab als bei Deutschen anlegt? 

Herr Staatssekretär. 

Dr. Bayerl, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Herr Kollege Hussing, Pressebe-
richte des von Ihnen mitgeteilten Inhalts sind mir 
nicht bekannt. Ich bin aber davon überzeugt, daß 
sich in der Bundesrepublik nicht zwei Rechtsbereiche 
zum Nachteil der ausländischen Arbeitnehmer in 
der von Ihnen angesprochenen Weise herausbilden. 
Ich würde es sehr begrüßen, wenn Sie der Bundesre- 
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gierung Einzelfälle benennen könnten, die Ihre An-
nahme in der von Ihnen gestellten Frage rechtferti-
gen. 

Sie wissen, daß für die Verwaltungspraxis bei 
Rechtsverletzungen zum Nachteil von Ausländern 
in erster Linie die Länder zuständig sind. Trotzdem 
bin ich, eben mangels tatsächlicher Anhaltspunkte, 
der Meinung, daß Ausländer bei gegen sie gerich-
teten Rechtsverletzungen nicht unter Verstoß gegen 
den Gleichheitsgrundsatz gegenüber Deutschen be-
nachteiligt oder bevorzugt werden. Wenn Sie be-
sonders den Mietwucher ansprechen, so meine ich, 
daß gerade hier von einer ungerechtfertigten Diffe-
renzierung durch die öffentliche Verwaltung — an-
ders mag es in einigen Einzelfällen durch Vermieter 
sein — nicht gesprochen werden kann. Es gibt eine 
unverhältnismäßig große Zahl von Bußgeldverfah-
ren wegen Mietpreiserhöhungen und Strafverfahren 
wegen Mietwuchers zum Nachteil von Ausländern. 
Das Aufgreifen dieser Fälle zeigt aber gerade doch, 
daß es den Behörden mit dem Schutz der Ausländer 
sehr ernst ist.  

Bei der Durchsetzung der Schulpflicht ausländi-
scher Kinder, die Sie ansprechen, stößt die öffent-
liche Verwaltung nach Mitteilung des Bundesmini-
steriums für Bildung und Wissenschaft häufig auf 
Schwierigkeiten tatsächlicher Art. Die Schulpflicht 
läßt sich nämlich oft schon deshalb nicht durchset-
zen, weil die Fluktuation der ausländischen Kinder 
auch bei festem Wohnsitz der Eltern sehr groß ist. 
So werden die Kinder z. B. einfach nicht gemeldet 
und sind daher nicht erfaßt. Von der Anlegung eines 
anderen Maßstabes als bei Deutschen kann unter 
diesen Umständen nicht geredet werden. 

Ich wäre Ihnen aber trotzdem sehr dankbar, wenn 
Sie der Bundesregierung Einzelfälle aufzeigen könn-
ten, die Ihre Mutmaßungen, es entstünden in der 
öffentlichen Verwaltung zwei Rechtsbereiche, recht-
fertigen. Die Bundesregierung würde dann solche 
Einzelfälle zum Anlaß nehmen zu prüfen, welche 
gesetzgeberischen Maßnahmen erforderlich sind, um 
diesem von Ihnen angenommenen Mißstand wirk-
sam begegnen zu können. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Zusatzfrage. 

Hussing (CDU/CSU) : Darf ich, Herr Staatssekre-
tär, davon ausgehen, ,daß die exemplarischen Fälle, 
die ich Ihnen gern aufweise und  die  nicht aus dem 
Raritätenkabinett stammen, von Ihnen sorgfältig 
geprüft werden, und würden Sie mir dann im ein-
zelnen darüber Bericht erstatten? 

Dr. Bayerl, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Davon können Sie ausgehen, 
Herr Kollege. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Die nächste Frage 67 des Abgeordneten Hussing 
wird vom Bundesminister des Innern beantwortet. 

Ich rufe auf die Frage 68 des Herrn Abgeordneten 
Franz. Der Herr Abgeordnete ist nicht im Saal; die 

Frage wird schriftlich beantwortet. Die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 69 des Herrn Abgeordneten 
Spilker auf. Der Herr Abgeordnete ist nicht im Saal, 
so 'daß diese und die weitere von ihm eingebrachte 
Frage 70 schriftlich beantwortet werden. Die Ant-
worten werden als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe auf die Frage 71 'des Herrn Abgeordneten 
Gerlach. Der Herr Abgeordnete ist nicht im Saal. Die 
Frage wird daher schriftlich beantwortet. Die Ant-
wort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 72 des Herrn Abgeordneten 
Spranger auf: 

Können nach Auffassung der Bundesregierung die Argumente, 
mit denen in einer vom Senat der Vereinigten Staaten von 
Amerika bereits beschlossenen Gesetzesvorlage die Wiederein-
führung der Todesstrafe für bestimmte schwere Verbrechen be-
gründet wird, Anlaß geben zu einer Überprüfung der strafrecht-
lichen und kriminalpolitischen Situation in der Bundesrepublik 
Deutschland, und beabsichtigt die Bundesregierung angesichts der 
Entwicklung in den Vereinigten Staaten, die gesamte Problematik 
vorsorglich unter Beteiligung des Parlaments durch eine Kom-
mission prüfen zu lassen? 

Herr Staatssekretär. 

Dr. Bayerl, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Herr Kollege Spranger, meine 
Antwort heißt nein. Die Todesstrafe ist durch Ar-
tikel 102 des Grundgesetzes abgeschafft worden. 
Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, diese Ent-
scheidung des Grundgesetzes, mit der nach dem 
Mißbrauch der Todesstrafe unter dem national-
sozialistischen Regime die Unantastbarkeit des 
menschlichen Lebens nachdrücklich unterstrichen 
werden soll, in irgendeiner Weise in Frage zu 
stellen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Zusatzfrage. 

Spranger (CDU/CSU) : Liegen der Bundesregie-
rung Meinungsumfragen vor, denen zufolge die Be-
völkerung der Bundesrepublik bei bestimmten 
schweren Verbrechen möglicherweise eine andere 
Auffassung vertritt, und wie beurteilt die Bundes-
regierung den Meinungsstand der Bürger? 

Dr. Bayerl, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Die Meinungsumfragen sind der 
Bundesregierung bekannt, Herr Kollege Spranger. 
Aber die Bundesregierung läßt sich in dieser Frage 
erstens vom Grundgesetz und zweitens von dem 
wissenschaftlichen Tatsachenmaterial leiten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine weitere Zusatzfrage. 

Spranger (CDU/CSU) : Eine Meinungsumfrage 
des Wickert-Instituts hat in den letzten Tagen eine 
Unzufriedenheit der Bevölkerung mit der Verbre-
chensbekämpfung ergeben. Steht dieses Ergebnis 
nach Ihrer Auffassung in irgendeinem Zusammen-
hang zu dem angeschnittenen Problem? 

Dr. Bayerl, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Nein, Herr Kollege Spranger! 
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Diese Frage stand auch nicht im Zusammenhang mit 
der von Ihnen eingereichten Frage, wenn ich das 
nachträglich noch bemerken darf. 

Ich rufe die Frage 73 des Herrn Abgeordneten 
Blank auf. Der Abgeordnete ist nicht im Saal. Die 
Frage wird schriftlich beantwortet. Die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die nächste Frage 74 des Herrn Abgeord-
neten Freiherr Ostman von der Leye auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Hanns-Seidel-Stiftung 
in ihrer derzeit in verschiedenen deutschen Städten laufenden 
Ausstellung eine rote Fahne zeigt, die angeblich von der Polizei 
heim Sturm auf das Bonner Rathaus am 10. April 1973 beschlag-
nahmt worden ist, und falls ja, welche gesetzgeberischen Maß-
nahmen wird sie im Rahmen der Strafverfahrensrechtsreform er-
greifen, um sicherzustellen, daß Beweismittel in einem noch an-
gängigen Strafprozeß nicht Gegenstand öffentlicher Schaustellung 
sind? 

Herr Staatssekretär. 

Dr. Bayerl, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Herr Kollege Ostman von der 
Leye, der von Ihnen angesprochene Sachverhalt 
betrifft ein Ermittlungsverfahren der Staatsanwalt-
schaft in Köln wegen der Ereignisse am 10. April 
1973 in Bonn. Wegen der Justizhoheit darf ich mich 
insoweit zur Beantwortung Ihrer Frage auf die 
Unterrichtung durch das nordrhein-westfälische 
Justizministerium beziehen. Dieses hat nach Rück-
frage beim Polizeipräsidenten in München folgen-
des mitgeteilt: 

Die Hanns-Seidel-Stiftung e. V. veranstaltete bis 
zum 8. März 1974 in München eine Ausstellung zu 
dem Thema: „Angriff auf unsere Demokratie". 
Sinn und Zweck der Ausstellung war es, „die ge-
samte Bevölkerung auf die Gefahren aufmerksam zu 
machen, die aus den Aktivitäten der Verfassungs-
feinde erwachsen". U. a. war eine Nachbildung der 
roten Fahne ausgestellt, die am 10. April 1973 von 
kommunistischen Studenten bei der Erstürmung 
des Bonner Rathauses mitgeführt wurde. Das Origi-
nal dieser Fahne war der Hanns-Seidel-Stiftung vom 
Bund Freiheit der Wissenschaft — Herrn Peter 
Gutjahr-Loeser —, Bonn, Kaiserstraße 113, kurz-
fristig zur Verfügung gestellt worden. Es wurde in 
der Zwischenzeit an Herrn Gutjahr-Loeser zurück-
geschickt. Angeblich soll die Fahne im Besitz eines 
Privatmannnes in Bonn sein, der sie bei den Vor-
fällen in Bonn am 10. April 1973 an sich gebracht 
und dem Bund Freiheit der Wissenschaft ausgelie-
hen hat. 

Ergänzend bemerke ich, daß die in Frage ste-
hende rote Fahne auch nach den hier getroffenen 
Feststellungen zu keiner Zeit von der Polizei oder 
der Staatsanwaltschaft sichergestellt worden war. 
Unter diesen Umständen sieht die Bundesregierung 
natürlich keinen Anlaß, gesetzgeberische Maßnah-
men zu ergreifen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage. 

Freiherr Ostman von der Leye (SPD) : Herr 
Staatssekretär, muß ich dann davon ausgehen, daß 

die Hanns-Seidel-Stiftung ein Asservat als echt aus

-

gibt, was in Wahrheit nicht echt ist? 

Dr. Bayerl, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Davon müssen Sie nach mei-
ner Beantwortung Ihrer Frage ausgehen, Herr Kol-
lege. 

Freiherr Ostman von der Leye (SPD) : Darf 
ich dann noch zusätzlich fragen, wie es kommt, 
daß ein Original, ein beschlagnahmtes Stück angeb-
lich im Besitz eines Privatmannes verblieben ist. 

Dr. Bayerl, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Soweit ich unterrichtet bin — 
und das habe ich in meiner Antwort ausgeführt , 
war dieses Original, also die rote Fahne, von der 
Sie sprechen, niemals beschlagnahmt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Damit sind die Fragen aus dem Geschäftsbereich 

des Bundesministers der Justiz beantwortet. Ich 
danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers der Finanzen. Zur Be-
antwortung der Fragen steht Herr Parlamenta-
rischer Staatssekretär Hermsdorf zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 75 des Herrn Abgeordneten See-
feld auf: 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung einerseits Flugsport-
vereinen den Bezug von Benzin steuerfrei ermöglicht, anderer-
seits jedoch den freiwilligen Hilfsorganisationen das gleiche 
Recht bei deren Fahrten zur Rettung von Menschenleben verwei-
gert, und wenn ja, was veranlaßt sie dazu? 

Hermsdorf, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Finanzen: Herr Kollege Seefeld, die 
Luftfahrt ist nach den Bestimmungen des Mineralöl-
steuergesetzes von der Mineralölsteuer befreit. Das 
gilt auch für die Sportfliegerei. 

Die Steuerbefreiung wurde in den 50er Jahren 
eingeführt, um die deutsche Luftfahrt und die Luft-
fahrtindustrie zu fördern. Die Bundesregierung prüft 
zur Zeit, ob die Begünstigung für die Sportfliegerei 
noch gerechtfertigt ist. Die Prüfung ist noch nicht 
abgeschlossen. 

Soweit freiwillige Hilfsorganisationen Hubschrau-
ber benutzen, bleibt der verwendete Treibstoff 
selbstverständlich ebenfalls mineralölsteuerfrei. So-
weit diese Organisationen jedoch Rettungsfahrzeuge 
im Straßenverkehr einsetzen, muß das Benzin ver- 
steuert werden. Nach der Absicht des Gesetzgebers 
soll die Mineralölsteuer jeden Treibstoffverbrauch 
im Straßenverkehr ohne Rücksicht auf die Motive 
belasten. An dieser Auffassung ist bisher uneinge-
schränkt festgehalten worden. Ausnahmen hiervon 
würden zu unabsehbaren Berufungen und damit zu 
einem verstärkten Rückgang des Steueraufkommens 
führen. Auch wäre ein von einer etwaigen Aus-
nahme abweichender bestimmungsgerechter Ver-
brauch nicht mehr überwachbar. 

Ich möchte abschließend darauf hinweisen, daß 
die Bundesregierung die Arbeit der freiwilligen 
Hilfsorganisationen beträchtlich fördert. Die Orga- 
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Parl. Staatssekretär Hermsdorf 
nisationen erhalten erhebliche Zuschüsse aus dem 
Bundeshaushalt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage, Herr Abgeordneter. 

Seefeld (SPD) : Herr Staatssekretär, stimmen Sie 
mir zu, daß Sportflieger keine öffentliche Aufgabe 
wie z. B. die Notfallrettungsorganisationen erfüllen 
und bei ihnen die Frage doch sicherlich berechtigt ist, 
wieso solche unterschiedlichen Bewertungen, wie 
Sie sie soeben auch vorgetragen haben, durch den 
Staat vorgenommen werden, und darf ich Sie bitten, 
um das aus dem Weg zu räumen, daß die Unter-
suchungen, die Sie angekündigt haben, zügig voran

-

geführt werden? 

HermSdorf, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Finanzen: Herr Kollege Seefeld, aus 
meiner Antwort ist ersichtlich, daß wir die Über-
prüfung durchführen. Aber ich möchte hinzufügen, 
daß die Steuerbefreiung in den 50er Jahren, als sie 
eingeführt wurde, gerechtfertigt war. Wir überprü-
fen jetzt, ob sie zu beseitigen ist. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine weitere Zusatzfrage. 

Seefeld (SPD) : Herr Staatssekretär, ist Ihnen 
bekannt, daß die zahlreichen Kostensteigerungen 
die Arbeiten der zahlreichen Hilfsorganisationen 
doch sehr erschweren, daß diese ohne Zuschüsse 
kaum mehr auskommen — die Zuschüsse kommen 
aus den verschiedensten Quellen, zumeist staat-
lichen —, und ist es nicht etwas kurios, wenn einer-
seits Erleichterungen im Steuerbereich — aus den 
Gründen, die Sie genannt haben — nicht gewährt 
werden können, andererseits aber auch aus dem 
staatlichen Bereich immer größere Zuwendungen 
notwendig sind, um die Aufgaben überhaupt zu er-
füllen? 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Kollege, Sie strapazieren das Instrument der 
Zusatzfrage zu sehr. 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

(Abg. Seefeld: Herr Präsident, ich bedauere 
das; aber die Frage war in einen Satz ge

-

kleidet!) 

Hermsdorf, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Finanzen: Herr Kollege Seefeld, es ist 
durchaus so, wie Sie sagen. Aber als alter Haushalts-
fuhrmann sage ich Ihnen, daß die Zuschüsse für 
diese gemeinnützigen Organisationen, soweit sie 
hier angesprochen sind, auch in den letzten Jahren 
beträchtlich gestiegen sind. Ich halte es aber nicht 
für möglich, hier eine Begünstigung bezüglich der 
Mineralölsteuer einzuführen, und zwar aus dem ein-
fachen Grund, weil das ganze System dann sehr un-
übersehbar würde und weil dann auch die Gefahr 
des Mißbrauchs bestünde. Deshalb werden wir dort, 
wo Ungerechtigkeiten bestehen, versuchen, sie zu 

beseitigen, aber nicht, indem man neue Vergünsti-
gungen einführt, sondern indem man alte abbaut. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Ich rufe die Frage 76 des Herrn Abgeordneten Härz-
schel auf: 

Welche Zins- und Substanzverluste haben die Sparer der Bun-
desrepublik Deutschland 1973 bei den Sparguthaben und öffent-
lichen Anleihen gehabt? 

Herr Staatssekretär. 

Hermsdorf, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Finanzen: Herr Abgeordneter Härz-
schel, den Sparern in der Bundesrepublik sind 1973 
bei den Sparguthaben und öffentlichen Anleihen 
keine Zinsverluste entstanden. Im Gegenteil: die 
Zinsen haben sich erhöht. Insbesondere liegen die 
Zinsen für 1973 herausgegebene öffentliche Anleihen 
über der Preissteigerungsrate, so daß in diesem 
Zusammenhang auch nicht von Substanzverlusten 
gesprochen werden kann. 

Im übrigen möchte ich darauf hinweisen, daß bei 
langfristiger Anlage zusätzlich zu den Zinsen auch 
die Vorteile der staatlichen Sparförderung gewährt 
werden. Schließlich möchte ich noch erwähnen, daß 
die Sparer in wachsendem Umfang Möglichkeiten 
zur besseren Verzinsung ihrer Ersparnisse ausnut-
zen. Durch eine noch bessere Beratung der Sparer 
könnte hier sicher noch mehr geschehen. Die Sparer 
sollten sich dieserhalb verstärkt an ihre Kreditinsti-
tute wenden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage. 

Härzschel (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind 
Sie nicht der Meinung, daß die große Zahl der nor-
mal verzinslichen Sparguthaben durch die Preisent-
wertungsrate einen echten Substanzverlust erfahren 
hat, und wie hält es die Bundesregierung mit ihrer 
sozialen Verantwortung gegenüber diesen Sparern, 
die sich vor allen Dingen aus den unteren Einkom-
mensschichten rekrutieren? 

Hermsdorf, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Finanzen: Herr Abgeordneter, die Bun-
desregierung ist im Punkt soziale Verantwortung 
sicher stärker, als Sie ihr das zuschreiben. Ich gebe 
offen zu, daß Sparer, die nur vierteljährliche Kün-
digungsfristen haben, gewisse Verluste gehabt ha-
ben; aber der Sinn der Politik der Bundesregierung 
kann nur darin bestehen, den Preisauftrieb zu be-
kämpfen und nicht hier den Versuch zu machen, 
anders auszuweichen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage. 

Härzschel (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, hat 
die Bundesregierung Überlegungen angestellt, wie 
sie in ihrem Bereich, nämlich bei den niedrig ver-
zinsten Anleihen mit 5 % und 6 % von früher, die 
ebenfalls Substanzverluste erlitten haben, Aus-
gleiche vornehmen könnte? 
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Hermsdorf, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Finanzen: Wir stellen tagtäglich Über-
legungen an und versuchen mit Stützungskäufen 
und ähnlichem, auf die Entwicklung einzuwirken. 
Ich bezweifle nicht, daß das ein sehr ernsthaftes 
Problem ist, über das sich die Bundesregierung lau-
fend Gedanken macht. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Ich rufe die Frage 77 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Zeitel auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, den veränderten Wettbewerbs-
verhältnissen im Energieversorgungsbereich Rechnung zu tragen 
und die derzeitige Sondersteuer auf schweres Heizöl von 
15 DM/t vor Ablauf der regulären Frist aufzuheben? 

(Abg. Dr. Zeitel: Ich wollte eigentlich eine 
Zusatzfrage stellen!) 

Hermsdorf, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Finanzen: Herr Präsident, ich bin jetzt 
in einer schwierigen Lage und weiß nicht, ob ich die 
Zusatzfrage oder die Frage beantworten soll. 

(Abg. Dr. Zeitel: Ich wollte eine Zusatzfrage 
stellen!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Nein, Herr Kollege Zeitel, ich habe Ihre Frage auf-
gerufen. 

Hermsdorf, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Finanzen: Herr Präsident, Ihr Wunsch 
ist mir Befehl. 

(Heiterkeit.) 

Herr Kollege Dr. Zeitel, die Heizölsteuer in Höhe 
von 15 DM für eine Tonne schweres Heizöl ist sei-
nerzeit nicht nur eingeführt worden, um die Zu-
nahme des Heizölverbrauchs zu verlangsamen; die 
Steuer sollte vielmehr vor allem Mittel sowohl zur 
Finanzierung der unmittelbaren und mittelbaren 
Kohlehilfen wie auch zur Finanzierung anderer ener-
giewirtschaftlicher Aufgaben erbringen. Dieser Mit-
telbedarf ist seit Beginn der Energiekrise noch er-
heblich gewachsen. Die Bundesregierung beasichtigt 
daher nicht, die Steuer für schweres Heizöl vor dem 
Ablauf der gesetzlichen Befristung auf den 31. De-
zember 1974 aufzuheben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage. 

Dr. Zeitel (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, hat 
die Bundesregierung Überlegungen hinsichtlich von 
Ausnahmeregelungen und auch bezüglich der Fort-
führung des Gesetzes im Hinblick auf die total ver-
änderte Wettbewerbssituation, die sich seit der Zeit 
der Einführung der Heizölsteuer ergeben hat, ange-
stellt? 

Hermsdorf, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Finanzen: Das Gesetz läuft 1974 aus. Ich 
würde es für völlig falsch halten, bei einem Gesetz, 
das 1974 ausläuft, also nur noch für dieses Jahr Gül-
tigkeit hat, nun für den Rest dieses Jahres auch noch 
Ausnahmeregeln einzuführen. Die Überlegungen 

können nur darin bestehen, ob das Gesetz ausläuft 
oder ob wir aus energiepolitischen Gründen die 
Heizölsteuer für schweres Heizöl weiterführen müs-
sen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage? — Bitte! 

Wolfram (SPD) : Herr Staatssekretär, teilen Sie 
meine Auffassung, daß die Behandlung der Heizöl-
steuer auch eine Frage der Harmonisierung im euro-
päischen Bereich ist, und können Sie bestätigen, daß 
die Kollegen der CDU/CSU in den Fachausschüssen 
nicht daran denken, hier einseitig etwas vorzuneh-
men? 

Hermsdorf, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Finanzen: Ich kann das nicht bestätigen, 
weil ich in den Fachausschüssen, insbesondere im 
Finanzausschuß, nicht dabeigewesen bin; ich muß 
mich also auf Ihre Aussage verlassen. Allerdings ist 
es richtig, daß diese Frage in die Harmonisierung 
innerhalb der EWG mit hineingehört. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Ich rufe die Frage 78 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Fuchs auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die häufig geäußerte Be-
fürchtung, daß durch die Einführung der Begriffe „enger zeit-
licher Zusammenhang" und „inhaltsgleich" bei der Frage der 
Gewährung der 7 b-Abschreibung bzw. beim Wegfall der Investi-
tionssteuer nach erneuter Bauantragstellung eine erhebliche 
Rechtsunsicherheit entsteht, und läßt die Tatsache, daß darauf 
verzichtet wurde, diese Begriffe näher zu bestimmen, darauf 
schließen, daß eine solche Bestimmung auf Schwierigkeiten stößt? 

Hermsdorf, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Finanzen: Herr Kollege Fuchs, das Bun-
desfinanzministerium und die Finanzministerien der 
Länder haben die von Ihnen zitierte Formulierungen 
gewählt, damit den Besonderheiten des Einzelfalls 
Rechnung getragen werden kann. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Fuchs. 

Dr. Fuchs (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind 
dann unter dem Begriff „enger zeitlicher Zusammen-
hang" 10 Tage, 20 Tage, 30 Tage zu verstehen, und 
ist z. B. bei der Änderung eines Fensters noch von 
einem inhaltsgleichen Bauantrag zu reden? 

Hermsdorf, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Finanzen: Diese Zusatzfrage zerfällt in 
zwei Teile. 

Einen zeitlichen Zusammenhang sehe ich, so würde 
ich sagen, dann noch gewahrt, wenn ein Bauantrag 
heute zurückgenommen und morgen oder übermor-
gen unverändert wieder eingereicht wird. 

Von einem inhaltsgleichen Bauantrag würde ich 
sprechen, wenn er keine oder nur eine geringfügige 
Änderung erfahren hat. Das Beispiel mit dem Fen-
ster, das Sie hier angeführt haben, würde ich hier 
einbeziehen. 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage. 

Dr. Fuchs  (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, kön-
nen Sie mir erklären, welchen Sinn es hat, jemanden, 
der um eine Baugenehmigung nachgesucht hat, zu 
zwingen, seinen Bauantrag zurückzunehmen, uni 
ihn dann, sagen wir einmal, in 14 oder 30 Tagen 
wieder einreichen und erneut die erheblichen Kosten 
für die Baugenehmigung zahlen zu lassen, damit er 
dann eben doch zum Bauen kommt? 

Hermsdorf, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Finanzen: Herr Kollege, ich kann nicht 
über die Gesetzeslage hinaus. Dieses Hohe Haus 
hat — die Bundesregierung hat das vorgeschlagen — 
die  Aussetzung zu bestimmten Zeitpunkten beschlos-
sen. Es ist nicht zu ändern, daß die Bauanträge dann 
eventuell neu gestellt werden müssen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Damit, meine Damen und Herren, sind wir am Ende 
der heutigen Fragestunde. 

Herr Staatssekretär Hermsdorf, ich danke Ihnen 
für die Antworten, die Sie gegeben haben. 

Wir fahren in der heutigen Tagesordnung fort. 
Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Berichts und des Antrags des 
1. Untersuchungsausschusses zu dem Antrag 
der Fraktion der CDU/CSU und dem Ände-
rungsantrag der Fraktionen der SPD, CDU/ 
CSU, FDP betr. Einsetzung eines Untersu-
chungsausschusses 
— Drucksachen 7/780, 7/796, 7/1803 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Kleinert 

Abgeordneter Dr. Schäuble 

Ich erteile zunächst dem Herrn Abgeordneten 
Kleinert als Berichterstatter das Wort. Bitte! 

Kleinert (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen! Meine Herren! Der schriftliche Be-
richt, den ich mit Herrn Schäuble zusammen zu er-
statten hatte, liegt Ihnen vor. Ich will Sie keines-
falls mit einer Wiederholung aller oder auch nur der 
wesentlichsten Punkte hier über Gebühr aufhalten, 
zumal es unter Umständen reizvoller sein könnte, 
sich statt im Rahmen der Berichterstattung im Rah-
men der Debatte mit den in einigen Punkten ver-
schiedenen Ansichten zu befassen. 

Mit den Worten „in einigen Punkten" sage ich 
schon, daß es keineswegs als Ergebnis dieses Aus-
schusses und seiner Arbeit so ist, daß man immer 
grundsätzlich verschiedener Meinung gewesen wäre 
und dies womöglich gar aus politischen, parteitakti-
schen oder parteiegoistischen Gründen. Wir können 
vielmehr, wie Sie insbesondere bei der zur schnellen 
Ubersicht zu empfehlenden Betrachtung der Zusam-
menstellung der abschließend gefaßten Beschlüsse 
auf den Seiten 9 und 10 der Drucksache sehen kön-
nen, mit Befriedigung feststellen, daß in einer An-
zahl keineswegs unwesentlicher Punkte auch ein-
stimmig gemeinsame Feststellungen getroffen wor

-

den sind. Da, wo das nicht der Fall ist, werden 
einige kurze Anmerkungen zu machen sein. 

Die Zeitdauer unserer Arbeit, die nur sehr äußer-
lich etwas über Art, Umfang und Nervenbeanspru-
chungen sagt, ist Ihnen bekannt. Die Protokolle 
allein über die Beweisaufnahmen und die geheimen 
Sitzungen des Ausschusses, besser gesagt: die nicht 
öffentlichen Sitzungen des Ausschusses — so geheim 
war es nun wieder auch nicht —, umfassen inzwi-
schen erheblich mehr als 6 500 Seiten. Auch das sagt 
nichts über die Qualität der Arbeit, wie ich gern ein-
räume, aber es sagt etwas darüber, unter welchen 
Beanspruchungen hier versucht worden ist, dem uns 
vom Hause gestellten Untersuchungsthema, und 
zwar zunächst ausschließlich in dem Komplex um 
den früheren Abgeordneten Julius Steiner, gerecht 
zu werden. 

Deshalb ist es mir eine besondere Freude, hier 
allen Kollegen, die aus allen Fraktionen im Aus-
schuß vertreten waren, und ihren Stellvertretern, 
insbesondere dem Vorsitzenden und dem Herrn Mit-
berichterstatter, zu danken für die Art, in der die 
Untersuchung bei zweifellos nicht immer gleich-
laufenden Interessen — das zu leugnen wäre pure 
Heuchelei — insgesamt geführt worden ist, und für 
die den Umständen nach ungewöhnliche Seltenheit 
von bei solcher Belastung unvermeidbaren, etwas 
streitigeren Auseinandersetzungen. 

Eine Bemerkung ist vielleicht noch erforderlich 
zum Verständnis des Systems dieses Berichtes, ob-
wohl wir der Presse darüber schon vorab einiges 
gesagt hatten. Es ist immer bei den Berichten der 
Untersuchungsausschüsse so gewesen, daß nach ein-
zelnen mehr oder weniger umfangreichen Fragen

-

komplexen die Meinung des Ausschusses zur Be-
wertung dieser Fragen, meist zu der Frage, ob ein 
Sachverhalt als festgestellt angesehen werden kann 
oder nicht, dargelegt wurde und anschließend dann 
eine etwaige Minderheit des Ausschusses ihre An-
sicht vorgetragen und zugleich die Begründung da-
für gegeben hat. 

Es hat sich, nachdem ursprünglich der gute Wille 
bei allen Beteiligten vorhanden war, hier genauso 
zu verfahren, nach Vorlage der Entwürfe der beiden 
Berichterstatter herausgestellt, daß aus rein tech-
nischen Gründen es sinnvoller sein würde, den den-
noch nach wie vor im Grundsatz gemeinsamen Be-
richt in der Weise zu erstellen, daß in dem Teil, der 
die Beweisaufnahme darstellt und würdigt, die Be-
richte in sich geschlossen als Mehrheits- und Min-
derheitsmeinung dargeboten werden. Wir glaubten, 
daß das die Lesbarkeit und Verständlichkeit in sich 
erhöhen würde. Ich hoffe, daß Sie bei Lektüre des 
Berichtes dem zustimmen können. 

Dafür war unter anderem maßgebend, wie Sie 
an Hand der Seitenzahlen unschwer feststellen kön-
nen, eine erhebliche Ungleichgewichtigkeit im Um-
fang der Ausführungen in beiden Berichten, die sich 
aus einer unterschiedlichen Auffassung über das, 
was hier dargestellt werden sollte, und müßte, zwi-
schen den beiden Berichterstattern ergeben hat. Ich 
habe mich in meinem Bericht darauf 'beschränkt, die 
Tatsachen darzustellen, die wir für die Bewertung 
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Kleinert 
und Entscheidung der uns gestellten Fragen für un-
bedingt wichtig hielten. Wir haben dabei — so 
meine ich — keinen Tatbestand ausgelassen. Wir 
haben aber auch nicht Dinge hinzugefügt, deren 
Erwähnung schließlich in der weiteren gedanklichen 
Verarbeitung an dem Ergebnis nichts hätte ändern 
können. 

Im übrigen habe ich besonderen Wert darauf ge-
legt, die entscheidenden Aussagen aus dem Steno-
graphischen Protokoll der Beweisaufnahme wört-
lich zu zitieren, damit jedermann möglichst an der 
Aufreihung dieser wörtlichen Aussagen und nicht 
aus meinen Ausführungen sehen kann, warum wir 
zu unseren Schlüssen gekommen sind: einfach nach 
den blanken Fakten, die wir ermitteln konnten. 

Wir haben Schwierigkeiten gehabt — auch dar-
über ist bereits in größerem Umfang öffentlich be-
richtet worden — mit den Verfahrensregeln, die uns 
hier an die Hand gegeben waren. Sie werden sich 
erinnern, daß in dem Einsetzungsbeschluß dieses 
Hauses nicht nur auf die Bestimmungen des Art. 44 
des Grundgesetzes Bezug genommen worden war, 
sondern darüber hinaus — dies auch noch mit 
einer gewissen Modifikation, nämlich abhängig vom 
Willen der Mitglieder des Ausschusses — auf die 
sogenannten IPA-Regeln, einen Gesetzentwurf aus 
der 5. Legislaturperiode des Hauses, der damals 
nicht mehr Gesetz geworden war und sich speziell 
mit dem Verfahren von Untersuchungsausschüssen 
beschäftigt. Wir haben sehr bedauert, daß eine wirk-
lich durchdachte und den besonderen Verhältnissen 
von Untersuchungsausschüssen angemessene Ver-
fahrensregelung fehlt. Das hat zu einigen Schwie-
rigkeiten geführt, über die im einzelnen entweder 
jetzt oder anschließend in der Debatte noch zu 
reden sein wird. 

Insbesondere möchte ich auch in der Öffentlichkeit 
für manches um Verständnis werben, das so ausge-
sehen hat, als würde man bei dem Versuch, in 
dieser Angelegenheit näher an die Wahrheit heran-
zukommen, mit langen Stangen im Nebel herum-
stochern. Das ist keine Unfähigkeit der Mitglieder 
des Ausschusses gewesen. Es ist schon gar nicht, 
wie gelegentlich unterstellt wird — ich möchte hin-
zufügen: bösartig unterstellt wird —, ein Interesse 
einzelner, von Gruppen oder etwa gar des gesamten 
Ausschusses gewesen, einige Dinge hier gar nicht 
aufzuklären, sondern der wesentliche Mangel liegt 
in den Verfahrensregeln. Es ist einfach unmöglich, 
wenn man auf Grund einiger Presseberichte in die 
Arbeit eines solchen Ausschusses hineingeht, ohne 
daß eine Voruntersuchung stattgefunden hat — das 
ist der  entscheidende Punkt —, zu wissen, ob die 
Aussagen derjenigen Zeugen, die man lädt, weil 
ihre Namen nun einmal in dem Zusammenhang ge-
nannt worden sind, wirklich etwas zur Sache er-
bringen, ob sie der Wahrheitsfindung dienen können 
oder ob sich nach einer halben oder ganzen Stunde 
der Befragung eines solchen Zeugen herausstellt, 
daß er wirklich nichts Sachdienliches weiß. Dafür 
kann der Zeuge nichts, und dafür kann der Unter-
suchungsausschuß nichts; es liegt hier in der Na-
tur des hier vorhandenen Verfahrens, daß man ein-
fach allem nachgehen muß. 

Ich möchte an dieser Stelle noch einmal mit Nach-
druck betonen: Wir haben in keinem Fall einen 
Beweisantrag — auch nicht den einer Minderheit — 
abgelehnt, sondern wir sind grundsätzlich jeder Be-
nennung eines Zeugen, einer Urkunde oder anderer 
Beweismittel nachgegangen, ohne dabei irgendeine 
Auswahl zu treffen. Wir haben dann diese Zeugen 
ganz erschöpfend — wenn nicht von der einen 
Gruppe, dann bestimmt aus einem in gewisser 
Weise andersartigen Interesse von ,der anderen 
Gruppe — bis zum Letzten befragt. Herr Redde-
mann lächelt mir freundlich zu; dazu besteht an 
dieser Stelle auch aller Anlaß. Erst als wir zum 
Schluß keine weiteren Anhaltspunkte mehr hatten, 
wo weitere Beweiserhebungen noch zu mehr Auf-
klärung führen könnten, haben wir einverständlich 
gesagt: Mehr gibt es nicht in dieser Sache zu leisten. 

Dann hat ,die Sichtung des Materials zu erfolgen 
gehabt, das wir inzwischen zusammengetragen hat-
ten. Dabei sind wir so verfahren, wie ich es ein-
gangs schon einmal darstellte, nämlich alles, was 
irgendwie von Bedeutung sein kann, unbedingt 
auch im Bericht zu erwähnen und zu würdigen, aber 
alles, was schließlich nicht weiterführen kann, dann 
auch nicht in den Bericht hineinzunehmen. Jedenfalls 
habe ich die Dinge bei der Berichterstattung aus-
schließlich unter diesem Gesichtspunkt gesehen. 

Wir sind dabei nicht etwa auf diese meine Be-
hauptung oder auf den guten Glauben der hier 
Anwesenden und der Öffentlichkeit angewiesen, 
sondern der Ausschuß hat, wie Ihnen auch bekannt 
sein dürfte, die gesamten Protokolle der Beweis-
aufnahmen acht Tage vor unserer heutigen Sitzung 
für jedermann zugänglich ausgelegt. Sie werden dort 
aus gutem Grunde auch noch weitere acht Tage aus-
gelegt bleiben, damit nämlich jedermann die Mög-
lichkeit hat, das, was wir geschrieben haben, und 
das, was heute hier gesagt wird, nicht an irgend-
welchen Vermutungen und Berichten über Berichte 
und dergleichen mehr oder weniger sauberen oder 
trüben Quellen nachzuprüfen, sondern an Hand der 
Dokumente, die bei einer vernünftigen Beweiswür-
digung einzig entscheidend sein können. Sie sind 
also herzlich aufgefordert — und insbesondere sind 
die Herren von der Presse, vom Fernsehen und vom 
Rundfunk eingeladen —, sich in jedem Punkt, wo 
vielleicht Zweifel bestehen, ob hier irgend jemand 
im Bericht etwas weggelassen hat, um dadurch eine 
Argumentation zu erleichtern, oder etwas schief hin-
zugefügt hat, um sich damit in seiner Argumentation 
etwas leichter zu machen, zu vergewissern. Dieses 
Verfahren ist meines Wissens von einem Unter-
suchungsausschuß erstmals gewählt worden. 

Da mit Sicherheit die wesentlichen Fragen der 
Vereidigung und der besonderen Schwierigkeiten 
des uns vorgegebenen Verfahrens, der Verfahrens-
regeln in diesem Punkt noch in der Debatte erwähnt 
und darüber hinaus, wie ich vermute, diskutiert 
werden, will ich mich an dieser Stelle kurz fassen. 
Das Ergebnis ist bekannt. Die Mehrheit hat Ver-
eidigungen grundsätzlich abgelehnt, weil sie davon 
ausging, daß dadurch auch Würdigungen vorgenom-
men würden, die unzulässig und von der Sache her 
unbegründet sein könnten. Wir wollten nicht in die 
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Gefahr ungerechter Bewertung einzelner Zeugen ge-
raten, weil die Abgrenzung dieser Zeugen mit den 
jetzigen Verfahrensregelungen nicht so möglich ist, 
daß nicht als quasi Verurteilter schon dastehen 
würde, wer nicht vereidigt ist, und als frei und 
völlig reingewaschen derjenige, der dann doch ver-
eidigt wird. Auch sollten Menschen nicht in die 
Schwierigkeit kommen, vielleicht später noch we-
gen einer Nebensache in einen Meineidsprozeß ver-
wickelt zu werden, obwohl die Dinge mit unserem 
Untersuchungsgegenstand nicht zusammenhingen. 

Ich wende mich damit ausdrücklich nicht gegen 
die Möglichkeit der Vereidigung in derartigen Ver-
fahren überhaupt, ich begründe nur, warum wir in 
diesem Fall von der Vereidigung abgesehen haben. 
Es gibt Schutzrechte für diejenigen, die nach den 
erwähnten IPA-Regeln als Betroffene gelten. Diese 
Schutzrechte hätten sie zu einem erheblichen Teil 
nicht mehr wahrnehmen können, nachdem die Be-
weisaufnahme weitgehend abgelaufen war. Wir 
glaubten deshalb auch nicht, zum Schluß etwa die-
sen oder jenen zum Betroffenen erklären zu können 
und damit darüber hinaus eine Fülle von Möglich-
keiten für falsche Schlüsse und Verdächtigungen 
in die Welt bringen zu dürfen. 

In den Feststellungen auf Seite 9/10 des Ihnen 
vorliegenden Berichts ging es zunächst bei dem 
Beschluß unter 1 um den etwaigen Versuch einer 
unlauteren Beeinflussung des Zeugen Steiner durch 
den Zeugen Wienand in dem Gespräch in Schelk-
lingen hinsichtlich seines Stimmverhaltens bei der 
Abstimmung über die Ostverträge. Der Ausschuß 
hat mit der Mehrheit von 5 : 4 Stimmen festgestellt, 
daß ein solcher Versuch nicht nachgewiesen wor-
den ist. Die Minderheit hat das Gegenteil festge-
stellt. Ich bin der Auffassung, daß man in diesem 
Zusammenhang — selbst wenn gewisse Hinweise 
gegeben sein sollten, die spätere Gespräche viel-
leicht ermöglicht oder erleichtert hätten — von der 
sauberen juristischen Abgrenzung der Vorberei-
tungshandlungen und des Versuchs ausgehen muß 
und daß an dieser Stelle nach dem Ihnen im ein-
zelnen vorgelegten Ergebnis der Beweisaufnahme 
nicht von einem Versuch gesprochen werden kann, 
weil dazu nicht genügend konkretisierte Anhalts-
punkte festgestellt wurden, weil die Zeugen in 
ihren gesamten Aussagen nicht gesagt haben, daß 
hier das und das konkret angeboten wurde; nur das 
hätte zu solch einer Feststellung gereicht. 

Des weiteren ist einstimmig festgestellt worden, 
daß bei den Gesprächen zwischen dem Zeugen Stei-
ner und den Zeugen Mertes, Dorn und Moersch der 
Zeuge Steiner nicht zu einer Stimmabgabe für die 
Ostverträge in unlauterer Weise beeinflußt werden 
sollte, daß er dies nicht behauptet hat und sich auch 
keine sonstigen Anhaltspunkte dafür ergeben haben. 

Ferner ist einstimmig festgestellt worden — das 
wird in der Berichterstattung gelegentlich etwas ver-
wischt, und darum muß es hier gesagt werden —, 
daß die Behauptung des Zeugen Steiner nicht erwie-
sen ist, der Zeuge Wienand habe im Zusammenhang 
mit der Abstimmung über das konstruktive Miß-
trauensvotum den Zeugen Steiner durch Hingabe 
von 50 000 DM in unlauterer Weise beeinflußt. Der 

Unterschied zwischen der Mehrheit und der Minder-
heit besteht nicht in diesem Punkt, sondern er be-
steht darin, daß die Minderheit des Ausschusses an-
schließend einen weiteren Antrag zur Abstimmung 
stellte, nach dem festgestellt werden sollte, daß der 
dringende Verdacht besteht, daß der Zeuge Wienand 
den Zeugen Steiner im Zusammenhang mit der Ab-
stimmung über das konstruktive Mißtrauensvotum 
durch Hingabe von 50 000 DM in unlauterer Weise 
beeinflußt hat. 

Die Ausschußmehrheit war der Auffassung, daß 
ein solcher Antrag nach Annahme des ersten Antra-
ges nicht mehr möglich sei, weil die Feststellung 
eines fortbestehenden Verdachts hier nicht zu den 
Aufgaben des Untersuchungsausschusses gehören 
kann und außerdem logisch, denkgesetzlich — jeden-
falls bei vernünftiger Würdigung der Aufgaben des 
Ausschusses; es wird darüber in der Debatte mit 
Sicherheit noch gesprochen werden —, nach ihrer 
Meinung nach dem zuvor genannten einstimmig an-
genommenen Antrag nicht mehr möglich ist. 

Es besteht insofern betreffend der später einge-
führten Vorgänge um den als Zeugen gehörten Herrn 
Bundesminister Ehmke eine Unterfrage. Da hat sich 
der gleiche Vorgang in etwa wiederholt. Es dreht 
sich auch da darum, daß die Minderheit der Meinung 
war, hier bestehe, ein Verdacht fort, und wir der Mei-
nung sind, daß man das in einem solchen Verfahren 
nicht feststellen kann, ganz abgesehen davon, daß 
nach der Auffassung der Mehrheit hier gar nicht 
mehr von einem Verdacht gesprochen werden konn-
te. Es war ursprünglich behauptet worden, die Fi-
nanzierung sei über vertraulich eingeholte Mittel 
erfolgt, die zufällig in gleicher Höhe angefordert 
und besorgt worden waren; ein Vorgang, der an sich 
schon Zweifel aufkommen läßt, weil es viel wahr-
scheinlicher wäre, daß, wenn die Mittel für einen 
solchen Zweck vorgesehen gewesen wären, ein an-
derer Betrag angefordert worden wäre, was ohne 
weiteres — wie Sie, Herr Carstens, wissen — in 
noch ganz anderen Beträgen möglich gewesen wäre. 

(Abg. Dr. Carstens [Fehmarn] : Dann wissen 
Sie nicht, wie korrekt Deutsche in solchen 

Dingen sind!) 

Über die speziellen Auffassungen von Korrekt-
heit im Zusammenhang mit solchen Vorgängen un-
terhalten wir uns dann vielleicht einmal außerhalb 
meines jetzigen Berichts. 

In der Kernfrage dieses Untersuchungskomplexes 
ist es so gewesen — das war der Grund für die 
einstimmige Annahme des soeben verlesenen Be-
schlusses —, daß der Zeuge Steiner eine sehr ins 
Detail gehende Schilderung über Ort, Zeit und Art 
und Weise der von ihm behaupteten Übergabe des 
Betrages gegeben hatte, daß aber für die von ihm 
gegebene Darstellung einzig seine Aussage und 
einige verhältnismäßig vage Indizien vorhanden 
sind, während sich dafür, daß dieser Vorgang in 
allen Punkten so nicht gewesen sein könnte, eine 
Fülle von Zeugenaussagen gefunden haben. 

Bei dieser Sachlage bestand nach meiner Auf-
fassung keine Möglichkeit mehr, etwa nach Indizien 
zu forschen, die eine von vielen Zeugen wider- 
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legte Aussage des einzigen, der das wirklich so 
behauptet hat, bestätigt hätten. Das führte dann 
bekanntlich auch dazu, daß das Ergebnis insoweit 
einstimmig festgestellt worden ist. Einem Verdacht 
dann weiter nachzugehen wäre meiner Auffassung 
nach nicht richtig gewesen. Dazu werden wir Nä-
heres hören; dazu habe ich jetzt nicht Stellung zu 
nehmen. 

Die weiteren Beschlüsse möchte ich nun nicht 
im einzelnen zitieren, sondern nur am Rande darauf 
hinweisen, daß Sie unter Punkt 4 das Ergebnis un-
serer recht umfangreichen Untersuchungen über die 
Kontakte des Zeugen Steiner zu Nachrichten-, Ge-
heim- und ähnlichen Diensten innerhalb und außer-
halb der Bundesrepublik Deutschland finden. In der 
Sache hat hier nicht festgestellt werden können, 
daß ein Zusammenhang mit den uns interessieren-
den Vorgängen bestand. Ich glaube aber, daß die 
Art und Weise, wie hier sozusagen auf einem 
Seitenweg einmal die Arbeitsweise und die Men-
talität einiger Mitglieder solcher Dienste klarge-
worden ist, vielleicht nützliche Folgen, sei es in 
cien Länderparlamenten, sei es auch in diesem 
Hause, für Verbesserungen in Gestaltung, Organi-
sation und personeller Ausstattung solcher Ein-
richtungen mit sich bringen wird. Ich glaube, daß 
da ein sehr allgemeiner Eindruck als ein Neben-
produkt dieser Untersuchung entstanden ist, der 
ganz klar in diese Richtung geht. 

In der Öffentlichkeit — ich möchte jetzt nicht 
durch Einzelberichterstattung zu den Beschlüssen 
die Zeit für die Debatte weiter verkürzen oder die 
Gesamtdebatte verlängern — ist oft gesagt worden, 
dieses Verfahren gehe mit Sicherheit wie das 
Hornberger Schießen aus. Darin kommt zum Teil 
Resignation, zum Teil Abwertung der Einrichtung 
der Untersuchungsausschüsse, leider auch Miß-
trauen gegen Politiker im allgemeinen und im be-
sonderen — wahrscheinlich ohne dezidierte Unter-
scheidung zwischen den einzelnen Fraktionen und 
Parteien — zum Ausdruck. 

Ich habe mir von dem Kollegen Schäuble, der ja 
aus Hornberg stammt, erzählen lassen, wie es sich 
mit dem Hornberger Schießen im einzelnen genau 
verhalten hat. Er hat mir berichtet, daß den Sol-
daten anläßlich eines Besuchs des Landesherzogs 
infolge verschiedener versehentlicher Schießübun-
gen beim Erscheinen falscher Objekte, als der 
Herzog nun wirklich anrollte, das Pulver für die 
beabsichtigten Böllerschüsse — es handelte sich 
also keineswegs um ein kriegerisches Ereignis — 
ausgegangen war. Dazu ist hier festzustellen, daß 
uns überhaupt nicht und zu keiner Zeit das Pulver 
ausgegangen ist, um auf jeden Fragen zu schießen 
und möglichst viel Scharfsinn und Logik aufzu-
wenden, um zu versuchen, aus den vorhandenen 
Beweismitteln — andere kann es der Natur der 
Sache nach nicht geben — das Äußerste zur Fin-
dung der Wahrheit herauszuholen. Hätten wir noch 
mehr Hinweise auf taugliche Beweismittel gehabt, 
wären wir, nach wie vor mit Pulver versehen, die-
sen Beweisen nachgegangen. Da sich solche Hin-
weise nicht mehr ergeben haben, konnten wir nur 
das tun, was wir zum Schluß getan haben, nämlich 

hier sauber und sachlich darzulegen, was fest-
gestellt worden ist, und unsere daraus gezogenen 
Schlüsse mitzuteilen. Inwieweit das gelungen ist, 
das mag in der anschließenden Debatte diskutiert 
werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Ich danke dem Herrn Berichterstatter. Der Herr 
Mitberichterstatter wünscht jetzt das Wort nicht. 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Professor Dr. 
Schäfer. 

Dr. Schäfer (Tübingen) (SPD) : Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich darf 
als Vorsitzender dieses 1. Untersuchungsausschusses 
namens aller Mitglieder folgendes vortragen. 

Der Untersuchungsausschuß hat sich mit Sorgfalt 
und Energie der ihm übertragenen Aufgabe gewid-
met. Wenn er heute, ehe er seine Aufgabe im Gan-
zen erledigt hat, den Antrag stellt, den Ausschuß auf-
zulösen, so verlangt dies ein Wort der Begründung. 

Der Ausschuß hat sich mit Fragen, die im Zusam-
menhang mit dem früheren CDU-Abgeordneten Stei-
ner stehen, und mit den Behauptungen, die sich auf 
das Verhalten des SPD-Abgeordneten Wienand be-
ziehen, befaßt. Er hat Ihnen darüber seinen Bericht 
vorgelegt. 

Mit dem Einsetzungsbeschluß des Bundestages 
war die Aufgabe gestellt, darüber hinaus in allen 
Fällen des Fraktionswechsels oder des erwogenen 
Fraktionswechsels in der 6. Wahlperiode die gleiche 
Prüfung vorzunehmen, nämlich ob durch unlautere 
Mittel auf die Entscheidung der Abgeordneten Ein-
fluß genommen worden ist oder ob der Versuch 
hierzu unternommen wurde. 

Der Untersuchungsausschuß hat gleichwohl heute 
einen Schlußbericht vorgelegt und die Auflösung des 
1. Untersuchungsausschusses beantragt. Ich darf zur 
Begründung folgendes vortragen. 

Die Mitglieder des Untersuchungsausschusses sind 
der Auffassung, daß die bestehenden Vorschriften 
für das Untersuchungsverfahren den Besonderheiten 
dieses Verfahrens nicht gerecht werden. Dies wird 
in den Parlamenten und in der Wissenschaft auch 
zunehmend erkannt. Art. 44 des Grundgesetzes 
schreibt vor, daß auf die Beweiserhebungen von Un-
tersuchungsausschüssen die Vorschriften über den 
Strafprozeß sinngemäß anzuwenden sind. 

Es erscheint jedoch fraglich, ob sich diese Vor-
schriften überhaupt für eine sinngemäße Anwendung 
im Untersuchungsverfahren eignen; denn zwischen 
beiden Verfahrensarten bestehen grundsätzliche Un-
terschiede, vor allem hinsichtlich der Verfahrens-
beteiligten. Während am Strafverfahren Richter, 
Staatsanwälte, Beschuldigte, Zeugen und Sachver-
ständige beteiligt sind und das Strafprozeßrecht da-
zu dient, ihr Verhältnis zueinander zu regeln, kennt 
das Untersuchungsverfahren nur Ausschußmitglie-
der, Zeugen und Sachverständige, nicht dagegen Be-
schuldigte und Staatsanwälte. 

Das Verfahren des 1. Untersuchungsausschusses 
hat ferner gezeigt, daß der Schutz des Bürgers vor 
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einem Eingriff in seine Privatsphäre in einem Unter-
suchungsverfahren wegen des Fehlens eines Vor-
verfahrens geringer ist als in jedem anderen Ver-
fahren. Während im Strafverfahren alle letztlich un-
wesentlichen Beweismittel bereits im Vorverfahren 
ausgeschieden und deshalb im Hauptverfahren nur 
noch die wesentlichen Beweise erhoben werden, 
sind im Untersuchungsverfahren alle Ermittlungen 
im Hauptverfahren durchzuführen, auch wenn sie 
nur dazu dienen, noch unklaren Verdachtsmomenten 
nachzugehen oder weniger wahrscheinliche Beweis-
möglichkeiten auszuschließen. 

Unter Zurückstellung der sich gerade darauf er-
gebenden Bedenken hat der Untersuchungsausschuß 
alle ihm erforderlich scheinenden Maßnahmen durch-
geführt. Er ist aber der Auffassung, daß für weitere 
Verfahren eine Regelung geschaffen werden soll, 
die geeignet ist, diesen Bedingungen, die ich eben 
vorgetragen habe, zu entsprechen. 

Im Auftrage der Mitglieder des Untersuchungs-
ausschusses habe ich den Herren Vorsitzenden der 
Bundestagsfraktionen in einem Brief vorgeschlagen, 
daß im Anschluß an die Auflösung des 1. Untersu-
chungsausschusses eine interfraktionelle Arbeits-
gruppe mit dem Auftrag gebildet wird, den Entwurf 
eines Gesetzes über die Einsetzung und das Ver-
fahren von Untersuchungsausschüssen zu erarbeiten 
und dem Bundestag vorzulegen. Die Herren Vor-
sitzenden der Fraktionen haben sich mit diesem 
Verfahren grundsätzlich einverstanden erklärt. Es 
wird danach nun darauf ankommen, daß möglichst 
bald diese interfraktionelle Arbeitsgruppe gebildet 
wird. Da die gleiche Problematik auch in den Land-
tagen zu einer Entscheidung drängt, empfiehlt es 
sich, in Zusammenarbeit mit den Präsidenten der 
Landtage, die ihrerseits schon einen Entwurf vor-
gelegt haben, und mit der Interparlamentarischen 
Arbeitsgemeinschaft, die ebenfalls einen Entwurf 
vorgelegt hat, das Modell eines Gesetzes zu ent-
wickeln, das für den Bund und die Länder eine ein-
heitliche Regelung ermöglicht. 

Für den Fortgang der Arbeiten dieser interfrak-
tionellen Arbeitsgruppe wird es wesentlich sein, daß 
die Frau Präsidentin der interfraktionellen Arbeits-
gruppe die geeigneten Mitarbeiter zur Verfügung 
stellt. Die Mitglieder des 1. Untersuchungsausschus-
ses haben sich bereit erklärt, selbstverständlich der 
interfraktionellen Arbeitsgruppe zur Verfügung zu 
stehen, so daß eine Aussprache über die Erfahrungen 
weiterführen kann. Wir haben die Hoffnung, daß der 
Deutsche Bundestag möglichst bald eine Gesetzes-
vorlage von der interfraktionellen Arbeitsgruppe 
über die Fraktionen zugeleitet bekommt, um eine 
befriedigende gesetzliche Grundlage für die Arbeit 
zukünftiger Untersuchungsausschüsse zu schaffen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Schäuble. Seine 
Fraktion hat eine Redezeit von 50 Minuten ange-
meldet. 

Dr. Schäuble (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die der CDU/CSU angehörenden 

Mitglieder des Untersuchungsausschusses bedauern, 
daß es nicht möglich gewesen ist, als Ergebnis un-
serer Arbeit im Untersuchungsausschuß durchgängig 
gemeinsame Feststellungen zu treffen. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU.) 

Der gemeinsame Wille dieses Hohen Hauses, Kor-
ruption zu bekämpfen, Mißstände schonungslos auf-
zudecken, wäre sichtbarer, wenn wir zu gemein-
samen Ergebnissen gekommen wären. Da es bei 
diesen Vorgängen um Probleme geht, die den Le-
bensnerv der parlamentarischen Demokratie berüh-
ren, müssen parteipolitische Absichten zurücktreten 
hinter der gemeinsamen Verantwortung für die Inte-
grität der demokratischen Organe. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

In dieser Affäre kann es keine Sieger geben. Wir 
alle miteinander sind die Verlierer. Unsere Aufgabe 
war und ist, den Vertrauensverlust durch schonungs-
loses Aufklären, durch die Kraft zur Selbstreinigung 
möglichst klein zu halten. So wichtig deshalb Ge-
meinsamkeit in diesem Bemühen ist, wichtiger noch 
ist die weitestgehende Aufklärung dessen, was hier 
gewesen ist, und die Verhinderung des Eindrucks, 
daß gemeinsam unter den Teppich gekehrt worden 
ist. Wir dürfen die Vermutung nicht entstehen las-
sen, daß auch hier eine Krähe der anderen kein 
Auge aushackt. Deshalb ist der Minderheitenschutz 
in Art. 44 des Grundgesetzes von entscheidender 
Bedeutung, und deshalb haben wir von diesen Min-
derheitenrechten Gebrauch gemacht. Herr Kollege 
Kleinert, es war gar nicht Ihre Großzügigkeit, daß 
Sie dem nicht entgegentreten konnten; es war so 
die rechtliche Lage. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die demokratische Notwendigkeit, gemeinsam den 
Verdacht möglicher Mißstände aufzuklären, kann 
nach unserem Verständnis nicht zu einer Gemein-
samkeit in den Feststellungen führen, wenn diese 
nicht durch unsere Überzeugung gedeckt ist. 

(Vorsitz : Vizepräsident Dr. Jaeger.) 

Die Differenzen in den nach Umfang und Inhalt sehr 
unterschiedlichen Berichtsteilen lassen sich im Er-
gebnis auf zwei Punkte zurückführen, von denen 
sich nur der eine auf den festgestellten Sachverhalt 
bezieht, während der andere mit offenbar unter-
schiedlichem Verständnis vom Wesen eines parla-
mentarischen Untersuchungsausschusses und seines 
Auftrags zusammenhängt. 

Wir sind unterschiedlicher Auffassung hinsichtlich 
der Frage, wie die erhobenen Beweise zu bewerten 
sind, die sich direkt oder indirekt auf das Gespräch 
beziehen, das die Zeugen Baeuchle, Steiner und Wie-
nand am 29. März 1972 in Schelklingen im Hause des 
Herrn Baeuchle geführt haben. Nach unserer Auf-
fassung ist erwiesen, daß der Abgeordnete Wienand 
in diesem Gespräch versucht hat, den damaligen 
Abgeordneten Steiner durch ein Angebot in Höhe 
von etwa 250 000 DM zur Stimmabgabe für die Ost-
verträge zu bewegen. 

Die im Bericht des Kollegen Kleinert wiederge-
gebene Auffassung der Mehrheit im Untersuchungs- 
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ausschuß, daß dieser Verdacht nicht bewiesen sei, 
ist nach unserer Überzeugung mit dem Gesamtinhalt 
der Beweisaufnahme nicht zu vereinbaren. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Nach der übereinstimmenden Aussage aller Zeugen 
ist es zu diesem Gespräch in Schelklingen gekom-
men, weil der damalige Abgeordnete Baeuchle von 
Steiner den Eindruck hatte, daß dieser unter Um-
ständen bereit wäre, für die Ostverträge zu stimmen, 
daß er aber für den Fall eines von der Mehrheit 
seiner Fraktion abweichenden Stimmverhaltens 
Schwierigkeiten mit seiner Fraktion und Partei be-
fürchtete. In dem Bestreben, einen kompetenten Ge-
sprächspartner für Steiner zu finden, der diesem 
über diese Schwierigkeiten hinweghelfen könnte, 
wandte sich Baeuchle an den Geschäftsführer der 
SPD-Fraktion, Wienand, der sogleich an einem Ge-
spräch mit Steiner Interesse bekundete. Baeuchle, 
der Steiner und dessen Ehefrau zu einem privaten 
Besuch eingeladen hatte, bot Wienand an, an die-
sem Gespräch teilzunehmen. Wienand sagte seine 
Teilnahme zu, obwohl ihm der Termin Schwierig-
keiten bereitete, und er reiste mit einer Bundes-
wehrmaschine zu diesem Treffen. Der Zweck dieses 
Treffens war — um dies zu wiederholen — nach 
übereinstimmender Aussage aller Zeugen, Steiner 
über die Schwierigkeiten hinwegzuhelfen, die er bei 
einer Stimmabgabe für die Ostverträge befürchtete. 
Zu diesem Zweck unternahm Wienand die Reise, und 
nur durch diesen Zweck ist der erhebliche Zeitauf-
wand einer solchen Reise auch zu erklären. 

Nach ebenfalls übereinstimmenden Aussagen aller 
Zeugen ist in Schelklingen in mindestens drei ver-
schiedenen Phasen der Gespräche über die verschie-
denen Möglichkeiten finanzieller Zuwendungen an 
Bundestagsabgeordnete gesprochen worden. Der Ab-
geordnete Wienand hat zwar ursprünglich in der 
Öffentlichkeit erklärt, in Schelklingen sei nicht von 
Geld die Rede gewesen, nachdem er noch früher sich 
überhaupt nicht an Kontakte zu Herrn Steiner er-
innern wollte. Er hat diese öffentlichen Erklärungen 
dann dahin interpretiert, daß in Schelklingen nicht 
von Geld im Zusammenhang mit Steiner die Rede 
gewesen sei. Er will in Schelklingen lediglich mehr-
fach davon gesprochen haben, was nach seiner Mut-
maßung Abgeordnete wohl bekommen haben sol-
len, die in der 6. Legislaturperiode von der damali-
gen Koalition zur Opposition übergetreten seien. 
Demgegenüber haben die Zeugen Herr und Frau 
Baeuchle sowie Steiner ausgesagt, daß von finanziel-
len Möglichkeiten in Schelklingen die Rede gewesen 
sei im Zusammen mit der Frage, wie man Steiner 
über die befürchteten Schwierigkeiten hinweghelfen 
könnte. 

Da in Schelklingen in mindestens drei verschiede-
nen Phasen des Gesprächs über diese verschiedenen 
Möglichkeiten finanzieller Zuwendungen gesprochen 
wurde, drängt sich die Schlußfolgerung auf, daß die-
ser Punkt in einem sachlichen Zusammenhang mit 
dem eigentlichen Gesprächsthema des Besuches in 
Schelklingen gestanden haben muß, und dieser 
Zweck war eben, Steiner über die Schwierigkeiten 
hinwegzuhelfen. Wenn auch nicht auszuschließen ist, 
daß sich die Beteiligten in einem solchen Gespräch 

am Rande auch über damit nicht zusammenhängende 
Themen wie etwa das Wetter unterhalten, so ist es 
doch außerordentlich unwahrscheinlich, daß ein drei-
mal wiederkehrender Punkt nicht mit dem Ge-
sprächsthema im Zusammenhang gestanden haben 
soll. Deswegen drängt sich auf, daß die Erwähnung 
der Möglichkeiten finanzieller Zuwendungen an 
Abgeordnete ein Angebot an Steiner durch Wienand 
beinhaltet hat. 

Dies gilt selbst dann, wenn man von der Aus-
sage des Zeugen Wienand ausgeht; denn sie würde 
zu dem Schluß führen, daß Wienand das Angebot in 
verklausulierter Form machte. Wenn Wienand in 
dem Gespräch, das Steiner über Schwierigkeiten hin-
weghelfen sollte, mehrfach darauf zurückkam, was 
anderen angeblich gezahlt worden sein soll, dann 
mußte dies — und nur so konnte es beabsichtigt 
sein — Steiner als ein Angebot verstehen. 

(Abg. Dr. Wittmann [München] : So ist es!) 

Im übrigen stehen der Aussage des Zeugen Wie-
nand die Aussagen der drei Zeugen entgegen. Diese 
haben übereinstimmend bekundet, daß Wienand Be-
träge in der Größenordnung von etwa 250 000 DM 
und die drei Möglichkeiten der Barzahlung, der Ver

-

schaffung einer Anstellung oder der Überweisung 
auf ein Konto im Ausland im Zusammenhang mit 
den von Steiner befürchteten Schwierigkeiten ge-
nannt habe. Die Aussagen dieser Zeugen stimmen 
insoweit bis in Einzelheiten überein, und sie entspre-
chen dem unstreitigen Gesamtzusammenhang und 
dem Zweck des Gesprächs in Schelklingen. Herr 
Wienand ist nicht nach Schelklingen geflogen, um 
mit Herrn Steiner ein belangloses Gespräch zu füh-
ren. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die Nennung der Geldbeträge und der verschiedenen 
Zahlungsmöglichkeiten durch Herrn Wienand war 
ein an Steiner gerichtetes und auf Steiner bezogenes 
Bestechungsangebot. 

Dieses Ergebnis der Beweisaufnahme wird durch 
eine Reihe von weiteren, dem Gespräch in Schelk-
lingen zeitlich nachfolgenden Ereignissen bestätigt. 
Ich will auf die Darstellung aller Einzelheiten hier 
unter Bezugnahme auf den Schriftlichen Bericht ver-
zichten. Der Gesamtinhalt der Beweisaufnahme 
schließt nach unserer sorgfältig gewonnenen Über-
zeugung jeden vernünftigen Zweifel daran aus, daß 
der Parlamentarische Geschäftsführer Wienand einer 
versuchten Abgeordnetenbestechung gegenüber dem 
damaligen Abgeordneten Steiner überführt ist. 

(Abg. Dr. Carstens [Fehmarn] : Hört! Hört! — 
Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die Auffassung der Mehrheit im Untersuchungsaus-
schuß, daß dies nicht bewiesen sei, ist nach unserer 
Überzeugung mit dem Inhalt der Beweisaufnahme 
und mit den Grundsätzen einer sorgfältigen Beweis-
würdigung nicht zu vereinbaren. 

(Abg. Dr. Carstens [Fehmarn] : Sehr gut! — 
Beifall bei der CDU/CSU.) 

Der zweite Punkt, in dem wir anderer Auffassung 
sind als die Mehrheit der Koalition, betrifft nicht 
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eigentlich eine Frage der Beweiswürdigung, sondern 
das Verständnis des Untersuchungsauftrags. Wir ha-
ben im Untersuchungsausschuß gemeinsam und ein-
stimmig festgestellt, daß die Behauptung des Zeugen 
Steiner nicht erwiesen ist, der Zeuge Wienand habe 
im Zusammenhang mit der Abstimmung über das 
konstruktive Mißtrauensvotum Steiner durch Hin-
gabe von 50 000 DM in unlauterer Weise beeinflußt. 
Die CDU/CSU-Mitglieder haben damit gerade nicht, 
wie die Koalitionsvertreter im Komplex Schelklin-
gen, nur das als Ergebnis der Untersuchung aner-
kannt, was den unterstellten parteipolitischen Ab-
sichten entspricht. 

(Abg. Dr. Carstens [Fehmarn] : Richtig!) 

Im Gegensatz zu den der Koalition angehörenden 
Mitgliedern sind wir allerdings der Überzeugung, 
daß diese Feststellung allein nicht den vollständigen 
Inhalt dessen wiedergibt, was das Ergebnis der 
Untersuchung ist. Wir sind darüber hinaus der Auf-
fassung, daß nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme 
der dringende Verdacht besteht, daß der Zeuge 
Wienand Steiner durch Zusage und Hingabe von 
mindestens 50 000 DM dazu veranlaßt hat, am 
27. April 1972 nicht für den Mißtrauensantrag der 
CDU/CSU-Fraktion zu stimmen. Wenn ich es richtig 
sehe, besteht innerhalb des Untersuchungsausschus-
ses hinsichtlich dieses Verdachtes im wesentlichen 
keine unterschiedliche Meinung, sondern die unter-
schiedliche Auffassung — der Kollege Kleinert hat 
dies dargelegt — liegt darin, daß die Mehrheit des 
Ausschusses die Ansicht vertritt, ein wenn auch noch 
so substantiierter und konkretisierter Verdacht, der 
nicht voll bewiesen sei, könne nicht Gegenstand der 
Berichterstattung sein. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Die Mehrheit des Untersuchungsausschusses will 
in Anwendung von Beweiswürdigungsgrundsätzen 
des Strafprozeßrechts nach dem Grundsatz „in dubio 
pro reo" ihre Feststellungen darauf beschränken, 
was nicht voll bewiesen sei. Diese Auffassung geht 
nach unserer Überzeugung am Untersuchungsauf-
trag vorbei. Aufgabe dieses Untersuchungsausschus-
ses ist es nicht gewesen und konnte es nicht sein, 
wie in einem Strafverfahren bestimmte Personen 
zu verurteilen oder freizusprechen und an eine 
eventuelle Schuldfeststellung Sanktionen zu knüp-
fen. Vielmehr war unsere Aufgabe, einen bestimm-
ten Sachverhalt so weit wie irgend möglich zu klä-
ren, und dieser Sachverhalt ist durch die Fragen 
des Einsetzungsbeschlusses umschrieben. 

Die Antwort auf die uns vom Bundestag gestell-
ten Fragen wäre nach dem Ergebnis der Beweisauf-
nahme sehr unvollständig, wenn wir nur feststellen 
wollten, daß nicht erwiesen ist, daß Wienand Steiner 
bestochen habe. Wir haben über diese Feststellung 
hinaus eine Reihe von Erkenntnissen gefunden, die 
wir bei einer vollständigen Beantwortung der uns 
von diesem Hohen Hause gestellten Fragen nennen 
müssen. 

Die Antwort auf die Frage, ob die Entscheidung 
des früheren Abgeordneten Steiner in unlauterer 
Weise beeinflußt wurde, wäre sehr verkürzt, wenn 
wir nicht auch sagten, daß die Beweisaufnahme eine 

Vielzahl von Tatsachen ergeben hat, die den Ver-
dacht dringend nahelegen, daß eine solche Beste-
chung tatsächlich stattgefunden hat. Deshalb geben 
die von der Ausschußmehrheit getroffenen Feststel-
lungen das Ergebnis der Untersuchung sehr unvoll-
ständig wieder. Wir halten es für unsere Pflicht, 
diesem Hohen Hause und der Öffentlichkeit die 
gesamten Feststellungen des Ausschusses vollin-
haltlich mitzuteilen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Nach Art. 44 des Grundgesetzes finden auf die 
Beweiserhebung des Untersuchungsausschusses die 
Vorschriften des Strafprozesses sinngemäß Anwen-
dung. Dies bedeutet aber nicht, daß die Bestimmun-
gen der Strafprozeßordnung auch auf die Frage an-
zuwenden sind, zu welchen Ergebnissen ein Unter-
suchungsausschuß zu kommen hat. Der Inhalt unse-
rer Feststellungen muß sich nach dem Untersu-
chungsauftrag bestimmen. Die Demokratie kann 
sich nicht mit der Feststellung begnügen, daß dieses 
und jenes nicht voll erwiesen ist, sondern sie braucht 
darüber hinaus die vollinhaltliche Bekanntgabe alles 
dessen, was in Erfüllung des Untersuchungsauftrags 
und wieweit es aufgeklärt werden konnte. Nur aus 
dieser weitestmöglichen Aufklärung entsteht für 
uns alle die Chance, das geschädigte Vertrauen in 
die parlamentarische Demokratie und in die demo-
kratischen Organe ein Stück weit zu reparieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dies heißt nicht — und ich sage dies, weil Sie uns 
das unterstellen wollen —, daß wir die bloße Speku-
lation, die bloße Verdächtigung zum Mittel der poli-
tischen Auseinandersetzung machen. Im Gegenteil, 
wir alle, meine Damen und Herren, wären mitein-
ander glücklich, wenn erwiesen wäre, daß in diesem 
Hohen Hause Entscheidungen nicht durch unlautere 
Mittel beeinflußt worden sind und daß niemand Mit-
glied dieses Hohen Hauses war oder ist, der sich 
solcher Mittel bedient. Aber genau dies ist nicht er-
wiesen, und für das Gegenteil besteht dringender 
Verdacht. 

Ich möchte auch hier nur die wichtigsten Punkte 
kurz ansprechen. Bei der Abstimmung über den Miß-
trauensantrag der CDU/CSU-Fraktion am 27. April 
1972 stimmten 247 Abgeordnete für diesen Antrag. 
Öffentliche Erklärungen von Abgeordneten der Koa-
lition begründeten die Annahme, daß nicht alle 246 
CDU/CSU-Abgeordneten für diesen Antrag gestimmt 
haben konnten. 

Der ehemalige Abgeordnete Steiner hat im Juni 
1973 in der Öffentlichkeit erklärt, er habe sich nach 
einer entsprechenden Vereinbarung mit Wienand 
bei dieser Abstimmung der Stimme enthalten und 
dafür 50 000 DM bekommen. Am Morgen des 
28. April, also am Tage nach der Abstimmung, hat 
Steiner auf sein Konto bei der Deutschen Bank in 
Bonn 50 000 DM eingezahlt. 

(Abg. Dr. Marx: Reiner Zufall!) 

Er hat angegeben, dies sei die Summe, die er am 
Vortag von Wienand für sein Verhalten bei der 
Abstimmung über das Mißtrauensvotum bekommen 
habe. 
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haben keinerlei Anhaltspunkte dafür ergeben — 
und  die Bundesanwaltschaft hat dieses heute vor-
mittag noch einmal bestätigt —, aus welchen ande-
ren Quellen dieses von Steiner auf sein Bankkonto 
eingezahlte Geld stammen könnte. 

Die Angaben Steiners zum Zeitpunkt der angeb-
lichen Geldübergabe sind durch die Aussagen einer 
Reihe von Zeugen widerlegt, die teils bezeugen, daß 
Wienand im fraglichen Zeitraum sich ständig an 
anderen Orten als in seinem Büro aufgehalten habe, 
teils aussagen, sie seien zu dieser Zeit im Büro 
Wienand gewesen und hätten dort weder Steiner 
noch Wienand gesehen. 

Diese Tatsache ist der einzige, zugleich entschei-
dende Punkt, an dem eine lückenlose Beweisführung 
hinsichtlich der von Steiner behaupteten Bestechung 
scheitert. Ich habe in meinem schriftlichen Bericht im 
einzelnen dargelegt, daß sowohl ein Irrtum Steiners 
als auch eine absichtlich wahrheitswidrige Angabe 
zum Zeitpunkt der Geldübergabe denkbar erschei-
nen. Diese Möglichkeiten drängen sich uns nicht 
deshalb auf, weil wir wider bessere Beweise gerne 
Herrn Wienand belasten wollten, sondern der Grund 
liegt einfach darin, daß, von diesem einen Punkt ab-
gesehen, alles andere ganz eindeutig dafür spricht, 
daß Wienand Steiner eben doch bestochen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die Darstellung des Zeugen Wienand war schon 
in sich unschlüssig und widersprüchlich. Er will am 
29. März nach Schelklingen gereist sein, um Steiner 
zu treffen, weil er erkunden wollte, ob Steiner für 
eine Stimmabgabe für die Ostverträge zu gewinnen 
sei. Danach will er Steiner erst wieder im Juni ge-
troffen haben. Und zwar hat er ihn dreimal im 
Krankenhaus in Godesberg besucht. In der Zwischen-
zeit habe es keinerlei Kontakte gegeben. Dabei fällt 
auf, daß Wienand zu einer Zeit, als die Abstimmung 
über die Ostverträge nicht unmittelbar bevorstand, 
nach Schelklingen flog, um mit Steiner über die Ost-
verträge zu sprechen. 

Als die Ostverträge zur Abstimmung kamen, will 
er mit Steiner nicht gesprochen haben. Im Kranken-
haus in Godesberg bei seinen drei Besuchen will 
Wienand Steiner besucht haben, weil es Gerüchte 
über ein zweites Mißtrauensvotum gegeben habe. 
Als das erste und einzige Mißtrauensvotum tatsäch-
lich eingebracht war, will Herr Wienand dagegen 
zu Steiner keinen Kontakt hergestellt haben. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Im übrigen, meine Damen und Herren, ist nach 
unserer Auffassung bewiesen, daß Steiner zumin-
dest am 8. Juni 1972 im Büro Wienand gewesen ist, 
was Zweifel sowohl auf die Glaubwürdigkeit der 
Aussagen Wienands als auch seiner Sekretärin wirft, 
die beide beteuert haben, Steiner sei nie in Wie-
nands Büro gewesen. 

Die Schilderung Wienands über seine Beziehun-
gen zu Steiner vermag auch nicht die Tatsache zu 
erklären, daß Wienand bei den Verhandlungen zwi-
schen Moersch und Steiner über einen Übertritt 
Steiners zur FDP als Berater hinzugezogen wurde. 
Diese Beiziehung Wienands setzt ein intimes Ver

-

trauensverhältnis voraus, das durch die Angaben 
Wienands zu seinen Beziehungen zu Steiner nicht 
erklärt werden kann. 

Hinzu kommt, daß Steiner vor seinem sogenann-
ten Geständnis in der Redaktion der Illustrierten 
„Quick" am 30. Mai 1973 gegen Mitternacht von 
München aus versucht hat, Herrn Wienand anzuru-
fen. Auch dies spricht für eine wesentlich engere 
Beziehung zwischen Steiner und Wienand, als sie 
von Wienand geschildert worden ist; man ruft ja 
schließlich nicht um Mitternacht noch einen wild-
fremden Menschen an. 

(Abg. Dr. Jenninger: So ist es!) 

Die Aussagen Steiners, daß es am 25. und 
26. April, also in den Tagen vor dem Mißtrauens-
votum, zwischen ihm und Wienand Kontakte gege-
ben habe, werden durch die Aussagen des Zeugen 
Baeuchle mittelbar bestätigt. Baeuchle muß auch 
bereits am 27. April, wie etwa der Zeuge Professor 
Schäfer und von Baeuchle geschriebene Briefe be-
weisen, der Ansicht gewesen sein, daß Steiner 
einer derjenigen war, die nicht für den Mißtrauens-
antrag gestimmt haben, und daß die Ursache für 
dieses Abstimmungsverhalten in einer Fortführung 
des von ihm, Baeuchle, vermittelten Gesprächs mit 
Wienand gelegen haben muß. Baeuchle hat dies in 
mehreren Briefen an Wienand zum Ausdruck ge-
bracht, ohne daß Wienand dem jemals widerspro-
chen hat. Ich will hier nur auf den einen von 
Baeuchle am 18. Mai 1972 an Wienand geschriebe-
nen Brief verweisen, der den Vermerk „vertrau-
lich" trägt, in dem Baeuchle — zwar in komplizen-
haft vorsichtiger Ausdrucksweise — eindeutig zum 
Ausdruck bringt, daß Steiner nach seiner, Baeuchles, 
Meinung einer weiteren Bestechung durch Wie-
nand zugänglich sein könnte. Baeuchle äußert in die-
sem Brief in konspirativer Vertraulichkeit die An-
sicht, Steiner könne einer weiteren persönlichen 
Initiative Wienands „aufgeschlossen" gegenüber-
stehen, wobei die „Voraussetzungen" allerdings be-
trächtlich seien, weil Steiner sich seines persön-
lichen Wertes bewußt sei und sich über die gewal-
tigen Nachteile beklagt habe, die für ihn mit einem 
Bruch mit der CDU verbunden seien. 

Wienand hat diesen Brief erhalten, zur Kennt-
nis genommen und richtig verstanden, was nicht zu-
letzt durch seine eigene frühere Aussage und durch 
den Versuch bewiesen ist, diesen Brief in einer spä-
teren Aussage als nicht in seinem Gedächtnis haf-
tend darzustellen. Wenn Wienand diesem Brief und 
den in ihm enthaltenen Feststellungen Baeuchles ge-
genüber Baeuchle nie widersprochen hat — Fest-
stellungen, die bedeuten, daß Wienand nach Baeuch-
les Meinung schon einmal Steiner bestochen hat-
te —, kann dies bei einem so umsichtigen Mann 
wie Wienand 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

kaum anders als damit erklärt werden, daß Wienand 
Baeuchle nicht widersprechen konnte, weil er Stei-
ner bestochen hatte und weil er wußte, daß Baeuch-
le dieses wußte. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. Car

-

stens [Fehmarn] : Erdrückendes Material!) 
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Meine Damen und Herren, es gibt eine Reihe von 
weiteren Punkten, die den Verdacht dringend nahe-
legen, daß Wienand den damaligen Abgeordneten 
Steiner am 27. April 1972 durch Zusage und Hin-
gabe von mindestens 50 000 DM unlauter beeinflußt 
hat. Der volle Beweis ist lediglich deshalb nicht er-
bracht, weil Steiners Angaben zum Zeitpunkt der 
Geldübergabe widerlegt sind. Wir meinen — dies 
ist der Unterschied zu den Kollegen der Koalition —, 
daß all diese Tatsachen und ihre Wertung mit zu 
dem gehören, was wir als Ergebnis der Untersu-
chung berichten müssen. Es geht uns — um dies zu 
wiederholen — nicht um die politische Auseinan-
dersetzung mit der in der Tat nicht akzeptierbaren 
Waffe der bloßen, diffamierend gezielten Verdäch-
tigung. Es geht nicht um die Frage, wer, wie und 
weswegen noch verdächtigt werden könnte, sondern 
es geht darum, daß sich in einem förmlichen, vom 
Grundgesetz vorgesehenen Verfahren zur Aufklä-
rung von Fragen, die der Deutsche Bundestag ge-
stellt hat, eine Reihe von Tatsachen und Anhalts-
punkten ergeben haben, die den Verdacht dieser Be-
stechung nahelegen. 

Der Abgeordnete Wienand wird hier auch nicht 
als „Unschuldiger" verfolgt. Die Märtyrerrolle des 
unschuldig Verfolgten steht Ihnen nicht zu. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sie selbst sind es gewesen, der die wesentlichen 
Ursachen gesetzt hat, die diesen dringenden Tat-
verdacht stützen. Der Abgeordnete Wienand hat 
am 29. März 1972 versucht, den Abgeordneten Stei-
ner zu bestechen. Er hat in der Folgezeit Kontakte 
zu Steiner weiter geführt, zu deren Inhalt und zeit-
lichem Ablauf er uns noch nicht einmal eine plau-
sible Erklärung angeboten hat. Er hat im Jahre 1972 
den damaligen Abgeordneten Baeuchle unwider-
sprochen in der Annahme gelassen, daß er tatsäch-
lich Steiner bestochen hatte. Warum hat Wienand 
dieser von Baeuchle erwiesenermaßen in Briefen, 
wohl auch mündlich geäußerten Vermutung nicht 
widersprochen, sondern sich statt dessen entspre-
chend den von Baeuchle geäußerten Wünschen für 
dessen Wiederwahl im Herbst 1972 eingesetzt? 

Der Abgeordnete Wienand hat in der Offentlich-
keit zahlreiche, nicht der vollen Wahrheit entspre-
chende Erklärungen über seine Beziehungen zu 
Steiner abgegeben. 

(Abg. Dr. Carstens [Fehmarn] : Sehr richtig!) 

Er hat sich vor dem Untersuchungsausschuß in zahl-
reiche Widersprüche verwickelt, und er hat an Stelle 
der geforderten Bekundung eigenen Wissens stän-
dig neue Entlastungskonstruktionen vorgetragen, 
die zu eigenen früheren Aussagen und zu denen 

,der anderen Zeugen ständig im Widerspruch stan-
den.  In das Zwielicht, in dem sich Herr Wienand 
befindet, hat er sich selbst gebracht. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Nach den Bestimmungen des Prozeßrechts kann 
ein Richter wegen der Besorgnis der Befangenheit 
abgelehnt werden, wenn ein Grund vorliegt, der 
geeignet ist, Mißtrauen gegen die Unparteilichkeit 
eines Richters zu rechtfertigen. Dasselbe gilt für den 

Sachverständigen, den Schiedsrichter, den Urkunds-
beamten und für Schöffen. Nach § 49 der Wirtschafts-
prüferordnung muß ein Wirtschaftsprüfer seine Tä-
tigkeit versagen, wenn bei der Durchführung eines 
Auftrags die Besorgnis der Befangenheit besteht. 

In allen diesen und weiteren Rechtsnormen kommt 
es nicht darauf an, ob eine tatsächliche Befangenheit 
oder Parteilichkeit gegeben ist, sondern für die 
Rechtsfolge reicht aus, daß aus der Sicht eines Drit-
ten ein vernünftiger Grund gegeben ist, eine solche 
Befangenheit zu besorgen. Entscheidender Gesichts-
punkt dieser gesetzlichen Regelungen ist, daß das 
Vertrauen in die Unparteilichkeit und Unbefangen-
heit des Richters oder des freiberuflich Tätigen ge-
schützt werden muß. Die Rechtsfolge knüpft sich 
nicht an die Verwirklichung des objektiven Tatbe-
standes im engeren Sinne, sondern schon an die 
Veranlassung des bösen Scheins; denn der böse 
Schein stört das notwendige Vertrauen. 

Meine Damen und Herren, was für Richter und 
freiberuflich Tätige gilt, muß entsprechend und erst 
recht für Mitglieder von Organen unseres freiheit-
lich-demokratischen Rechtsstaates gelten. 

(Zurufe von der SPD.) 

Das Vertrauen der Staatsbürger, daß demokratisch 
gewählte Volksvertreter nicht mit den Mitteln der 
Korruption arbeiten, ist nach meiner Überzeugung 
mindestens ebenso zu schützen wie das Vertrauen 
in die Unparteilichkeit von Richtern oder Wirt-
schaftsprüfern. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dieses Vertrauen und ich würde die Kollegen von 
der Koalition bitten, das doch einmal mit dem not-
wendigen Ernst zu überlegen — 

(Abg. Vogel [Ennepetal] : Das ist doch gar 
nicht zu erwarten!) 

in die Integrität unserer demokratischen Organe hat 
durch die zur Untersuchung gestellten Vorgänge 
Schaden gelitten. Das Ergebnis der Untersuchung ist, 
soweit sie sich auf Herrn Wienand bezieht, nach 
unserer Überzeugung — um das zu wiederholen —, 
daß einmal ein Bestechungsversuch nachgewiesen ist 
und daß zum anderen der Verdacht der unlauteren 
Beeinflussung dringend naheliegt. Durch die Fest-
stellung allein, daß dieser Verdacht nicht voll be-
wiesen sei, kann der eingetretene Vertrauensscha-
den nicht repariert werden. Der vernünftige Grund 
zur Besorgnis der Korruption aus der Sicht eines 
Dritten ist gegeben. 

Der Untersuchungsausschuß hätte, auch wenn er 
einstimmig bestimmte Sachverhalte als erwiesen 
gewertet hätte, nicht die Möglichkeit der Sanktionie-
rung. Nur die Betroffenen selbst können Konsequen-
zen ziehen. Tun sie dies nicht, setzt sich der Ver-
trauensverlust in unsere demokratische Organe fort. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich 
meine, wir sollten uns gemeinsam in diesem Hause 
darüber klar werden, daß die Verantwortung dessen, 
der in der Demokratie eine herausgehobene Stellung 
hat, um einiges weitergeht als die des Rechtsbre- 
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chers, dem strafrechtliche Sanktionen nur bei vollem 
Beweis seiner tatbestandsmäßigen Schuld drohen. 
Wenn wir unsere Verantwortung so eng sehen woll-
ten, gäbe sich diese parlamentarische Demokratie 
nach meiner Überzeugung selbst auf. 

Diese Grundsätze, meine Damen und Herren, 
haben die CDU/CSU-Mitglieder im Untersuchungs-
ausschuß auch genötigt, nach dem Ergebnis der Un-
tersuchung festzustellen, daß der Verdacht besteht, 
daß der Zeuge Professor Ehmke bei der Beschaffung 
des zur Bestechung Steiners erforderlichen Geldbe-
trages mitgewirkt hat. 

(Abg. Dr. Carstens [Fehmarn] : Hört! Hört! 
— Abg. Dr. Marx: 50 neue Tausend-Mark

-

Scheine!) 

— Ich nehme an, er kennt die Tatsachen. — Dieser 
Verdacht gründet sich im wesentlichen auf folgende 
Tatsachen. 

Nachdem bekanntgeworden war, meine Damen 
und Herren, daß Herr Ehmke als damaliger Chef des 
Kanzleramtes sich um diesen 27. April herum aus 
dem geheimen Verfügungsfonds des Kanzleramtes 
50 000 DM in bar verschafft hatte, 

(Abg. Stücklen: 50 000?) 

— 50 000 DM in bar! — mußten wir Herrn Ehmke 
nach Bestimmung und Verwendung dieses Geldes 
befragen. Er hat uns hierzu mitgeteilt, daß er diese 
50 000 DM am Morgen des 25. April — ich wieder-
hole: am Morgen des 25. April — angefordert habe. 
Er hat bei allen seinen Aussagen vor dem Unter-
suchungsausschuß darauf Bezug genommen, daß er 
Angaben nicht aus eigener Erinnerung, sondern nur 
auf Grund der vor der Vernehmung studierten Akten 
mache. 

Die Aussage, er habe diese 50 000 DM am Morgen 
des 25. April angefordert, machte Herr Ehmke zu 
einer Zeit, als jedermann davon ausging, daß Herr 
Steiner erst am Mittag des 25. April in Bonn ein-
getroffen war. Die Folgerung, Ehmkes 50 000 DM 
könnten mit Steiner nichts zu tun haben, drängte sich 
auf. Erst später stellte sich heraus, daß Steiner tat-
sächlich schon morgens mit dem Schlafwagenzug ein-
getroffen war. Vor allem aber stellt sich heraus, 
meine Damen und Herren, daß Ehmke die Auszah-
lungsanordnung über die 50 000 DM erst am 26. April 
unterzeichnet hatte, und zwar offenbar am späten 
Vormittag, denn die Abhebung bei der Bank erfolgte 
am Nachmittag. 

Natürlich mag Herr Ehmke das Geld vor der Un-
terzeichnung der formellen Auszahlungsanordnung 
schon mündlich angefordert haben, obwohl über-
raschen muß, daß zwischen der mündlichen Weisung 
und der Unterschrift mehr als 24 Stunden gelegen 
haben sollen in einer Zeit, in der dieser Regierung 
vielleicht noch 48 Stunden verblieben. Wenn aber 
Herr Ehmke sich bei seiner Aussage auf den Inhalt 
der Akten bezog, dann mußte er den Termin der 
Unterzeichnung der Auszahlungsanordnung nennen, 
denn dieser ergibt sich sicher aus den Akten, wohl 
aber kaum der Zeitpunkt, zu dem er möglicherweise 
eine mündliche Weisung an einen Beamten des 
Kanzleramtes gegeben hat. Deshalb, meine Damen 

und Herren, hat Herr Ehmke in vollem Ernst vor 
dem Untersuchungsausschuß die Unwahrheit gesagt, 
und er hat damit den Verdacht begründet, an der 
Beschaffung der Bestechungssumme mitgewirkt zu 
haben. 

(Abg. Seiters: Hört! Hört!) 

Zum anderen, meine Damen und Herren, hat Herr 
Ehmke ausgesagt, er habe diese 50 000 DM angefor-
dert, um noch eingegangene Zusagen für den Fall 
eines erfolgreichen Mißtrauensvotums aus dem Ver-
fügungsfonds einlösen zu können. Er habe die Sum-
me aber erst — und in verschiedenen Teilbeträgen — 
ab Mitte Mai ausgegeben. Bis dahin habe das Geld 
unberührt und nur unter seiner Verfügung in seinem 
Panzerschrank gelegen. Die Frage, warum er denn 
das Geld bei dieser Zweckbestimmung fürsorglich 
nicht schon vor der Abstimmung im Bundestag am 
27. April ausgezahlt habe, hat er damit beantwortet, 
dazu wäre noch nach einem erfolgreichen Miß-
trauensvotum Zeit geblieben. 

Ich will hier nicht erörtern, ob eine Verfügung 
über den Geheimfonds des Kanzleramtes nach einem 
Sturz der Regierung rechtlich noch möglich gewesen 
wäre und ob sie, wenn rechtlich möglich, politisch 
stilvoll wäre. An beidem lassen sich Zweifel anmel-
den. Ich muß aber darauf hinweisen, daß der allein 
zur Prüfung dieses Verfügungsfonds berechtigte Prä-
sident des Bundesrechnungshofs ausgesagt hat, er 
habe sich am 27. April in Bonn bereit gehalten, um 
sofort — ich betone: sofort — nach einem erfolg-
reichen Mißtrauensvotum im Kanzleramt diese Prü-
fung vorzunehmen, damit übergeben werden kann. 
Als ich Herrn Ehmke dies vor dem Untersuchungs-
ausschuß vorhielt und die Frage anschloß, wie er 
denn angesichts dieser sich unmittelbar anschließen-
den Prüfung seine Verpflichtung noch hätte erfüllen 
wollen, hat er sinngemäß ausgesagt, er hätte dann 
eben den Präsidenten noch einmal weggeschickt und 
ihm gesagt, er solle in zwei Stunden wiederkommen. 

(Heiterkeit) 

Herr Ehmke hat — man muß sich das einmal 
genau überlegen, meine Damen und Herren — diese 
Aussage gemacht, nachdem in seiner Anwesenheit 
der Präsident des Bundesrechnungshofes sehr zu 
Recht erläutert hatte, daß die Prüfung dieses Verfü-
gungsfonds besonderes Vertrauen erfordere, Ver-
trauen in die Person des Prüfers, Vertrauen aber 
auch in die Person des zu Prüfenden. Ich füge hinzu: 
Die Existenz dieses Verfügungsfonds, die ich bejahe, 
erfordert besonderes Vertrauen auch in die Person 
des Verfügungsberechtigten. Dieses Vertrauen der 
Öffentlichkeit in die Person der Verfügungsberech-
tigten hat der Zeuge Ehmke mit dieser Aussage vor 
dem Untersuchungsausschuß des Deutschen Bundes-
tages geradezu mit Füßen getreten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Man stelle sich einmal vor: der Kanzleramtschef 
einer eben gestürtzten Bundesregierung schickt den 
zur Prüfung des Verfügungsfonds erschienenen Prä-
sidenten des Bundesrechnungshofes erst noch einmal 
weg, weil er dieses Geld erst noch ausgeben will. 

Wir alle sollten gemeinsam in diesem Hause der 
Überzeugung sein, daß ein solches Verhalten in 
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einem demokratischen Rechtsstaat nicht denkbar 
sein darf, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und weil es nicht denkbar sein darf, müssen wir 
auch diese Aussage des Zeugen Ehmke für unglaub-
würdig halten. Ich weiß, daß es manche gibt, die 
Herrn Ehmke auch das noch zutrauen. Für uns aber 
ergibt sich aus dieser Aussage der Verdacht, daß 
Ehmke mit 50 000 DM — und sei es im Wege der 
Zwischenfinanzierung — bei der Beschaffung der 
Bestechungssumme mitgewirkt hat. 

Wenn Herr Ehmke diese Beweiswürdigung in 
einer Presseerklärung der vergangenen Woche als 
Ausdruck eines verkommenen parlamentarischen 
Stils bezeichnet hat, 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

dann muß man die Frage stellen, wer hier eigentlich 
verkommen ist. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir alle in diesem Hause, auch der Herr Bundes-
kanzler, sollten das Protokoll der Vernehmung des 
Zeugen Ehmke noch einmal nachlesen, um zu erken-
nen, wer diesen Staat verkommen läßt. 

(Zurufe von der SPD.) 

Ich sage auch mit allem Nachdruck, Herr Minister 
Ehmke, und mit allem Ernst für alle der CDU/CSU 
angehörenden Mitglieder des Untersuchungsaus-
schusses, daß wir uns diese Art von Diffamierung 
verbitten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir haben kaum noch mit Erheiterung zur Kenntnis 
genommen, daß von Herrn Wienand herausgege-
bene Presseerklärungen die Arbeit des Unter-
suchungsausschusses störend begleiteten. Über diese 
Art von Geschmacklosigkeit diskutieren wir nicht, 
die spricht gegen sich selbst. Aber wir brauchen 
uns von Herrn Ehmke nicht über demokratischen 
Stil belehren zu lassen. 

(Abg. Dr. Probst: Ganz und gar nicht!) 

Wenn Sie, Herr Minister Ehmke, und einige Ihrer 
Freunde mit der parlamentarischen Demokratie sich 
so viel Mühe gegeben hätten, wie wir im Unter-
suchungsausschuß dies getan haben, um den von 
Ihnen mit angerichteten Schaden durch eine vor-
urteilsfreie und rückhaltlose Aufklärung zu reparie-
ren, dann stünde es um das Ansehen dieses Parla-
ments besser. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. 
Marx: Sehr gut!) 

Die Arbeit unseres Untersuchungsausschusses 
war nicht leicht, und sie ist uns auch nicht leicht 
gemacht worden. Vielleicht war der Start dieses 
Ausschusses schon ein bißchen überladen mit viel 
Erwartungen, auch mit zu viel parteipolitischen 
Spekulationen. Das hochgespannte Interesse der 
Öffentlichkeit, genährt auch durch spektakuläre Be-
gleitumstände, war kaum in Übereinstimmung zu 
bringen mit der Mühsal der öffentlichen Ermittlun-
gen, von denen auch Herr Kollege Kleinert gespro-
chen hat. Der verständliche Wunsch nach schnellen  

und gewissermaßen plakativen Ergebnissen war 
nicht zu erfüllen, und ich glaube, daß dies nicht nur 
an der Unzulänglichkeit der Ausschußmitglieder lag. 
Auch die Verfahrensbestimmungen, über deren Re-
form wir werden nachdenken müssen, sind hieran 
nicht allein schuld. 

(Abg. Vogel [Ennepetal]: So ist es!) 

Die Schwierigkeiten, einen Komplex wie den zur 
Untersuchung stehenden aufzuklären, werden bei 
jedem Verfahren, wie zahlreiche Erfahrungen der 
Prozeßgeschichte beweisen, eine subtilere Arbeit 
erfordern und differenziertere Ergebnisse liefern, 
als dies in Zeitungsüberschriften faßbar ist. 

Das Fehlen einer eigenen Vorermittlungsbehörde, 
die dem Untersuchungsausschuß den Sachverhalt 
nach Art einer Staatsanwaltschaft hätte aufbereiten 
können, hat uns in großem Maße von Ermittlungen 
insbesondere von Journalisten abhängig gemacht. 
Vieles kam durch die Hilfe der Presse erst zutage, 
und ich meine, der Deutsche Bundestag vergibt sich 
nichts, wenn wir an dieser Stelle auch einmal allen 
danken, die bei der Aufklärung mitgeholfen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. Marx: 
Sehr wahr!) 

Wir haben erfahren müssen, daß darin auch die 
Gefahr des Mißbrauchs steckte, und wir haben 
öfters Versuchen wehren müssen, den Ausschuß 
in die eine oder andere Richtung spekulativer Sei-
fenblasen in die Irre zu führen. 

Schlimmer aber als diese Versuche waren die 
Störmanöver aus diesem Hause selbst. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Daß die SPD-Fraktion zu Beginn des Verfahrens 
schon — das offenbar gewünschte Ergebnis vorweg-
nehmend — ihrem Fraktionsgeschäftsführer Wie-
nand das Vertrauen aussprach, war nicht nur pein-
lich. Diese Vertrauenserklärung hat zugleich die 
Chance, gemeinsam mögliche Mißstände ohne par-
teipolitische Rücksichtnahme aufzuklären, entschei-
dend verringert. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die Solidarität der SPD-Fraktion mit Wienand ohne 
Kenntnis des Untersuchungsergebnisses mußte die 
Befürchtung nahelegen, daß diese Solidarität zu 
gelten 'hatte, was immer auch tatsächlich zwischen 
Wienand und Steiner gewesen sein mag. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Daß Herr Wehner als Zeuge vor dem Untersu-
chungsausschuß sein politisches Schicksal bedin-
gungslos mit dem von Herrn Wienand verband, in-
dem er seinen Rücktritt für den Fall ankündigte, 
daß Wienand überführt würde, regt zu allerhand 
Gedanken an. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Vor allem aber verstärkte diese Aussage, Herr 
Wehner, den Zwang für Ihre Fraktion, sich mit 
Wienand zu solidarisieren. Wer Wienand belastete 
oder wer gegen Wienand ermittelte, der stand da-
mit — das war wohl gewollt — gegen Wehner und 
gegen die ganze SPD. Diese Art von Solidarisierung 
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mit Wienand hat unsere Arbeit erschwert und be-
lastet, und sie hat diesem Parlament und diesem 
demokratischen Rechtsstaat geschadet. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Sehr wahr! 
bei der CDU/CSU.) 

Daß die SPD-Fraktion in diesem Zusammenhang 
Herrn Wienand für seine umsichtige Arbeit — 
meine Damen und Herren, ich wiederhole: umsich-
tige Arbeit — gedankt hat, war nicht nur der Gipfel 
der Geschmacklosigkeit, sondern es klang nach einer 
zynischen Verhöhnung aller Versuche, mögliche Ko-
ruption in diesem Hause aufzuklären und zu be-
kämpfen. 

Die Zahl der Ablenkungsversuche während die-
ses Verfahrens zu beschreiben, würde den zeitlichen 
Rahmen dieser Debatte sprengen. Die Art indes-
sen, wie unter der Verantwortung des Staatssekre-
tärs Grabert versucht wurde, den Kollegen Marx 
mit einer Mitwisserschaft an den angeblichen Be-
ziehungen Steiners zu Nachrichtendiensten der DDR 
in der Öffentlichkeit zu belasten, muß erwähnt wer-
den — nicht nur, weil der Bundeskanzler offenbar 
eine bemerkenswert geschickte Hand in der Aus-
wahl des jeweiligen Chefs seines Kanzleramtes hat. 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

Herr Kollege Wischnewski, Sie können sich ja viel-
leicht im Anschluß einmal mit der Aussage des 
Vizepräsidenten des BND, Plötz, auseinandersetzen, 
der doch wohl ausgesagt hat, daß man sogar disku-
tiert habe, ob man Marx nennen und Moersch nicht 
nennen soll, obwohl von Herrn Hauschildt angege-
ben worden war, daß Herr Steiner beide in gleicher 
Weise als Gewährsleute benannt habe. Den einen, 
den Kollegen Marx, hat man genannt; den anderen, 
den Staatssekretär Moersch, hat man nicht genannt. 
Der Vizepräsident Plötz war liebenswürdig genug, 
zuzugeben, daß man darüber noch ausdrücklich 
diskutiert hatte, daß man es so und nicht anders 
machen wollte. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU. — Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, klarer als in diesem 
Falle läßt sich die Manipulation öffentlicher Unter-
richtung selten nachweisen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Unglaublich!) 

Diese Manipulation erfolgte in der unmittelbaren 
Verantwortung des Bundeskanzleramts. 

Die Bundesregierung muß sich auch fragen lassen, 
warum sie Herrn Ehmke nicht für die erwähnten 
50 000 DM von der Geheimhaltungspflicht entbun-
den hat. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Herr Ehmke berief sich bei der Verweigerung von 
Angaben, wozu diese 50 000 DM aus dem Verfü-
gungsfonds dienten, auf diese Verschwiegenheits-
pflicht. Die Bundesregierung hätte ihn davon entbin-
den können; sie hätte damit die Arbeit des Unter-
suchungsausschusses fördern können. Sie hat beides 
nicht getan. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie hat heute 
noch die Möglichkeit!) 

Erschwert wurde die Aufklärungsarbeit des Unter-
suchungsausschusses auch durch die Tatsache, daß 
die Ausschußmehrheit unsere Anträge, Zeugen zu 
vereidigen, zunächst immer zurückstellte und am 
Ende pauschal ablehnte. 

(Abg. Stücklen: Warum wohl?!) 

Wir sind der Auffassung, daß diese Haltung der 
Mehrheit des Untersuchungsausschusses geltendes 
Recht verletzt hat; denn nach der Strafprozeßord-
nung, auf die Art. 44 des Grundgesetzes verweist, 
müssen Zeugen vereidigt werden, sofern nicht ge-
setzliche Ausnahmegründe gegeben sind. Entschei-
dend aber ist in diesem Zusammenhang, daß durch 
die Nichtvereidigung aller Zeugen eine Möglichkeit 
des Verfahrensrechtes, der Wahrheit näher zu kom-
men, nicht ausgeschöpft wurde. Herr Kollege Klei-
nert, ich empfehle Ihnen, einmal die Erfahrungen 
des Untersuchungsausschusses in Berlin nachzulesen, 
die in diesen Tagen in der Presse veröffentlicht wor-
den sind und wo man gerade feststellt, daß eben die 
Vereidigung der Wahrheitsfindung dienen kann. 
Diese Möglichkeit haben Sie nicht ausgeschöpft, und 
Sie haben damit der Arbeit des Ausschusses ge-
schadet und dem Ansehen des Ausschusses und dem 
Ansehen dieses Parlaments keinen Dienst erwiesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD. — Abg. Kleinert: Ich dachte, Sie 

meinten den Spielbankprozeß!) 

— Ich beziehe mich auf die aktuellen Meldungen, 
Herr Kollege Kleinert, und ich empfehle Ihnen, die 
Zeitungen gelegentlich zu lesen. 

Meine Damen und Herren! Wir alle haben immer 
wieder Mühe gehabt, uns klarzumachen, daß dieser 
Untersuchungsausschuß, sein Gegenstand und sein 
Verfahren nicht in erster Linie eine Sache des par-
teipolitischen Streits sein kann, sondern daß es hier 
um unsere gemeinsame Verantwortung für diesen 
Staat und für dieses Parlament geht. Ich habe schon 
gesagt, daß es in diesem Verfahren keine Gewinner 
geben kann; wir alle sind miteinander die Verlierer. 
Ich meine, daß in diesem Hause die Einsicht in demo-
kratische Gemeinsamkeit größer werden muß. Bei 
allem politischen Streit kann uns miteinander nicht 
unberührt lassen, daß das Ansehen dieses Parla-
ments gesunken ist und weiter zu sinken droht. Die 
diesem Untersuchungsausschuß zugrunde liegenden 
Vorgänge haben dazu erheblich beigetragen, und 
deshalb sollten wir etwa die angelsächsischen Demo-
kratien zum Vorbild nehmen, in denen bei der Auf-
klärung möglicher Mißstände die parteipolitische 
Bindung viel stärker zurücktritt, als dies bei uns der 
Fall gewesen ist. 

Das gefährdete Ansehen dieses Parlaments nährt 
Befürchtungen über eine strukturelle Krise der par-
lamentarischen Demokratie. Der Bundeskanzler hat 
öffentlich darüber nachgedacht, ob dieser Staat noch 
regierbar sei — obwohl ich meine, daß die Schwie-
rigkeiten des Bundeskanzlers mehr mit der Regie-
rungsunfähigkeit seiner Regierung als mit der Re-
gierbarkeit des Staates zu tun haben. 

(Sehr gut! und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Aber die schwindende Autorität dieses Staates und 
der demokratischen Organe muß uns Sorgen berei- 
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ten. Die Vorgänge, die wir in diesem Bericht dar

-

legen, haben zu diesen Sorgen beigetragen. Das 
Zwielicht, das bleibt, wirkt in dieser Richtung fort. 

Das Ansehen dieser Demokratie kann mit Re-
präsentanten, denen ein Bestechungsversuch nach-
gewiesen worden ist oder die begründeten Anlaß 
zum Verdacht geben, sich unlauterer Mittel bedient 
zu haben, nicht gestärkt werden. Dies müssen wir 
jenseits parteipolitischer Überlegungen miteinander 
erkennen. Es kann hier keine Aufrechnung geben, 
sondern wir müssen gemeinsam Konsequenzen zie-
hen aus den Feststellungen, die wir in einem rechts-
staatlichen, förmlichen Verfahren treffen mußten. 
Der Schaden ist groß genug. Die Betroffenen sollten 
daraus die Konsequenzen ziehen und ihren Hut neh-
men. Auch der Bundeskanzler für den Minister sei-
ner Regierung und die SPD-Fraktion für ihren Ge-
schäftsführer sind aufgefordert, sich ihrer Verant-
wortung bewußt zu werden und falsche Solidarität 
aufzugeben. 

(Beifall hei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren! Dieser Untersuchungs-
ausschuß wird — Hornberger Schießen hin oder her, 
Herr Kollege Kleinert! — seinen Sinn dann doch er-
füllen, wenn wir das Ergebnis dieser Untersuchung 
als Appell an uns alle verstehen, unsere Verant-
wortung für dieses Parlament und für diesen Staat 
ernst zu nehmen. 

(Sehr gut! und anhaltender, lebhafter Bei

-

fall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Wehner, wünschen Sie das Wort? 

(Abg. Wehner: Jawohl!) 
— Bitte sehr! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Der große Mei

-

ster!) 

Wehner (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich gedenke zwar nicht, in diese Pole-
mik zu verfallen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ach!) 

aber die Behauptungen des Herrn Schäuble geben 
mir Anlaß zu folgenden Feststellungen, die ich hier 
namens der sozialdemokratischen Bundestagsfrak-
tion treffe. 

In der Drucksache 7/1803 befindet sich auf Seite 9 
unter Punkt 2 Buchstabe a die Feststellung, daß der 
Untersuchungsausschuß folgenden Antrag der Ab-
geordneten Kleinert und Dr. Schäuble einstimmig 
angenommen hat: 

Es wird festgestellt, daß die Behauptung des 
Zeugen Steiner nicht erwiesen ist, der Zeuge 
Wienand habe im Zusammenhang mit der Ab-
stimmung über das konstruktive Mißtrauens-
votum den Zeugen Steiner durch Hingabe von 
50 000 DM in unlauterer Weise beeinflußt. 

(Abg. Seiters: Lesen Sie auch Buchstabe c!) 

Auf derselben Seite steht unter Nr. 3: 

Er nahm einstimmig folgenden Antrag der Ab

-

geordneten Kleinert und Dr. Schäuble an: 

Es wird festgestellt, daß nicht erwiesen ist, daß 
einer oder mehrere der vom Ausschuß ver-
nommenen Zeugen versucht hat, den Zeugen 
Steiner im Zusammenhang mit seinem erörter-
ten Fraktionsaustritt unlauter zu beeinflussen. 

(Abg. Seiters: Lesen Sie  auch Buchstabe c!) 

Ich stelle vor dem Plenum des Deutschen Bundes-
tages diese beiden einstimmig gefaßten Beschlüsse 
den Unterstellungen und den Tatsachenbehauptun-
gen des Herrn Schäuble gegenüber! 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Seiters: Buchstabe c! Sie müssen das andere 

auch vorlesen!) 

Ferner: Sie werden von mir nicht erleben, daß ich 
Ihnen in einem Hexenprozeß zum Opfer falle. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie dürfen das 
nicht einseitig darstellen!) 

In dem Bericht, aus dem ich eben zitiert habe, wer-
den beide Feststellungen als einstimmig getroffen 
aufgeführt. Was Sie wollen — das ist meine einzige 
Bemerkung —, ist, daß Sie dennoch nachträglich 
Hexenprozeß und Hexenjagd gegen einige weiter-
hin führen wollen. 

Dazu habe ich Ihnen folgendes zu erklären, weil 
Sie sich da auf meine Aussagen als Zeuge berufen 
haben. In dem Protokoll der 13. Sitzung des ersten 
Untersuchungsausschusses vom Freitag, dem 20. Juli 
1973, heißt es — — 

(Abg. Dr. Marx: Herr Schäfer, das Proto

-

koll haben Sie mir nicht gegeben! Wieso 
habe ich das nicht bekommen? — Gegenruf 

des Abg. Dr. Schäfer [Tübingen].) 

— Ich gebe hier nur wieder, was darin steht. Sie 
waren nicht dabei. Ich habe hier das Recht, diese 
Feststellung zu treffen, auch wenn Sie Marx heißen. 
— Laut Seite 13/10 des Protokolls habe ich gesagt: 

... will ich hier von vornherein sagen, daß ich 
davon ausgehe, daß weder ich noch jemand, der 
unter meiner Verantwortung als Fraktionsvor

-

sitzender handelte oder zu handeln meinte, den 
Versuch gemacht hat, Abgeordnete zu kaufen 
oder abzuwerben. Daß heißt, das bedeutet auch, 
nicht einen unserer eigenen Abgeordneten an 
einer Abstimmung zu hindern oder ihn, auf eine 
bestimmte Art abzustimmen, festzulegen. 

Auf Seite 13/27 finden sich folgende Bemerkun-
gen. Auf die Frage des Herrn Kleinert habe ich 
dort geantwortet: 

Auf mich kann sich niemand berufen, wenn es 
sich um Vollmachten zur Auszahlung von Geld-
beträgen, in welcher Höhe immer, handelt. 
Wenn jemand dieses getan haben sollte, so wäre 
das ein Vertrauensbruch und müßte von mir, 
wenn sich das hinter meinem Rücken abgespielt 
haben sollte, dadurch beantwortet werden, daß 
ich mein Amt, d. h. meine Pflichten und Auf-
gaben als Vorsitzender der SPD-Bundestags-
fraktion zurückgegeben hätte oder zurückge-
ben würde in die Hände der Fraktion. 

Auf Seite 13/84, also desselben Protokolls, kön-
nen Sie lesen und kann jeder lesen — die Proto- 
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kolle liegen ja, wie wir auch hier gehört haben, 
aus —, daß ich auf die Frage des Abgeordneten 
Sieglerschmidt folgendes erklärt habe: 

Ich wollte, daß wir diejenigen, bei denen es 
erkennbare Schwierigkeiten gab, 

— es handelt sich um Gespräche — 

soweit es geht, auf anständige Weise davon 
überzeugen, daß sie ihre Meinung hei Abstim-
mungen zum Ausdruck bringen können, ohne 

,die Fraktion zu verlassen — dafür gibt es kon-
krete Beispiele —, oder daß man, da sie mein-
ten, sie seien zu kurz mit Aufgaben gekommen, 
ihnen dazu half, Aufgaben zu bekommen. Nur, 
mehr nicht. Ich habe vorhin gesagt: Wenn je-
mand unter Berufung auf mich versucht haben 
sollte, andere zu kaufen, mit Geld abzuwerben, 
dann würde ich dies als ein Hintergehen be-
trachten, das ich nur dadurch beantworten 
könnte, daß ich der Bundestagsfraktion der SPD 
meine Verantwortung als Vorsitzender der 
Fraktion zurückgäbe. 

Laut Seite 13/107 hatte ich ein weiteres Mal An-
laß, auf Fragen des Abgeordneten Sperling nach dem 
Grad meines Vertrauens zu anderen zu erklären: 

Blind bin ich überhaupt nicht, vor allen Dingen 
nicht in meinem Vertrauen. Ich habe eine Ver-
antwortung gegenüber der ganzen Fraktion. 
Ich habe mich heute wiederholt dazu geäußert, 
wie ich mich verhalten würde, wenn mein eige-
nes Vertrauen getäuscht würde oder worden 
sein sollte. Meinungsverschiedenheiten über ein 
voraussichtliches Abstimmungsergebnis — wie 
gesagt, ich habe an keinen Kannegießereien 
teilgenommen. Das ist überhaupt nicht meine 
Art. 

Ich lese das hier deshalb vor, um zu Protokoll zu 
geben, was in diesem Protokoll des Untersuchungs-
ausschusses steht. Ich habe das deswegen getan, um 
im Gegensatz zu dem Herrn Schäuble festzustellen: 
Das einzig Feststehende an der Sache mit den 
50 000 DM ist, daß ein damaliger Abgeordneter 
namens Steiner am 28. April 1972 diesen Betrag auf 
ein Bankkonto einzahlte und ihm offenbar sehr viel 
daran gelegen war, daß das sofort allgemein bekannt 
wurde. Das ist die einzige Tatsache! 

(Lachen bei der CDU/CSU. — Abg. Seiters: 
Das glauben Sie doch selber nicht!) 

Ich sage das deshalb, weil hier gesagt wurde, man 
hätte mit Stangen im Nebel herumgefuchtelt. — 
Nein, das ist der eingeschlagene Pflock, und um 
diesen herum ist der Trampelpfad Ihrer Verdächti-
gungen, Ihrer Behauptungen, Ihrer Unterstellungen, 
Ihrer Verleumdungen und Schlimmerem entstanden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Seiters: Von Ehmke! — Zurufe von 

der CDU/CSU.) 

Ich habe zum Schluß nur zu erklären: Die sozial-
demokratische Bundestagsfraktion verwahrt sich mit 
Empörung 

(Oh-Rufe von der CDU/CSU) 

gegen jene Schlußfolgerung des Herrn Schäuble, 
es sollten zwei ihrer Mitglieder den Hut nehmen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Erneute Zurufe von der CDU/CSU.) 

Ihr Verhalten wird eines Tages auch von anderen 
als das erkannt werden, was es bedeutet, und was 
es von Ihnen selbst und Ihren Absichten aussagt. 
Wir stellen uns hinter beide. Ich sage Ihnen aus-
drücklich: Sie werden uns nicht auseinanderhetzen 
oder -schießen! 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Zuruf von der CDU/CSU: Das reinste Ge

-

wissen, das ich je erlebt habe! — Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, zuerst möchte ich Sie bitten, diese so schwie-
rigen Beratungen durch Ruhe zu begleiten. 

(Beifall bei der SPD.) 

Sodann möchte ich annehmen, Herr Abgeordneter 
Wehner, daß Sie mit dem Wort „Verleumdungen" 
keine Mitglieder dieses Hauses gemeint haben. 

(Abg. Vogel [Ennepetal] : Natürlich! Was 
denn sonst? — Abg. Stücklen: Etwa die 
Galerie da oben? — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU: Wen denn sonst?) 

Ich erteile das Wort dem Abgeordneten Siegler-
schmidt. 

Sieglerschmidt (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Kollege Schäuble hat sich 
die Toga desjenigen umgeworfen, der für das An-
sehen des Parlaments kämpft und auf der Suche 
nach der Wahrheit ist. Aber was hat er in Wirk-
lichkeit die ganze Zeit getan? — Er hat eine partei-
politische Rede gehalten, um die Bundesregierung 
und die Koalition zu attackieren, 

(Zustimmung bei der SPD) 

wo er konnte, mit allen Mitteln, mit guten und auch 
mit sehr schlechten Mitteln, mit vertretbaren und 
auch nicht vertretbaren Mitteln. 

(Abg. Rawe: Mit guten Mitteln, ja, das sa

-

gen Sie wohl! — Abg. Franke [Osnabrück]: 
Mit guten!) 

— Ich sagte: mit vertretbaren, aber auch — ich will 
es Ihnen ganz genau sagen, verehrter Herr Kol-
lege — mit wahrheitswidrigen Mitteln. Ich werde 
nachher darauf zu sprechen kommen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

rufe von der CDU/CSU.) 

— Ja, ich komme darauf zu sprechen, warten Sie mal 
ruhig ab. 

Der Untersuchungsausschuß, der Ihnen heute sei-
nen Bericht vorlegt, wurde zur Aufklärung von Vor-
gängen eingesetzt, deren Ausgangspunkt nicht in 
den Tagen um den 27. April 1972, den Tag des kon-
struktiven Mißtrauensvotums, liegt, sondern sehr 
viel früher. Gewiß: Weder das Grundgesetz noch ein 
einfaches Gesetz noch die Geschäftsordnung dieses 
Hauses verbieten es der Opposition, knappe Mehr- 
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heitsverhältnisse im Bundestag dadurch umzukehren, 
daß sie Abgeordnete aus dem Regierungslager zu 
sich herüberzieht. 

Dabei soll hier völlig unerörtert bleiben, auf 
welche Weise diese Übertritte zustandegekommen 
sind. Aber auch wenn man unterstellte, daß hier 
alles mit rechten Dingen zugegangen ist, widerspre-
chen Übertritte dieser Art — mindestens dann, wenn 
sie die Mehrheitsverhältnisse verändern können 
oder gar sollen — dem Geist der repräsentativen 
parlamentarischen Demokratie. Es entstand damals 
eine Atmosphäre der Gerüchte und Verdächtigungen, 
die der Zweideutigkeit Vorschub leistete. 

Es sei mir gestattet, schon an dieser Stelle eine 
Bemerkung zu einem der vom Ausschuß untersuch-
ten Vorgänge einzuschieben. Was sich in Schelk-
lingen abgespielt hat, kann nur richtig gewürdigt 
werden, wenn man sich diese damalige Atmosphäre 
der Zweideutigkeit vergegenwärtigt. 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

— Sie werden gleich nicht mehr lachen! — Viele 
von uns, und ich gehöre auch dazu, können sich 
sicherlich erinnern, daß in jenen Monaten Ge-
spräche mit Ihnen geführt wurden, die zu Mißdeu-
tungen Anlaß geben konnten, bei denen man nicht 
genau ausmachen konnte oder sollte, wo Scherz 
oder Provokation endeten und wo das Angebot 
zum Übertritt unter den oder jenen Bedingungen 
begann. Dies, meine Damen und Herren — und 
darum geht es —, war die Atmosphäre damals: daß 
jeder mit jedem sprach und daß es sehr schwer aus-
zumachen war — und darum geht es auch uns hier 
in unserer Beweiswürdigung —, wo die Grenzen zu 
ziehen sind. Sie schließen hier einfach Dinge aus 
dem Ergebnis der Beweisaufnahme, die sich daraus 
nicht schließen lassen. 

Aber nicht um deutlich zu machen, unter wel-
chen Umständen der Besuch in Schelklingen statt-
fand, habe ich die Übertritte der Jahre 1970 bis 
1972 ins Gedächtnis gerufen. Diese Vorgeschichte 
mußte erwähnt werden, weil ohne sie die Stimm-
abgabe des Herrn Steiner überhaupt nicht jene Be-
deutung hätte erlangen können, die sie fragwürdig 
— im Sinne des Wortes — und damit zum Unter-
suchungsgegenstand dieses Ausschusses werden 
ließ. 

Dabei müssen wir uns bewußt sein, daß wir nicht 
einmal ein gesichertes Wissen darüber haben kön-
nen, ob Herr Steiner, der als Zeuge im Unter-
suchungsausschuß so oft die Unwahrheit gesagt hat, 
tatsächlich so abgestimmt hat, wie er behauptet. 
Denn die Abstimmung über das konstruktive Miß-
trauensvotum ist ja bekanntlich nach unserer Ge-
schäftsordnung geheim. 

Es wäre sicherlich sehr reizvoll, an diesem Punkt 
Erwägungen darüber anzustellen, welche Anhalts-
punkte im Anschluß an die ermittelten Tatsachen 
für eine Stimmabgabe Steiners zugunsten eines 
Kandidaten der Opposition sprechen könnten. Wir 
haben jedoch im Gegensatz zum Vorgehen der Min-
derheit bewußt darauf verzichtet, Spekulationen an-
zustellen, die vom Ergebnis der Beweisaufnahme 

nicht gedeckt sind — obwohl es da manche inter-
essante Überlegungen gibt. 

Hier muß nochmals nachdrücklich betont werden, 
daß alle Beweisbeschlüsse im Ausschuß einver-
nehmlich gefaßt worden sind. Die Regeln, die für die 
Beweiserhebung nach dem Einsetzungsbeschluß des 
Bundestages galten, gaben der Minderheit die Mög-
lichkeit, jeden Zeugen laden zu lassen, dessen Ver-
nehmung sie zur Aufklärung des Sachverhalts für 
erforderlich hielt, sowie alle in Frage kommenden 
Unterlagen heranzuziehen. Es muß aber hinzuge-
fügt werden, daß die Ausschußmehrheit auch nie-
mals den Versuch gemacht hat, die Minderheit in 
der Ausübung dieses Rechts zu behindern. In dem 
Bestreben, den Sachverhalt so umfassend wie mög-
lich aufzuklären, waren sich die Ausschußmitglie-
der einig; das möchte ich hier auch ausdrücklich 
feststellen. 

Man sollte nun aber nicht durch Bemerkungen, 
wie wir sie eben hier wieder gehört haben und wie 
wir sie schon in den Wochen davor gehört haben, 
über das Verhalten des einen oder anderen Zeugen 
diese Feststellung abzuwerten und einseitig nach 
der einen Seite zu interpretieren versuchen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Inwieweit uns Zeugen oder andere Beteiligte bei 
der Wahrheitsfindung geholfen haben oder nicht, 
dazu läßt sich durchaus auch hinsichtlich anderer 
als der von seiten der Ausschußminderheit Kriti-
sierten so manches sagen. Das gilt z. B. für Herrn 
Heimo George, den Geschäftsführer des Wirt-
schaftsrates der CDU, der erst vom Ausschußvor-
sitzenden eine Rechtsbelehrung erhalten mußte, ehe 
er uns die Auskünfte gegeben hat, die wir benötig-
ten. Und das gilt auch für den Ihnen, meine Damen 
und Herren von der Opposition, ja gut bekannten 
Zeugen Fraschka, der auch erst seine Aussage zu-
rückgehalten hat und dazu angehalten werden 
mußte auszusagen. Die haben uns auch nicht die 
Arbeit erleichtert. 

In diesem Zusammenhang muß auch über den 
von der Ausschußminderheit erhobenen Vorwurf 
gesprochen werden, die Ausschußmehrheit habe 
durch die Ablehnung der Vereidigung von Zeugen 
die Aufklärung erschwert. Wenn das mehr wäre 
als eine unbegründete Unterstellung zum Zwecke 
der Verdächtigung der Ausschußmehrheit, dann 
müßte dieser Vorwurf auch — der Zwischenruf ist 
hier schon gefallen — gegen den von der CDU/CSU 
gestellten seinerzeitigen Vorsitzenden des Fibag-
Ausschusses, Herrn Rechtsanwalt Hoogen, erhoben 
werden, der Vereidigungen in dem damaligen Unter-
suchungsverfahren aus grundsätzlichen Erwägun-
gen abgelehnt hat, 

(Beifall bei der SPD) 

sowie gegen alle Mitglieder dieses Ausschusses, die 
keine Anträge auf Vereidigung von Zeugen gestellt 
haben. Meine Damen und Herren, Sie wissen ja, 
worum es damals ging. Und wenn hier so von dem 
Ansehen des Parlaments die Rede ist und davon, daß 
auch derjenige, der in einen Verdacht gerät, den Hut 
nehmen müßte, dann möchte ich fragen, warum denn 
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damals bestimmte Leute nicht cien Hut genommen 
haben, z. B. Herr Strauß. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

rufe von der CDU/CSU: Ihr Buhmann!) 

— Sie suchen sich ja auch Ihren Buhmann und ver-
suchen, sich auf ihn einzuschießen. Wir sind ja 
gar nicht so; wir sind ja mit Herrn Strauß inzwischen 
in einem ganz friedlichen Verhältnis. 

Außerdem stellt sich doch die Frage, inwieweit 
die Vereidigung von Zeugen im Verfahren des Un-
tersuchungsausschusses bisher tatsächlich der Wahr-
heitsfindung gedient hat. Ich würde vorsichtig sein, 
Herr Kollege Schäuble: Das Berliner Verfahren ist 
ja noch nicht zu Ende, und ob da nun die Vereidi-
gung ein wichtiges Mittel war, das wird sich erst 
noch herausstellen. 

Aber ich habe einen anderen Ausschuß hier im 
Auge, der ein Bundestags-Untersuchungsausschuß 
war und dessen Tätigkeit kurze Zeit zurückliegt. Ich 
meine den HS-30-Ausschuß. Da ist ja eine Zeugin 
vereidigt worden. Nun kann doch jeder, der diesen 
Fall ein wenig kennt, weiß Gott nicht sagen, daß die 
Vereidigung dieser Zeugin etwa mehr Licht in diese 
dubiose Angelegenheit gebracht hat. 

Dagegen wiegen die von unserer Seite gegen die 
Vereidigung in Verfahren vor den Untersuchungs-
ausschüssen vorgebrachten Bedenken sehr schwer. 
Deshalb ist es auch kein Zufall, daß in 17 Unter-
suchungsausschüssen, von der Konstituierung des 
1. Deutschen Bundestages bis zum Abschluß der 
6. Wahlperiode, von 137 vernommenen Zeugen nur 
4 vereidigt worden sind. Sie sollten danach, meine 
Damen und Herren von der Opposition, Ihren Ärger 
darüber, daß die Beweiserhebung durch den Aus-
schuß nicht das von Ihnen gewünschte Ergebnis ge-
bracht hat, wirklich nicht dadurch abreagieren, daß 
Sie den Ausschußmitgliedern aus den Koalitions-
fraktionen auf diese Weise nun die Schuld daran in 
die Schuhe zu schieben gedenken. 

Sicherlich, für niemanden ist das Ermittlungs-
ergebnis des Ausschusses befriedigend, weil uns 
eine volle Aufklärung des Sachverhalts nicht mög-
lich war. Aber wenn man sich öffentliche Erklärun-
gen von Kollegen der Opposition bis in die letz-
ten Wochen hinein — und die entsprechenden Kom-
mentare dazu in der Ihnen nahestehenden Presse 
vergegenwärtigt, dann verstehe ich, daß Sie, meine 
Damen und Herren von der Opposition, Ihre Enttäu-
schung über das Ergebnis dieses Ausschusses nun 
mit Polemik zu überspielen versuchen. Sie sind aus-
gezogen, um die Regierungskoalition in dieser Sache 
das Fürchten zu lehren, und am Ende steht die Tat-
sache, daß von sieben abschließenden Feststellun-
gen des Untersuchungsausschusses fünf einstimmig 
getroffen wurden. 

(Abg. Vogel [Ennepetal] : Das spricht doch 
für uns! Um so wichtiger ist doch das an

-

dere!) 

Ich sage ganz freimütig: Es ist erfreulich, Herr Kol

-

lege Vogel, daß die Ausschußkollegen von der CDU/ 
CSU als gestandene Juristen hinsichtlich dieser fünf 

Feststellungen nach ihrer besseren Einsicht gehan-
delt haben, 

(Abg. Rawe: Was meinen Sie, wie schön 
es wäre, wenn die anderen das auch ein

-

mal begriffen hätten!) 

weil eine andere Auffassung nicht haltbar war. Aber 
leider haben Sie dann diese Linie nicht eingehalten 
und haben sich auf den Weg der Spekulation und 
der Verdächtigung begeben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Von den vier abgelehnten Anträgen der Minder-
heit bezogen sich zwei auf mehrheitlich im Aus-
schuß getroffene Feststellungen, und die zwei weite-
ren Anträge sind eben jene Verdachtsanträge. Ich 
erkläre hier mit allem Nachdruck, daß wir nach 
wie vor dieses Vorgehen für unzulässig halten, und 
ich werde dies nachfolgend begründen. 

Untersuchungsausschüsse erstatten ihre Berichte 
an das Plenum des Bundestages, damit dieser Folge-
rungen aus den getroffenen Feststellungen ziehen 
kann. Aber der Bundestag kann und darf aus einem 
Verdacht aus rechtsstaatlichen Gründen keine Fol-
gerungen ziehen. Ich komme nachher noch auf Ihr 
weiteres Argument, Herr Schäuble. Aber zunächst 
einmal besteht die Parallele zum Strafprozeß in 
unserer Rechtsordnung als eines Elementes, an dem 
sich wesentliche rechtsstaatliche Grundsätze erwei-
sen. In jedem Strafprozeß ist es so, daß natürlich 
der Verdacht am Anfang steht. Aber am Schluß 
stehen Feststellungen, die entweder auf Freispruch 
oder auf Verurteilung lauten. Es ist auch kein Zu-
fall, daß wir in der Öffentlichkeit eine ausführliche 
Diskussion über die Frage gehabt haben, ob es die-
sen Freispruch mangels Beweises, diesen Freispruch 
2. Klasse weiter geben soll. Heute haben wir ihn 
nicht mehr. Es gibt nur den e in  e n Freispruch. Die 
gerichtliche Praxis lehrt nämlich, daß in zahlreichen 
Fällen die Unschuld des Angeklagten eben mangels 
an Beweisen nicht nachzuweisen ist, ohne daß ihm 
diese Tatsache zur Last gelegt werden kann. Durch 
die Neuregelung wird verhindert, daß z. B. wenn, 
wie es häufig geschieht, der wirkliche Täter nicht 
gefunden werden kann, an dem Angeklagten 
dennoch etwas hängenbleibt, weil er „nur" mangels 
Beweises freigesprochen worden sei. 

Damit wird einem fundamentalen Rechtsgrundsatz 
uneingeschränkt Rechnung getragen, dem der Staat 
durch seine Gerichte, aber auch durch seine ande-
ren Organe Geltung zu verschaffen hat, jenem 
Grundsatz nämlich, daß derjenige, der nicht schul-
dig gesprochen worden ist, als unschuldig anzu-
sehen ist. Mit ihren Verdachtsfeststellungen verletzt 
die Minderheit jenen fundamentalen Rechtsgrund-
satz. 

In einem Kommentar der „Süddeutschen Zeitung" 
vom 18. März 1974 heißt es dazu: 

Der 160 Seiten lange Bericht des Ausschusses 
wird in Kürze vom Parlament debattiert wer-
den. Einen politisch erklärlichen, rechtlich aber 
zweifelhaften Ton hat der Rechtsexperte der 
CDU/CSU, Friedrich Vogel, schon in diese De-
batte eingeführt, als er formulierte: „Für die 
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Führung des vollen Beweises (gegen Wienand) 
fehlt es nur noch an dem letzten Glied in der 
Kette." Würde die CDU/CSU ihre subjektive 
Überzeugung allein sprechen lassen, dann gäbe 
es für sie keinen Zweifel mehr. Was aber heißt 
das? 

So fährt der Kommentator fort. 

Ist es nicht immer so, daß es in einem vorwie-
gend auf Indizien aufgebauten Beweisverfahren 
in der Regel an diesem letzten Glied in der Be-
weiskette fehlt, wenn dem Beschuldigten eine 
Tat nicht nachzuweisen ist? Er ist darum 

— so schließt dieser Kommentar 

nicht schuldiger als der andere, dessen Un-
schuld eindeutiger, nachweisbarer ermittelt 
wird. 

Dieser Grundsatz gilt im Generellen genauso, wie 
er in dieser Frage gilt. Der Kommentator hat sich 
gerade an diese Frage mit seinem Kommentar an-
gehängt. 

Nun wird hier eingewandt, bei einem Politiker — 
Herr  Schäuble hat davon gesprochen   seien in 
einem solchen Falle andere Maßstäbe anzulegen als 
bei dem einer Straftat Verdächtigen. Dafür spricht 
unter bestimmten Voraussetzungen grundsätzlich 
sicherlich vieles. Diese Voraussetzungen sind aber 
im vorliegenden Falle nicht gegeben, sondern eine 
entscheidende Bedeutung kommt hier doch wohl der 
Glaubwürdigkeit des Urhebers der Vorwürfe zu. 
Der Zeuge Steiner hat seine Unglaubwürdigkeit im 
Ausschuß so überzeugend demonstriert, daß auch in 
der Minderheitsmeinung auf verschiedene Unwahr

-

heiten und Widersprüche in den Aussagen dieses 
Zeugen hingewiesen wird. Über den von ihm be-
haupteten, vom Zeugen Wienand jedoch mit Nach-
druck in Abrede gestellten entscheidenden Vorgang 
des Angebots und der Zahlung von 50 000 DM kön-
nen nur diese beiden Zeugen aus eigenem Wissen 
etwas sagen. 

Es kann doch wohl nicht angehen, daß ein Vor-
wurf, der von einem klassisch unzuverlässigen Zeu-
gen stammt und dessen Richtigkeit sich in einem 
gründlichen Untersuchungsverfahren nach einstim-
miger Auffassung des Ausschusses nicht hat bewei-
sen lassen, dazu berechtigt, den betroffenen Politi-
ker in der Quarantäne des Verdachts festzuhalten. 

(Beifall bei der SPD.) 

Durch ein solches Vorgehen würde dem politischen 
Rufmord, wie er hier schon versucht worden ist, für 
die Zukunft Tür und Tor geöffnet. 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]:: So war es 
heute!) 

— Ich sagte ja, Herr Kollege Schäfer, es ist hier 
schon versucht worden. — Das hat die Ausschuß-. 
mehrheit verhindern wollen, als sie diese Verdachts-
anträge wegen Unzulässigkeit ablehnte. 

Das Bestreben der Ausschußminderheit, ein poli-
tisch von ihr gewünschtes Ergebnis zu erzielen, hat 
aber leider auch in weiten Teilen, ob bewußt oder 
unbewußt — nach der heutigen Rede muß ich eigent

-

lich annehmen, mehr bewußt als unbewußt —, die 
von ihr vorgenommene Beweiswürdigung beeinflußt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Na! Na!) 

Aus den Aussagen der Zeugen werden vielfach 
Schlüsse gezogen, die vom tatsächlich Gesagten nicht 
gedeckt und auch widersprüchlich sind. An einigen 
Stellen hat man fast den Eindruck, die Möglichkeit 
werde überhaupt nicht in Betracht gezogen, daß ein 
Abgeordneter einen anderen Abgeordneten für ein 
bestimmtes Abstimmungsverhalten oder für einen 
Fraktionswechsel gewinnen will, ohne dafür wirt-
schaftliche Vorteile anzubieten. Das war ja heute 
auch sehr interessant. Offenbar geht es einigen Her-
ren bei Ihnen gar nicht in den Kopf, daß man Ge-
spräche über die Ostverträge führen und jemanden 
für eine Abstimmung zu gewinnen versuchen kann, 
ohne daß man ihm etwas anbietet. Ich weiß nicht, 
wie die Usancen auf allen Seiten des Hauses sind. 
Aber dies ist bei uns nicht so. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wer hat denn zu-
erst von Geld gesprochen?! — Abg. Redde

-

mann: Jetzt versuchen Sie, durch Unterstel

-

lungen andere zu diffamieren! — Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU. — Abg. Mattick: 

Weiter so! Die werden nervös!) 

— Entsprechendes gilt für die Minderheit offenbar 
auch, wenn sich ein Fraktionsgeschäftsführer um 
eine Stellung für einen ausgeschiedenen Fraktions-
kollegen auf dessen Wunsch bemüht, wobei dieses 
Mißtrauen bemerkenswerterweise offenbar nur für 
eine Seite des Hauses besteht. Bei vergleichbaren 
Vorgängen auf der anderen Seite wird als selbst-
verständlich unterstellt, daß nur ideelle Motive eine 
Rolle gespielt haben. 

Das, was ich eben gerade ausgeführt habe, gilt 
ja im besonderen Maße auch für den Schelklinger 
Komplex, der heute noch einmal hervorgehoben 
worden ist. Lassen Sie mich nur hinzufügen: Die be-
sondere Betonung der Aussagen der beiden Zeugen 
Baeuchle, die sie ja erst gemacht haben, nachdem sie 
von „Bild" entsprechend präpariert waren, kann mich 
in diesem Zusammenhang nicht überzeugen. 

(Abg. Reddemann: Herr Sieglerschmidt, 
waren Sie wirklich dabei? Wollen Sie die 
Arbeit des Untersuchungsausschusses so 
qualifizieren? Haben Sie Spezialwahrhei

-

ten? — Weitere Zurufe und Widerspruch 
bei der CDU/CSU.) 

Lassen Sie mich nun diese soeben getroffenen 
Feststellungen mit einigen Beispielen belegen. Der 
Zeuge Baeuchle war — das hat die Beweisaufnahme 
eindeutig ergeben — bestrebt, alles zu tun, um seine 
Aufstellung für den 7. Deutschen Bundestag zu er-
reichen. Er hat, wo immer er eine erfolgverspre-
chende Gelegenheit dafür sah, auf seine Verdienste 
in dem von ihm betreuten Wahlkreis hingewiesen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Andere Ver

-

dienste hat er!) 

— Sicher hat er das getan; das ist das Ergebnis der 
Beweisaufnahme. 

(Abg. Vogel [Ennepetal] : Darf er das nicht?) 
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— Natürlich, das ist sein gutes Recht. — Als es ihm 
gelungen war, ein Gespräch zwischen den Zeugen 
Steiner und Wienand in seinem Hause zu arrangie-
ren, hat er natürlich auch diese Tatsache für eine 
Bewerbung um ein Mandat ins Feld geführt. 

Daß auf Grund eines solch nachhaltigen Drängens 
gelegentlich Gefälligkeitsatteste ausgestellt werden, 
die den Wünschen des Betreffenden mehr entgegen-
kommen, als das eigentlich nach Lage der Dinge ge-
rechtfertigt ist, wissen wir doch alle. Die Folgerun-
gen, die von der Ausschußminderheit mehrfach aus 
der Erwähnung der Verdienste Baeuchles durch ihn 
oder andere gezogen werden, sind deshalb durch 
das Ergebnis der Beweisaufnahme nicht gedeckt. 

Ein weiteres Beispiel: Im Bericht der Minderheit 
wird von einem nachgewiesenen wahrheitswidrigen 
Versuch Wienands gesprochen, Briefe und Telefon-
gespräche mit dem Zeugen Bühringer dadurch zu 
verharmlosen, daß der Zeuge Bühringer schon vor-
her informiert gewesen sei. Ich habe mir daraufhin 
die Aussagen der beiden Zeugen nochmals durchge-
lesen und nichts darin entdecken können, was zu 
einer solchen Feststellung berechtigt. Dagegen habe 
ich bei dieser Gelegenheit festgestellt, daß der Zeuge 
Wienand in Gegenwart des Zeugen Bühringer aus-
führlich dargelegt hat, was er mit den besonderen 
Schwierigkeiten, die der Zeuge Baeuchle habe über-
winden helfen, gemeint habe. Der Zeuge Bühringer 
hat dann die Frage des Kollegen Klein, ob er das 
auch so verstanden habe, ausdrücklich bejaht. Wie 
danach von einem wahrheitswidrigen Versuch des 
Zeugen Wienand gesprochen werden kann, bleibt 

1 das Geheimnis der Ausschußminderheit. 

Im Bericht der Minderheit wird es als auffällig be-
zeichnet — ich glaube, der Kollege Schäuble hat das 
heute wiederholt —, daß der Zeuge Wienand zwar 
nach Schelklingen reiste, um mit dem Zeugen Stei-
ner über die Ostverträge zu sprechen, aber nicht mit 
ihm gesprochen haben wollte, als die Ostverträge 
dann tatsächlich zur Abstimmung anstanden. Hier 
wird etwas als „auffällig" bezeichnet, was sich 
logisch aus den wiederholten Aussagen des Zeugen 
Wienand ergibt, er habe in Schelklingen den festen 
Eindruck gewonnen, daß sich der Zeuge Steiner in 
namentlicher Abstimmung nicht offen zu seinen Auf-
fassungen bekennen werde. Welchen Sinn sollte 
denn danach der nochmalige Versuch haben, den 
Zeugen Steiner für ein positives Votum zu den Ost-
verträgen zu gewinnen? Auch hier ist offenbar die 
Ausschußminderheit — das hat sich ja heute mehr-
fach gezeigt —, wie manche Kriminalisten der Gefahr 
erlegen, sich auf eine Theorie für einen Geschehens-
ablauf zu versteifen und die ermittelten Tatsachen 
nach dem Motto „Was nicht paßt, wird passend ge-
macht" in diesen Rahmen einzufügen. 

Ein Beispiel unkorrekter Beweiswürdigung durch 
die Ausschußminderheit ist auch jener Satz, mit dem 
das Verhalten des Zeugen Moersch kritisiert werden 
soll. Diesen Satz muß man nun wirklich auf der 
Zunge zergehen lassen. Er lautet: 

Die Erklärung des Zeugen Moersch für seine 
zunächst nicht vollständigen Angaben ist zwar 
haltbar, entspricht aber nicht dem Verhalten 

eines zur vollständigen Aussage bereiten Zeu-
gen. 

Was war geschehen? Der Zeuge Moersch war ziem-
lich zu Beginn der Ausschußarbeit zu einer ganz be-
stimmten Frage gehört worden. Er hatte bei dieser 
Gelegenheit korrekterweise bekundet, daß er den 
Zeugen Steiner auch über das in seiner Aussage 
Geschilderte hinaus noch mehrmals getroffen habe. 
Kein Ausschußmitglied hat ihn damals nach diesen 
weiteren Begegnungen gefragt, vermutlich, weil es 
bei dieser ersten Vernehmung darauf nicht ankam. 
Wenn also im Nachhinein in diesem Zusammenhang 
von der Minderheit Kritik geübt wird, dann doch 
wohl eher Selbstkritik! 

Nach diesen Einzelbeispielen für die unzulängliche 
Beweiswürdigung im Berichtsteil der Minderheit 
möchte ich mich nun mit dem höchst angreifbaren 
Kern ihrer Beweisführung befassen. Der Zeuge Stei-
ner hat in seinen Aussagen zum Zeitpunkt der an-
geblichen Geldübergabe an ihn geschwankt. Seine 
wechselnden Aussagen, die er auf zahlreiche Fragen 
im Verlauf seiner verschiedenen Vernehmungen 
machte, bezogen sich hinsichtlich der Geldübergabe 
aber alle auf einen Zeitraum etwa zwischen 14.00 Uhr 
und 16.30 Uhr. 

Es ist nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme als 
erwiesen anzusehen, daß die behauptete Geldüber-
gabe der Berichterstatter, Herr Kollege Kleinert, 
hat heute schon darauf hingewiesen — zu dieser 
Zeit an diesem Ort nicht stattgefunden hat. Zu die-
ser Feststellung gelangt auch die Ausschußminder-
heit. Um nun aber den Verdacht gegen den Zeugen 
Wienand aufrechterhalten zu können, greift die 
Minderheit zu bedenklichen Mitteln, indem sie näm-
lich gleich zwei Versionen des Geschehensablaufes 
gleichzeitig anbietet. Die eine lautet: Es könnte doch 
am 27. April am späten Nachmittag gewesen sein. 
Die andere lautet: Es könnte aber auch schon am 
Vortage gewesen sein. 

Die zweite Theorie der Minderheit besagt, daß 
der Zeuge Steiner die 50 000 DM auch als Anzahlung 
vor der Abstimmung erhalten haben könnte. Hier 
gerät die Beweisführung der Ausschußminderheit 
nun endgültig in den Bereich der Spekulation; denn 
dafür gibt es in dem Ergebnis der Beweisaufnahme 
überhaupt keine Anhaltspunkte. Mit der gleichen 
Berechtigung hätte die Ausschußmehrheit in ihrem 
Berichtsteil nun auch anfangen können, interessante 
Theorien über die Herkunft der 50 000 DM zum 
besten zu geben. Ich sagte vorhin schon: da gibt es 
einige. 

(Abg. Vogel [Ennepetal] : Sicher, haben wir 
schon gehört, von Herrn Wehner!) 

— Wir haben es nicht gemacht, weil wir uns im 
Ausschußbericht wir sprechen vom Ausschuß-
bericht, Herr Kollege Vogel, und nicht von dieser 
Debatte hier im Bundestag — — 

(Abg. Vogel [Ennepetal] : Lesen Sie doch 
die Aussagen von Herrn Wehner!) 

— Wir sprechen vom Ausschußbericht und nicht von 
den Aussagen der Zeugen. 

(Abg. Vogel [Ennepetal]: Ah ja!) 
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Wir haben es selbstverständlich in dem Berichtsteil, 
den die Mehrheit gestaltet hat, nicht getan, weil wir 
uns eben streng an das gehalten haben, was das 
Ergebnis der Beweisaufnahme hergibt. Ich halte es 
deshalb auch für überflüssig, im einzelnen auf die 
Stichhaltigkeit dieser Spekulation einzugehen. 

Nur eine Bemerkung möchte ich hierzu nun 
machen. Wenn diese Spekulation, diese Theorie, 
richtig wäre, dann müßte die Minderheit ihren 
Verdacht gegen den Zeugen Ehmke, den sie heute 
mit so bewegten Worten noch einmal gepflegt hat, 
schleunigst zurücknehmen und die dazu gehören-
den Ausführungen aus ihrem Berichtsteil streichen; 
denn die Geldübergabe müßte dann unter Zugrunde-
legung der Aussagen der Zeugen Baeuchle und 
Steiner — und mindestens der Zeuge Baeuchle ist 
doch nach der Meinung der Minderheit im Ausschuß 
ein ehrenwerter Mann — 

(Abg. Reddemann: Deswegen war er auch 
Ihr Abgeordneter!) 

spätestens am 26. April, etwa zwischen 14.40 Uhr 
und 15.10 Uhr, stattgefunden haben. Nach Auskunft 
des Bundesministers der Finanzen wurde aber der 
Barscheck über 50 000 DM am 26. April nach 
13.00 Uhr an einen Beamten des Bundeskanzler-
amtes übergeben. Bei der Deutschen Bundesbank 
wurde die Einlösung des Barschecks unter dem 
27. April mit dem handschriftlichen Vermerk „spät 
vom 26. April 1972" verbucht. Wenn man dieser 
Theorie folgt, ist es so gut wie ausgeschlossen, daß 
der Barbetrag so frühzeitig in die Hände des Zeu-
gen Ehmke gelangt sein kann, daß dieser überhaupt 
in der Lage gewesen wäre, den Betrag vor 14.40 Uhr 
dem Zeugen Wienand zuzuleiten. 

Ergebnis: Die Ausschußminderheit unterstellt 
gleichzeitig zwei Geschehensabläufe als möglich 
oder gar wahrscheinlich, die miteinander nicht ver-
einbar sind. 

Aber es hätte dieses Details nicht bedurft, um die 
Unseriosität der Beweisführung der Minderheit ge-
rade im Falle Ehmke erkennen zu können. Aus-
gangspunkt war die durch die Presse bekanntge-
wordene Tatsache, daß der Zeuge Ehmke in jener 
letzten Aprilwoche des Jahres 1972 50 000 DM für 
den Geheimfonds des Kanzleramts, den er als Kanz-
leramtsminister verwaltete, angefordert hatte. Der 
sogleich geäußerte Verdacht — denn das kam ja 
zuerst —, der Zeuge Steiner habe womöglich 50 000 
DM auf Kosten des Steuerzahlers erhalten, wird von 
der Ausschußminderheit in ihrem Berichtsteil nach 
den eindeutigen Bekundungen, die der Präsident des 
Bundesrechnungshofs in seiner Aussage gemacht 
hat, nun nicht mehr aufrechterhalten. Vielmehr soll 
nun als nachgeschobene Verdachtstheorie der Pan-
zerschrank des Zeugen Ehmke gewissermaßen als 
Zwischenfinanzierungsinstitut für die Geldübergabe 
an den Zeugen Steiner gedient haben. Dies sei, so 
heißt es in dem Berichtsteil der Minderheit, nach 
den bisherigen Feststellungen zu dem behaupteten 
Geschehensablauf „objektiv möglich". Nun, objek-
tiv möglich ist manches, aber es gehört doch schon 
ein großes Maß — ich drücke mich ja vornehm aus 
— an politischer Zielstrebigkeit dazu, einen solchen 

Verdacht aus zusammengesuchten Indizien zu kon-
struieren. 

Nun kommen Sie mir bitte nicht mit dem „auf-
fälligen" — das Wort „auffällig" kommt ja auf-
fällig oft bei Ihnen vor — „zeitlichen Zusammentref-
fen". Die magische Zahl 50 000 ist uns bei der Be-
weiserhebung auf Schritt und Tritt begegnet. Da 
gibt es dann auch andere mögliche Spekulationen. 
Hat nicht der Zeuge Steiner z. B. im Zuge seiner un-
durchsichtigen Finanzmanipulation am 24. April 
1972 eine selbstschuldnerische Bürgschaft von 50 000 
DM übernommen? 

(Zuruf des Abg. Reddemann.) 

Könnte die Abdeckung dieser Bürgschaft nicht von 
Kreisen vorgenommen worden sein, die um das 
Renommee des Abgeordneten Steiner im Lande 
Baden-Württemberg besorgt waren? 

(Zuruf des Abg. Mattick.) 

Ich sage das ja nur, meine Damen und Herren, um, 
weil Sie hier so hübsche Spekulationen gebracht 
haben, zu zeigen, wie man da auch nach der anderen 
Seite spekulieren kann, wenn man das will. 

(Abg. Reddemann: Auf so schwachem Eis 
sollte man nicht tanzen! — Abg. Nordlohne: 

Ja, eben!) 

Wie windig — „schwaches Eis", Herr Kollege 
Reddemann die Argumentation der Ausschuß-
minderheit gerade in diesem Falle ist, zeigt auch 
die Begründung für die Behauptung, der Zeuge 
Ehmke habe vor dem Untersuchungsausschuß eine 
unrichtige Angabe gemacht, weil er den Eindruck 
erweckt habe, er habe die Auszahlungsanordnung 
für den Betrag von 50 000 DM schon am 25. April 
unterschrieben. Diese Feststellung im Berichtsteil 
der Minderheit ist nicht nur falsch, sie ist — ich 
muß das in diesem Fall leider in aller Deutlichkeit 
sagen — bewußt falsch. Daß die Ausdrücke „Wei-
sung geben" und „anfordern" nach ihrem Sinngehalt 
dahin zu verstehen seien, daß der Zeuge auf die 
Auszahlungsanordnung im technischen Sinne abstel-
len wollte, wie es im Berichtsteil der Minderheit 
heißt, ist eine — ich wiederhole es — bewußt falsche 
Auslegung, weil sie durch die Aussage des Zeugen 
nicht gedeckt ist. Sie soll nur dazu dienen, dem 
Bundesminister Ehmke etwas am Zeug zu flicken. 

(Abg. Dr. Miltner: Warum eigentlich: be

-

wußt falsch?! Sagen Sie doch einmal war

-

um!) 

— Warum, warum? Das hat doch der Kollege 
Schäuble in seiner Rede deutlich genug gemacht. 

(Abg. Dr. Miltner: Sie können doch nicht 
einfach Behauptungen aufstellen! Sie müs

-

sen Beweise nennen! 	Abg. Reddemann: 
Sie werden noch zum Verdächtigungsrat 

ernannt!) 

Der unvoreingenommene Leser der Ausschußpro-
tokolle — vielleicht ein Doktorand, der über das 
Recht der Untersuchungsausschüsse promovieren 
will — wird sich in späteren Jahren einmal fragen 
— Herr Reddemann, Sie kommen gleich dran —, 

(Abg. Reddemann: Ich habe mich gar nicht 
gemeldet!) 
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warum dieser Vorgang, der selbstverständlich un-
tersucht werden mußte, 

(Abg. Dr. Miltner: Sie sollen Beweise lie

-

fern!) 

nachdem er in der Öffentlichkeit Aufsehen erregt 
hatte, von der Ausschußminderheit in dieser unver-
antwortlichen Weise ausgeschlachtet worden ist. 
Er wird dem Kollegen Reddemann dafür dankbar 
sein, daß er ihm die Beantwortung dieser Frage er-
leichtert hat. Der Kollege Reddemann hat nämlich 
freundlicherweise im „Rheinischen Merkur" vom 
15. März 1974 die Katze aus dem Sack gelassen. 

(Abg. Reddemann: Na!) 
Ich zitiere: 

Es ging zuletzt fast schon nicht mehr um Karl 
Wienand als vielmehr um Horst Ehmke. 

Und man darf wohl hinzufügen: ihm und seiner Par-
tei ging und geht es um Horst Ehmke. Wir erfahren 
am Schluß des Artikels dann auch gleich, warum es 
der CDU/CSU um Ehmke geht. Dort heißt es näm-
lich: 

Bei einer lückenlosen Überführung Karl Wie-
nands hätte noch längst nicht der Kanzler im 
Zwielicht stehen müssen. Bei einer Überführung 
des Bundesministers Horst Ehmke hätte Bun-
deskanzler Brandt aber mit im Rampenlicht ge-
standen. 

(Abg. Reddemann: Sie hätten mal voll zitie

-

ren sollen, Herr Sieglerschmidt, dann wäre 
genau das herausgekommen, was Sie jetzt 

nicht sagen!) 

Also wirklich, Herr Kollege Reddemann, nochmals 
vielen Dank, daß Sie uns und der deutschen Öffent-
lichkeit mit so erfrischender Deutlichkeit gesagt ha-
ben, worum es Ihnen und Ihrer Partei bei diesem 
Ausschuß ging und geht: 

(Abg. Reddemann: Sie sind ein unseriöser 
Zitierer!) 

nicht um die Wahrheit 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

und um nicht als die Wahrheit, nicht um das An-
sehen des Parlaments, sondern darum, den Bundes-
kanzler und die Regierungskoalition zu treffen; doch 
das ist Ihnen nicht gelungen. 

(Abg. Dr. Jobst: Was habt Ihr denn im 
Wahlkampf gesagt?!) 

Wer diesen Bericht unvoreingenommen liest und 
den Bericht des Ausschusses mit der Minderheits-
meinung vergleicht, der merkt die Absicht bei letz-
terer und ist verstimmt. Ihr Geschoß, mit dem Sie an-
dere treffen wollten, kann damit leicht für Sie selbst 
zum Bumerang werden. 

(Abg. Maucher: Oje! — Heiterkeit bei der 
CDU/CSU.) 

Nach allem bleibt mir nur noch der Wunsch: Möge 
es diesem Hause in möglichst kurzer Frist gelingen, 
ein Untersuchungsausschußrecht zu schaffen, wel-
ches die Klärung von persönlichen Vorwürfen gegen 
Abgeordnete so regelt, daß künftige Untersuchungs

-

ausschüsse in der Lage sind, zu Ergebnissen zu kom-
men, die alle Beteiligten, daß heißt die Bürger unse-
res Landes, die Mitglieder des Parlaments, aber nicht 
zuletzt auch die in solche Ausschüsse entsandten 
Abgeordneten mehr befriedigen, als es bei allen bis-
herigen Untersuchungsausschüssen dieser Art der 
Fall war. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

ruf von der CDU/CSU: Hat der Schäuble 
doch recht gehabt! — Abg. Maucher: War 

das alles?) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat Herr 
Bundesminister Dr. Ehmke. 

Dr. Ehmke, Bundesminister für Forschung und 
Technologie und für das Post- und Fernmeldewesen: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Mir ist in 
dem Minderheitenbericht der CDU/CSU der Vor-
wurf gemacht worden, vor dem Ausschuß nicht die 
Wahrheit gesagt zu haben, 

(Abg. Dr. Schäuble: So ist es!) 

je es bestehe sogar der Verdacht, heißt es dort, ich 
hätte bewußt die Unwahrheit gesagt. 

Ich darf zunächst feststellen, daß es das zweite 
Mal in kurzer Zeit ist, daß von seiten der Oppo-
sition einem Mitglied der Bundesregierung dieser 
Vorwurf gemacht wird. Ich kann nur sagen, wenn 
diese Methoden bei der Opposition Usus werden 
sollten, dann wird aus Bonn Weimar, denn mit die-
sen Methoden schützen Sie nicht die Integrität der 
demokratischen Institutionen, sondern Sie unter-
graben sie. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

ruf des Abg. Dr. Klein [Göttingen]) 

Ich habe auch den Eindruck, daß den Sprechern 
der CDU/CSU inzwischen das Hauptproblem, der 
Gegenstand des Untersuchungsausschusses, etwas 
aus dem Blick geraten ist, denn es war doch so, 
meine Herren: Ein Jahr nach dem gescheiterten Miß-
trauensvotum gegen Bundeskanzler Brandt, ein 
halbes Jahr nach der von Bundeskanzler Brandt ge-
wonnenen Bundestagswahl und — ich halte das für 
wichtig — vier Wochen nach dem Rücktritt von 
Herrn Kollegen Barzel vom Fraktionsvorsitz der 
Opposition 

(Abg. Reddemann: Noch eine Legende!) 

— dies ist keine Legende, sondern eine Tatsache, 
Herr Reddemann; ich weiß, daß Sie es schwer ha-
ben, solche zur Kenntnis zu nehmen erschien der 
CDU-Abgeordnete Steiner in Bonn, um sich erstens 
zu beschuldigen, er sei Doppelagent der DDR ge-
wesen, und dann wenig darauf anzugeben, er sei 
beim Mißtrauensvotum von SPD-Seite bestochen 
worden, gegen das Mißtrauensvotum, gegen den An-
trag zu stimmen — nachdem er eine Woche vorher 
noch das Gegenteil behauptet hatte. 

Darum stand eins schon fest, bevor der Untersu-
chungsausschuß anfing: Ein Mann, den Sie zum 
Abgeordneten gemacht haben, ein Mann, der, wie 
der Untersuchungsausschuß gezeigt hat, im Landes- 
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verband der CDU von Herrn Filbinger eine bedeu-
tende Rolle in der Parteifinanzierung gespielt hat, 
beschuldigte sich selbst, durch und durch korrupt 
zu sein, und der Untersuchungsausschuß hat erge-
ben, daß er nicht nur korrupt, sondern auch völlig 
verlogen ist. Das steht zunächst einmal als Ergeb-
nis des Untersuchungsausschusses fest. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

rufe von der CDU/CSU.) 

Ich darf darauf verweisen, was ich in der „FAZ" 
und an anderen Stellen als Analyse von Herrn 
Schäuble über die Glaubwürdigkeit Ihres früheren 
Fraktionskollegen Steiner gelesen habe. Das reicht 
völlig aus, meine Meinung hier zu untermauern. 

(Zuruf des Abg. Dr. Klein [Göttingen]. — 
Abg. Reddemann: Der Herr Steiner hat 

seine Schuld wenigstens zugegeben!) 

Ich verstehe natürlich, daß mangels Ergebnis in 
ihrem Sinne die Herren der Minderheit im Ausschuß 
jetzt plötzlich die seltsame Idee haben, es sei die 
Aufgabe einer Minderheit in solch einem Ausschuß, 
nun Verdächtigungen auszustreuen, statt sich auf 
Tatsachenfeststellungen zu beschränken, wie das die 
Mehrheit getan hat. 

Sehen Sie, eines steht doch wirklich fest: Es war 
schon schlimm genug, daß die Opposition meinte, 
diesen Mann, ihren früheren CDU-Abgeordneten 
Steiner, zum Kronzeugen in diesem Falle zu machen. 
Denn von ihm ist politisch und moralisch nichts 
übrig geblieben, 

(Abg. Dr. Klein [Göttingen] : Lesen Sie doch 
nur einmal die FAZ!) 

Diese Tatsache ist festgestellt, und Sie versuchen 
die Tatsache durch das Ausstreuen von Verdächti-
gungen zu überdecken. 

(Abg. Maucher: Sie nicht, Herr Ehmke, Sie 
nicht?) 

Herr Reddemann war so nett, nun auch ganz offen 
zu sagen, warum es recht praktisch war, auf mich zu 
zu zielen. 

Ich darf jetzt auf der Grundlage des offengelegten 
Protokolls Stellung nehmen zum Minderheitenbe-
richt der Opposition, und zwar werde ich jeweils, 
damit die Herren von der Presse — und wer sich 
sonst interessiert — sich leichter zurechtfinden, die 
Blattzahlen nennen, auf denen sich meine Aussagen 
befinden, damit jeder in aller Ruhe nachprüfen kann, 
was ich jetzt vorzutragen habe. 

Meine Aussage vor dem Untersuchungsaus-
schuß, daß dem CDU-Abgeordneten Steiner aus 
dem Verfügungsfonds des Bundeskanzleramtes we-
der direkt noch indirekt Mittel zugeflossen sind, ist 
vom Präsidenten des Rechnungshofes in seiner Aus-
sage vor dem Untersuchungsausschuß am 5. Septem-
ber 1973 bestätigt worden: 28. Protokoll, ich ver-
weise auf die Seiten 9, 13, 14 und 74. 

(Abg. Dr. Schäuble: Das stimmt nicht! Das 
hat er doch gar nicht bestätigt!) 

— Ich darf die Kollegen, die sich vergewissern wol

-

len, auch die Kollegen von der Presse, noch einmal 

bitten, diese Blätter nachzulesen, um sich ein eige-
nes Bild zu machen. Herr Schäuble, zu Ihnen komme 
ich noch. 

Im übrigen gibt es ein Schreiben des Präsidenten 
an den Vorsitzenden des Haushaltsausschusses, den 
Kollegen Leicht, vom 5. Oktober 1973, in dem er mit-
teilt, daß er wisse, wofür das Geld verwendet wor-
den sei. Die Opposition wagt ja auch nicht, Herr Kol-
lege Schäuble, diese Aussagen des Herrn Präsiden-
ten in Frage zu stellen. 

(Abg. Dr. Klein [Göttingen] : Dazu besteht 
auch gar kein Anlaß!) 

Sie konstruiert vielmehr den Verdacht einer Zwi-
schenfinanzierung gegen mich aus dem Umstand, daß 
ich jedenfalls 50 000 DM hätte ausleihen und zurück-
erhalten haben können. Die logische Möglichkeit 
reicht also den Mitgliedern der Minderheit eines 
Untersuchungsausschusses für einen solchen Ver-
dacht, ohne daß es irgendeinen Anhaltspunkt dafür 
gibt, daß überhaupt eine Zwischenauszahlung statt-
gefunden hat. 

Meine Herren, diesen „Verdacht", den die CDU 
konstruiert, hätten Sie gegen jeden Bundesbürger 
erheben können, der in den fraglichen Tagen des 
April 1972 50 000 DM zur Verfügung hatte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — La

-

chen bei der  CDU/CSU.) 

Insofern ist ,das Verfahren der Minderheit nach mei

-

ner Meinung zwar eines Parlaments unwürdig, auf 
der anderen Seite aber doch sehr komisch. 

Dies läßt sich meines Erachtens leider nicht sagen, 
wenn im weiteren Gang des Minderheitenberichts 
der Versuch gemacht wird, meine Aussage, es habe 
auch keine „Zwischenfinanzierung" gegeben, darum 
für unglaubwürdig zu erklären, weil ich angeblich 
in anderen Punkten vor dem Ausschuß nicht die 
Wahrheit, ja, vermutlich sogar bewußt die Unwahr-
heit gesagt hätte. Ich kann nur sagen, daß die ein-
schlägigen Ausführungen des Minderheitenberichts 
und das, was der Kollege Schäuble hier vorgetra-
gen hat, nicht nur eine willkürliche Auslegung des 
Beweisergebnisses, sondern leider eine 'bewußte Fäl-
schung der Beweisaufnahme darstellen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

ruf ,des Abg. Dr. Jenninger.) 

Damit sich jeder auch darüber vergewissern kann, 
darf ich wieder angeben, auf welchen Seiten sich die 
Aussagen befinden. 

Ich habe zunächst die Aussage gemacht, an der 
nichts zu deuteln oder zu ändern ist: Nachdem die 
CDU/CSU-Fraktion am Nachmittag des 24. April 
1972 den Antrag auf ein konstruktives Mißtrauens-
votum gestellt hatte, habe ich am 25. April 1972 im 
Kanzleramt mündlich oder fernmüdlich die Weisung 
zur Abhebung von 50 000 DM erteilt, die ich zu 
einer möglicherweise erforderlich werdenden vor-
zeitigen Begleichung eingegangener Verpflichtungen 
benötigte; Aussage Protokoll Nr. 28, Seiten 5 f., 10 
und 67. Der  zuständige Beamte  ides  Bundeskanzler-
amtes hat mir den gewünschten Betrag am 26. April 
1972 gegen Quittung ausgehändigt; Protokoll Nr. 28, 
Seiten 6, 10, 27 und 62. 
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Auf die Frage, an welchem Tage ich die Aus-
zahlungsanordnung unterschrieben hätte, bin ich in 
meiner Aussage überhaupt nicht eingegangen, da 
das für das Beweisthema nicht relevant war. Ich bin 
auch von niemandem danach gefragt worden, auch 
von keinem der Herren Vertreter der Opposition. 
Eine entsprechende Frage hätte ich sehr leicht be-
antworten können, da es sich bei ,dem von mir ge-
nannten Quittungsbeleg vom 26. April 1972 um 
einen Quittungsvermerk auf der ebenfalls am 
26. April abgezeichneten Auszahlungsanordnung han-
delte. Ich selbst habe diese Auszahlungsanordnung 
in die Beweisaufnahme eingeführt; Protokoll Nr. 28, 
Seiten 52 f. und 60. 

(Abg. Reddemann: Sie haben erst etwas 
zugegeben, als Sie fürchteten, wir hätten 

die Quittung!) 

Daß der Vorgang von der mündlichen Weisung am 
25. bis zur Aushändigung des Geldes am Nachmit-
tag offenbar des 26. an mich zwei aufeinanderfol-
gende Tage in Anspruch nahm, entsprach der auf 
verwaltungstechnischen Gründen beruhenden Praxis. 

Alles dies, meine Herren, ist von Ihnen im Aus-
schuß überhaupt nicht in Frage gestellt worden. 
Aber nicht nur das, ich habe Ihnen mehrfach ange-
boten, weil ich mich sehr vorsichtig hinsichtlich der 
ja nicht in meiner eigenen Übersicht liegenden Mo-
dalitäten der Abwicklung ausgedrückt habe, doch 
die Zeugen aus dem Kanzleramt zu hören, den 
Mann, den ich beauftragt habe, die Leute von der 
Kasse, mein Büropersonal. Ich habe Zeugen ange-
boten, mehrfach. Ich verweise auf Protokoll Nr. 28, 
Seite 21, 22, 27, 29, 60, 66 und 68. 

Sie hatten sogar die Möglichkeit, einen besonders 
guten Kronzeugen für alle diese Fragen zu hören, 
nämlich meinen Amtsvorgänger als Kanzleramts

-

chef, Herrn Carstens, 
(Zuruf des Abg. Reddemann) 

der, wie ich ausgesagt habe, in der gleichen Weise 
wie ich zu seiner Amtszeit auch Summen von 
50 000 DM von diesem Konto abgehoben hat. 

(Zurufe von der SPD: Und mehr!) 

Ich verweise auf Protokoll Nr. 28, Seite 8 und 28 f. 

Nun können Sie sich, meine Herren von der Op-
position, auch nicht darauf berufen, daß Sie daran 
gehindert gewesen wären, sich Gewißheit durch 
die  Vernehmung der Zeugen zu verschaffen, eine 
Vernehmung, die ich angeregt hatte. Sie haben das 
nicht getan. Ohne dies zu tun, haben Sie natürlich 
viel freiere Hand gehabt für das, was Sie „Beweis-
würdigung" nennen und ich eine üble verlogene 
Verdrehung von Tatsachen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Dr. Jenninger: Der Stil dieses Hauses: Sie 
können uns Lügner nennen!— Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Sie glauben doch nicht, daß Sie mir Lüge vor-
werfen, ohne daß ich Ihnen sage, was ich von Ihnen 
meine. So wird nicht gespielt. 

(Erneuter Beifall bei den Regierungspar

-

teien. — Zurufe von der CDU/CSU.) 
Die „Beweiswürdigung" der CDU/CSU — — 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Bundesmini-
ster, das Wort „verlogen" muß ich als unparlamen-
tarisch zurückweisen. Mir ist nicht in Erinnerung, 
daß Ihnen das Wort „Lüge" entgegengeschallt ist. 

(Lebhafte Zurufe von der SPD.) 

Sie können sich auch so ausdrücken, daß die Vokabel 
„Lüge" nicht verwendet wird. 

Dr. Ehmke, Bundesminister für Forschung und 
Technologie und für das Post- und Fernmeldewesen: 
Herr Präsident, wenn es Ihnen dann recht ist, sage 
ich, daß die Minderheit der Opposition hier bewußt 
die Unwahrheit gesagt hat. Das waren die Worte, 
die mir entgegengehalten worden sind. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Dies zu sagen kann 
Ihnen niemand verwehren, Herr Bundesminister. Es 
geht nur um die Vokabel. 

(Beifall bei der SPD.) 

Dr. Ehmke, Bundesminister für Forschung und 
Technologie und für das Post- und Fernmeldewesen: 
Danke schön, Herr Präsident. 

Die „Beweiswürdigung" der Opposition besteht 
darin: meine Aussage, ich hätte am 25. April 1972 
mündlich oder fernmündlich Weisung zur Beschaf-
fung des Geldbetrages gegeben — das absolut nor-
male Verfahren, denn man gibt den Auftrag erst, 
wenn längst das Tagesgeschäft abgewickelt ist, dann 
geht es auf den anderen Tag —, verdrehen Sie in 
eine Aussage, die ich nie gemacht habe, daß ich 
nämlich am 25. April und nicht, wie geschehen, am 
26. April die schriftliche Auszahlungsanordnung 
unterzeichnet hätte. 

Für diese Verdrehung bedient sich die CDU zweier 
Tricks: Einmal versucht die CDU, meine Worte „an-
fordern" und „Weisung" umzudrehen in „Auszah-
lungsanordnung unterschreiben", obwohl ich aus-
drücklich mehrfach von einer mündlichen oder fern-
mündlichen Weisung gesprochen hatte. Es war also 
gar nicht möglich, das mißzuverstehen. Das steht in 
Protokoll Nr. 28, Seite 5 f., 10 und 67. Ich bitte, das 
nachzulesen. 

Außerdem unterstellt die CDU wahrheitswidrig, 
ich hätte dreimal ausdrücklich erklärt, daß meine 
Aussage hinsichtlich des Zeitpunktes der Anforde-
rung des Betrages nicht auf Erinnerung, sondern auf 
Akteneinsicht beruhe, während ich in Wirklichkeit 
nur hinsichtlich des Zeitpunkts der Auszahlung auf 
die Akteneinsicht Bezug genommen habe. Dies steht 
eindeutig im Protokoll Nr. 28, Seite 6, 10 und 43. 
Hinsichtlich meiner Anforderung, meiner Weisung 
vom 25. April 1972, habe ich mich vielmehr ausdrück-
lich auf meine eigene Erinnerung über die Zeitab-
folge — am Nachmittag des 24. April Mißtrauensan

-

trag der CDU/CSU, am 25. April von mir die Wei-
sung: packen und bitte diesen Geldbetrag beschaf-
fen — berufen. Wenn Sie da irgendwelche Zweifel 
hatten, hätte Ihnen das Büropersonal des Kanzler-
amtes zur Verfügung gestanden. Aber auch das 
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haben Sie nicht für nötig gehalten, und jetzt schmei-
ßen Sie mit Verdächtigungen um sich. 

Was den Zweck der Anforderung angeht, so gibt 
es schließlich auch da an meiner Aussage nichts zu 
deuteln. Die Summe wurde von mir angefordert — 
ich berufe mich auf alle Protokollseiten, die ich be-
reits zitiert habe —, 

(Abg. Dr. Jenninger: Ist das eine Zeugen

-

rechtfertigung?) 

für den Fall — — Sie sollten ruhig einmal zuhören, 
wenn es hier — auch davor sollten Sie Respekt 
haben — um die Ehre eines Mitglieds der Regie-
rung und dieses Hohen Hauses geht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das Geld wurde von mir für den Fall angefordert, 
daß das konstruktive Mißtrauensvotum Erfolg haben 
würde. Da es keinen Erfolg hatte, bestand kein 
Grund, die Erfüllung einer noch nicht fälligen Ver-
bindung vorzuziehen. Herr Schäuble hat heute lei-
der — über den Schriftlichen Mitbericht hinaus —
noch einmal vorgeführt, wie das die CDU/CSU so 
macht. Herr Schäuble, Sie haben hier am Schluß — 
das steht nicht einmal in dem Bericht; das ist von 
Ihnen heute noch gratis dazugeliefert worden — ge-
fragt, wie ich denn wohl den Präsidenten des Rech-
nungshofs behandelt hätte. 

(Abg. Dr. Schäuble: Protokoll Seite 142!) 

— Ich lese es Ihnen ja gleich vor; ich habe es hier. 
Herr Schäuble! Ich hoffe, daß Sie gut zuhören. 

(Abg. Dr. Schäuble: Lesen Sie mal!) 

Sie haben weiter gefragt, welcher demokratische Stil 
das wohl sei, daß ich gesagt hätte: in dem Fall hätte 
ich den Präsidenten „weggeschickt", und wie empö-
rend es sei, daß sich ein Kanzleramtsminister so be-
nehme. 

(Abg. Dr. Schäuble: Sinngemäß!) 

— Sinngemäß! Jetzt will ich Ihnen einmal sagen, wie 
das bei Ihnen sinngemäß geht. Ich habe hier die Sei-
ten 142 und 143 vorliegen. 

(Abg. Dr. Schäuble: Sehr schön!) 

Da ist die Frage: „Wie wäre es gewesen, wenn der 
Präsident zu Ihnen gekommen wäre?" Daraufhin 
sagte ich zunächst: „Die Prüfung wäre sehr schnell 
gegangen, weil nur die zwischen Anfang April und 
dem Prüfungsdatum angeforderten Beträge . . . zu 
prüfen gewesen wären." Ich zitiere mit Erlaubnis des 
Herrn Präsidenten weiter: „Im übrigen wäre es so 
gewesen, daß ich dem Präsidenten gesagt hätte: ich 
muß noch Verpflichtungen abwickeln, seien Sie bitte 
so gut, machen Sie erst das Auswärtige Amt, ...". 
Seite 142 — — 

(Abg. Dr. Schäuble: Lesen Sie doch mal wei

-

ter! Lesen Sie doch mal weiter! Warum 
hören Sie auf, Herr Minister?) 

— Ich mache weiter! — Ich sagte: „Wenn dann der 
Präsident gekommen wäre — verfügungsberechtigt 
wäre ich gewesen — und ich nicht alle Verpflichtun-
gen hätte begleichen können, dann wäre das nicht 
möglich gewesen, und der Rest des Bargelds von den 

vorhandenen Beständen wäre dann an die Kasse zu-
rückgegangen." 

(Abg. Dr. Schäuble meldet sich zu einer 
Zwischenfrage.) 

— Nein, Herr Schäuble! 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Augenblick! Herr Schäuble kann hier nach vorn 
kommen und dann zitieren. Jetzt zitiere ich weiter 

(Abg. Dr. Jenninger: Dann lesen Sie mal 
schön vor, Herr Ehmke!) 

und lasse mich dabei nicht stören, Ihnen einmal dar-
zulegen, wie Sie das machen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine Aussage also — — 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Meine Herren! Ihnen ist das unangenehm, aber 
ich dachte, Sie seien an der Wahrheit interessiert. 

(Abg. Dr. Jenninger: Ja, aber die verschwei
-

gen Sie ja! — Glocke des Präsidenten.) 

Seite 143 die gleiche Frage. Meine Antwort: „Wäre 
der Präsident zuerst zu mir gekommen, dann hätte 
ich ihm das gesagt: Ich muß hier noch Verpflichtun-
gen abwickeln, bitte, ich werde Ihnen nachher dann 
die Belege dafür vorzeigen." Das war also eine Bitte 
in einer sehr höflichen Form, Herr Schäuble! Beide 
Male handelte es sich um eine Bitte — das steht auf 
den Seiten 142 und 143 —, ein Verfahren, das im 
Umgang von Amtsträgern untereinander völlig Usus 
ist und von mir auch mit dem Präsidenten des Bun-
desrechnungshofs natürlich oft angewendet wurde. 

Herr Schäuble, wo kommt denn nun das Wort 
„weggeschickt" her? Das steht auf Seite 143, aber 
nicht bei mir, sondern bei Ihnen. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Wehner: Hört! 
Hört!) 

Auf Seite 143 sagen Sie: „Wenn Sie jetzt sagen, Sie 
seien das Risiko eingegangen, den Präsidenten des 
Bundesrechnungshofs zunächst einmal wieder weg-
schicken zu müssen ..." 

(Abg. Pfeffermann: Ins Auswärtige Amt!) 

Das heißt, daß Sie schon damals das, was ich gesagt 
habe, daß ich nämlich den Präsidenten gebeten hätte, 
in das Wort „wegschicken" umgedreht haben, und 
jetzt wollen Sie mir Ihre Verdrehung von damals 
in die Schuhe schieben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

ruf von der CDU/CSU: Herr Ehmke! Bei 
einer solchen Beweisführung wäre ich auf 
meinem Platz sitzengeblieben! — Glocke 

des Präsidenten.) 

Herr Schäuble, ich sage Ihnen: Selbst wenn ich die-
ses Wort, das nicht gehörig gewesen wäre, ge-
braucht hätte und nicht Sie selber — ich habe mich 
ganz anders ausgedrückt —, würde Ihnen das nicht 
die Möglichkeit geben, solche Verdächtigungen aus-
zusprechen. Selbst wenn ich das gemacht hätte! Auf 
diesen beiden Seiten stehen die Formulierungen, die 
ich Ihnen vorgelesen habe. Herr Schäuble, ich be- 
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dauere, daß ein junger Kollege wie Sie meint, sich 
mit dieser Art von Verdrehungen parteipolitische 
Sporen verdienen zu müssen. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. Stark [Nür

-

tingen] : Typisch Ehmke!) 

Bei mir ist es so — daraus mache ich keinen Hehl —, 
daß ich manchmal hart im Geben, aber auch hart im 
Nehmen bin. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das sind Sie 
nicht? — Glocke des Präsidenten.) 

Meine Herren von der Minderheit des Ausschusses, 
ich bin aber der Meinung, daß wir dann, wenn es 
um die Ehre von Mitgliedern dieses Hauses und da-
mit um die Ehre dieses Hauses selbst geht, so nicht 
miteinander umgehen dürfen, wie der Minderheits-
bericht der CDU/CSU es gemacht hat. 

(Abg. Reddemann: Und wie Sie es jetzt mit 
uns machen!) 

Für diese Machenschaften, die ich hier offengelegt 
habe, habe ich nichts anderes als Verachtung übrig. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar

-

teien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren! Verachtung ist keine Haltung, die einem 
Mitglied der Bundesregierung gegenüber dem Par-
lament oder einem Teil des Parlaments zusteht. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Hirsch. 

(Abg. Dr. Jenninger: Typisch! Das ist der 
Volkskammerstil des Herrn Ehmke!) 

Dr. Hirsch (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Nach dem bisherigen Verlauf dieser 
Debatte wird man sicherlich nicht damit beginnen 
können, daß es ein Vergnügen wäre, hier in dieser 
Angelegenheit zu sprechen. Man muß, glaube ich, da-
mit beginnen, festzustellen, daß parlamentarische 
Korruption ein Angriff auf die Kernsubstanz unseres 
Staates ist. Das gilt um so mehr in einer Zeit, in der 
der Glanz des repräsentativen Systems unserer De-
mokratie nicht unangefochten ist und in der von ver-
schiedenen politischen Seiten und Positionen her 
sowohl die Autorität dieses Parlaments als auch die 
Funktion, das Verhältnis der Abgeordneten zu ihrer 
eigenen wirtschaftlichen Lage, ihre Unabhängigkeit 
und ihre Redlichkeit in Zweifel gezogen wird. Also 
stimme ich dem Kollegen Schäuble zu, wenn er sagt, 
es wird bei dieser Debatte in diesem Hause keine 
Gewinner und keine Verlierer geben, sondern der 
Verlierer wird dieses Parlament in seiner Gesamt-
heit sein. 

(Abg. Reddemann: Sehr richtig! — Abg. 
Dr. Schäuble: So ist es!) 

Das sollte uns veranlassen, etwas behutsamer mit 
uns umzugehen. 

Ich hatte vor, dem Kollegen Schäuble Lob für 
sein inneres Engagement in dieser Sache zu zollen. 
Aber dieses ist mir angesichts der Leichtfertigkeit 
im Halse stecken geblieben, Herr Kollege Schäuble, 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

mit der Sie hier Verdächtigungen in einer Art aus-
streuen, die dieser Debatte und ihrem Sinn nicht 
angemessen sein kann. Wer aus der Affäre Steiner 
parteipolitische Vorteile für sich ziehen will, wird 
selbst zahlen müssen. Das gilt für jede Polemik 
sowohl innerhalb als auch außerhalb dieses Hauses. 
Bei manchen Artikeln von Kollegen, von Mitglie-
dern dieses Hauses, in dieser Sache muß man sich 
fragen, was das Ziel einer solchen Polemik sein 
soll, bei der ein Sachkenner sofort die Einseitig-
keiten, die Weglassungen, die Vermengungen von 
Information und Kombination erkennt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ist das Herr 
Ehmke?) 

— Ich meine damit die Auslassungen des Kollegen 
Reddemann im „Rheinischen Merkur", die zu lesen 
große Überwindung kostet. 

(Abg. Dr. Wittmann [München] : Warum 
lesen Sie es dann?) 

Das Ergebnis solcher Auslassungen, Herr Kollege 
Reddemann, kann sicherlich nicht sein, daß Sie 
die Empörung der Bevölkerung gegen eine poli-
tische Richtung oder gegen einzelne Persönlichkei-
ten dieses Hauses richten, sondern das Ergebnis 
kann nur sein, daß Sie einen Zuwachs an Staats-
verdrossenheit, 

(Abg. Werner: Münzen Sie die Dinge 
nicht um!) 

an Mißachtung dieses Parlaments überhaupt erzie-
len werden. 

(Abg. Reddemann: Die Aufklärung einer 
Affäre bringt Staatsverdrossenheit!) 

Ich halte es für einen ganz sinnlosen Versuch, 
hier um die bessere Erkenntnis der Wahrheit zu 
streiten, also sich zu fragen, welcher der Berichts-
teile der Wirklichkeit näherkäme. Im Hinblick auf 
die wichtigste Frage, die uns zu untersuchen auf-
gegeben war, nämlich ob der Kollege Wienand 
durch die Zahlung von 50 000 DM den damaligen 
Abgeordneten Steiner zu einer Stimmenthaltung be-
wogen hat, hat der Untersuchungsausschuß einstim-
mig festgestellt, daß ein solcher Vorwurf nicht er-
wiesen ist. Wir haben einmütig festgestellt, daß sich 
der Geschehensablauf so, wie der damalige Abge-
ordnete Steiner ihn geschildert hat, unmöglich hat 
abspielen können. 

Wir haben allerdings nicht aufgeklärt — auch 
dieses muß man bekennen —, woher der damalige 
Abgeordnete Steiner die 50 000 DM hatte, die er am 
28. April einzahlte. Darum ist eine letzte Klarheit 
über den Geschehensablauf, wie er sich damals ab-
gespielt hat, nicht zu erzielen. 

Wenn 18 Abgeordnete in 50 Sitzungen darüber 
keine einheitliche Meinung erzielt haben, dann 
glaube ich nicht, daß es uns gelingen wird, dieses 
hier nachzuholen. Dieses Ergebnis ändert man auch 
nicht dadurch, wenn man es durch Verdächtigungen 
zu ersetzen und zu manipulieren sucht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
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Man muß sagen, daß man es nicht weiß, und man 
muß diese Tatsache akzeptieren. 

Wir haben uns aufrichtig bemüht, aber wir wissen 
nicht, wie es war. Ob man das schön findet oder 
nicht, spielt keine Rolle. Ein Ergebnis — um Herrn 
Kollegen Kleinert zu zitieren — ist ein Ergebnis, 
nicht mehr und nicht weniger. 

(Zuruf von der CDU CSU.) 

— Eigentlich heißt es: Ein Ergebnis ist ein Ergebnis, 
ist ein Ergebnis, ist ein Ergebnis. 

Diese Debatte wird nur dann sinnvoll, wenn man 
sich fragt, welche Konsequenzen man zu ziehen ge-
denkt. Wir müssen zunächst einmal die Bevölkerung 
der Bundesrepublik davon überzeugen, daß wir es 
ernsthaft und ohne Augenzwinkern versucht haben, 
diese Wahrheit zu ermitteln. Wir nehmen das für 
uns in Anspruch. Es ist nichts in diesem Ausschuß 
geschehen, was einen Zweifel daran begründen 
könnte. Es ist kein Beweisantrag abgelehnt worden, 
wer auch immer ihn gestellt hat. 

Herr Kollege Schäuble, Sie haben dazu vorhin er-
klärt, dieses sei ja auch rechtens gewesen. — Selbst-
verständlich. Aber ich weiß nicht, ob Sie mit dieser 
Betonung uns unterschieben wollten, wir hätten 
Beweisanträge abgelehnt, wenn wir die rechtliche 
Möglichkeit dazu gehabt hätten. 

(Abg. Dr. Schäuble: Sie betonen es nur so 
oft!) 

Dies wäre eine Verschiebung des Sachverhalts, die 
man bedauern müßte. 

(Zuruf des Abg. Kleinert.) 

Es ist jeder Zeuge erschöpfend befragt worden. 
Jede Beweisaufnahme war öffentlich. Alle Proto-
kolle stehen lückenlos zur Verfügung. Dieses ist das 
Gesamtergebnis, welches wir der Öffentlichkeit vor-
zulegen haben, nicht Verdachtsäußerungen. Das  Er-
gebnis dieses Ausschusses sind die Protokolle, die 
öffentlich ausliegen, die — was man bei dieser Ge-
legenheit auch einmal sagen muß — in den ver-
gangenen acht Tagen nur von sechs Personen ein-
gesehen wurden, übrigens Mitarbeiter des Hauses, 
also nicht einmal Außenstehende. 

Wir haben zwei Berichte; auch das gehört zur 
Offenheit. Wir haben der Öffentlichkeit praktisch 
zwei Berichte vorgelegt, um die Verschiedenheit der 
Betrachtungsweisen darin um so deutlicher zu ma-
chen. Wir stellen uns ohne Sorge dein Urteil der-
jenigen, die diese Protokolle wirklich gelesen oder 
den Beweisaufnahmen beigewohnt haben. 

In diesem Zusammenhang gibt es zwei Detail-
fragen: erstens die Frage der Vereidigung, zweitens 
die Frage der unterschiedlichen Wertungen, zu de-
nen die Ausschußmitglieder mit jeweils gleichen 
Mehrheiten gelangt sind. 

Zur Frage der Vereidigung ist folgendes zu sagen. 
Wir haben während des Verfahrens in verschiede-
nen Erklärungen dargelegt, warum wir uns dazu 
nicht entschließen konnten. Ich meine, es ist hier 
nicht der Ort, einen Juristenstreit darüber zu ent

-

fesseln, welche Auslegungen sich aus den IPA- 
Regeln oder der StPO zwingend oder nicht zwingend 
ergeben. 

Entscheidend war der Gegensatz zwischen dem Be-
troffenen und dem Zeugen. Der Zeuge kann wäh-
rend  des Verfahrens keine Anträge stellen, er kann 
nicht der gesamten Beweisaufnahme beiwohnen 
jedenfalls nicht als Zeuge —, er kann keine Fragen 
stellen. 

Am Anfang des Ausschusses war eine Entschei-
dung darüber, wer Betroffener oder Zeuge sei, nicht 
möglich. Wir haben im Ausschuß darüber lange ge-
sprochen. Es lag ja kein vorermittelter Sachverhalt 
auf dem Tisch. Wir halten es eben nicht für vertret-
bar, erst am Ende eines Verfahrens einen möglicher-
weise Betroffenen als solchen einzustufen und ihm 
damit rückwirkend die Möglichkeiten zu nehmen, 
die ihm nach den IPA-Regeln als einem Betroffenen 
während des ganzen Verfahrens zugestanden hätten. 

Wir sollten uns hier auch in aller Offenheit Ge-
danken darüber machen, ob die Eidesleistung in 
einem Verfahren dieser Art nicht eine ganz andere 
Bedeutung hat. Im Strafrecht ist die Eidesfreiheit 
eine Wohltat: sie hält nämlich den Zeugen aus dem 
Zwiespalt zwischen strafrechtlicher Selbstbezichti-
gung und  der  Strafdrohung des Eides heraus. Hier 
aber scheint mir die Verweigerung, einen Eid lei-
sten zu können, eine Belastung zu sein. Denn wir 
nehmen einem Zeugen die Möglichkeit, die Wahr-
heit seiner Aussage ebenso feierlich zu bekräftigen, 
wie ein anderer Zeuge das tun konnte. Darin liegt 
ein Präjudiz, das man in einem objektiven Verfah-
ren nicht mehr akzeptieren kann. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Der Ausschuß ist zu unterschiedlichen Wertungen 
gekommen. Beide Berichterstatter, jeder in seiner 
Art, haben sich bemüht, aus den widersprechenden 
und wechselnden Zeugenaussagen, aus diesem Wust 
an Tatsachenmaterial ein Ergebnis zu kristallisieren. 
Das innere Engagement des Kollegen Schäuble ist 
sicherlich in diesem Bericht zu erkennen, ebenso 
seine Bemühungen, die zweifellos bestehenden Wi-
dersprüche zu klären oder zu deuten. 

Aber dieses ist eben die Haltung eines Staats-
anwalts und nicht die eines Richters, wenn man 
prüft, wie es wohl gewesen sein könnte, um sich zu 
entscheiden, ob man dann auf der Grundlage einer 
Vermutung eine Anklage erhebt, ein Verfahren ein-
leitet oder ob man es nicht tut. Ein Richter hat fest-
zustellen und nicht zu kombinieren. Wir sind nicht 
am Beginn einer Verhandlung, wir sind an ihrem 
Ende, und es ist ein unverrückbarer rechtsstaat-
licher Grundsatz, daß es der Sinn einer Hauptver-
handlung sein muß, die gesetzliche Vermutung der 
Schuldlosigkeit in einem gesetzlich geregelten und 
ordentlichen Verfahren zu widerlegen. Dann gibt es 
nur die Widerlegung oder keine Widerlegung, und 
dazwischen ist kein Raum. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Dies ist ein unzerstörbarer rechtsstaatlicher Grund

-

satz. Ich kann nicht erkennen, warum er für Unter- 
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Buchungsausschüsse dieses Hauses außer Kraft ge-
setzt werden sollte. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Man denke an Art. 44 Abs. 4 unseres Grund-
gesetzes, wonach Beschlüsse des Untersuchungs-
ausschusses jeder richterlichen Würdigung entzogen 
sind. Wo bleibt also dann der Rechtsschutz für den 
von der Minderheit Verdächtigten? Wie soll er sich 
rechtfertigen? In welchem Verfahren soll er seine 
doch als möglich anzuerkennende Umschuld bewei-
sen? Die Freiheit von gerichtlicher Kontrolle ist 
nicht nur ein Privileg, sondern auch eine außer-
ordentliche Verantwortung. Ich zweifle, ob Sie die-
ser Verantwortung gerecht werden, und ich sage: 
Sie werden es nicht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die Leichtfertigkeit, mit der z. B. hier eben ein 
Verdacht gegen den Bundesminister Ehmke kon-
struiert worden ist, hat mich in höchstem Maße 
schockiert, die Leichtfertigkeit, mit der die Dar-
lehenstheorie plötzlich entwickelt worden ist, zu-
nächst einmal doch wohl aufbauend auf dem zu 
erweckenden Eindruck, es sei ein ungewöhnlicher 
Geldbetrag gewesen, über den dort verfügt worden 
sei. 

Wir haben als Ausschußdrucksache — es ist das 
Dokument Nr. 76 — eine Auflistung, in welchen 
Summen seit dem Jahr 1968 aus diesem Titel in bar 
verfügt worden ist. Vorhin wurde hier der Kollege 
Professor Dr. Carstens genannt. Dazu muß man sa-
gen, daß er z. B. in einem sehr beengten Zeitraum 
über 50 000, 10 000 und 100 000 DM in bar verfügt 
hat. Dies ist eine den Ausschußmitgliedern bekann-
te Tatsache. 

Man hat darüber gerätselt, wie es wohl möglich 
sei, kurzfristig 50 000 DM in Tausendmarkscheinen 
zu bekommen. Da haben ganz besonders große Ex-
perten, die nur mit drei Sternen in Zeitungen er-
scheinen, weil sie ihre Identität nicht offenbaren 
wollen, 

(Heiterkeit) 

die tollsten Vermutungen angestellt, daß das nur aus 
geheimdienstlichen Quellen kommen könne. Nun, 
der Kollege Kleinert und ich sind, als wir am Tegern-
see waren, zusammen in eine kleine nette Filiale der 
Bayerischen Hypotheken- und Wechselbank gegan-
gen und haben — in solchen kleinen Filialen wird 
man ja individuell behandelt — gefragt, ob wir nicht 
50 000 DM bekommen könnten. Wir haben anstands-
los — anstandslos sicherlich wegen unserer unbe-
streitbaren Kreditwürdigkeit — diese 50 000 DM 
erhalten, und zwar ganz überwiegend, wie die Fach-
leute sagen, in „neu gebrauchten" Tausendmark-
scheinen. So ein Geheimnis ist es also offensichtlich 
überhaupt nicht, wie man an einen solchen Betrag 
kommen kann. Ich weiß daher nicht, wie hier ein 
solcher Verdacht in einer derartig durchsichtigen 
Weise aufgezäumt werden kann. Ich wehre mich 
dagegen, derartige Festschreibungen von Verdäch-
tigungen zu akzeptieren, und ich scheue mich nicht, 
dieses als eine Institutionalisierung des Rufmordes 
zu bezeichnen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich frage mich, zu welchem Ende denn für dieses 
Haus solche Verdächtigungen führen sollen. Wenn 
wir auf der Grundlage eines Untersuchungsberichtes 
Konsequenzen ziehen sollten, dann aus Tatsachen 
und nicht aus vagen Vermutungen. 

Man hat sich darüber mokiert, daß die Wertungen 
der Glaubwürdigkeit der Zeugenaussagen immer 
5 : 4 vorgenommen worden seien. Man sollte bei 
einem solchen Vorwurf doch auch deutlich sagen, 
daß dieses Abstimmungsergebnis eine Aussage nicht 
nur über die Mehrheit des Ausschusses, sondern 
genauso über die Minderheit sein könnte. Vielleicht, 
meine Herren Kollegen, hätten wir auch einmal 
6: 3 abstimmen können. 

(Abg. Vogel [Ennepetal] : Rein theoretisch!) 

Ich weiß also nicht, ob man daraus ein Argument 
herleiten kann. 

Sie, Herr Kollege Vogel, haben die Tatsache die-
ser Abstimmungsverhältnisse eindrucksvoll moti-
viert, als Sie in einer Presseerklärung gesagt haben, 
wenn die CDU/CSU ihre subjektive Überzeugung 
allein hätte sprechen lassen, gäbe es für sie keinen 
Zweifel mehr. Das heißt also, daß diese Abstim-
mungsergebnisse ein Spiegel der Subjektivität einer 
jeden Wertung sind und sein müssen, also auch der 
verschiedenen Ausgangserwartungen, mit denen wir 
begonnen haben, 

(Abg. Zoglmann: Ein gutes Geständnis!) 

mit denen offenbar alle Seiten des Hauses begonnen 
haben. — Herr Zoglmann, Sie sagen: „Ein gutes 
Geständnis". Wissen Sie, da müssen Sie mal ein 
bißchen lesen. Dolf Sternberger hat im Jahre 1963 
sehr Beachtliches über Untersuchungsausschüsse und 
über die Frage geschrieben, ob die Parteilichkeit der 
Ausgangserwartungen von Mitgliedern eines Un-
tersuchungsausschusses nur etwas Negatives ist oder 
vielleicht sogar als eine positive Antriebsfeder wir-
ken kann, die Wahrheit zu ermitteln, die Zeugen in 
ein Kreuzverhör zu nehmen, die Tatsachen von allen 
Seiten her zu prüfen, wie wir dies  in  erschöpfender 
Weise getan haben. Ich weiß nicht, ob Sie zu den 
sechs Personen gehören, Herr Kollege Zoglmann, 
die die Protokolle gelesen haben. Holen Sie es nach, 
und bilden Sie sich dann ein Urteil. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich meine also, wir sollten uns bei der Frage, wie 
diese Wertungen zu beurteilen sind, äußerster Zu-
rückhaltung befleißigen, mit einem Zweifel auch uns 
selbst gegenüber. 

Zweifel an der Wirksamkeit von Untersuchungs-
ausschössen sind weit verbreitet — nicht nur in der 
Bundesrepublik. In England hat es die letzten 
Untersuchungsausschüsse im Jahre 1911 im Fall 
Marconi gegeben und im Jahre 1940 in einem Fall 
Boothby, der weit weniger bekanntgeworden ist. 
Man muß sich fragen, ob der Glaube berechtigt ist, 
daß ein anderes Verfahren notwendigerweise bes-
sere Ergebnisse bringen würde, insbesondere die 
Verlagerung in den strafrechtlichen Bereich oder 
die Übertragung der Untersuchungen auf die Justiz 
oder den Richter. 
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Im englischen Recht gibt es den Tribunal of 

Inquiry, ein Modell dafür, das sogenannte Skandal

-

Enqueten einzelnen Richtern zur Untersuchung über-
tragen werden. Die Voraussetzung für das Funktio-
nieren eines solchen Modells wäre auf jeden Fall 
eine überlegene Richterpersönlichkeit, die vor jeder, 
auch einer unbewußten, politischen Parteinahme 
oder Sympathie gefeit wäre. Ich will nicht daran 
zweifeln, daß es auch im deutschen Richtertum 
solche Persönlichkeiten gibt. Aber ich meine, daß 
es kein formelles Verfahren gibt, eine solche Per-
sönlichkeit zu ermitteln. 

Ich bin auch skeptisch gegenüber dem Vorschlag, 
die sogenannte Abgeordnetenbestechung zu pöna-
lisieren, wie es in Schweden oder Holland der Fall 
ist. Ohne dazu eine eingehende Literatur oder 
Rechtsprechung zu kennen, meine ich, daß diese 
Pönalisierung kaum Konsequenzen gehabt hat. Ich 
bin zwar skeptisch, aber das heißt nicht, daß ich die 
Pönalisierung ablehnen würde. Sie wäre gesetzes-
technisch ohne große Schwierigkeiten möglich, 
indem man den § 108 d des Strafgesetzbuches nicht 
nur auf Wahlen zum, sondern auch auf Wahlen im 
Parlament, vielleicht auch auf Sachentscheidungen 
im Parlament ausdehnen würde. Probleme der Be-
weisschwierigkeiten brauche ich denen, die sich 
damit beschäftigt haben, nur anzudeuten. Sie wis-
sen, wie ungewöhnlich kompliziert ein solches Ver-
fahren sein müßte. 

Also andere Vorbilder im internationalen Parla-
mentsrecht für Untersuchungsausschüsse sind nicht 
erkennbar, besser, sie verraten zum Teil ein erstaun-
liches Vertrauen in Entscheidungen der Mehrheit. 
Für einen Erfolg scheinen mir in diesen Fällen mehr 
die beteiligten Persönlichkeiten verantwortlich zu 
sein als das Verfahren und die Mittel, mit denen sie 
sich bewegen. Aber kein Zweifel, daß wir die Mit-
tel der Untersuchungsausschüsse verbessern müs-
sen. Es kommt darauf an — das ist gesagt wor-
den —, ein Vorverfahren einzuführen. Ein Ermitt-
lungsverfahren in der Form einer öffentlichen Be-
weisaufnahme ist ein denkbar untaugliches, um 
nicht zu sagen, ein groteskes Instrument der Wahr-
heitsermittlung, in dem sich jeder Zeuge durch 
eigene Beobachtung auf seine spätere Aussage ein-
richten kann; es gibt in diesem Verfahren Beispiele 
dafür, die sehr unerfreulich waren. 

Sicherlich wird man dazu übergehen müssen, einen 
Ankläger zu ernennen, der die Aufgabe der Vor-
ermittlung übernimmt, oder in einem nichtöffent-
lichen Teil dann allerdings Berufsrichter an dem 
Ausschuß zu beteiligen. Außerdem müßte meiner 
Überzeugung nach die Frage geprüft werden, ob das 
Zeugnisverweigerungsrecht der Abgeordneten nach 
Art. 47 des Grundgesetzes auch einen unbeschränk-
ten Bestand vor Untersuchungsausschüssen haben 
sollte. 

Wir sollten uns keine Illusionen darüber machen, 
daß ähnliche Vorgänge, wie sie hier behauptet wor-
den sind, in Zukunft nicht ausgeschlossen sein wer-
den, wenn man unterstellt, es habe hier tatsächlich 
eine unlautere Beeinflussung stattgefunden. Aber 
der Grund dafür liegt nicht in einem besonderen 
Materialismus unserer Zeit oder in einer besonders 

negativen Auslese der Parlamentarier. Der Grund 
liegt darin, daß Abgeordnete sicherlich keine ent-
materialisierten Wesen sind und ein Parlament 
keine Versammlung von Robespierres. Abgeordnete 
sind Menschen, die nicht einmal eine Elite, sondern 
einen Querschnitt des Volkes darstellen. Wir sollten 
darüber froh sein; denn nur von normalen Menschen 
kann man erwarten, daß sie menschliche Entschei-
dungen treffen. Die Ausübung des Mandats ist eben 
keine exklusive Tätigkeit von Honoratioren mehr, 
sondern sie nähert sich der Ausübung einer beruf-
lichen Aufgabe, die mit besonderen Risiken, einer 
besonderen Verantwortung und einem besonderen 
Anspruch verbunden ist. Wir sollten sichern, daß 
wir alle miteinander nicht von, sondern für die Po-
litik leben können, das heißt also, sich dabei auch 
von den Maßstäben eines Lohnbuchhalters frei zu 
machen. 

Am Anfang unseres Skandals stand eine Tatsache, 
über die hier überhaupt nicht mehr gesprochen wird. 
Am Anfang unseres Skandals stand die Tatsache, 
daß der Abgeordnete Steiner um seine Existenz 
fürchtete, wenn er seiner politischen Einsicht folgen 
wollte. Am Anfang stand nicht die Verlockung eines 
Stimmenkäufers, sondern der wirtschaftliche Druck 
seiner Existenz und seiner eigenen politischen 
Freunde. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Lassen Sie uns also gemeinsam über die wirtschaft-
liche Abhängigkeit oder Unabhängigkeit der Abge-
ordneten nachdenken. Die schlichte Anhebung der 
Diäten wird sie nicht sichern. Die Höhe der Diäten 
wird auch diejenigen anziehen, die keine berufliche 
oder wirtschaftliche Basis haben und im Mandat 
nicht primär die Verantwortung, sondern die Ein-
nahmequelle sehen könnten. Unser Appell muß sich 
mindestens ebenso eindringlich an diejenigen rich-
ten, die uns in diese Funktion hineinschicken, die uns 
als Wähler und als Wahlkörperschaften in unseren 
Parteien aufstellen. Lassen Sie uns darüber nachden-
ken, ob es zur Steigerung des Ansehens eines Ab-
geordneten nicht auch dringend erforderlich ist, auch 
seine Arbeitsmöglichkeiten drastisch zu verbessern. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Lassen Sie uns das System der Altersversorgung 
ebenso prüfen wie die Übergangsregelung am Ende 
eines Mandates, die es einem Abgeordneten, auch 
wenn er nicht Beamter ist, ermöglichen muß, in einen 
normalen Beruf zurückzufinden, damit der Verlust 
des Mandates nicht mit dem Verlust der wirtschaft-
lichen Existenz identisch zu sein braucht. Ich halte es 
für unverantwortlich, einfach an der Höhe der 
Grunddiäten oder der Pauschalen herumzuwirken, 
ohne bei dieser Gelegenheit eine Konsequenz aus 
der Strukturveränderung unseres Parlamentes zu 
ziehen. Wir provozieren mit einem solchen Verfah-
ren alle Emotionen, ohne ein einziges unserer Pro-
bleme zu lösen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien und bei 
Abgeordneten der CDU/CSU.) 

Wir müssen am Ende dieses Verfahrens bekennen, 
daß Vorgänge, wie sie in der Affäre Steiner be-
hauptet worden sind, jedenfalls durch Organisations- 
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formen nicht ausschließbar sind und daß es keine 
perfektionistischen Lösungen gibt, die solche Vor-
gänge unmöglich machen könnten. 

Aber es kann nicht die alleinige Aufgabe eines 
Untersuchungsausschusses sein, die Würde dieses 
Hauses zu wahren. Es kann auch nicht die Lösung 
sein, dieses Problem einzelnen Mitgliedern zuzu-
schieben. Es ist unser aller Aufgabe, durch unser 
eigenes Verhalten dafür zu sorgen, daß die Würde 
dieses Hauses unberührt bleibt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Vogel (Ennepetal). 

Vogel (Ennepetal) (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren. Das, was der Kollege 
Hirsch zum Schluß gesagt hat, möchte ich unter-
streichen. Nur, ich frage mich, ob die Würde dieses 
Hauses gewahrt ist, wenn es Vorstellungen gibt, wie 
wir sie vom Kollegen Wehner und wie wir sie vor 
allen Dingen vom Kollegen Ehmke hier heute nach-
mittag erlebt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich möchte zunächst einmal in aller Klarheit das 
zurückweisen, was der Kollege Ehmke der Minder-
heit im Ausschuß glaubte vorwerfen zu können. Das 
ist das Unglaublichste, was ich bisher in diesem 
Parlament gehört habe. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich hätte noch Verständnis dafür, Herr Kollege 
Ehmke, wenn ein Mitglied Ihrer Fraktion an das 
Rednerpult getreten wäre und an Hand des Proto-
kolls versucht hätte, das zu widerlegen, was der 
Kollege Schäuble hier als Beweiswürdigung vorge-
tragen hat. Ich habe kein Verständnis dafür das 
muß ich Ihnen sagen —, wenn Sie an das Rednerpult 
gehen 

(Abg. Dr. Jenninger: Als Zeuge!) 

und in dieser Form versuchen, die Beweiswürdigung 
nachzuholen, die Ihre Kollegen im Ausschuß unter-
lassen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Vogel, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Wehner? 

Vogel (Ennepetal) (CDU/CSU) : Bitte sehr! 

Wehner (SPD) : Herr Kollege Vogel, würden Sie 
diesen Vorwurf modifizieren, wenn ich Ihnen sage, 
daß die Fraktion der SPD Herrn Ehmke einstimmig 
ersucht hat, in Falle des Vorbringens dieser Be-
hauptungen das hier festzustellen? 

(Zuruf von der CDU/CSU.) 

— Ich habe mich Ihnen gegenüber nicht zu recht-
fertigen. Ich wollte nur, daß Sie, wenn Sie jeman-
dem einen Vorwurf machen, meine Mitteilung zur 
Kenntnis nehmen, nichts anderes. 

Vogel (Ennepetal) (CDU/CSU) : Herr Kollege (1 

Wehner, dann nehme ich diesen Vorwurf gegen den 
Kollegen Ehmke zurück und muß ihn gegenüber 
der Fraktion der SPD erheben. Das tut mir sehr leid. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich finde das unglaublich. 

Daß sich diejenigen mit einer Beweiswürdigung 
auseinandersetzen, die in ihrem Berichtsteil des 
Ausschusses ich möchte sagen — sich selbst da-
durch auszeichnen, daß sie Beweiswürdigung aus-
klammern, ist doch die Tatsache, mit der wir es 
zu tun haben. Sie selbst sind in dem Fall nicht be-
reit, aus dem Ergebnis der Beweisaufnahme den not-
wendigen Schluß zu ziehen, wo dieses Ergebnis für 
jeden, wie ich meine, der unvoreingenommen das 
Beweisergebnis betrachtet, auf der Hand liegt, 
nämlich in dem Vorgang Schelklingen. Niemand 
von denen, die nicht einmal da bereit sind, die not-
wendigen Folgerungen zu ziehen, hat ein Recht, 
mit dem Finger auf andere zu zeigen, die sich große 
Mühe gegeben haben — das ist nachlesbar in dem 
Bericht, den der Kollege Schäuble verfaßt hat , 
hier eine sorgfältige Beweiswürdigung auf den 
Tisch zu legen. Es wäre sehr gut gewesen, wenn 
sich die Kollegen der Mehrheit mit der Beweiswür-
digung der Kollegen der Minderheit in ihrem Be-
richt auch auseinandergesetzt hätten. 

Ich will mich in erster Linie mit dem auseinander-
setzen, was Herr Kollege Ehmke hier zur Unter-
mauerung seines Vorwurfs gegen die Mitglieder 
der Minderheit im Untersuchungsausschuß vorge-
tragen hat. Herr Kollege Ehmke, zunächst möchte 
ich folgendes sagen: Wenn Sie aus Ihrer Aussage 
zitieren und aus diesem Zitat Vorwürfe herleiten, 
täten Sie gut daran, wirklich vollständig zu zitieren, 
weil das allein die Möglichkeit gibt, wirklich ein 
klares Bild zu gewinnen. 

(Abg. Reddemann: Dann sähe es anders aus!) 

Ich darf Ihnen aus dem von Ihnen zitierten Pro-
tokoll Nr. 28, Seite 142 das vorlesen, was Sie hier 
nicht vorgelesen haben. Hier heißt es nämlich 
weiter: 

Im übrigen wäre es so gewesen, daß ich dem 
Präsidenten gesagt hätte: Ich muß noch Ver-
pflichtungen abwickeln, seien Sie bitte so gut, 
machen Sie erst das Auswärtige Amt, kommen 
Sie in zwei Stunden, dann bin ich fertig damit! 

(Bundesminister Dr. Ehmke: Es ging um 
das Wort „wegschicken" !) 

— Herr Kollege Ehmke, das ist der von Ihnen nicht 
wiedergegebene Teil dieser Aussage. Ich muß sa-
gen: Ich empfinde es als unfair, wenn sich der Kol-
lege Schäuble hier zu einer Zwischenfrage meldet 
und Sie ihm nicht die Gelegenheit geben, das durch 
eine Zwischenfrage hier klarzustellen. Nur dann 
würden wir fair miteinander umgehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. Jen

-

ninger: Das ist typisch! — Zuruf des Bun

-

desministers Dr. Ehmke.) 

— Herr Kollege Ehmke, das hätte sich sofort durch 
eine Zwischenfrage klären lassen. 
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Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Vogel, gestatten Sie jetzt eine Zwischenfrage des 
Abgeordneten Sieglerschmidt? 

Vogel (Ennepetal) (CDU/CSU) : Bitte sehr, Herr 
Kollege Sieglerschmidt! 

Sieglerschmidt (SPD) : Herr Kollege Vogel, 
sollte es Ihnen entgangen sein, daß der Kollege 
Ehmke wörtlich das, was Sie soeben zitiert haben, 
auch seinerseits zitiert hat? 

(Widerspruch und Zurufe von der CDU/ 
CSU: Eben nicht! — Abg. Dr. Marx: Wir 

schicken ihm das Protokoll kostenlos!) 

Vogel (Ennepetal) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Sieglerschmidt, wenn es mir entgangen ist, muß ich 
wahrscheinlich einen Augenblick ausgesetzt haben; 
ich habe nämlich sehr sorgfältig zugehört. 

(Abg. Reddemann: Nein, ihm ist nichts ent-

gangen) 

Das gleiche kehrt auf der Seite 143 auf die Frage 
des Kollegen Schäuble wieder. Ich will auch das hier 
nicht wiederholen. 

Herr Kollege Ehmke beruft sich zum Zeugnis da-
für, daß das Geld bestimmungsgemäß verwendet 
worden sei, auf die Aussage des Präsidenten des 
Bundesrechnungshofes, des Präsidenten Schäfer. Ich 
will Ihnen hier drei Teilstücke dieser Aussage zur 
Kenntnis geben, damit Sie die Möglichkeit haben, 
sich selbst ein Bild zu machen. 

Zunächst einmal hat der Präsident des Bundes-
rechnungshofes Protokoll der 28. Sitzung, Seite 
129 — ausgeführt: 

Ich möchte sagen, daß ich nach Prüfung der mir 
am 11. Dezember vorgelegten Belege und der 
mündlichen Erläuterungen, die mir entweder 
freiwillig oder auf Fragen gegeben worden sind, 
keine Anhaltspunkte dafür habe, daß aus dem 
Titel 529 04 Mittel für solche Zwecke verwen-
det worden sind, die Gegenstand Ihres Unter-
suchungsausschusses bilden. 

Das heißt also, der Präsident des Bundesrech-
nungshofs hat lediglich keine Anhaltspunkte gewin-
nen können und hat das bekundet. Er sagte aber an 
zwei weiteren Stellen etwas, was ich zu berücksich-
tigen bitte. Er sagt auf Seite 131: 

Mir genügt das 	und das muß mir ja genü

-

gen —, was sich aus dem Beleg und den münd-
lichen Erläuterungen meines Gesprächspartners 
ergibt. 

Noch deutlicher führte er auf Seite 107 aus — auch 
das wörtlich —: 

Es gibt ja den berühmten Satz, Vertrauen ist 
gut, Kontrolle ist besser. Ich möchte aber hier 
diesen Satz insofern abwandeln, daß man bei 
der Kontrolle, gerade, wenn sie wie hier auf 
zwei Augen beruht, in der Person des Prüfen-
den, auch bei dem Geprüften das Vertrauen 
haben muß, daß die Auskunft, die er einem 
mündlich gibt, wahr ist. 

Er spricht dann weiter von einer „Kombination 
von Vertrauen und Kontrolle", aus der er diesen 
Eindruck gewonnen hat, keine Anhaltspunkte zu ha-
ben. 

Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]: Na also!) 

— Ja, aber was beweist das denn, Herr Kollege 
Schäfer? 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]:: Was beweist 
es denn für Ihre Behauptungen?! Gar nichts! 

Im Gegenteil!) 

- Moment, zu dem nächsten Punkt komme ich 
gleich, Herr Kollege Schäfer. Nur, zum Beweis für 
die Unrichtigkeit der Beweisführung des Kollegen 
Schäuble kann die Aussage des Präsidenten Schäfer 
eben nicht herangezogen werden, 

(Abg. Reddemann: Sehr richtig!) 

weil nämlich dieser Aussage des Präsidenten Schäfer 
die Entlastung nicht entnommen werden kann, auf 
die sich der Kollege Ehmke hier beruft. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Redde
-

mann: Hier hat doch nur Ehmke Ehmke ent

-

lastet!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Vogel, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Schäfer? 

Vogel (Ennepetal) (CDU/CSU) : Bitte sehr, Herr 
Kollege Schäfer! 

Dr. Schäfer (Tübingen) (SPD) : Herr Kollege 
Vogel, gehen Sie denn davon aus, daß sich der-
jenige, der verdächtigt wird, reinwaschen muß, oder 
wollen Sie nicht den allgemeinen Rechtsgrundsatz 
anerkennen, daß jeder Verdacht bewiesen werden 
muß? 

(Beifall bei der SPD.) 

Vogel (Ennepetal) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Schäfer, ich freue mich, daß Sie sagen: jeder Ver-
dacht bewiesen werden muß; denn nicht einmal das 
haben ja die Kollegen der Mehrheit im Unter-
suchungsausschuß gewollt. 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]:: Nein, weil 
Sie es beliebig gemacht, weil Sie es frei 

vom Himmel gegriffen haben!) 

— Ach, Herr Kollege Schäfer, ich sage es noch ein-
mal: Wenn die Mehrheit bereit gewesen wäre, aus 
dem Beweisergebnis im Falle Schelklingen die Kon-
sequenzen zu ziehen, dann könnten wir so mitein-
ander reden. 

(Beifall bei der CDU/CSU. Abg. Dr. Schä-
fer [Tübingen]:: Das ist aber interessant! 
Sie machen also ein Koppelungsgeschäft!) 

- Nein, nein. Herr Kollege Schäfer, das ist doch 
jetzt Ihre Unterstellung! 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen] : Sagen Sie 
doch, haben Sie doch gesagt!) 

Unterstellen Sie mir doch nicht etwas. Ich habe 
Ihnen nur gesagt: Sie haben keinen Anlaß, sich hier 
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aufzuspielen, nachdem Sie selbst da, wo es auf der 
Hand liegt, nicht bereit gewesen sind, die Konse-
quenzen zu ziehen. 

(Abg. Reddemann: Sehr gut! — Abg. Dr. 
Schäfer [Tübingen]:: Nach Ihrer Meinung!) 

- Nach unserer Meinung. Mir wäre es wirklich lieb, 
es würden einige Unvoreingenommene, die von der 
Sache etwas verstehen, bereit sein, die Aussagen 
dazu vor dem Untersuchungsausschuß einmal nach-
zulesen. 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]:: Hoffentlich 
tun sie es!) 

- Ich kann es nur hoffen, Herr Kollege Schäfer. — 
Soviel zu dem Punkt. 

Nun hat sich der Herr Kollege Ehmke besonders 
darüber beschwert, daß die Minderheit im Ausschuß 
den Verdacht hat, er habe in einem Punkt eine un-
richtige Aussage gemacht. Herr Kollege Ehmke, Sie 
haben dazu eine Menge aus dem Protokoll Ihrer 
Vernehmung vorgelesen. 

Ich darf zunächst einmal sagen, daß Sie uns ge-
schildert haben, wie der Vorgang ablief. In der 
28. Sitzung des 1. Untersuchungsausschusses heißt es 
auf Seite 10: 

Der Vorgang ist wohl noch etwas komplizierter. 
Ich sage dem Beamten mündlich oder fernmünd-
lich: Ich brauche 50 000 Mark! Er kommt dann 
hoch und legt mir die Anordnung vor, die ich 
unterschreibe. ... Und wie gesagt: Ich habe 
die Akten angeguckt. Diese Quittung lautet, was 
ja den Herren wohl bekannt ist, wenn ich recht 
informiert bin, auf den 26. April. 

Ich gebe Ihnen nun zu, daß Sie mit dieser Quittung 
die Auszahlungsquittung der Bundeshauptkasse mei-
nen. Aber eines muß ich sagen, Herr Kollege Ehmke: 
Wofür ich nach dem Inhalt Ihrer Aussage kein Ver-
ständnis habe, ist, daß Sie, wenn dieser Vorgang 
der Anforderung zeitlich auseinanderfiel, dem Aus-
schuß das dann nicht gesagt haben und sich heute 
darauf berufen wollen, Ihnen werde zu Unrecht 
unterstellt, in diesem Punkt eine unrichtige Angabe 
gemacht zu haben. Daß es Auszahlungsanforderun-
gen gab, daß die urkundlich nachweisbar waren, 
Herr Kollege Ehmke, war Ihnen sehr wohl bewußt; 
denn darauf haben Sie in Ihrer Aussage mehrfach an-
gespielt. Sie haben, als Sie gefragt wurden, ob denn 
Herr Carstens jemals in solcher Höhe über den 
Fonds verfügt habe — auf Seite 29 — gesagt: 

Am 5. Juli 1968 z. B., ..., wobei ich hier jetzt 
sagen muß: Das ist die Auszahlungsanforderung. 

Ich kann dabei ja daraus entnehmen, daß das wohl 
die schriftliche Auszahlungsanforderung ist, die Sie 
hier meinen. 

(Bundesminister Dr. Ehmke: Nur die kann 
in den Akten sein!) 

— Natürlich, natürlich, Herr Kollege Ehmke. Sie 
haben auf der Seite 52 z. B. darauf hingewiesen, daß 
die Auszahlungsanforderungen von Ihnen natürlich 
alle vorlägen. Sie haben auch an anderen Stellen 
von der Auszahlungsanordnung gesprochen. Sie  

haben es nur nicht für nötig befunden — und ma

-

chen uns jetzt den Vorwurf, daß wir nicht danach  
gefragt hätten —, uns dann zu sagen: Am 25. habe 
ich Herrn Rehmich aufgefordert, das zu tun, und am 
26. ist Herr Rehmich mit der Auszahlungsanforde-
rung gekommen, die ich dann unterschrieben habe. 
Herr Kollege Ehmke, nachdem Sie uns diesen Vor-
gang so geschildert haben, wäre es nicht unsere 
Aufgabe gewesen, Sie danach zu fragen, sondern es 
wäre die Aufgabe eines sorgfältigen Zeugen ge-
wesen, uns das mitzuteilen. Denn nur diesen Vor-
gang der schriftlichen Auszahlungsanforderung 
konnten Sie aus den Akten entnommen haben, von 
denen Sie vorhin auch geredet und von denen Sie 
mehrfach gesagt haben, daß Sie an Hand dieser 
Akten Ihr Gedächtnis aufgefrischt hätten. 

Herr Kollege Ehmke, ich frage wirklich, woher 
Sie, selbst wenn Sie der Auffassung sind, diese Be-
weisführung sei falsch, den Mut nehmen, bei dieser 
Sachlage davon zu sprechen, das sei ein verkom-
mener parlamentarischer Stil, das sei üble, verlogene 
Verdrehung von Tatsachen, das sei parlamentsun-
würdig, das sei eine bewußte Fälschung des Ergeb-
nisses der Beweisaufnahme. Herr Kollege Ehmke, 
ich glaube, daß Sie, wenn Sie sich sorgfältig mit 
Ihrer eigenen Aussage beschäftigen, diesen Vorwurf 
nicht aufrechterhalten können. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Conradi: 
Das war aber ein sehr schwacher Rückzug, 

den Sie hier machen!) 

herr Kollege Ehmke, ich möchte nur sagen, wie 
leichtfertig Sie Feststellungen treffen auf Grund von 
Anhaltspunkten, aus denen Sie solche Feststellun-
gen herleiten zu können glauben. Lesen Sie einmal 
nach, was Sie auf Seite 15 des Protokolls Ihrer Ver-
nehmung gesagt haben : 

Es steht ja wohl fest, daß entweder im Kanzler-
amt oder bei der Bundeshauptkasse jemand 
sitzt, der selbst auf die Gefahr strafgericht-
licher Verfolgung hin unbefugt gegen seine 
Dienstpflichten eine Information — soweit ich 

 aus .Journalistenkreisen weiß, sogar Dokumente 
— weitergegeben hat. Es ist natürlich auch 

durchaus denkbar, daß diese Information bereits 
weitergegeben wurde, 

— jetzt hören Sie einmal genau zu! — 

als die Anforderung gestellt wurde und die Zah-
lung erfolgte, also am 25. oder am 26., so daß 
die Einzahlung am 28. schon in Kenntnis dieser 
Tatsache erfolgte und sich daher vielleicht auch 
die gegenüber früheren Angaben geringe Sum-
me erklärt. 

Herr Kollege Ehmke, das paßt sich würdig ein in 
die Verschwörungstheorie, in die Drehbuchtheorie 
und in andere Theorien, die uns in dem Ausschuß 
dauernd Nebel in die Landschaft geworfen haben. 
Ich habe einmal gesagt: Hier werden uns dauernd 
Schafherden über die Spuren gejagt, um diese Spu-
ren zu verwischen. Meine Damen und Herren, wer 
so leichtfertig aus bestimmten Fakten solche Schlüs-
se zieht, der kann sich doch nicht hierherstellen 
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und sich in dieser Form hier aufspielen, wie Sie es 
heute getan haben! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Vogel, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Dr. Sperling? 

Vogel (Ennepetal) (CDU/CSU) : Augenblick! 

Ich darf Ihnen auch eines zu Ihrer Beruhigung 
sagen, Herr Kollege Ehmke: Der Beamte oder An-
gestellte im Kanzleramt oder in der Bundeshaupt-
kasse, von dem Sie hier sprechen, den gibt es nicht. 
Der Vorgang ist wesentlich anders gewesen; das 
kann ich sagen. Ich frage wirklich, woher Sie 
— ich würde sagen — die Berechtigung nehmen, in 
Ihrer Aussage als Zeuge eine solche Feststellung zu 
treffen. 

Meine Damen und Herren, mir kam es lediglich 
darauf an, etwas zu dem zu sagen, was der Kollege 
Ehmke glaubte als Zeuge in dieser Sache sagen zu 
müssen. Ich sage noch einmal: ich hätte allenfalls 
Verständnis gehabt, wenn ein anderer Kollege der 
SPD-Fraktion für den Kollegen Ehmke das hier getan 
hätte. Daß der Kollege Ehmke selbst es getan hat, 
kann ich persönlich nur bedauern. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat Herr 
Bundesminister Dr. Ehmke. 

(Abg. Reddemann: Jetzt wird die Ge

-

schäftsordnung aber doch schon ge

-

quetscht!) 

Dr. Ehmke, Bundesminister für Forschung und 
Technologie und für das Post- und Fernmeldewesen: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich bin 
dem Kollegen Vogel sehr dankbar, daß er sich die 
Mühe gemacht hat zu argumentieren, und möchte 
diesen Versuch nicht unbeantwortet lassen. 

Zum letzten Punkt: Ich finde es sehr interessant, 
daß Sie sagen, daß Sie den Vorgang kennen. Ich 
wäre dann wirklich der Meinung, es wäre sehr gut, 
einmal klarzulegen, wie unter der Verschlußsachen-
ordnung stehende Sachen herauskommen. Es wäre 
interessant, wenn Sie das doch einmal darlegen wür-
den, wenn Sie das so genau wissen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Bundesmini-
ster, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Vogel? 

Dr. Ehmke, Bundesminister für Forschung und 
Technologie und für das Post- und Fernmeldewesen: 
Gerne! 

Vogel (Ennepetal) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Ehmke, darf ich davon ausgehen, daß Sie jetzt zu-
geben können, daß Sie einem Mißverständnis er-
legen sind, wenn Sie meine Ausführungen von vor-
hin so interpretieren? Denn genau das habe ich nicht 
gesagt, daß ich den Vorgang kenne, sondern ich 

habe gesagt: Das Ganze, wie das bekanntgeworden 
ist, ist wesentlich anders gelaufen. 

Dr. Ehmke, Bundesminister für Forschung und 
Technologie und für das Post- und Fernmeldewesen: 
Herr Kollege Vogel, ich nehme das gern entgegen. 
Nur, da es sich um vertrauliche Unterlagen entweder 
der Bundeskasse oder des Kanzleramtes handelt, 
muß ja irgendwo ein Loch gewesen sein. Aber ich 
überlasse das Ihnen. 

(Abg. Reddemann: Das Kanzleramt ist doch 
offenbar so löcherig wie ein Schweizer 

Käse!) 

Ich darf jetzt ganz kurz zu den vier Fragen Stel-
lung nehmen, die Sie aufgeworfen haben. 

Es ging nicht um das Zitat — ich habe es nach 
meiner Erinnerung auf eine entsprechende Bitte hin 
vollständig verlesen —, sondern es ging darum — — 

(Widerspruch bei der CDU/CSU.— Abg. Dr. 
Jenninger: Das ist doch nicht wahr!) 

— Dann bitte ich um Entschuldigung. 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Dann bitte ich insofern um Entschuldigung. Ich 
sage nur: der Streitfall war, wer das Wort „weg-
geschickt" benutzt hat. Sie haben nur noch einmal 
unterstrichen: das Wort „weggeschickt", das mir vor-
geworfen wurde, ist vom Kollegen Schäuble und 
nicht von mir benutzt worden. 

Zweitens. Ich wäre sehr dankbar gewesen, wenn 
Sie in die Würdigung der Aussage des Präsidenten 
des Bundesrechnungshofes auch den von mir aus-
drücklich erwähnten Brief an den Kollegen Leicht 
vom 5. Oktober 1973 einbezogen hätten. Er steht 
Ihnen zur Verfügung; Sie können ihn auch in Photo-
kopie bei Herrn Kollegen Haehser einsehen. 

Was in Ihrem Bericht übrigbleibt, ist die Frage 
der Zwischenfinanzierung. Dazu sage ich noch ein-
mal: Wenn Sie es für korrekt halten, aus einer 
logischen Möglichkeit einen Verdacht abzuleiten, 
dann lassen wir parlamentarische Untersuchungsaus-
schüsse in Zukunft lieber sein. 

(Abg. Reddemann: Das könnte Ihnen so 
passen!) 

Schließlich die Frage des Auseinanderfallens des 
Anforderungsvorgangs in zwei Tage. Herr Vogel, 
es ging Ihnen doch bei Ihren Fragen, wenn ich mich 
einmal in Ihre Interessenlage versetze, überhaupt 
nur um zwei Daten: Wann ist der Ehmke auf die 
Idee gekommen, er braucht 50 000 DM, und wann hat 
er das Geld in der Hand gehabt? Dabei muß ich 
Ihnen sagen: ich kannte diese ganzen Terminkon-
struktionen, die Sie da anführten, überhaupt nicht. 

(Abg. Reddemann: Ein völlig ahnungsloser 
Mensch!) 

Ich weiß nur ganz genau: meine Reaktion auf den 
Mißtrauensantrag der CDU waren am nächsten Tag 
die beiden Anweisungen. 

(Abg. Dr. Jenninger: Sie haben doch damals 
schon die Kisten gepackt beim Bundes

-

kanzler!) 
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Sie haben ja auch überhaupt nicht danach gefragt, 
wann denn zwischen der mündlichen Anweisung, die 
Sie jetzt gar nicht mehr bestreiten, und der Auszah-
lung das Zwischenglied Unterschreiben der schrift-
lichen Anforderung stattgefunden hat. Das spielte 
auch gar keine Rolle, sondern für Sie spielten zwei 
Daten eine Rolle: Wann kam er auf die Idee und 
wann hatte er das bar in der Hand? Darauf habe 
ich ausdrücklich geantwortet. Nach dem Zwischen-
glied wurde nie gefragt. Das Beweisstück, das das 
Zwischenglied brachte, habe ich selbst in die Unter-
nehmung eingeführt. 

Dann muß ich Ihnen noch einmal sagen: Ich habe 
Ihnen zahlreiche Zeugen genannt, die Ihnen das 
alles im einzelnen hätten darlegen können. Herr 
Vogel, können wir uns nicht darauf einigen: es geht 
nicht, selbst wenn Sie eine Unklarheit hatten, dann 
nicht den Versuch zu machen, diese Unklarheit auf-
zuhellen, sondern einfach hinauszugehen und mit 
solchen Verdächtigungen um sich zu schmeißen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Bundesmini-
ster, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Vogel? 

Dr. Ehmke, Bundesminister für Forschung und 
Technologie und für das Post- und Fernmelde-
wesen: Gerne! 

Vogel (Ennepetal) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Ehmke, sind Sie nicht auch bereit, zu sehen, daß, 
wenn ein Zeuge von mündlicher Anordnung und 
vor schriftlicher Zahlungsanordnung spricht, wenn 
er davon spricht, daß er zu einem bestimmten Zeit-
punkt angefordert habe, bei dem Hörer derartiger 
Bekundungen auch der Eindruck entstehen kann: 
dieser Vorgang fällt zeitlich zusammen? 

Darf ich eine weitere Frage stellen, weil Sie uns 
gesagt haben, Ihnen sei es auf Zeitpunkte ange-
kommen. Was meinen Sie denn, worauf es dem 
Herrn Kollegen Wischnewski angekommen ist, als 
er — auf Seite 67 dieses Protokolls — fragte: 

Ich bitte, jetzt noch einmal intensiv nachzu-
denken, ob Ihr Erinnerungsvermögen für den 
25. besser ist und Sie vielleicht sagen können, 
zu welcher Zeit Sie diese 50 000 DM am 25. 
angefordert haben? 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU. — Zurufe 
von der SPD.) 

Dr. Ehmke, Bundesminister für Forschung und 
Technologie und für das Post- und Fernmeldewesen: 
Herr Kollege Vogel, diese Frage können Sie gleich 
dem Kollegen Wischnewski selbst stellen, da er 
jetzt sprechen wird. Aber Ihre erste Frage werde 
ich Ihnen beantworten: Selbst bei weitester, Will-
kür einschließender Auslegung ist es nicht möglich, 

(Abg. Vogel [Ennepetal] : Ja, gut!) 

die Aussage, es sei eine mündliche oder fernmünd-
liche Weisung erteilt worden, in  die  Aussage um-
zudrehen, es sei eine schriftliche Auszahlungsan-
ordnung herausgegangen. Sie können beim besten 

Willen auch mit der schönsten „Interpretation" aus 
„mündlich oder fernmündlich" nicht „schriftlich" ma-
chen, und allein darum geht es in diesem Punkt. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Pfeffermann: 
Dieser makabre Beifall hat die miese Situa

-

tion nicht besser gemacht!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Wischnewski. 

Wischnewski (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Wenn ich an den Bei-
trag des Kollegen Vogel und den des Kollegen 
Schäuble denke, habe ich eigentlich den Eindruck, 
Sie wollen hier heute über alles andere reden, nur 
nicht über Ihren früheren Fraktionskollegen Steiner. 
Um den geht es aber in erster Linie. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Dr. Jenninger: Und das Geld, das er bekom

- men hat, und den Herrn Bosse und Genos-

sen, und um die Freunde des Herrn Steiner 
geht es auch! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU. — Gegenrufe von der SPD.) 

Ich gebe Ihnen jetzt die Möglichkeit, darüber eini-
ges zu hören. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
glaube, alle Ausschußmitglieder stimmen darin über-
ein, daß wir mit den Arbeitsmöglichkeiten, die wir 
gehabt haben, und damit auch mit den Arbeits-
ergebnissen, die es gegeben hat, nicht zufrieden sein 
können. Ich glaube, da gibt es Übereinstimmung. 
Auch die Öffentlichkeit ist mit dem Ergebnis nicht 
zufrieden, und dafür habe ich Verständnis. Wir wis-
sen, daß das der parlamentarischen Demokratie nicht 
dient. Ich muß allerdings sagen, für mich ist eines 
geradezu bedrückend, daß nämlich der Ausschußbe-
richt der Minderheit mit Spekulationen und Ver-
dächtigungen arbeitet 

(Beifall bei der SPD) 

und daß die im Vordergrund des Berichtes stehen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Vogel [Ennepetal] : Können Sie mal ein paar 
Stellen belegen, Herr Kollege Wischnew

-

ski? Machen Sie mal eine schöne Beweis

-

führung! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU.) 

— Ich komme auf ein paar Sachen zu sprechen, 
keine Sorge. 

Da Herr Dr. Schäuble ein Jurist ist, muß ich sagen: 
Eigentlich bin ich ganz froh, daß ich kein Jurist bin, 
wenn ich nämlich feststelle, daß das im Bericht die 
Vorstellung eines Juristen ist, zwar nicht durchgän-
gig, aber in einigen Passagen. 

(Zuruf von der CDU/CSU.) 

Eine solche Berichterstattung nach einer durchaus 
sachlichen Zusammenarbeit, die es im Ausschuß ge-
geben hat, dienst erstens nicht der Sache, dient zwei-
tens nicht den Interessen dieses Hauses und ist drit-
tens nicht mit unserer Rechtsauffassung in Einklang 
zu bringen. Während es in der Justiz für den Ange- 
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klagten diskriminierenden Freispruch mangels Be-
weises nicht mehr gibt, wird er hier für Politiker und 
von Politikern angewandt. Ich finde, dies ist eine 
ganz schlechte Angelegenheit. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
wehre mich dagegen, daß in der Öffentlichkeit immer 
wieder behauptet wird, es sei gar nichts herausge-
kommen. Deshalb möchte ich hier zwei Feststellun-
gen treffen. Ich erinnere erstens daran, daß der Aus-
schuß einstimmig ausgesagt hat: 

Es wird festgestellt, daß die Behauptung des 
Zeugen Steiner nicht erwiesen ist, der Zeuge 
Wienand habe im Zusammenhang mit der Ab-
stimmung über das konstruktive Mißtrauens-
votum den Zeugen Steiner durch Hingabe von 
50 000 DM in unlauterer Weise beeinflußt. 

Das ist für den Kollegen Wienand herausgekommen. 

Nach der heutigen internen Sitzung im Beisein 
des Bundesanwalts Buback habe ich Ihnen mitzu-
teilen, was für Ihren früheren Fraktionskollegen 
Steiner herausgekommen ist: 

1. Ein strafrechtliches Ermittlungsverfahren we-
gen nachrichtendienstlicher Tätigkeit, 

2. ein strafrechtliches Ermittlungsverfahren wegen 
falscher Titelführung, 

3. ein strafrechtliches Ermittlungsverfahren wegen 
Steuerhinterziehung, 

(Abg. Reddemann: Wegen der 50 000 DM!) 

4. ein strafrechtliches Ermittlungsverfahren wegen 
Veruntreuung und 

5. ein strafrechtliches Ermittlungsverfahren wegen 
Mißbrauchs von Geldern des Deutschen Bundes-
tages. 

Dies ist das, was sich heute anläßlich der letzten 
Ausschußsitzung gezeigt hat. Ich finde es gut, daß 
das hier heute auch im Plenum zum Ausdruck ge-
bracht werden kann. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Wischnewski, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Abgeordneten Vogel? 

Wischnewski (SPD) : Mit besonderer Freude. 

Vogel (Ennepetal) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Wischnewski, ohne daß ich hier den Versuch unter-
nehmen wollte, für Herrn Steiner eine Lanze zu 
brechen: Glauben Sie nicht, daß Sie sich selbst in 
einen Widerspruch begeben, wenn Sie hier Ermitt-
lungsverfahren aufführen, die noch keine Urteile 
sind, sondern auf Grund von Verdacht eingeleitete 
Verfahren sind? 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zuruf des 
Abg. Dr. Schäfer [Tübingen].) 

Wischnewski (SPD) : Sie hätten mit Ihrer Frage 
warten sollen. Ich werde Ihnen im Laufe der wei-
teren Ausführungen noch ein paar Möglichkeiten 
geben, zu beweisen, daß auch Sie wissen, 'daß die 
jetzt bereits vorliegenden Tatsachen 'den Beweis 
dafür erbringen, daß es sich nicht nur um Ermitt-
lungen handelt, sondern daß es handfeste Tatbe-
stände gibt. 

(Abg. Vogel [Ennepetal] : Wo sind die vor 
Gericht festgestellt? — Abg. Reddemann 

meldet sich zu einer Zwischenfrage.) 

— Herr Reddemann, von Ihnen beantworte ich nie 
eine Frage; von allen anderen, von Ihnen nie. 

(Abg. Reddemann: Sie haben Angst, Herr 
Wischnewski, Sie haben fürchterliche Angst, 
daß ich frage, ob nicht gegen Herrn Wie-
nand inzwischen auch zwei Verfahren 

laufen!) 

— Wissen Sie, dazu sind Sie zu klein, daß ich vor 
Ihnen Angst 'habe. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Angeber!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Steiner 
hat diesem Hause einen großen Schaden zugefügt. 
Nicht alle haben das Recht, über ihn einen Stab zu 
brechen, insbesondere die nicht, die vielleicht durch 
ihr Verhalten dazu beigetragen haben, daß sein 
Lebensweg so verlaufen ist, nämlich diejenigen, 

(Abg. Dr. Jenninger: ... die ihn bestochen 
haben!) 

die ihm vor einigen Jahren 'das Gehalt als Partei-
sekretär der CDU gekürzt haben und ihm den Rat 
und die Möglichkeit gegeben haben, den Rest des 
Gehaltes beim Deutschen Nachrichtendienst zu ver-
dienen. Das ist der wahre Hintergrund des Lebens-
wegs Ihres früheren Kollegen Steiner. 

(Abg. Wehner: Leider wahr! — Beifall bei 
der SPD.) 

Dies muß mal in aller Deutlichkeit gesagt werden. 
Sie haben ihm das Gehalt von 700 DM auf 400 DM 
gekürzt und gesagt, den Rest solle er sich durch 
Tätigkeit beim Nachrichtendienst verdienen. 

(Abg. Reddemann: Ausgerechnet Wi

-

schnewski spricht von nachrichtendienst

-

licher Tätigkeit!) 

Ob das eine so faire Angelegenheit ist, weiß ich 
nicht. Ob dies nicht vielleicht der Anlaß ist, daß 
der frühere Kollege Steiner einen solchen Weg ge-
nommen hat? 

Ein Wort noch zu Schelklingen. Das, was die Kol-
legen der CDU im Untersuchungsausschuß behaup-
ten, nämlich daß es sich um einen Versuch der Be-
stechung handelt, hat kein Zeuge ausgesagt. Auch 
die Zeugen, die sich bemüht haben, Karl Wienand 
zu belasten, haben gesagt, abstrakt seien Gespräche 
geführt worden. 

(Abg. Reddemann: Wegen abstrakter An

-

gebote ist Wienand eigens mit der Bundes

-

wehr nach Schelklingen geflogen!) 

Das ist die Tatsache. 
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Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zu 
dem Bericht von Herrn Schäuble noch ein paar Be-
merkungen machen. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Ich muß mich hier an das halten, was die Zeugen 
ausgesagt haben. Dies ist nicht mein Begriff. Ich 
habe den Begriff „abstrakt" nicht erfunden. Das 
waren die Zeugen, die vor dem Ausschuß so ausge-
sagt haben. 

(Abg. Reddemann: Ihr ehemaliger Partei

-

freund Baeuchle!) 

Der Herr Dr. Schäuble beschäftigt sich insbesondere 
mit den Fragen der Glaubwürdigkeit der Zeugen. Ich 
finde, daß seine Stellungnahme geradezu frappie-
rend ist. Über Steiners Glaubwürdigkeit — und ich 
muß sagen: Steiner hat fast nur die Unwahrheit ge-
sagt, und dies läßt sich nachweisen; ich werde ein 
paar Proben davon bringen sagt Herr Schäuble 
folgendes: 

Danach läßt sich aus den zahlreichen Unrichtig
-

keiten in der Aussage des Zeugen Steiner nicht 
auf eine generelle Unglaubwürdigkeit schließen. 

Ich finde das nach den Vorgängen, wie wir sie er-
lebt haben, geradezu empörend. 

Über die Glaubwürdigkeit des Kollegen Wienand 
sagt er: 

Diese Kette von Unrichtigkeiten, Widersprüchen 
und mangelnder Aussagebereitschaft mindert 
die Glaubwürdigkeit des Zeugen Wienand er-
heblich. 

Dies ist der Vergleich, der hier gezogen wird. Des-
halb möchte ich gerne fünf Bemerkungen machen, 
zuerst zu Karl Wienand. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Wischnewski, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Abgeordneten Dr. Schäuble? 

Wischnewski (SPD) : Mit besonderer Freude! 

Dr. Schäuble (CDU/CSU) : Vielen Dank, Herr 
Wischnewski. 

Herr Wischnewski, sind Sie bereit, wenn Sie schon 
aus dem von mir entworfenen Teil des Berichtes 
zitieren, vollständig zu zitieren und insbesondere 
den einleitenden Satz zu der Glaubwürdigkeit von 
Herrn Steiner zu zitieren? Es fängt nämlich wie folgt 
an: 

Bei der Würdigung der Glaubwürdigkeit des 
Zeugen Steiner fallen die vielen Widersprüche, 
Unrichtigkeiten und Unwahrheiten auf, in die 
sich der Zeuge Steiner in seiner Aussage vor 
dem Untersuchungsausschuß und bei anderer 
Gelegenheit verwickelt hat. 

Ich verweise Sie auf Seite 51 unten und wäre Ihnen 
dankbar, wenn Sie den Bericht in Zukunft wenig-
stens einmal lesen und korrekt zitieren würden. 

(Zurufe von der SPD.) 

Wischnewski (SPD) : Herr Kollege Dr. Schäuble, 
ich habe Ihren Bericht genau gelesen. Sie können 
mein Exemplar dort sehen. Jeder Satz mit der Glaub-
würdigkeit der beiden Zeugen ist von mir unter-
strichen. Nach dem, was Sie jetzt zitiert haben, ha-
ben Sie gesagt: „Danach läßt sich aus den zahlrei-
chen Unrichtigkeiten in der Aussage des Zeugen 
Steiner nicht auf eine generelle Unglaubwürdig-
keit ..." Darauf komme ich gleich zu sprechen. Dann 
wird sich herausstellen, wie parteiisch Ihre Darstel-
lung der Glaubwürdigkeit eben ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Dazu werden wir Ihnen hier die Möglichkeit geben. 

Über Karl Wienand möchte ich fünf Bemerkungen 
machen: 

1. Es entspricht den Tatsachen, daß sich der Zeuge 
Wienand im Vorstadium, d. h. vor Aufnahme der 
Tätigkeit des Untersuchungsausschusses, nur äußerst 
zögernd geäußert hat. Im Ausschuß hat er klare Aus-
künfte gegeben. Was die Zeit davor betrifft, möchte 
ich sagen: Herr Löwenthal ist weder ein Richter noch 
ein Untersuchungsausschuß. Dies muß einmal in aller 
Deutlichkeit festgestellt werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Reddemann: Wußte Ihre Fraktion das bis

-

her noch nicht?) 

2. Karl Wienand hat vor dem Untersuchungs-
ausschuß am 7. September 1973 eine falsche Aussage 
gemacht. Er hat sie am gleichen Tage in einem Brief 
an den Ausschußvorsitzenden, in dem er sich für 
diesen Irrtum entschuldigt hat, revidiert. 

3. Für alle wichtigen Angaben und Aussagen des 
Kollegen Karl Wienand stehen Zeugen zur Verfü-
gung. 

4. Für den entscheidenden Tag kann er eine ge-
naue, fast minutiöse Darstellung des Tagesablaufs 
geben; der weitaus größte Teil ist durch Zeugen-
aussagen oder sogar durch Dokumente des Bundes-
tages belegt. 

5. Nach Angaben des Herrn Regierungsdirektor 
Peppmeier, der dem Ausschuß vom Bundesrech-
nungshofs als Sachverständiger zur Verfügung ge-
stellt war, sind bei Ihrem früheren Kollegen Stei-
ner an Geldbewegungen noch genau 239 633 DM un-
geklärt. Ich bitte, das auf Seite 86 des Berichts des 
Gutachters nachzulesen. Eines steht fest: Mit keiner 
einzigen Mark dieser ungeklärten 239 633 DM hat 
der Kollege Karl Wienand auch nur das geringste 
zu tun. Dies ist eindeutig erwiesen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Reddemann: Die 50 000 reichen ja!) 

Nachdem eine generelle Unglaubwürdigkeit Stei-
ners nicht vorliegen soll, nun ein paar Bemerkungen 
zu dem, was den früheren CDU-Abgeordneten Stei-
ner betrifft. Ich haben den Eindruck, daß eigentlich 
fast alles falsch ist, was er angegeben hat. Ich möchte 
mich heute auf acht Beispiele beschränken, die be-
sonders typisch sind und über die Herr Kollege 
Schäuble bei seiner Feststellung, daß eine generelle 
Unglaubwürdigkeit nicht vorliege, noch einmal nach-
denken sollte. 
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1. Schon für das Handbuch des Deutschen Bundes-
tages hat der frühere CDU-Bundestagsabgeordnete 
Steiner eine falsche Berufsangabe gemacht. Er hat 
dort wahrheitswidrig angegeben, er sei Referent in 
der freien Wirtschaft. Er ist überhaupt nicht in der 
freien Wirtschaft tätig gewesen. Er hat von ein paar 
Betrieben, für die er überhaupt nicht gearbeitet hat, 
gelegentliche Zuschüsse bekommen, 

(Zuruf des Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]) 

weil sein Gehalt als Geschäftsführer der CDU nicht 
ausgereicht hat. 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]:: Er hatte 
Scheinarbeitsverhältnisse! — Zuruf des 

Abg. Reddemann.) 

Dem Zeugen Moersch gegenüber hat er behauptet, 
er habe eine gut dotierte Position in der Industrie. 
Eine solche hat er nie gehabt. Ihrem Kollegen Mau-
cher gegenüber hat er behauptet, er sei bei der 
Firma Liebherr beschäftigt. Dieses ist erstunken und 
erlogen! Dem Ausschuß gegenüber hat er behauptet, 
er sei Kaufmann, und gegenüber dem Amtsgericht 
Tübingen hat er anläßlich der Anmeldung der „Ver-
einigung für staatsbürgerliche Bildung" „Geschäfts-
führer" angegeben. Gegenüber dem Amtsgericht Sig-
maringen hat er anläßlich der Anmeldung der „Ver-
einigung für staatsbürgerliche Bildung Württemberg

-

Hohenzollern'' angegeben „Ministerialreferent". 

Und Sie, meine sehr verehrten Damen und Herren 
von der Opposition, sagen, so was sei noch glaub-
würdig! Herr Schäuble, überlegen Sie sich Ihr Ur-
teil! 

(Beifall bei den Regierungspartieien.) 

2. Nachweisbar hat Ihr früherer CDU-Abgeordne-
ter Steiner fälschlich den Doktortitel geführt, einer 
Vielzahl von Zeugen und auch Behörden des Bundes 
gegenüber! 

(Abg. Dr. Jenninger: Und solche Leute be

-

sucht Herr Wienand! — Abg. Reddemann: 
Dafür leiht er sich eine Bundeswehr

-

maschine!) 

— Wissen Sie, bevor Sie so dumme Fragen stellen, 
sollten Sie überlegen, wer Herrn Steiner in den 
Deutschen Bundestag gebracht hat! Dies ist die 
Frage, um die es hier geht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Reddemann: Um die Frage: Wer hat 
ihn bestochen? — Abg. Dr. Jenninger: Es 
geht darum, wer ihn bestochen hat! — Wei

-

tere Zurufe von der CDU/ CSU.) 

— Ich kann ja verstehen, daß Sie das aufregt; denn 
jetzt wird endlich einmal über Sachen gesprochen, 
die von Gewicht sind. 

3. Steiner gab gegenüber dem Ausschuß an —
nach mehrmaligem Befragen —, er habe keinerlei 
Mitarbeiter aus dem Bundestag gehabt. Die Bundes-
tagsverwaltung hat ausgesagt, daß er hintereinander 
— zum Teil auch nebeneinander — während seiner 
Zeit als Abgeordneter vier Mitarbeiter gehabt hat. 
Er hat den Untersuchungsausschuß belogen. Ich 
nehme an, er hat es deshalb gemacht, weil er nicht 

sagen wollte, daß der jetzige Generalsekretär der 
CDU in Baden-Württemberg sein Mitarbeiter war. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Wehner: Hört! 
Hört! — Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Ich nehme an, daß er daran interessiert war, das 
zu verheimlichen. 

(Abg. Reddemann: Das Aufwärmen von 
ollen Kamellen macht die Sache nicht inter

-

essanter!) 

4. Steiner hat auf mehrfaches Befragen dem 
Untersuchungsausschuß gesagt, er verfüge über 
vier Konten. Auch dies war gelogen; tatsächlich 
hat der Zeuge Steiner über neun eigene Konten 
und über drei weitere von Verbänden verfügt. Hier 
muß ich den Kollegen Dr. Schäuble zitieren, dem 
das eigentlich noch nicht reicht; denn er schreibt 
in seinem Bericht auf Seite 43: 

Schließlich sprechen Anhaltspunkte dafür, daß 
der Zeuge Steiner in der Schweiz weitere, dem 
Untersuchungsausschuß nicht bekanntgewor-
dene Bankkonten unterhält. 

Das hindert aber den Herrn Dr. Schäuble nicht 
daran, zu sagen: Auf eine generelle Unglaubwürdig-
keit darf man nicht schließen. — Bei falschen Be-
rufsangaben, falschen Titeln und falschen Bankkon-
ten so etwas zu behaupten, verehrter Herr Kollege 
Dr. Schäuble, ist schon ein sehr starkes Stück die-
sem Hause gegenüber. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

5. Auch bei so Kleinigkeiten wie dem Kauf eines 
Wagens hat er den Verfassungsschutz betrogen, hat 
er uns nicht die Wahrheit gesagt. Wir haben in der 
Zwischenzeit feststellen können, wie es wirklich ge-
wesen ist. 

6. Da hier vorhin von dem Kollegen Dr. Marx 
die Rede war, wofür ich mich sehr bedanke, darf ich 
feststellen, daß Ihr früherer Kollege Steiner einem 
früheren Mitarbeiter des Bundesnachrichtendienstes 
gegenüber, der ihm politisch sehr nahesteht, gesagt 
hat, daß er Marx informiert habe. 

(Abg. Reddemann: Das stimmt doch gar 
nicht!) 

Ich sage hier folgendes: Ich glaube der Aussage 
des Kollegen Marx, der klar und eindeutig fest-
gestellt hat, daß dies nicht der Fall ist. 

(Abg. Reddemann: Wir brauchen Ihren 
Glauben nicht!) 

Nur: Sie, Herr Kollege Dr. Schäuble, machen es mir 
natürlich schwer, und zwar deshalb, weil Sie sagen, 
die generelle Unglaubwürdigkeit von Steiner könne 
nicht festgestellt werden. Das klingt ja in dem Falle 
fast wie eine Belastung für den Kollegen Dr. Marx. 

(Beifall bei der SPD und Heiterkeit.) 

Dagegen muß ich mich erheblich wehren. Ich muß 
hier den Kollegen Marx ausdrücklich in Schutz neh-
men. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege 
Wischnewski, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Vogel? 
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Wischnewski (SPD) : Jetzt nicht. 

(Abg. Reddemann: Weil nachgewiesen wer

-

den kann, daß Sie etwas Falsches gesagt 
haben, gestatten Sie die Zwischenfrage 

nicht!) 

7. Der frühere CDU-Abgeordnete Steiner hat mo-
natelang laufend die Beamten des Verfassungs-
schutzes von Baden-Württemberg betrogen. Denn 
er hat nicht angegeben, welche Geldbeträge er mo-
natlich von der DDR bekommen hat, weil er nicht 
daran interessiert war, das Geld abzuliefern, son-
dern daran interessiert war, dieses Geld in die 
eigene Tasche zu schieben. Auch darüber gibt es 
klare Aussagen in den Protokollen. 

8. Ich möchte noch ein letztes Beispiel bringen  

— wenn Sie Wert darauf legen, kann ich noch eine 
ganze Reihe anführen — — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie kommen jetzt 
auf den Herrn Wienand zu sprechen? — 
Heiterkeit bei der CDU/CSU. — Gegenrufe 

von der SPD.) 

— Da habe ich meine Punkte vorher gesagt. Ich 
würde Ihnen vorschlagen, immer zuzuhören, nicht 
nur, wenn Sie es nicht als besonders angenehm 
empfinden. Ich kann das verstehen. 

Er hat den Ausschuß belogen bei einer Vielzahl 
von Ortsangaben und Zeitangaben für Reisen, die 
er gemacht hat. Dies ist dem Ausschuß in vertrau-
licher Sitzung durch den Bundesanwalt mitgeteilt 
worden. Ich bin an und für sich sehr froh, daß ich 
wegen der Vertraulichkeit der Sitzung das nicht zu 
sagen brauche; denn manches davon war auch wenig 
appetitlich, um das mal in aller Deutlichkeit zu 
sagen. Aber dies hindert den Schäuble nicht daran, 
zu sagen: Auf eine generelle Unglaubwürdigkeit 
kann nicht geschlossen werden. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs-
parteien. — Zuruf des Abg. Reddemann.) 

— Herr Kollege Reddemann, geben Sie sich keine 
Mühe! Auf Sie werde ich nie eingehen. Auf alle 
anderen gerne, auf Sie nie. Ich weiß auch, warum. 

Ich möchte mich sehr bedanken bei dem Kollegen 
Kleinert, weil er in seinem Bericht auf die Vielzahl 
Möglichkeiten von Verdächtigungen und Spekula-
tion verzichtet hat, die für ihn sicher auch sehr reiz-
voll gewesen wären. Es ist der Bericht eines Juristen. 
Das andere ist eigentlich — jedenfalls zu einem er-
heblichen Teil — eher der Bericht eines kleinkarier-
ten Parteitaktikers, der glaubt, sich hier seine Sporen 
verdienen zu können, wofür ich auch Verständnis 
habe. 

(Heiterkeit bei den Regierungsparteien.) 

Nur ob das seinem Ruf als Juristen besonders dien-
lich ist, da habe ich meine Zweifel. 

(Abg. Reddemann: Jurist ist doch kein 
Beruf!) 

Herr Dr. Schäuble hat aber eine wichtige Sache 
vergessen. Er arbeitet ja mit Spekulationen und 

Verdacht. Wenn man aber Spekulationen und Ver

-

dacht heranzieht, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Mit Verunglimp

-

fung von Herrn Schäuble arbeiten Sie!) 

dann darf man nichts auslassen. Sie haben in Ihrem 
Bericht einen entscheidenden Verdacht ausgelassen. 
Der Name Fraschka kommt in dem Bericht Schäuble 
überhaupt nicht ein einziges Mal vor. 

(Abg. Wehner: Hört! Hört!) 

Daß er in dem Bericht Kleinert nicht vorkommt, ist 
eine Selbstverständlichkeit. Denn der Kollege Klei-
nert hat weder mit Verdächtigungen noch mit Speku-
lationen gearbeitet. Da Herr Dr. Schäuble aber Ver-
dächtigungen und Spekulationen zum Prinzip erho-
ben hat, hätte der Fall Fraschka eine entscheidende 
Rolle in seinem Bericht spielen müssen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich finde es besonders bedauernswürdig, daß das 
nicht der Fall ist. Denn Herr Dr. Schäuble ist ein be-
sonders großer Experte im Fall Fraschka. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was soll denn 
das?) 

— Das werde ich Ihnen gleich erläutern. Es gibt 
gleich eine Erläuterung dafür. Das können Sie im 
Protokoll nachschauen. 

(Abg. Reddemann: Ist er so ein Experte wie 
der Kollege Schäfer beim Fall Baeuchle?) 

Als Herr Fraschka bei der Vernehmung in Schwie-
rigkeiten gekommen ist, in erhebliche Schwierigkei-
ten — das wird ja vielleicht auch bei irgendeinem I 
Gericht seinen Niederschlag finden —, hat Herr Kol-
lege Dr. Schäuble sich sofort zu Wort gemeldet und 
gesagt: Herr Vorsitzender, Sie müssen den Zeugen 
Fraschka darauf aufmerksam machen, daß er die 
Aussage wegen des Verdachts einer strafbaren 
Handlung verweigern kann. 

(Abg. Reddemann: Na und?) 

Und Herr Fraschka hat die Aussage auch verweigert. 

(Abg. Reddemann: Jetzt rügen Sie ja den 
Vorsitzenden nachträglich!) 

— Ich weise nur darauf hin, daß Herr Kollege Dr. 
Schäuble in dieser Frage besonders engagiert war. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Wischnewski (SPD) : Bitte, gerne. 

Dr. Schäuble (CDU/CSU) : Herr Kollege Wisch-
newski, sind Sie bereit, hier einzuräumen, daß es 
die Pflicht jedes Mitgliedes des Untersuchungsaus-
schusses war, dem Vorsitzenden bei der Bewälti-
gung seiner Aufgabe zu helfen und ihn darauf hin-
zuweisen, wenn er in der Gefahr war, etwas zu 
unterlassen, wozu er als Vorsitzender gesetzlich 
verpflichtet war? 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Lachen bei 
den Regierungsparteien.)  



6002 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 90. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 27. März 1974 

Wischnewski (SPD) : Herr Dr. Schäuble, ich gebe 
Ihnen zu, daß jedes Mitglied verpflichtet ist, den 
Ausschußvorsitzenden zu unterstützen. In diesem 
Falle, bei Herrn Fraschka, war es mir besonders an-
genehm, daß die Unterstützung von Ihrer Seite ge-
kommen ist. 

(Abg. Dr. Jenninger: Warum haben Sie das 
nicht gemacht, Herr Kollege Wischnewski?) 

Nun, wer ist Herr Fraschka? Einige wissen das 
noch gar nicht. Herr Fraschka ist der CDU-Kreisvor-
sitzende im Odenwald. Er ist Inhaber eines Büros 
für Publizistik. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Eine neue Ver

-

schwörung, was?) 

Zwischen Herrn Fraschka und dem früheren CDU- 
Abgeordneten Steiner sind fast eine Viertelmillion 
Mark hin und her bewegt worden. 

(Abg. Reddemann: Noch ein Komplott!) 

Der Vertreter des Rechnungshofes schreibt dazu in 
seiner Stellungnahme folgendes — ich zitiere aus 
dem Bericht —: 

Das Verfahren ist umständlich 

— dieses Geldverfahren zwischen Herrn Steiner 
und Herrn Fraschka — 

und nicht üblich. Zu dem dargestellten Zweck 
hätte das Geld überhaupt nicht über Herrn 
Steiner geleitet werden müssen. Eine Verrech-
nung im Unternehmen Fraschka mit entsprechen-
der Darstellung und Erfassung im Rechnungs-
wesen wäre das einfache und übliche Verfahren. 
Neben dieser allgemeinen Feststellung ist im 
einzelnen auf folgende Widersprüche und Un-
gewöhnlichkeiten 

— so sagt der Vertreter des Bundesrechnungshofs — 

hinzuweisen. Herr Steiner hat die Schecks nicht 
über ein Konto des Verbandes, sondern über ein 
Privatkonto eingelöst. 

Alles war zwar angeblich für einen Verband be-
stimmt, aber alles ist erst einmal gelandet — fast 
eine Viertelmillion — auf dem Privatkonto des frü-
heren CDU-Abgeordneten Steiner. 

Der Empfang der Schecks wurde von Herrn 
Steiner nicht quittiert. Über die Rückgabe der 
rund 200 000 DM in bar an Herrn Fraschka (Bar-
einzahlung bei dem Unternehmen Fraschka) 
wurden keine Quittungen erteilt und sonstige 
Belege ausgestellt. 

(Abg. Wehner: Hört! Hört!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Geld-
bewegungen von nahezu einer Viertelmillion Mark 
ohne Quittung! Zu dem Problem hat der Kollege 
Schäuble leider vergessen, überhaupt Stellung zu 
nehmen. 

(Abg. Dr. Jenninger: Was hat das mit dem 
Beweisthema zu tun?) 

Ich bedaure das außerordentlich, und deshalb war es 
notwendig, dies hier ein bißchen zu vervollständi-
gen. 

Herr Fraschka hat sich nach eigenen Aussagen 
am 26. April 1972 in Bonn aufgehalten. Er hat auch 
einige wenige Tage vorher aus der Kasse des Deut-
schen Bundestages eine beachtliche Summe für die 
Arbeiten, die er macht, bezogen. 

(Abg. Reddemann: War aber ganz korrekt, 
ja?) 

Nur, im Gegensatz zu Ihnen — und darin unterschei-
den wir uns eben — werden wir dieses nicht mit 
Spekulationen verbinden, auch wenn man daran 
interessiert sein könnte, das eine oder andere Inter-
essante über diese Angelegenheit zu denken. Ich 
bin sehr froh und glücklich, daß es zwischen Ihrem 
Bericht und dem Bericht des Kollegen Kleinert einen 
so entscheidenden Unterschied gibt. — Ich darf mich 
sehr herzlich bedanken. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Lenz (Bergstraße). 

Dr. Lenz (Bergstraße) (CDU/CSU) : Frau Präsi-
dentin! Meine Damen und Herren! Am Schluß des 
Berichts, über den wir hier diskutieren, steht der 
Antrag, den Bericht zur Kenntnis zu nehmen und 
den Ausschuß aufzulösen. Ich hatte bei einer Reihe 
von Ausführungen, die hier gemacht worden sind, 
den Eindruck, als würde ein Teil dieses Hauses viel-
leicht zweifeln, ob man diesen Antrag eigentlich 
stellen soll; denn es sind gerade z. B. durch die Rede 
des Kollegen Wischnewski so viele Tatsachen oder 
Tatsachenbehauptungen oder Tatsachenverdächti-
gungen oder einfach Verdächtigungen in diese De-
batte eingeführt worden, 

(Abg. Wischnewski: Keine einzige!) 

die im Bericht nicht stehen, Herr Kollege Wisch

-

newski. 
(Zuruf des Abg. Dr. Hirsch.) 

— Lassen Sie mich, Herr Kollege Hirsch, mit der 
gleichen Höflichkeit, wie wir das sonst untereinan-
der zu tun pflegen, meinen Gedanken zu Ende sagen. 
Meine Damen und Herren, ich bin der erste Redner 
an diesem Abend, der diesem Ausschuß in keiner 
Weise angehört hat, weder als Mitglied noch als 
Stellvertreter, noch als Zeuge. 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen ] : Das haben wir 
sehr bedauert!) 

Herr Kollege Wischnewski, wenn ich an Ihrer Rede, 
die ich selbstverständlich als Wahrung Ihres Stand-
punktes hier zur Kenntnis nehme, wie das unsere 
Pflicht ist, etwas bedauert habe, dann war es, daß 
der Kollege Steiner nicht die Möglichkeit gehabt hat, 
auf ihre Vorwürfe hier zu antworten, in der gleichen 
Weise, wie der Kollege Ehmke diese Möglichkeit 
hatte. Herr Kollege Wehner, vielleicht sollten wir 
angesichts dieses Sachverhaltes, daß wir Zeugen in 
durchaus unterschiedlicher Weise behandeln, doch 
noch einmal prüfen, ob der Rat, den Ihre Fraktion 
dem Kollegen Ehmke gegeben hat, sich hier selbst 
zu verteidigen, statt die Verteidigung durch einen 
Kollegen vornehmen zu lassen, wirklich der beste 
Rat war. 
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Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Sperling? 

Dr.  Sperling  (SPD) : Herr Kollege Lenz, sind Sie 
bereit, mit mir gemeinsam die Geschäftsordnung des 
Deutschen Bundestages zu prüfen, ob uns vielleicht 
nachträglich das Vergnügen noch möglich ist, Herrn 
Steiner dazu hier zu hören? Ich glaube nicht, daß 
das den Interessen sonderlich dienlich wäre, die Ihr 
Kollege Schäuble an den Anfang seiner Rede gestellt 
hat. 

Dr. Lenz (Bergstraße) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Sperling, ich bedaure es, wenn zwei Kollegen oder 
frühere Kollegen, die in einer für sie peinlichen 
Angelegenheit vor einem Ausschuß ausgesagt ha-
ben, unterschiedliche Chancen der Rechtfertigung 
haben. Ich glaube, das ist ein Anliegen, Herr Kol-
lege Sperling, in dem wir uns nicht so schrecklich 
unterscheiden sollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Im übrigen komme ich auf den Kollegen Steiner in 
anderem Zusammenhang noch einmal zu sprechen. 

Meine Damen und Herren, wenn ich diese Debatte 
als Nichtmitglied des Ausschusses würdige, dann 
muß ich zunächst einmal zur Kenntnis nehmen, was 
im Bericht steht und was heute hier vorgefallen ist. 
Dieses Parlament ist nicht eine Revisionsinstanz für 
den Ausschuß, 

(Abg. Reddemann: Sehr gut!) 

sondern es wird aufgefordert — das steht darin —, 
zur Kenntnis zu nehmen. Das gilt nicht nur für das 
Parlament, das gilt für die deutsche Öffentlichkeit. 
Dieses Parlament und die deutsche Öffentlichkeit 
haben zur Kenntnis genommen, wie der Kollege 
Schäuble hier argumentiert hat, wie der Kollege 
Ehmke hier argumentiert hat und wie der Kollege 
Wehner hier argumentiert hat. Dem habe ich 
eigentlich gar nichts hinzuzufügen; das nehme ich 
zur Kenntnis. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir sollten, meine Damen und Herren, ein Wei-
teres zur Kenntnis nehmen. Wir haben hier von Ver-
dächtigungen von allen Seiten einiges gehört. Wenn 
darüber Klage geführt worden ist, was ich zur 
Kenntnis nehme, daß im Bericht Verdachtsmomente 
aufgeführt worden sind, so würde ich sagen, was 
im Bericht gefehlt hat, ist von Ihnen, meine Damen 
und Herren von der Regierungsseite, heute sattsam 
nachgetragen worden. Wir sollten einen Schluß-
strich unter diese Angelegenheit ziehen. 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]: Aha!) 

Einen anderen Punkt möchte ich hier ansprechen, 
und da komme ich auf übereinstimmende Feststel-
lungen, die auch im Bericht vorhanden sind. Die 
Anforderungen an den Wahrheitsbeweis, die von 
einem parlamentarischen Untersuchungsausschuß 
gestellt werden, sind unwahrscheinlich hoch; da 
geht nichts durch, was irgendwie noch angreifbar 
ist. 

Die Gegenseite davon ist, daß eben manches un-
geklärt, weil nicht voll bewiesen ist. Ich muß sagen, 
ich finde das auch nicht sehr schön, und ich hätte es 
durchaus begrüßt, wenn es gelungen wäre, alle mög-
lichen Verdachtsgründe durch Gegenbeweise auszu-
räumen. Das ist nicht möglich gewesen, das war auch 
nicht zu verlangen. 

Dann ist eben das einfache Resultat — was man 
nur feststellen, zur Kenntnis nehmen kann —, daß 
Verdachtsgründe übrigbleiben. Und, Herr Kollege 
Wehner, die Art und Weise, wie der Kollege 
Schäuble argumentiert hat, die ruhige, sachliche, 
argumentative Art hat, glaube ich, keinerlei Anlaß 
gegeben, hier von Hexenprozessen zu sprechen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich möchte keinem Kollegen Unrecht tun, weder 
von Ihrer Seite noch von meiner Seite. Aber es gibt 
nun einmal Situationen im Leben, wo man durch 
eigenes Zutun in eine schwierige Lage geraten ist. 
Das ist das Problem, das wir hier haben. Hier sind 
einige durch eigenes Zutun in eine schwierige Lage 
geraten. Das können wir auch nur zur Kenntnis 
nehmen. Wir können uns alle nur wünschen, daß 
das anders wäre. Aber wir können das, nachdem es 
nicht widerlegt werden konnte, eben leider nicht 
ausräumen. 

Sie haben es nicht für richtig gefunden, daß Ver-
dachtsgründe aufrechterhalten bleiben. Die Ver-
dachtsgründe, die aufrechterhalten wurden, sind 
sorgfältig begründet, und es ist versucht worden, sie 
zu substantiieren, so gut das eben ging. Wenn ich 
das vergleiche mit dem berühmten Vorwurf des 
Herrn Bundeskanzlers, da sei Korruption im Spiel — 
und dahinter stand nichts als die eigene Überzeu-
gung —, und mit den Maßstäben, die Sie gegenüber 
dem Kollegen Schäuble angelegt haben, hätten Sie 
in helle Empörung ausbrechen müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Lassen Sie mich zu einem zweiten Punkt kommen. 
Hier war die Rede von früheren Kollegen, nicht nur 
von einem. Ich will nicht in eine Persönlichkeits-
würdigung eintreten; denn die Betreffenden können 
sich nicht wehren. Andere können sich wehren. Aber 
eines möchte ich einmal in aller Nüchternheit fest-
stellen — das geht mehrere, zwei an —: Außer in 
dem Komplex, in dem diese beiden Herren parla-
mentarisch in Erscheinung getreten sind, sind sie in 
einer ganzen Legislaturperiode nicht ein einziges 
Mal parlamentarisch hervorgetreten. Das ist eine 
Frage nicht nur an uns, das ist auch eine Frage an 
Sie: Geht eigentlich bei den Aufstellungen von Kan-
didaten — der Kollege Hirsch hat davon gespro-
chen —, alles so vor sich, daß wir wirklich sicher 
sind, daß Kollegen in dieses Haus kommen, die über 
die Fähigkeit, in einem Untersuchungssauschuß 
Zeuge zu sein, hinaus auch noch weitere Beiträge in 
diesem Hause beibringen? 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum 
Abschluß einiges zum Wesen und zur Aufgabe von 
Untersuchungsausschüssen sagen. Nach einer weit-
verbreiteten Wunschvorstellung — daß das eine 
Wunschvorstellung ist, haben wir heute gesehen — 
sind Untersuchungsausschüsse objektive, unpartei- 
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ische Gremien, die sich gemeinsam nach besten Kräf-
ten bemühen, die Wahrheit herauszufinden. So wer-
den sie jedenfalls vielfach dargestellt. 

In der Praxis erleben wir immer wieder, daß das 
Verfahren vor einem Untersuchungsausschuß einem 
Mannschaftswettkampf gleicht, bei dem verschiedene 
Mannschaften gegeneinander angetreten sind, wie 
Helmut Schmidt das einmal ausgedrückt hat. Ich sehe 
in dem Wettkampfcharakter und in dem Bemühen 
um Wahrheit nicht notwendigerweise Gegensätze, 
obwohl es hier natürlich Interessenkonflikte geben 
mag. Aber das ist ja kein Sonderfall. Es gibt viele 
streitige Verfahren, in denen man sich bemüht, die 
Wahrheit herauszufinden. Nur ist es eben die Frage, 
ob unsere Regeln, die Regeln der Strafprozeßord-
nung, dafür geeignet sind. 

Wenn ich die Diskussion über den Grundsatz „in 
dubio pro reo" hier höre, frage ich mich, ob es in 
einem parlamentarischen Untersuchungsverfahren 
eigentlich einen Angeklagten gibt. Wenn es keinen 
Angeklagten gibt, gibt es auch keinen Beweisgrund-
satz zugunsten des Angeklagten. Ich würde daraus 
schließen — Herr Kollege Schäfer, darin sind wir 
wahrscheinlich völlig einig —, daß wir in diesem 
Punkte ein völlig neues parlamentarisches Unter-
suchungsverfahren haben müssen, das auf die Tat-
sache, daß es zwar keine Angeklagten, aber Be-
troffene gibt, mehr Rücksicht als das gegenwärtige 
Verfahren nimmt, das einfach Zeugen in völlig 
unterschiedlichen Rollen bringt. 

Der Untersuchungsausschuß hat ja auch mit Recht 
gesagt, die Regeln seien nicht geeignet. Wir brau-
chen, so meine ich, neue Regeln, die dem Charakter 
des Untersuchungsausschusses als einem Mann-
schaftswettbewerb um die Wahrheit gerecht werden, 
und wir sollten die Vorstellungen von einem neu-
tralen und unparteiischen Gremium ein für allemal 
fallen lassen, und wir sollten die Vorstellung fallen 
lassen, daß in einem solchen Gremium die Mehrheit 
oder die Minderheit allein für sich die reine Wahr-
heit gepachtet hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

In diesem Wettbewerb um die Wahrheit in einem 
solchen Untersuchungsausschuß wird nichts beste-
hen, was nicht hieb-, stich- und säurefest bewiesen 
werden kann. Auch dafür hat die heutige Debatte 
— das müssen wir zur Kenntnis nehmen — Ansatz-
punkte genug gegeben. An den Beweis werden 
gerade bei dem Wettbewerbscharakter des Unter-
suchungsverfahrens die strengsten Anforderungen 
gestellt. Nur so kann der Untersuchungsausschuß zu 
übereinstimmenden Beweisergebnissen und vor 
allen Dingen zu übereinstimmenden Beweiswürdi-
gungen kommen. 

Eines möchte ich noch zu den Regeln sagen. Es ist 
mehrfach davon gesprochen worden, daß die Minder-
heit in der Stellung von Anträgen nicht behindert 
worden ist. Kollege Hirsch, niemand unterstellt 
Ihnen — auch der übrigen Mehrheit des Ausschus-
ses nicht —, daß das die Absicht war. Nur meine ich, 
man sollte eine derartige Selbstverständlichkeit, daß 
man den Antragsteller an der Aufklärung des von 
ihm zur Aufklärung gestellten Sachverhalts nicht 

hindert, nicht so lange betonen, bis man glaubt, es 
sei eine besondere Gnade widerfahren. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Schäfer? 

Dr. Lenz (Bergstraße) (CDU/CSU) : Aber selbst-
verständlich, Herr Kollege. 

Dr. Schäfer (Tübingen) (SPD) : Herr Lenz, hiel-
ten Sie es nicht für zweckmäßiger, wenn Sie statt 
dieser Äußerung eben deutlich machen würden, daß 
in diesem und im letzten Untersuchungsausschuß 
zum erstenmal — in früheren Zeiten war das nicht 
so — der Versuch gemacht wurde, dem Minderhei-
tenrecht zur Einsetzung auch das Minderheitenrecht 
für Beweisabschlüsse folgen zu lassen, und daß die 
Frage der Minderheit und der Nichtüberstimmbar-
keit einer Minderheit auch neue Probleme aufwirft? 

Dr. Lenz (Bergstraße) (CDU/CSU) : Ich glaube, 
Herr Kollege Schäfer, so zu verfahren entspricht 
unserem gemeinsamen Erkenntnisstand seit vielen 
Jahren. Ich glaube, es ist keine besonders rühmens-
werte Sache, wenn wir das von uns allen selbst-
verständlich Anerkannte hier praktizieren. 

(Abg. Reddemann: Sehr gut!) 

Ich glaube, wir sollten die beiden Punkte, die ich 
soeben nannte, klar und deutlich vor der Offent-
lichkeit vertreten. Ein parlamentarisches Untersu-
chungsverfahren ist ein Wettbewerb um die Wahr-
heit, in dem nur das unzweifelbar Bewiesene Aus-
sicht hat, übereinstimmend festgestellt zu werden. 
Dem können Sie doch zustimmen, Kollege Schäfer! 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]:: Ja, ich sage, 
das  ist ein schönes Wort!) 

Es ist absolut kein Gerichtshof. Ich frage mich auch, 
ob es angesichts dieses Wettbewerbscharakters mög-
lich sein wird, ein gemeinsames Untersuchungsvor-
verfahren einzuführen; aber wir werden anläßlich 
des 'von Ihnen vorgeschlagenen Ausschusses über 
Regelungen für Untersuchungsausschüsse sicherlich 
noch Aussicht haben, darüber zu sprechen. 

Wenn wir uns darüber im klaren sind und wenn 
sich die Öffentlichkeit darüber im klaren ist, daß 
hier kein Gericht, keine Einstimmigkeit, sondern 
Wettbewerb und Streit herrschen, und wenn wir 
wissen, daß Beweise sehr schwer zu erbringen sind, 
werden uns und der Öffentlichkeit falsche Hoffnun-
gen und große Enttäuschungen erspart 'bleiben, die 
im Ergebnis dem Ansehen des Parlaments nicht 
zuträglich sind. Genauso frage ich mich immer, ob 
diese Art von Debatten uns tatsächlich so schreck-
lich zuträglich ist. 

(Abg. Dr. Marx: Sehr gut!) 

Das Untersuchungsverfahren, meine Damen und 
Herren, kann dann bleiben, was es bisher gewesen 
ist: daß trotz aller Fehler, Mängel und Schwächen 
noch immer am besten geeignete Instrument im 
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Arsenal des Parlaments zur Untersuchung von Miß-
ständen im eigenen Haus und in der Regierung. 

Meine Fraktion wird den Schlußanträgen des Aus-
schusses zustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Abgeordnete Kleinert. 

Kleinert (FDP) : Frau Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen! Meine Herren! Die  Zeit ist vorge-
rückt, einige Worte noch zum Schluß. 

Vielem von dem, was insbesondere Herr Kollege 
Lenz soeben gesagt hat, kann man, wie so oft, zu-
stimmen, einigem möchte ich widersprechen. Insbe-
sondere sind wir heute, wenn wir jetzt einmal zum 
Schluß in  die  Zukunft schauen, sehr weit ausein-
ander in der Frage, wie das Ergebnis der Unter-
suchung schließlich von Mehrheit und Minderheit 
dargestellt werden sollte, wenn die Einrichtung des 
Untersuchungsausschusses sinnvoll sein soll. 

Es ist hier von einigen Vorrednern vom not-
wendigen Ansehen des Parlaments, vom Vertrauen 
in das Parlament und wie man es am besten her-
stellen kann geredet worden. Ich kann keinen An-
haltspunkt dafür sehen, daß die auf Grund von 
Verdachtsmomenten aufgenommene Untersuchung 
durch einen Untersuchungsausschuß zweckmäßiger

-

weise mit dem Aussprechen eines Verdachtes abge-
schlossen werden soll, von dem dann allerdings 
— im Gegensatz zum Beginn des Verfahrens —
feststeht, daß eine weitere Untersuchung dieses 
nunmehr am Schluß ausgesprochenen Verdachts 
nicht und durch gar kein Gremium — jedenfalls in 
diesem Range — möglich ist. Das ist eine ganz ent-
scheidende Frage. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Und wir glauben doch sicher nicht, daß wir Ver-
trauen durch Ausstreuen von Verdacht, durch wei-
teres Bezweifeln, durch sorgfältiges Zusammentra-
gen von Indizien, von denen feststeht, daß sie zum 
Beweis nicht reichen, erreichen können. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Niegel? 

Kleinert (FDP) : Bitte sehr, Herr Niegel! 

Niegel (CDU/CSU) : Herr Kollege, wenn Sie von 
Verdacht sprechen und wenn vorhin der Herr Wisch-
newski glaubte, Herrn Steiner verteufeln zu müssen, 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen] : Wieso denn?) 

frage ich Sie: Ist Ihnen und der Gruppe, die Herrn 
Wienand verteidigt, bekannt, daß Herr Wienand 
Herrn Steiner zunächst nicht gekannt hat, dann zu-
geben mußte, in Schelklingen nicht über Geld und 
dann doch über Geld gesprochen zu haben, dann ein-
räumen mußte, daß Geld im Spiel war, dann, daß es 
250 000 Mark waren, und daß, wenn über Steiner 
gesprochen wird, auch Ermittlungsverfahren gegen 

Herrn Wienand laufen, und zwar hinsichtlich Pan

-

international? 

Kleinert (FDP) : Herr Niegel, es wird Ihnen 
schwerlich gelingen, auch nur diesen kleinen Teil 
des Sachverhalts in Frageform zu kleiden und die 
Diskussion jetzt darüber noch einmal zu eröffnen, 
die hier über viele Details geführt worden ist, die 
aber über die ganze Fülle der Details nur unter 
einigen wenigen geführt werden konnte, denen sich 
hoffentlich — die Hoffnung ist ja auch von anderer 
Seite schon geäußert worden — in der Zukunft noch 
einige mehr anschließen, die einmal von wirklich 
objektiver Seite aus sagen, was hier zweckmäßiger

-

weise geschehen konnte oder nicht und wo etwa an 
irgendeiner Stelle — z. B. im Bericht der Mehrheit — 
etwas ausgelassen oder nicht gewürdigt worden ist, 
was hätte gewürdigt werden sollen. So etwas höre 
ich sehr ungern. 

Ich habe als den einzigen Punkt, der dem Bericht 
der Mehrheit, den zu entwerfen ich die Ehre hatte, 
insofern angelastet worden ist, vermerkt: wir seien 
den Vorwürfen, die von anderer Seite gegen Herrn 
Ehmke vorgebracht worden seien, nicht würdigend 
nachgegangen. Für mich gibt es nach den klaren 
Äußerungen des Präsidenten des Bundesrechnungs-
hofes und der einleuchtenden Einlassung eines am-
tierenden Bundesministers keine Veranlassung, dar-
an weiter herumzuspekulieren, wenn es für solche 
Spekulationen keine tatsächlichen Anhaltspunkte 
gibt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

An diesen tatsächlichen Anhaltspunkten hat es ge-
fehlt, und dann erreicht das, was Sie hier an weiterer 
Würdigung verlangt haben, nichts weiter als eine 
Gefährdung des Ansehens keineswegs unwichtiger 
Staatsorgane. Deshalb ist an dieser Stelle darge-
stellt worden, was Tatsache war, wie ich mich be-
müht habe, das an allen anderen Stellen des Be-
richts auch zu tun, mehr allerdings nicht. 

Der Bereich der Spekulation — das noch einmal 
zu Ihnen, Herr Niegel — ist von Herrn Wischnewski 
hier sehr deutlich abgegrenzt worden. Wir haben 
uns an keiner Stelle auf diesen Weg begeben und 
sind dabei konsequent geblieben. Wenn Sie diese 
Dinge einführen, dann muß das allerdings, wenn 
nicht völlige Waffenungleichheit eintreten soll, mit 
Notwendigkeit zu dem führen, was Sie eben in Ihrer 
Frage noch einmal beklagt haben. 

Ich hatte aber an sich nicht die Absicht, in diese 
Detailstreitigkeiten, die wirklich endlos führbar 
sind, wieder einzutreten, sondern ich hatte die Ab-
sicht, abschließend auch und gerade die Mitglieder 
der Opposition hier im Hause zu fragen, ob man 
für die Zukunft wirklich meint, bei der heute, wie 
ich glaube, mehr aus politischen als aus juristischen 
Gründen aufgestellten These bleiben zu können, 
man könne das Ergebnis in seinen Beschlüssen und 
nicht etwa in einer Bemerkung in der Darstellung, 
wie man sie sonst in Urteilsgründen findet, mit der 
Feststellung eines fortbestehenden Verdachtes be-
enden, wenn man vorher festgestellt hat, daß die 
eingangs erhobenen Vorwürfe nicht erwiesen wer- 



6006 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 90. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 27. März 1974 

Kleinert 
den konnten. Wenn alle unsere Gerichte, wenn alle 
anderen staatlichen Stellen so verfahren, daß am 
Schluß eines solchen Prozesses — so will ich es 
hier einmal nennen — der Rechtsfriede in jedem 
Fall für die Bürger des Landes wiederhergestellt 
sein muß, nachdem alles untersucht worden ist, 
dann, meine ich, muß das in mindestens dem glei-
chen Maße wie für alle Bürger in einem solchen 
Verfahren auch für die Mitglieder dieses Hohen 
Hauses nach Abschluß einer solchen Untersuchung 
Geltung haben. Nicht im Interesse des einen oder 
des anderen, der heute oder morgen hier in eine An-
gelegenheit verwickelt wird durch Vorwürfe, von 
denen zunächst keiner weiß, ob sie stichhaltig sind 
oder nicht, sondern im Interesse der Zusammen-
arbeit unter allen Kollegen des Hauses, im Inter-
esse des Ansehens des Hauses insgesamt, muß auch 
hier zum Schluß der Rechtsfriede wiederhergestellt 
sein. Deshalb bin ich der Meinung, bei den Über-
legungen zum Verfahren für die Zukunft werden wir 
diesen Gedanken beachten müssen, daß am Schluß 
auch da, wo nichts erwiesen werden konnte, ohne 
Ansehen der Person und ohne Ansehen der Frak-
tion feststehen muß: es ist das äußerste getan wor-
den, um eine Klärung herbeizuführen; sie konnte 
nicht herbeigeführt werden. Dann gilt aber jeder im 
Lande als so verdächtig wie viele Institutionen und 
Personen, die man hier noch im Rahmen von Speku-
lationen hätte hineinziehen können, und dann gilt 
erst recht jeder im Lande als so unschuldig wie je-
der andere, gleichgültig wie er vor Eingang in dieses 
Verfahren ausgesehen hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wenn wir das nicht zum Grundsatz machen, können 
wir uns Untersuchungsausschüsse in schwierigen 
Fällen eigentlich ersparen. 

Ich meine, die Arbeit der letzten zehn Monate hat 
sich in mehr als einer Weise gelohnt. Es steht jetzt 
zwar nicht fest, wie es gewesen ist, aber es steht in 
einer Fülle von Einzelfragen fest, wie es mit Sicher-
heit nicht gewesen ist, und damit sind für sehr viele 
Beteiligte innerhalb und außerhalb des Hauses in 
Zukunft weitere Verdächtigungen und Spekulatio-
nen unserer Auffassung nach ausgeschlossen. Das 
war das Ziel unserer Arbeit, und ich glaube, wir 
sollten uns für dieses Mal und besonders für die 
hoffentlich nicht so bald fällig werdenden nächsten 
Male daran im Interesse des ganzen Hauses halten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Meine Damen 
und Herren, Wortmeldungen liegen nicht mehr vor. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag 
des Ausschusses. Wer dem Antrag zustimmen will, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! 
— Enthaltungen? — Bei einer Enthaltung so be-
schlossen. 

Ich rufe nunmehr Punkt 4 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Vertrag vom 11. Dezember 1973 über die 
gegenseitigen Beziehungen zwischen der Bun

-

desrepublik Deutschland und der Tschechoslo-
wakischen Sozialistischen Republik 
— Drucksache 7/1832 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Rechtsausschuß 

Das Wort hat der Herr Bundesminister Scheel. 

Scheel, Bundesminister des Auswärtigen: Frau 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Der Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Tschechoslowakischen Republik, über 
den wir hier zu befinden haben, ist das letzte Glied 
in der Reihe grundsätzlicher Regelungen unserer 
Ostpolitik. Er macht den Weg frei zur Anbahnung 
von Zusammenarbeit und Austausch, wie sie zwi-
schen unmittelbaren Nachbarn in Mitteleuropa nor-
mal und notwendig sind. Über den Vertrag ist lange 
verhandelt worden. Die Etappen auf dem Wege zum 
Vertragsabschluß sind Ihnen bekannt, sind in den 
Ausschüssen des Deutschen Bundestages auch im 
einzelnen besprochen worden. 

Die öffentliche Meinung in der Bundesrepublik 
betrachtet den Vertrag als eine notwendige Abrun-
dung unserer Osteuropapolitik. Diese Auffassung 
ist richtig. Dieses Vertragswerk ist nicht der Gegen-
stand, so meine ich, an dem die Leidenschaften sich 
entzünden sollten. Natürlich werden Regierung und 
Opposition entsprechend ihrer Aufgabenverteilung 
im Parlament die Möglichkeiten und Schwierigkei-
ten des Vertrages verschieden bewerten. 

(Abg. Dr. Mertes [Gerolstein]: So ist es!) 

Aber die Debatte darüber wird zeigen, daß die Fair-
neß und der Sinn für Proportionen, den unsere Bür-
ger zu diesem Thema gezeigt haben, auch dem Par-
lament eigen sind. 

Über aller notwendigen Sachlichkeit wollen wir 
jedoch eines nicht vergessen: Der Vertrag ist auf die 
Zukunft gerichtet. Er sollte bei richtigem Gang der 
Dinge ein Tor öffnen zum größeren Austausch, zur 
Entkrampfung und zu mehr gegenseitigem Ver-
ständnis. Er sollte ein solches Tor öffnen; ich sage 
nicht, daß es gleich geschehen wird. Ich wünschte es, 
daß es so kommt; 

(Abg. Dr. Mertes [Gerolstein] : Das glauben 
wir Ihnen!) 

aber ich unterschätze nicht die Schwierigkeiten. Sie 
liegen in diesem Fall ebenso wie in unserem Ver-
hältnis zu anderen Staaten Osteuropas darin, daß die 
Zusammenarbeit, daß die Begegnung der Menschen 
wegen der Unterschiedlichkeit der Systeme nicht 
spontan sich entwickeln, sondern vertraglich orga-
nisiert werden müssen. Ich verkenne auch nicht die 
Belastungen, die aus der Vergangenheit stammen; 
sie wirken noch nach. Dies gilt sowohl für das Ver-
hältnis zwischen Tschechoslowaken und Deutschen 
seit der Zeit des ersten Weltkrieges wie für Hitlers 
Völkerrechtsbrüche von 1938 und 1939, es gilt für die 
Zeit des Krieges und für das Unrecht, das bei Kriegs-
ende begangen wurde; es gilt ebenso für die Perio-
den des kalten Krieges wie für spätere Ereignisse, an 
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denen die Bundesrepublik Deutschland nicht betei-
ligt war. 

(Abg. Dr. Mertes [Gerolstein] : Wohl aber 
die DDR!) 

Deshalb ist in Art. I und II die Rede von der Ver-
gangenheit. Sie wird nicht umfassend beschrieben, 
sondern nur insoweit, als sie zur Erreichung eines 
praktischen Vertragsabschlusses herangezogen wer-
den mußte. Ich sage klar: die Vertragspartner haben 
sich in der Beurteilung gewisser schicksalhafter Er-
eignisse seit 1938 nicht einigen können. Der Ver-
trag ist nicht dazu da, dies zu verschleiern. Er soll 
jedoch auch nicht bei der Feststellung dieser Tat-
sache stehenbleiben. Das Nachbarschaftsverhältnis 
zwischen den beiden Völkern, die seit über acht 
Jahrhunderten miteinander in enger Berührung ste-
hen, mußte endlich neu geordnet werden. Es mußte 
neu geordnet werden auf der Basis der bestehenden 
Wirklichkeit, denn nur so gibt es einen Ausbruch 
aus dem Teufelskreis von Schuld und Gegenschuld 
und damit eine Chance für einen Neubeginn. Soviel, 
meine verehrten Kollegen, zum politischen Sinn und 
Ziel des Vertrages. 

Nun zu dem Brennpunkt der bisherigen Ausein-
andersetzung in der Öffentlichkeit und zum konkre-
ten Gegenstand der von Bayern und vier anderen 
Bundesländern geübten Kritik. Es handelt sich um 
den Gehalt der Artikel I und II. Diese Artikel regeln 
die künftige Behandlung des Münchener Abkom-
mens in den gegenseitigen Beziehungen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Tschecho-
slowakei. Wie Sie alle wissen, stand hier die gegen-
teilige Auffassunng beider Seiten über die ursprüng-
liche Rechtswirksamkeit des Münchener Abkommens 
einer praktikablen Regelung des ganzen deutsch-
tschechoslowakischen Verhältnisses im Wege. Das 
Münchener Abkommen hat durch die von Großbri-
tannien, Frankreich und Italien während des Krieges 
abgegebenen Erklärungen seine ursprüngliche 
Rechtswirksamkeit verloren. Das haben wir niemals 
bestritten. Aus Rechtsgründen und um der histori-
schen Wahrheit willen mußten wir aber daran fest-
halten, daß das Münchener Abkommen seinerzeit 
im Herbst 1938 rechtswirksam zustande gekommen 
und effektiv durchgeführt worden ist. Das hatte zur 
Folge, daß die Gebietshoheit in den Sudetengebieten 
auf das Deutsche Reich übergegangen war. Die 
Tschechen haben dagegen den Standpunkt vertreten, 
das Münchener Abkommen sei von Anfang an nich-
tig gewesen. 

Diese unterschiedliche rechtliche Beurteilung des 
Münchener Abkommens hat sich in den mehr als 
zweijährigen Sondierungen und Verhandlungen 
nicht ausräumen lassen. Beide Seiten haben an ihrer 
Rechtsauffassung festgehalten. Es ist uns aber ge-
lungen, uns darüber zu einigen, wie das Münchener 
Abkommen künftig in den bilateralen Beziehungen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Tschechoslowakei behandelt werden soll, um keinen 
Streitstoff mehr zwischen den beiden Ländern zu 
bilden. 

Diese Vereinbarung ist in den Artikeln I und II 
des Vertrages enthalten. Sie räumt den Münchener 

Vertrag als Verkehrshindernis aus dem Wege. Sie 
besagt, daß die Bundesrepublik Deutschland und die 
Tschechoslowakei das Münchener Abkommen vom 
29. September 1938 für ihre „gegenseitigen Bezie-
hungen nach Maßgabe dieses Vertrages als nichtig" 
betrachten. Das ist der Inhalt des Art. I. Die Worte 
„nach Maßgabe dieses Vertrages" weisen auf Art. II 
des Vertrages hin, der auch gelesen werden muß, 
bevor sich die rechtliche Bedeutung des Art. I 
beurteilen läßt. Aus Art. II geht nämlich hervor, daß 
aus der in Art. I getroffenen Vereinbarung keine 
rechtlichen Folgerungen gezogen werden, wie man 
sie aus einer Nichtigkeit des Münchener Abkom-
mens vielleicht hätte ziehen können, wenn sie in 
einer unqualifizierten Form festgestellt und mit kei-
nerlei Vereinbarung über ihre Konsequenzen ver-
knüpft worden wäre. Dies ergibt sich im einzelnen 
aus den drei Absätzen des Art. II des Vertrages 
und ist in der dem Hohen Hause vorliegenden 
Denkschrift im einzelnen erläutert. 

Diese vertragliche Regelung hindert weder uns 
noch die Tschechoslowakei, die eigene rechtliche 
Beurteilung des Münchener Abkommens aufrechtzu-
erhalten. Irgendwelche Folgerungen, die für die 
Bundesrepublik Deutschland oder deutsche Staats-
angehörige und Deutsche im Sinne des Grundgeset-
zes rechtlich nachteilig wären, können aus dem Ver-
trag aber nicht hergeleitet werden. Die Bedeutung 
des Art. I liegt daher im Grunde darin, daß der 
Tschechoslowakei eine politische Genugtuung mit 
Rücksicht darauf gegeben wird, daß sie das ohne 
ihre eigene unmittelbare Beteiligung zustande ge-
kommene Münchener Abkommen vom 29. Septem-
ber 1938 immer als eine Schmach empfunden und 
darin — nicht ganz zu Unrecht — einen folgen-
schweren ersten Schritt auf dem Wege zu der voll-
ständigen Annexion des eigenen Staates im März 
1939 erblickt hat. 

Für uns bedeutet der Art. I praktisch, daß wir uns 
künftig nicht mehr auf die am 29. September 1938 
in München unterzeichneten Dokumente als solche 
berufen werden, um aus ihnen rechtliche Folgerun-
gen abzuleiten. Unsere Rechtsposition wird sich 
vielmehr künftig — was den Status der Sudetenge-
biete in der Zeit vom Oktober 1938 bis zum Mai 
1948 und die Rechtsstellung der Sudetendeutschen 
anbelangt — auf den Art. II des Vertrages und auf 
diejenigen Rechtsakte stützen, durch die das Mün-
chener Abkommen seinerzeit durchgeführt worden 
ist. Auf Grund dieser Rechtsakte hat in den Sudeten- 
gebieten gut sechseinhalb Jahre lang deutsches 
Recht gegolten. Dazu gehören insbesondere die 
unter Beteiligung der Tschechoslowakei erfolgte 
Festlegung der neuen Grenzen durch den Inter-
nationalen Ausschuß, der Staatsangehörigkeits- und 
Optionsvertrag vom 20. November 1938, der Vertrag 
über die Überleitung der Rechtspflege vom 19. De-
zember 1938 und die Einführung der deutschen 
Rechtsordnung. Diese Rechtsakte und ihre Rechts-
wirkungen werden durch den Art. I des Vertrages 
vom 11. Dezember 1973 nicht berührt. 

Die Tschechoslowakei hat darauf beharrt, das 
Münchener Abkommen und seine Folgen in den 
Mittelpunkt der Verhandlungen zu stellen. In dieser 
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Hinsicht hat der Vertrag den Charakter eines Korn-
promisses. Wenn beide Seiten darauf bestanden 
hätten, ihre eigene Rechtsauffassung kompromißlos 
durchzusetzen, wäre der Vertrag nicht zustande ge-
kommen. 

Politische Verträge zwischen souveränen und 
gleichberechtigten Staaten sind keine Gerichts-
urteile, in denen strittige Fragen im Sinne der 
einen oder der anderen Partei rechtskräftig ent-
schieden werden. Mit diesem Vertrag erstrebten 
wir einen modus vivendi, der die vorhandenen 
Streitfragen entschärft und ihnen die praktische 
Bedeutung soweit wie möglich nimmt. Diesen Zweck 
hat der Vertrag erfüllt. Mit dem dazugehörigen 
Briefwechsel gibt er den Menschen und namentlich 
den Sudetendeutschen verbesserte Chancen. 

In dem Briefwechsel über humanitäre Fragen er-
klären die beiden Regierungen ihre Absicht, diesem 
Komplex besondere Aufmerksamkeit zu schenken. 
Die tschechoslowakische Regierung sichert zu, An-
träge tschechoslowakischer Bürger deutscher Natio-
nalität auf Aussiedlung in die Bundesrepublik 
Deutschland wohlwollend zu behandeln. Beide Re-
gierungen wollen den Reiseverkehr und Verwand-
tenbesuche zwischen den beiden Ländern technisch 
verbessern und weiterentwickeln. 

Der einseitige Brief der tschechoslowakischen 
Seite stellt klar, daß nach tschechoslowakischem 
Recht strafbare Handlungen von Sudetendeutschen 
zwischen 1938 und 1945, auf die nicht die Todes-
strafe steht, verjährt sind. Damit ist ein mögliches 
psychologisches Hindernis für unsere Landsleute, 
die ihre alte Heimat besuchen wollen, beseitigt. 

Es ist bekannt, daß uns die konsularische Vertre-
tung von West-Berlin bei den Verhandlungen beson-
dere Sorge gemacht hat. Die Einwände Bayerns 
und der vier anderen Bundesländer haben sich auch 
darauf bezogen. 

Zunächst möchte ich feststellen, daß die konsu-
larische Betreuung unserer Mitbürger aus Berlin 
durch die Bundesrepublik Deutschland in der 
Tschechoslowakei nicht Gegenstand des Vertrages 
ist. Diese Frage stellte sich vielmehr im Zusammen-
hang mit der Aufnahme diplomatischer Beziehungen 
zwischen den beiden Ländern, die ja inzwischen 
erfolgt ist. 

Ich möchte hier noch einmal in aller Deutlichkeit 
sagen: Dieser Vertrag kommt den Menschen in der 
Bundesrepublik und in West-Berlin in völlig glei-
chem Maße zugute. Soweit er Regelungen enthält, 
die unter Berücksichtigung des Statusvorbehalts der 
Drei Mächte auf West-Berlin und die Westberliner 
angewandt werden können, ist West-Berlin aus-
drücklich einbezogen. Das gilt auch für den Brief-
wechsel über die Regelung humanitärer Fragen. 
Ebenso ist in einem Briefwechsel, der nicht zu die-
sem Vertrag gehört, ausdrücklich klargestellt, daß 
die Bundesrepublik Deutschland die konsularischen 
Dienste in der Tschechoslowakei im Einklang mit 
dem Viermächteabkommen auch für die in West-
Berlin wohnenden Deutschen ausüben wird. In kei-
nem einzigen Punkt sind also die Berliner schlech-

ter gestellt als ihre Landsleute in der Bundes-
republik. 

Die besondere Frage der Übermittlung von 
Rechtshilfeersuchen aus West-Berlin ist, wie Sie 
wissen, noch nicht abschließend geklärt. In einer 
grundsätzlichen Absprache wurde noch vor Auf-
nahme der diplomatischen Beziehungen in Aus-
sicht genommen, auch die Rechtshilfegewährung in 
einer Weise zu regeln, die West-Berlin berück-
sichtigt. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren Kolle-
gen, es sind noch manche Fragen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der tschechoslowa-
kischen Republik zu regeln, die auch nicht Gegen-
stand des Vertrages waren. Dieser Vertrag gibt 
keine amtliche Interpretation der Vergangenheit und 
keine einklagbaren Garantien für die Zukunft des 
deutsch-tschechoslowakischen Verhältnisses. Er 
schafft ein praktisches Fundament, auf dem wir 
dieses Verhältnis mit sachlicher Umsicht gestalten 
können. Er gibt den Regierungen und ,den Menschen 
unserer beiden Länder die Chance zu einem Neu-
beginn. Diese Bemühungen sind nicht aus dem 
großen Prozeß der inneren Wandlung Europas zu 
isolieren, der sich in diesen Jahren vollzieht. Jeder 
erfolgreiche Schritt zur Zusammenarbeit und Ver-
söhnung in ganz Europa wird letztlich auch Deut-
schen und Tschechoslowaken zugute kommen, und 
jeder besonnene Schritt der Verständigung zwi-
schen Deutschen und Tschechoslowaken ist ein Bei-
trag zur inneren Heilung unseres Kontinents. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat 
Herr Abgeordneter Marx. 

Dr. Marx (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine 
verehrten Damen und Herren! Ich glaube, wohl auch 
mit einem Blick auf den so gefüllten Saal haben Sie, 
Herr Bundesminister, ,die Formulierung verwendet, 
daß 'dies keine Gelegenheit sei, die Leidenschaften 
besonders zu entzünden. Ich hoffe, daß es uns allen 
gelingt, das, was wir sagen müssen und was zu 
sagen wir Veranlassung sehen, jedem zu sagen, aber 
in einer Weise, die  in  der Tat die Leidenschaften 
nicht unnötig entzündet. 

Meine Damen und Herren, der uns vorliegende 
Vertrag mit Prag und die zu ihm gehörenden Do-
kumente waren mit der Hoffnung erwartet worden, 
sie seien besser ausgehandelt als jene anderen Ver-
träge mit Moskau, Warschau und Ost-Berlin. Eine 
Zeitlang schien es so, als wenn dies ,dem Auswär-
tigen Amt gelinge. Aber es schien nur so. Bald 
zeigte sich, daß zähes und intelligentes Verhandeln 
am Ende wenig nützt, wenn politische Weisungen 
der Regierung, wenn deren unbegreifliche Ungeduld 
und wenn offenbar festliegende Zusagen an die Vor-
macht des Warschauer Pakts zum Abschluß drän-
gen. So ist der Vertrag zwischen unserem Lande 
und der CSSR für uns enttäuschend, in vielen sei-
ner Formulierungen nicht akzeptabel. Insoweit paßt 
er sich in das gesamte Vertragsgeflecht mit den Ost-
staaten ein. 
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Leider, Herr Bundesminister, sind auch hier  Ab-

machungen mehrdeutig, leider enthält auch dieser 
Vertrag einen Grunddissens, den unauflösbaren 
Widerspruch der Vertragspartner in wichtigen Din-
gen. Leider wird auch hier die Geschichte falsch 
dargestellt. Leider stehen auch diesmal Leistung 
und Gegenleistung in keinem für uns annehmbaren 
Verhältnis. Leider sind auch diesmal Forderungen 
des Partners im Vertragstext selbst, unser eigenes 
Verlangen entweder gar nicht oder nur in Brief-
wechseln und Begleitpapieren angedeutet, ohne daß 
diese ,den gleichen verbindlichen Wert hätten, wie 
er dem Vertrag zukommt. 

Die einzelnen Probleme, die hier angesprochen 
werden, reichen oft weit in die Geschichte zurück. 
Sie hätten — das ist unsere Überzeugung — in einer 
Weise geregelt werden können, die wirklich den 
Ausgleich zwischen den Völkern, die Bewältigung 
des Schrecklichen und Vergangenen und die Ge-
staltung einer dauerhaften, friedlichen Zukunft er-
möglicht hätte. Vielleicht — aber darüber werden 
wohl erst später die Historiker grübeln, wenn sich 
einmal ,die sowjetischen Archive geöffnet haben — 
war  dies alles aber gar nicht mehr zu erreichen, weil 
die bei den Bahr-Gromyko-Verhandlungen in Mos-
kau im Frühjahr 1970 vorgeprägten Regelungen ins 
sowjetische Konzept passen mußten und diese den 
Spielraum der Verhandler, auch der deutschen, auch 

,der tschechischen, erheblich einengten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Schon im Gromyko-Papier von Anfang März 1970, 
also dem Vorgänger des sogenannten Bahr-Papiers, 
war die Tatsache festgehalten, daß die Sowjetunion 
als Vormacht der Oststaaten und entsprechend den 
Maximen der Breschnew-Doktrin von vornherein 
und mitbestimmend sich der bilateralen deutsch-
tschechoslowakischen Probleme annahm. Die Bun-
desregierung hatte sich damals, was unser Verhält-
nis sowohl zur Tschechoslowakei als auch zu Polen 
anlangt, auf diese merkwürdige und folgenreiche 
Einwirkung und Mitwirkung der Sowjets eingelas-
sen. 

Der Vertrag mit Prag sollte, wie Sie eben gesagt 
haben, Herr Bundesminister, das „letzte Glied einer 
Kette" sein; es sollte das gefeierte Schlußstück der 
Ostpolitik werden. „Schlußstein" sagten diejenigen, 
welche den Glauben an ein festes und dauerhaftes 
Gebäude der Ostpolitik hatten. „Brücke" haben Sie 
selbst, Herr Bundesminister Scheel, die Sache im 
Bundesrat genannt. Sie fügten hinzu: eine Brücke, 
die einen „normalen und lebhaften Verkehr" zwi-
schen Ost und West ermöglichen solle. 

Wir fürchten, daß auf dieser Brücke der Verkehr 
recht einseitig, scharf beobachtet, gefiltert, kontrol-
liert fließen wird, und — um im Bilde zu bleiben — 
an  den sowjetischen Kontrolleuren kommt nach all 
den Vereinbarungen über Brückenzoll und Passier-
bedingungen keiner mehr vorbei. 

Kaum war der Text des Vertrages nach vielem 
Hin und Her, nach verwirrenden Erklärungen und 
wechselnden Hinweisen mit einem Partner abge-
schlossen, der kaum als Herr seines eigenen Ge-
schicks, vielmehr als Vasall einer fremden Macht 

angesehen werden muß, da tauchten neue Schwierig-
keiten auf. 

(Abg. Dr. Mertes [Gerolstein] : Leider wahr!) 

Die Prager Unterhändler sahen sich nicht in der 
Lage, einer konsularischen Betreuung auch Berliner 
juristischer und anderer Institutionen durch die künf-
tige deutsche Botschaft an der Moldau zuzustimmen. 
Sie sahen sich dazu nicht nur nicht in der Lage, 
sondern sie durften es nicht. 

Als Bundeskanzler und Außenminister dann ihre 
für den 6. September vorgesehene Reise absagten, 
wuchs — ich sage das ganz offen — hierzulande die 
Spannung, ob die Bundesregierung endlich nach so 
vielen bitteren Erfahrungen bereit sei, diese Position 
durchzuhalten und eine Sache, von der wir glauben, 
es war eine gerechte Sache, durchzufechten. 

Zyniker allerdings meinten damals, sie werde nach 
kurzem Widerstand wiederum nachgeben, und ihrer 
Pfiffigkeit würden schon rechtzeitig neue Erklärun-
gen, Formeln, ja Erfolgsmeldungen gelingen. Leider, 
meine Damen und Herren, hatten diese Zyniker 
recht. Ich selbst, Herr Bundesminister, kann Ihr 
Auftreten im Zweiten Deutschen Fernsehen am 
Abend des 1. September des vergangenen Jahres 
nicht vergessen. Ich war damals verblüfft und zu-
gleich von einiger Hoffnung erfüllt, daß Sie bei 
Ihrer dort ausgesprochenen Auffassung bleiben wür-
den. Sie sagten nämlich damals wörtlich — ich darf 
mit Erlaubnis der Frau Präsidentin zitieren —: 

... die Sowjetunion spricht natürlich nicht für 
die sozialistischen Staaten, auch nicht für die 
Tschechoslowakei. 

Mein Zwischenruf lautet — verzeihen Sie bitte —: 
O heilige Einfalt! Und Sie haben hinzugefügt: 

Wir haben es hier mit einem Partner zu tun, 
mit dem wir direkt fertig werden müssen und 
mit dem wir direkt zu Ergebnissen kommen 
müssen. Das heißt, mit anderen Worten, diese 
Frage, die wir jetzt mit der Tschechoslowakei 
zu regeln haben, müssen wir mit der Tschecho-
slowakei regeln. 

Diese Sätze wollen wir hier festhalten — deshalb 
habe ich sie zitiert — und auch jenen anderen, 
20 Tage später, vom 20. September! Sie hatten da-
mals ein Interview gegeben, auch wieder im Zwei-
ten Deutschen Fernsehen, am Rande der Diskus-
sionen bei den Vereinten Nationen. Da fragte Sie 
der Interviewer — ich zitiere —: „Sie haben ja 
selber gesagt, Sie würden mit Herrn Gromyko nicht 
über Prag sprechen?" Und darauf antwortet der 
deutsche Außenminister mit aller Entschiedenheit 
— ich zitiere wiederum —: 

Nein, auf gar keinen Fall! Ich habe ja meinen 
tschechoslowakischen Kollegen hier in New 
York auch, und ich werde ihn auch noch sehen. 
Ich werde natürlich nicht mit Herrn Gromyko 
über Fragen sprechen, die wir mit der Tschecho-
slowakei zu regeln haben. 

Und Sie fügten hinzu, Herr Bundesminister, daß Sie 
mit den Russen zwar über das Berlin-Abkommen 
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sprächen, „aber eher allgemein, nicht bezogen auf 
Schwierigkeiten, die wir mit Dritten haben". 

Als dann Ihre Reise in die Sowjetunion näher 
rückte, haben Sie am 24. September in einem Inter-
view mit der „Welt" apodiktisch behauptet — ich 
zitiere auch dies —: 

Ich werde aber mit Sicherheit nicht über das 
Problem mit der Tschechoslowakei in Moskau 
sprechen. Ich bin fest davon überzeugt, Herr 
Gromyko wird, wenn ich über die Tschecho-
slowakei sprechen wollte, die Hände abwehrend 
hochheben. 

Welche Worte, Herr Kollege Scheel! Ich muß Ihnen. 
sagen: mit Heiterkeit kann man über die Dinge, die 
sich seinerzeit abspielten, nicht hinweggehen. Viel-
leicht hob — ich weiß es nicht — Herr Gromyko die 
Hände, aber nicht abwehrend, sondern um unseren 
Bundesaußenminister zu zwingen, nun erst recht mit 
ihm über die Tschechoslowakei zu sprechen und in 
das Vertragswerk — das ist ja ein Ausdruck, der 
von der Regierung stammt — die russische Mit-
wirkung fest hineinzuschreiben. 

In der Verbalnote, die unter der Verantwortung 
des Auswärtigen Amtes die damalige Handelsver-
tretung der Bundesrepublik in Prag am 23. Novem-
ber der tschechoslowakischen Regierung zusandte 
— sie ist in der kleinen Broschüre des Bundes-
presseamtes in unmittelbarer Nachbarschaft mit dem 
Vertrag abgedruckt —, liest man denn auch — Frau 
Präsidentin, ich bitte, auch dies zitieren zu dürfen — 

Anläßlich seines Besuches in Moskau vom 
31. Oktober bis 3. November 1973 hat der Bun-
desminister des Auswärtigen der Bundesrepu-
blik Deutschland, Herr Walter Scheel, auf Grund 
einer Abstimmung mit der Regierung der UdSSR 
folgende Erklärung abgegeben: 

— nun wird die Erklärung zitiert — 

Beide Seiten vereinbarten, anschließend in 
einem Meinungsaustausch zu Fragen der Ge-
währung von Rechtshilfe einzutreten. Was die 
Gewährung von Rechtshilfe für Westberliner 
Gerichte betrifft, ... so beabsichtigen sie, diese 
Frage in einer für die interessierten Seiten an-
nehmbaren Form entsprechend dem Viermächte

-

abkommen vom 3. September 1971 zu regeln ... 

Und in der Verbalnote heißt es dann weiter: 

Dazu kann ich 

— also der Leiter der Handelsmission im Auftrag 
seines Ministeriums — 

folgendes feststellen: Auf der Basis dieser Ab-
rede sollen verschiedene Formen des Rechts-
hilfeverkehrs erwogen werden einschließlich 
der Möglichkeit des direkten Verkehrs zwischen 
Gerichten der Sowjetunion und Gerichten der 
Bundesrepublik Deutschland und Gerichten der 
Sowjetunion und Westberliner Gerichten. 

Und der Schlußteil enthält folgenden Passus: 

Das Ministerium für Auswärtige Angelegen

-

heiten der Tschechoslowakischen Sozialistischen 
Republik wird um Mitteilung gebeten, ob die 

tschechoslowakische Regierung bereit ist, auf 
entsprechender Grundlage zusammen mit der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland an-
schließend an die ins Auge gefaßte Aufnahme 
diplomatischer Beziehungen eine Regelung der 
Frage der Gewährung von Rechtshilfe einzu-
leiten. 

Soweit also die Zitate, die ich hier vortragen mußte, 
weil ich glaube, daß sie ganz unmittelbar zu dem 
Gegenstand, zu seiner Geschichte und zu seiner un-
terschiedlichen Würdigung gehören, über den wir 
heute abend hier sprechen. 

Herr Bundesminister, wir haben die Empfindung, 
daß dies eigentlich eine sehr traurige Geschichte sei 
und die eindeutige Anerkennung des sowjetischen 
Modells. Sie werden nicht erwarten, daß wir zu die-
sem Beispiel eines Rückzugs von wohlaufgebauten 
eigenen Positionen auch noch Beifall klatschen. Sie 
haben sich auch in dieser Sache dem Willen der 
anderen Seite — wenn nicht insgesamt, so doch zu 
einem erheblichen Teil — gebeugt. Und hier in die-
sem Raum gibt es einen, der Ihnen kräftig eingebleut 
hat, man dürfe — wie er sich im Lande des Gegen-
spielers auszudrücken beliebte — die Berliner Frage 
nicht überziehen. Herr Wehner, ich meine Sie. Sie 
haben einen Teil jener denkwürdigen Mission einer 
Delegation dieses Hauses in die Sowjetunion, die 
unter dem Patronat der Frau Präsidentin stand, 
ohne dieser vorher darüber Mitteilungen zu machen, 
nicht nur zu verdeckten und versteckten Gesprä-
chen, sondern zur Zerstörung der Position ihrer 
eigenen Regierung benutzt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, ich möchte aber in 
diesem Zusammenhang gern noch auf einen weite-
ren Umstand aufmerksam machen. Die soeben zi-
tierte Verbalnote der deutschen an die tschecho-
slowakische Seite gehört in einen engen Zusammen-
hang zu dem Vertrag. Wir fragen aber die Regie-
rung, ob der Inhalt dieser Note heute wirklich noch 
gilt. Denn mittlerweile war eine andere Person in 
Moskau, nämlich Herr Bahr. Herr Bahr hat uns 
mitgeteilt, seine Verhandlungen über Berlin hätten 
das Klassenziel erreicht, und er hat sich selbst dabei 
die Note zwei gegeben. Ich finde, so anspruchsvoll 
und gleichzeitig in einer solchen Sache so wenig er-
folgreich war noch selten ein Vertreter dieser Regie-
rung. Was bei dem Minister Scheel noch die Mög-
lichkeit des direkten Verkehrs zwischen Gerichten 
der beiden Seiten genannt wurde, hat sich in der 
Folge der so „erfolgreichen", ich sage, der so er-
folgreichen Bahr-Verhandlungen immer weiter fort-
entwickelt. Bahr sagte dazu im Westdeutschen 
Rundfunk am 23. März dieses Jahres: 

Die Frage ist außerdem klar, daß das 

— er meinte den Rechtshilfeverkehr — 

zwischen den Justizverwaltungen der Länder 
und den einzelnen Justizverwaltungen der So-
wjetrepubliken geschehen wird, also nicht zwi-
schen den Gerichten. Das war unser Vorschlag. 

Nun wissen wir also, wer hier Vorschläge für die 
deutsche Außenpolitik macht. Denn dieses Haus hat 
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heute Vorschläge zu debattieren, die offenbar vor 
dieser Bahr-Runde liegen, und ich wäre sehr dank-
bar, Herr Minister, wenn Sie uns sagten, ob Sie 
bereit sind, die Sache jetzt auf eine neue Grundlage 
zu bringen. Ich wäre eigentlich auch dankbar, wenn 
Sie uns die Frage beantworteten, warum die Sache 
denn heute zur Diskussion gebracht wird. War dann 
nicht noch einige Wochen Zeit, 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

um zu erreichen, daß diese Sache wirklich positiv 
beendet wird? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sie hätten in vielerlei Hinsicht von der Fraktion 
der CDU/CSU zu diesem Problem und zu der Ge-
samtwürdigung eine andere Antwort erhalten, als 
uns dies heute möglich ist. 

Eine Regelung dieser Frage, meine Damen und 
Herren, ist aber auch Herrn Kollegen Bahr nicht 
gelungen, und ich bin gespannt, was diese Sibylli-
nischen Reden bedeuten, wo er sagt, in einigen Wo-
chen werde es gelingen. Wir möchten gerne, daß es 
gelingt, aber wir möchten auch, daß dieses Haus 
dann alles ungeschminkt und ungeschmälert erfährt. 
Aber lassen Sie mich hier für meinen Teil meinen 
offenen Zweifel anmelden, ob Herr Bahr die sowje-
tischen Partner dazu bringen wird, eine vernünftige, 
für alle Seiten akzeptable Regelung eines Problems 
zu erreichen, dessen Aufkommen wir nach all dem 
Propagandagetöse, das wir nach dem Viermächte

-

Abkommen über Berlin gehört haben, überhaupt 
nicht mehr für möglich gehalten hätten. 

Meine Damen und Herren, die CDU/CSU-Frak-
tion bedauert, daß die Bundesregierung nicht die 
konsularische Vertretung der Berliner Institutionen 
erreicht hat. Sie bedauert, daß die Bundesregierung 
den vorliegenden Vertrag trotzdem unterzeichnet 
hat, und wir fügen hinzu, daß wir ihm auch deshalb 
unsere Zustimmung nicht geben werden. Sie be-
dauert es deshalb, weil wir alle gute und förder-
liche Beziehungen mit unserem Nachbarn Tschecho-
slowakei wünschen. Wir sehen in diesem Land nicht 
nur die Zeugnisse grausamer Diktatur und fremder 
Eroberung, sondern empfinden den Willen seines 
Volkes besonders stark, auf menschenwürdige 
Weise zu leben, das eigene Schicksal selbst zu be-
stimmen, in Frieden mit allen Nachbarn zu bleiben. 
Niemand unter uns vergißt die großartige Kraft, die 
das tschechische und slowakische Volk im Laufe 
seiner Geschichte entfaltet hat. Niemand vergißt 
seine hohe Kultur, deren Zeugnisse jeden anrühren, 
der sie an Moldau, Donau und Theiß bewundert, 
der die Anmut dieser Landschaft genießt, der die 
Musik eines Smetana und Dvořák auf sich wirken 
läßt und der bei den gefeierten Klängen von „Mein 
Vaterland" an den grauen, stumpfen und freudlosen 
Zustand denkt, in dem das Land der Tschechen und 
Slowaken heute befangen ist. 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung 
sagt uns, es sei nötig gewesen, im Vertrag mit Prag 
dem tschechoslowakischen Staat die Unverletzlich-
keit seines Territoriums und seiner Grenzen zu ge-
währleisten. Ich möchte fragen: Wer hat eigentlich 
das Territorium und die Grenzen dieses Staates 

in Frage gestellt? Falls sich diese Formel als eine 
Denunziation unserer eigenen, der CDU/CSU-Politik 
erweisen sollte, weise ich dies nicht nur mit Nach-
druck, sondern mit dem ausdrücklichen Hinweis auf 
die jüngste Geschichte zurück; denn alle früheren, 
von uns verantworteten Regierungen haben die 
Grenzen und das Territorium der Tschechoslowakei 
anerkannt. Die Formulierung von „Deutschland in 
den Grenzen des Jahres 1937", die heute mancher 
verhöhnt und als lächerlich empfindet, enthielt ganz 
zweifelsfrei diese Feststellung. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Ich füge hinzu: auch das, was uns jetzt als Gewalt-
verzicht so nahegebracht wird, ist doch nicht neu. 

Ich frage mich immer wieder, ob die Bundesregie-
rung eigentlich weiß — lassen Sie mich auf etwas, 
wie ich glaube, sehr Wichtiges noch hinweisen —, 
daß ihre Form der totalen, endgültigen und unreflek-
tierten Grenzanerkennung auch den sowjetischen 
Raum der Karpato-Ukraine legitimiert. Ich frage 
mich, warum? Wer trieb sie bereits im Deutsch-
Sowjetischen Vertrag, wo von allen Grenzen in 
Europa in ihrer heutigen Gestalt gesprochen worden 
war, dazu? Warum reden ausgerechnet wir mit den 
Sowjets über die Grenzen anderer Staaten? Warum 
äußern wir uns auch in diesem Vertrag z. B. zur 
tschechoslowakischen Ostgrenze? Die Karpato-
Ukraine war niemals russisch oder sowjetisch. Über 
800 Jahre hindurch war sie ein Teil Ungarns, bis 
zum Ende des Ersten Weltkriegs. Dann — exakt bis 
zum März 1933 — war sie tschechoslowakisch und 
wiederum bis zum Ende des zweiten Weltkrieges 
ungarisch. Was also soll diese von uns geforderte 
und schließlich gegebene — ich spreche dabei mit 
einem Blick auch auf die gegenwärtigen Diskussio-
nen bei der Konferenz der Sicherheit und Zusammen-
arbeit in Europa —, was soll diese Identitätserklä-
rung der Tschechoslowakei des Jahres 1919, da doch 
Stalin selbst es war, der Lehrmeister vieler heutiger 
Führer in Osteuropa, der durch die Wegnahme der 
Karpato-Ukraine die Identität dieses Landes zer-
störte, eines Landes, das niemals gegen die Sowjet-
union gekämpft hat? Viele seiner Nachfolger halten 
heute stählern noch daran fest. 

War sich — so frage ich — die Bundesregierung 
der historischen Dimension dieser Dinge bewußt, als 
sie anfing zu behaupten, dieser Vertrag helfe mit, 
die Normalisierung in ganz Europa zu schaffen? 
Weiß sie, was die Menschen in Uschgorod oder an 
der Latoriza über solche ungefragte Unterstützung 
eigentlich denken? Hat die Bundesregierung sich je 
um diese Menschen gekümmert, wenn sie vom Frie-
den und von der Versöhnung zwischen den Völkern 
als unmittelbare Folge dieser Verträge sprach? 

Die Deutschen sahen sich seit den ausgehenden 
40er Jahren immer wieder den Forderungen Prags 
und anderer Ostblockstaaten gegenüber, das Mün-
chener Abkommen für „null und nichtig", für „nich-
tig von Anfang an", für „nichtig ex tunc", für „un-
gültig vom Augenblick seiner Entstehung an" zu 
erklären. Natürlich ist diese von den Sowjets ver-
ordnete Formel ein Nonsens; denn durch nichts, von 
niemandem kann eine historische Tatsache durch 
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das Gedächtnisloch geworfen werden; auch solche 
Verträge machen Tatsachen nicht zu Un-Sachen. 

Die uns in Art. I vorliegende Formel, daß beide 
Staaten das Münchener Abkommen „im Hinblick 
auf ihre gegenseitigen Beziehungen nach Maßgabe 
dieses Vertrages als nichtig" betrachten, enthält nun 
doch das schwerwiegende Wort „nichtig". Das ist 
einer der entscheidenden Gründe unserer Ableh-
nung. Ich will das kurz erklären, obwohl einige 
Freunde noch gesondert auf dieses Problem eingehen 
werden, auch in den Ausschüssen und auch in der 
nächsten Lesung. 

Die gefundene Formulierung bringt keineswegs 
die erhoffte Klarheit. Im Gegenteil: sie erlaubt — 
wenn ich das recht verstanden habe, Herr Bundes-
minister, haben Sie das eben nicht nur selbst in 
allem Freimut vorgetragen, sondern ich finde das 
auch in der Gegenäußerung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates — jeder Seite, 
ihren Standpunkt auch nach Vertragsunterzeich-
nung und Ratifizierung voll aufrechtzuerhalten. Ich 
darf vielleicht kurz vorlesen — wenn Sie noch ein-
mal sprechen, Herr Kollege Scheel, machen Sie uns 
bitte den Widerspruch deutlich —: 

Die in Artikel I des Vertrages erzielte Überein-
kunft, das Münchener Abkommen vom 29. Sep-
tember 1938 im Hinblick auf die gegenseitigen 
Beziehungen nach Maßgabe dieses Vertrages 
als nichtig zu betrachten, ist nicht mehrdeutig. 

Und Sie sagen im nächsten Satz: 

Bekanntlich haben die Bundesrepublik Deutsch-
land und die CSSR zu der Frage, ob das Mün-
chener Abkommen zunächst rechtswirksam zu-
stande gekommen oder von vornherein nichtig 
gewesen sei, seit jeher gegensätzliche Auffas-
sungen vertreten, die  auch in den mehr als 
zweijährigen Sondierungen und Verhandlungen 
nicht auf einen Nenner gebracht werden konn-
ten. 

Vielleicht liegt der Ton auf „einen Nenner". 

Ich frage mich — ich wäre Ihnen dankbar, wenn 
Sie uns das sagen —: Wie kann man das zusammen 
verstehen? Was bedeuten diese beiden Sätze?, so 
muß ich fragen, wenn ich die Gesetze der Logik auf 
sie anwende, und das ist etwas, was wir tun sollten. 

(Abg. Kunz [Berlin] : Das ist die Auswir-
kung des hessischen Sprachkongresses! — 
Abg. Reddemann: Vielleicht kann man es 

beim Singen schaffen!) 

Aber beide Standpunkte — darauf muß ich zu-
rückkommen —, der, daß das Abkommen von An-
fang an ungültig war, und derjenige, Herr Bundes-
minister, den Sie uns vorgetragen haben und den wir 
nur stützen wollen — wir übernehmen ja nicht den 
geradezu närrischen Standpunkt der anderen 
Seite —, sind doch überhaupt nicht miteinander zu 
vereinbaren. Es handelt sich also im Vertrag um 
eine doppeldeutige Formel mit gegenteiligem Inhalt. 

(Zuruf des Bundesministers Scheel.) 

— Der Bundesminister sagt „ja". Ich bitte das fest-
zuhalten. Ich hätte gewünscht, man hätte auch frü-

her auf diese unsere Fragen, die wir gestellt ha-
ben, mit einem so eindeutigen und klaren Ja geant-
wortet. Dann wäre uns vieles erspart geblieben. 

(Abg. Dr. Carstens [Fehmarn] : Sehr richtig!) 

Meine Damen und Herren, das Grundübel aller ost-
politischen Verträge wiederholt sich hier: Sie sind 
vieldeutig. Jeder kann daraus lesen, was er will. 
Und der, der die größere Macht hat, wird am Ende 
seine Interpretation durchsetzen. Auch das, Herr 
Bundesminister, bitte ich zu sehen. 

(Abg. Dr. Mertes [Gerolstein] : Leider wahr!) 

Solche Verträge — das ist, ich sage Ihnen das ganz 
offen, wirklich unser Kummer — heilen doch nicht 
alte Wunden, sondern provozieren neuen Streit. Mit 
ihnen ist doch nicht, wie Sie in einem Interview ge-
sagt haben, ein „neues Zeitalter angebrochen". 
Welch ein pathetisches und anspruchsvolles Wort! 
Die entscheidenden Fragen der Vergangenheit sind 
hier nicht geregelt. 

Die Forderung nach Anerkennung der Nichtigkeit 
— jetzt spreche ich zur anderen Seite — ist unserer 
Auffassung nach unsinnig, weil sie ungeschichtlich 
ist. Eine solche Forderung kann historische Ereig-
nisse nicht ungeschehen machen, auch wenn sie noch 
so bedrückend, noch so sehr als ungerecht empfun-
den werden. Niemand kann durch vertragliche For-
mulierungen die Geschichte umschreiben. Sie haben 
sich, wenn ich das recht sehe, im Bundesrat ja ähn-
lich ausgedrückt. 

Niemand kann durch Verträge Tatsachen in ihr 
Gegenteil verkehren oder Tatsachen auslöschen. 
Hitlers und Stalins Taten kann man durch keinen 
Vertrag als nichtig ex tune betrachten; auch nicht 
einige dieser Taten, auch nicht einige speziell aus-
gewählte dieser Taten. Weder das Münchener Ab-
kommen noch jenes andere, das die beiden Ver-
brecher am 23. August 1939 unter voller Einbezie-
hung, Berücksichtigung und Anerkennung der 
Münchener Ereignisse miteinander abgeschlossen ha-
ben, können durch nachfolgende Interpretation oder 
Verträge ungeschehen gemacht werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr wahr!) 

Aus der tschechoslowakischen Auffassung von der 
Nichtigkeit und der einseitigen politischen und mo-
ralischen Schuldanerkennung durch die Bundesrepu-
blik leitet sie bereits heute Reparations- und Resti-
tutionsforderungen ab — Herr Bundesminister, sa-
gen Sie uns dazu bitte etwas —, wenn das auch nicht 
so grob geschieht und so genannt wird. Aber daß 
dies gemeint ist, weiß jedermann. Wir sind in Sachen 
Jugoslawien ein gebranntes Kind, wir werden in 
dieser Sache sehr aufpassen. 

Vielleicht werden wir auch in diesem Falle eines 
Tages die Mitteilung unserer Bundesregierung er-
halten und durch sie überrascht, daß sie zur Förde-
rung des Außenhandels, zum Ausgleich einer für den 
Partner sehr ungünstigen Handels- und Zahlungs-
bilanz bereit sei, erhebliche Kredite auf längere Zeit 
zu gewähren. 

Über die wichtige Frage aber, die uns doch alle 
sehr interessieren müßte, wie es sich eigentlich mit 
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dem verbliebenen privaten und öffentlichen Vermö-
gen der Sudetendeutschen verhält und ob die Bun-
desregierung überhaupt darüber gesprochen hat, hät-
ten wir gerne weitere Informationen. Einige meiner 
Freunde werden sich dazu noch äußern. Das gilt 
auch für die lückenhafte Regelung der Staatsange-
hörigkeit und sonstiger personenrechtlicher Fragen. 

Herr Bundesminister, ich zitiere Sie gerne positiv. 
Sie sagen: Dieser Vertrag kann die Geschichte nicht 
neu schreiben. Sie sagen an einer anderen Stelle: Es 
war gar nicht die Aufgabe, Geschichte darzustellen. 
Aber ich antworte: Der Vertrag darf die Geschichte 
auch nicht verfälschen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Im Vertrag hat  sich die  Bundesregierung — ich be-
dauere das sehr — auf eine einseitige, lückenhafte 
und historisch falsche Darstellung des geschicht-
lichen Ablaufs eingelassen. Sie hat mit der Fest-
stellung — ich zitiere —, wonach das Münchener 
Abkommen der Tschechoslowakischen Republik 
durchlas nationalsozialistische Regime unter Andro-
hung von Gewalt aufgezwungen worden sei, sich 
auch eine alte Forderung Moskaus zu eigen ge-
macht. Niemand unter uns wird die Politik Hitlers 
und all seine Verbrechen verniedlichen wollen. 
Trotzdem gilt in dieser Sache, über die wir jetzt 
verhandeln, daß die Präambel z. B. verschweigt, 
daß in den Friedensverträgen nach dem 1. Welt-
krieg den Sudetendeutschen das Selbstbestim-
mungsrecht gegen alle Zusicherungen verweigert 
worden war und daß das Münchener Abkommen — 
ich bitte, dies einmal genau in den offenliegenden 
Büchern der Geschichte nachzuprüfen — gerade 
unter diesem Gesichtspunkt auch von Großbritan-
nien, Frankreich, Italien, ja von weiten Teilen der 
Weltöffentlichkeit, übrigens auch vom Völkerbund, 
zunächst akzeptiert worden war. Diese Darstellung 
läßt auch unberücksichtigt, daß die tschechoslowaki-
sche Regierung sich in ihren Noten vom 21. Sep-
tember 1938 an Frankreich und Großbritannien mit 
der von diesen Staaten vorgeschlagenen Abtretung 
der sudetendeutschen Gebiete einverstanden er-
klärt hat, und ferner, Herr Wehner, daß auch die 
Sowjetunion nach dem August 1939 sich ebenfalls 
auf den Boden der durch das Münchener Abkommen 
geschaffenen Tatsachen gestellt hat. 

Die hier vorliegende unausgewogene geschicht-
liche Darstellung verschweigt das Unrecht der Ver-
treibung der Sudetendeutschen im Jahre 1945 und 
der Enteignung ihres Vermögens. Hierdurch und 
durch die in der Präambel ausgedrückte Absicht, 
„ein für allemal mit der unheilvollen Vergangen-
heit in ihren Beziehungen ein Ende zu machen, vor 
allem im Zusammenhang mit dem 2. Weltkrieg", 
kann die Gegenseite — sie tut es doch schon; man 
lese doch nur die tschechoslowakischen Zeitungen, 
man höre doch die Sendungen von Radio Prag! — 
ihre ständige Behauptung bekräftigen, wonach Ver-
treibung und Enteignung der Sudetendeutschen 
durch diesen Vertrag die Legalisierung erfahren 
hätten. 

Das von der Bundesregierung unnötigerweise ak-
zeptierte einseitige Geschichtsbild erleichtert es der 

anderen Seite, einen ebenso einseitigen Schuldvor-
wurf zu konstruieren und daraus — Herr Minister, 
ich sage das auch im Zusammenhang mit dem Art. 2 
des Vertrages — unabsehbare Forderungen abzu-
leiten. Die Gefahr besteht um so mehr, als im Ver-
trag selbst jeder Hinweis auf die Notwendigkeit 
endgültiger Regelungen fehlt. 

Lassen Sie mich noch für einen Augenblick bei dem 
Brief der Regierung der CSSR zu Fragen der Straf-
verfolgung verweilen. Ich habe versucht, präzise zu-
zuhören, was Sie dazu sagten, Herr Minister. Ich 
hätte gern auf einen speziellen Punkt Ihre Antwort; 
denn dieser Brief gehört in den Kontext des Vertra-
ges. Es wird dort festgestellt, daß für die zwischen 
1938 und 1945 verübten Straftaten — mit einigen 
Ausnahmen; Sie sprachen von jenen Straftaten, die 
mit der Todesstrafe geahndet werden müßten — 
keine Strafverfolgung mehr zu erwarten sei. Aber 
ich halte diesen Brief für einen Trick; denn damit ist 
es der anderen Seite gelungen, ihren Rechtsstand-
punkt in das Vertragswerk hineinzubringen. 

(Abg. Dr. Jaeger: Sehr richtig!) 

Sie sagt nämlich damit, daß sie selbst in den Jahren 
1938 bis 1945 die Oberhoheit über das Sudetenge-
biet ausgeübt habe. War also nun das Münchener 
Abkommen „nichtig von Anfang an", also von 1938 
an, oder nicht? Sie haben gesagt, sechseinhalb Jahre 
habe deutsches Recht in diesem Bereich gegolten. 
Warum ist es nicht möglich gewesen, darüber in den 
Vertrag zumindest einen ähnlich starken eigenen 
Vorbehalt mit einzubringen, wie die andere Seite es 
mit dem soeben zitierten Brief getan hat? 

Die Bundesregierung, meine Damen und Herren, 
hat auch lange — ich erinnere mich an die Mitteilun-
gen, die der Staatssekretär Frank gemacht hat, der 
einen großen Teil dieser Last getragen hat — über 
einen Briefwechsel zu humanitären Fragen, d. h. kon-
kret: zu Ausreisemöglichkeiten, verhandelt. Was 
herauskam, ist wenig, zu wenig. Es liegt jetzt ledig-
lich — auch hier nur in Briefen formuliert und nicht 
im Vertrag selbst — eine Zusage der tschechoslowa-
kischen Seite vor, Ausreiseanträge — ich zitiere — 
„wohlwollend beurteilen zu wollen". 

(Zuruf des Abg. Dr. Wittmann [München].) 

Herr Bundesminister, ich wünschte, daß Sie zugä-
ben: Dies ist uns allen zu wenig. Dies ist keine kon-
krete Verpflichtung der anderen Seite und stellt 
kein Recht der Deutschen auf Ausreise fest. 

Ähnlich der seither beobachteten Entwicklung bei 
Verträgen mit anderen Ostblockstaaten erhält hier 
die CSSR aber auch die Möglichkeit — da sträubt 
sich einem ja fast die Zunge, aber wir erleben ja 
viele schlimme Dinge in den letzten Monaten —, 
menschliche Erleichterungen von finanziellen Lei-
stungen der Bundesrepublik Deutschland abhängig 
zu machen. Und die groteskerweise — ich sage: die 
groteskerweise — von deutscher Seite gleichzeitig 
zugesicherte Aussiedlungsmöglichkeit für Personen 
tschechischer und slowakischer Nationalität in die 
CSSR, also Aussiedlung aus der Bundesrepublik in 
die CSSR, meine Damen und Herren, ist ganz un-
nötig. Denn solche Passagen in einer solchen Ver- 
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einbarung verschleiern die freiheitliche Grundord-
nung der Bundesrepublik Deutschland 

(Beifall bei der CDU/CSU — Abg. Dr. Mer-
tes [Gerolstein] : Sehr richtig!) 

und die hier jederzeit anwendbare Grundforderung 
der Vereinten Nationen, wonach jedermann das 
Recht hat — wann immer er will —, sein Land zu 
verlassen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Eine solche Formulierung ist unangemessen, sie 
täuscht eine Gegenseitigkeit vor, die angesichts die-
ser in der Bundesrepublik Deutschland garantierten 
Freizügigkeit einerseits und der menschenrechts-
widrigen Beschränkung der Freizügigkeit in der 
CSSR andererseits nicht besteht. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich bitte 
sagen: Wir haben alle den Eindruck, daß man sich 
heute in diesem Lande — auch nach den letzten 
Wahlergebnissen — krampfhaft bemüht, der Ost-
politik neuen Schwung zu geben und u. a. auch die-
sen Vertrag — ein wenig hübsch herausgeputzt — 
als Erfolg zu preisen. Wer dies will, muß allerdings 
erkennen: in der deutschen Öffentlichkeit ist der 
Glanz dieser Ostpolitik verblaßt, 

(Abg. Haase [Kassel] : Sehr gut!) 

ihre Faszination ist vorüber, 

(Abg. Haase [Kassel]: Jawohl!) 

Mißtrauen hat sich dort eingestellt, wo man einst 
viele Hoffnungen züchtete und Versprechungen ge-
macht hat. Auch hat sich der Blick — mehr als 
früher — auf das Erreichbare, das Mögliche und auf 
die wirklichen Qualitäten und Absichten des Gegen-
spielers gerichtet. Beim nüchternen Abwägen des 
bisher Erreichten wird man außer den angewach-
senen Zahlen — und wir begrüßen jede; ich sage 
das ausdrücklich, damit nicht irgend jemand ein 
Mißverständnis konstruiert — von Reisenden und 
einem wachsenden Tourismus an politisch Dauer-
haftem, an Substantiellem kaum etwas finden. 

Die Verträge, meine Damen und Herren, sollten 
— das war die Bekundung der Bundesregierung in 
allen öffentlichen Verlautbarungen — Entspannung 
in Europa herbeiführen, Gräben zuschütten und 
— wie Herr Wehner damals sehr beeindruckend ge-
sagt hat — „Verkrampfungen lösen", die Menschen 
zueinanderbringen und den Frieden festigen. Was 
daraus geworden ist, wissen wir heute alle: Die 
Bundesregierung hat gegeben, geleistet, geopfert, 
verzichtet. Ihre Partner haben dafür gesorgt und 
darauf gedrängt, daß man das alles säuberlich auf-
geschrieben, juristisch festgelegt und mit Formeln 
der Endgültigkeit ausgestattet hat. 

Wir, Herr Bundesminister, die CDU/CSU, sagen: 
Es ist ein wichtiges Ziel deutscher Politik, es ist 
ein wichtiger Inhalt unserer Politik, Ausgleich mit 
den Nachbarn zu finden und den Versuch zu ma-
chen, Schreckliches aus der Vergangenheit, was 
beide Seiten bedrückt, Stück um Stück auszuglei-
chen. Aber, ob das Ausgleich ist, was diese Ver-
träge bringen, wage ich doch sehr zu bezweifeln, 
denn, meine Damen und Herren, Ausgleich, Entspan-
nung, Zusammenarbeit sind politische Maximen, die 

nur erreicht werden, wenn beide Seiten sich an 
einer solchen Politik beteiligen, wenn beide sich 
entgegenkommen, sich auf halbem Wege treffen, 
wenn sie Toleranz miteinander üben. Niemand aber 
wird meine Festellung bestreiten können, daß To-
leranz, Ausgleich und Versöhnung nicht im Wärter

-

buch der Kommunisten stehen. 

Viele hatten für eine gewisse Zeit geglaubt — ich 
habe den Eindruck, daß hier eine Veränderung des 
Denkens einsetzt —, die sowjetische Formel von der 
„friedlichen Koexistenz" werde die Möglichkeit 
eines Aufbaus und Friedens in einer geordneten 
Welt garantieren. Aber, so möchte ich denen, die 
das glauben, zurufen, hätten sie sich doch nur ein-
mal die Mühe gemacht und nachgelesen, was unter 
dieser — ich sage: ominösen — Formel von der 
„Koexistenz" ihre Erfinder wirklich verstehen! Von 
Breschnew jedenfalls werden die bisherigen Erfolge 
der sowjetischen Westpolitik als Konsequenz der 
eindeutigen Anwendung der friedlichen Koexistenz 
und der Geschlossenheit des sozialistischen Lagers 
bezeichnet. Die Waage der Welt, so sagt der Chef 
des Sowjetreiches, neige sich nun immer mehr auf 
die Seite des Sozialismus. Das ist doch wohl nicht 
das gleiche wie die Versicherung unserer Regie-
rung, daß ihre Ostpolitik den Ausgleich bringen 
werde. 

Meine Damen und Herren, ich fasse zusammen: 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion prüft Verträge 
mit Staaten des Warschauer Paktes daran, ob sie 
die Interessen unseres eigenen Landes wahren, ob 
Leistung und Gegenleistung in einem ausgewoge-
nen Verhältnis zueinander stehen, ob die politisch 
ausschlaggebenden Punkte eindeutig geregelt sind 
und ob solche Verträge der von uns gewünschten 
Aussöhnung, einer dauerhaften Festigung des Frie-
dens dienen und mögliche neue Streitpunkte aus-
schließen. 

Diesen Maßstäben wird der vorliegende Vertrag 
nicht gerecht. Er ist nicht ausgewogen, sondern ein-
seitig. Er ist in seinen wichtigen Punkten vieldeutig, 
nicht klar ausformuliert und mit einem fundamen-
talen Dissens behaftet. Er hat zwar nicht die Auf-
gabe — ich wiederhole das —, Geschichte zu schrei-
ben, trotzdem verfälscht er sie dort, wo er von der 
Geschichte spricht. Er dient nur sehr eingeschränkt 
den Völkern und ihrem Willen zum Frieden, weil 
er zu sehr die Bedürfnisse der gegnerischen Seite 
berücksichtigt. Ein solcher Vertrag sollte Ausgleich 
schaffen in der vollen Bedeutung des Wortes. Die-
ser enthält aber Keime neuer Zerwürfnisse. 

Daher, meine Damen und Herren, lehnt die Frak-
tion der CDU/CSU diesen Vertrag ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat 
der Abgeordnete Friedrich. 

Friedrich (SPD) : Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Die sozialdemokratische Bundestags-
fraktion dankt der Bundesregierung dafür, daß mit 
der Unterzeichnung und der Vorlage dieses Ver-
trages in diesem Hohen Hause ein schlimmes und 
ein tragisches Kapitel deutscher und europäischer 
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Geschichte hinübergeleitet werden kann in den Ver-
such eines neuen Anfangs. Unser besonderer Dank, 
Herr Außenminister, gilt Ihnen. Sie waren für die 
Führung der Verhandlungen verantwortlich, und wir 
wissen, daß dieser Vertrag einer der schwierigsten, 
weil völkerrechtlich am kompliziertesten war. 

Die 	sozialdemokratische 	Bundestagsfraktion 
stimmt überein mit dem, was der Herr Bundeskanz-
ler am Tage der Vertragsunterzeichnung von Prag 
aus allen Bürgern in der Bundesrepublik gesagt hat, 
als er erklärte, die Schuld von gestern, die nicht aus 
der Welt zu schaffen sei, werde nicht mächtig genug 
sein, unsere Völker vom Wagnis der Versöhnung 
abzuhalten. Unsere jungen Generationen seien nicht 
aus der geschichtlichen Verantwortung entlassen; 
aber sie hätten ein Recht, ihren eigenen Weg in die 
Zukunft zu beginnen. Wörtlich sagte der Kanzler 
— Frau Präsidentin, ich darf zitieren —: 

Nur aus der Wahrhaftigkeit gegenüber der Ge-
schichte öffnen wir für die jungen Völker Eu-
ropas den Weg zu einem Leben, den sie als 
menschenwürdig und sinnvoll betrachten. Dies 
sehe ich als unsere Pflicht. 

Wir teilen und tragen diese Pflicht mit dem Bundes-
kanzler. 

Alle kleinliche Kritik, Herr Marx — ich möchte 
sagen, Sie sind für kleinliche Kritik in diesem Hause 
bekannt und qualifiziert, unendlich qualifiziert —, 

(Beifall bei der SPD) 

wird nicht den Dimensionen dieses Vertrages ge-
recht, auch nicht seiner historischen Bedeutung. 

(Abg. Dr. Marx: Sagten Sie „kleinliche Kri-
tik"? — Abg. Reddemann: Problemverwei-

gerer!) 

Unsere Fraktion sieht in der langen Zeit der Ver-
handlungen bis zu diesem Vertrag, von den ersten 
Sondierungen im März 1971 bis zur Lesung heute 
— drei ganze Jahre hindurch —, nicht den Ausdruck 
eines mangelnden Verhandlungs- und Verständi-
gungswillens beider Seiten. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Dr. Mertes? 

Friedrich (SPD) : Herr Kollege Mertes, Sie kön-
nen nachher fragen. Lassen Sie mich bitte zumindest 
einführen. 

(Abg. Dr. Marx: Hätten Sie mal das Aus-
wärtige Amt weiterverhandeln lassen! — 
Abg. Reddemann: Stört mich nicht beim 
Lesen! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU.) 

— Ach, wenn Sie einen Aggressionsstau loswerden 
wollen, um von hier nicht mit einer Neurose weg-
zugehen, 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

dann stellen Sie doch die Frage, bitte. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Bitte, stellen Sie doch diese Frage! — Also nicht? 

Vizepräsident Frau Funcke: Wollen Sie sie 
nicht stellen? 

(Abg. Dr. Mertes [Gerolstein] : Doch!) 

— Bitte schön! Herr Mertes hatte fragen wollen. 

Friedrich (SPD) : Ich dachte, Herr Marx. 

(Abg. Dr. Mertes [Gerolstein] : Ach so, Ent

-

schuldigung!) 

— Nein, bitte schön! Ihnen unterstelle ich keinen 
Aggressionsstau, Herr Mertes. 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

Dr. Mertes (Gerolstein) (CDU/CSU) : Herr Kol-
lege Friedrich, teilen Sie nach den Erfahrungen der 
letzten Monate jetzt nicht die Auffassung der Op-
position, daß die Frage nach der Eindeutigkeit der 
Verträge eine fundamentale Frage für die Bezie-
hungen der Bundesrepublik Deutschland zu unseren 
Vertragspartnern ist, und nicht eine „kleinliche" 
Angelegenheit? 

Friedrich (SPD) : Ich bin gerade dabei, dies zu 
begründen. Ich bin nur der Meinung, daß die Be-
gründung der Ablehnung durch die Union kleinlich 
ist. Dies muß man mir schon abnehmen. 

(Abg. Dr. Mertes [Gerolstein] : Sie behan

-

deln nicht die Mehrdeutigkeit! — Abg. 
Reddemann: Subjektive Überzeugung!) 

— Entschuldigen Sie, lassen Sie mich doch be-
gründen! 

Die Frage des Münchener Abkommens, seiner 
Gültigkeit und seiner Ungültigkeit, ist in der Völ-
kerrechtsliteratur bisher ein Problem ohne Beispiel; 
dies kann doch von Ihnen einfach nicht bestritten 
werden. Hinzu kamen noch komplizierte Fragen, die 
nicht so leicht definierbaren Probleme des Staats-
bürgerrechts. Das war ebenfalls dort hineingepreßt. 
Hier, Herr Marx, ist es sehr leicht, über ein klei-
nes Land mit seinen Schwierigkeiten seit 1968 zu 
reden, hier ist es sehr leicht, sich als moralischer 
Richter aufzuspielen, wenn man nicht dort sitzt. 
Diese Verhandlungen waren auch noch in die 
Spannung des Ost-West-Gegensatzes hineingepreßt. 
Hinzu kam die komplizierte Problematik des Berlin-
Abkommens. Insoweit war die lange Verhandlungs-
zeit verständlich. 

(Abg. Dr. Mertes [Gerolstein] : Das Berlin

-

Abkommen hat auch die Problematik der 
Mehrdeutigkeit, die immer neuen Streit 

schafft!) 

Wenn beide Verhandlungskommissionen nach 
schwierigsten, oft unterbrochenen Verhandlungen 
einen Weg gefunden haben, der es beiden Seiten 
ermöglicht, ihre Standpunkte zu wahren, die sie für 
sich als unverzichtbar betrachteten, und wenn beide 
Verhandlungskommissionen nun als Vertreter ihrer 
Staaten jeweils in ihrem eigenen Land bestehen 
können, dann muß man das Ergebnis als einen ehr-
lichen, annehmbaren Kompromiß bezeichnen, auch 
als Versuch, als Bemühen einer verantwortungsvol-
len Verhandlungsführung. Insoweit danken wir auch 
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Herrn Staatssekretär Frank, der auf unserer Seite 
des Tisches die Interessen der Bundesrepublik gut 
vertreten hat. 

(Beifall bei der SPD. 	 Abg. Dr. Mertes 
[Gerolstein] : Leider unter kräftiger Ein-

mischung von Herrn Wehner!) 

Dieser Vertrag stimmt mit den Zielen überein, 
wie sie 1969 und 1972 als Grundlage der soziallibe-
ralen Koalition für richtig erkannt und erneuert 
worden sind. Diese Ziele sind: die Festigung der 
Sicherheit und ein dauerhafter Friede in Europa, die 
Sicherheit West-Berlins eingeschlossen. Zu diesen 
Zielen gehört auch, durch Aufnahme diplomatischer 
Beziehungen die Voraussetzungen für die Möglich-
keit der Vertretung der Interessen deutscher Staats-
bürger zu schaffen. 

Es ist sehr leicht, über humanitäre Fragen zu spre-
chen, wenn man es über 20 Jahre lang versäumt hat, 
die Voraussetzungen für eine solche Vertretung zu 
schaffen. Dann kann man hier sehr leicht darüber 
reden. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. Marx: 
Quatsch ist das! Reden Sie doch nicht so 
dummes Zeug! Abg. Reddemann: Herr 
Friedrich, Sie sind ein Problemverweige-
rer! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

Zum Ziel der sozialliberalen Koalition gehört es, 
unsere Wirtschaftsbeziehungen zu erweitern. 

(Zuruf des Abg. Dr. Marx. — Abg. Haase 
[Kassel] : Der Friederich, der Friederich!) 

Grundsatz dieser Politik ist es, daß alle diese 
Schritte in Übereinstimmung mit unseren Verbün-
deten vollzogen werden. 

Herr Marx, wenn Sie hier wieder das mit den 
Reparationen aufgebracht haben, 

(Abg. Dr. Marx: Ich habe zitiert, Verehrter!) 

so liegt dies ,der Qualität nach auf der Ebene der 
Aussagen des Herrn von Schulze-Vorberg, der vor 
14 Tagen sagte, 

(erneuter Zuruf des Abg. Dr. Marx) 

25 Milliarden DM kostet uns der Bahr-Besuch, und 
in der nächsten Woche hat die Sowjetunion in der 
Bundesrepublik bar für 5 Milliarden DM eingekauft. 
Das liegt immer auf der gleichen Ebene. 

(Abg. Dr. Mertes [Gerolstein] : Herr Kollege, 
die Sache ist im Ausschuß geklärt worden!) 

— Ja, dann sollten Sie solche Argumentationen hier 
nicht wiederholen. 

(Abg. Dr. Marx: Ich habe „Rudé Právo" 
zitiert!) 

Im übrigen muß ich Ihnen sagen, Herr Mertes, daß 
Herr Schulze-Vorberg zu seiner Erklärung im Aus-
schuß nicht gestanden hat und dort keine Korrektur 
gegeben hat. 

(Abg. Dr. Marx: Lesen Sie mal „Rudé  
Právo" !) 

Dies kann ich bei dieser Gelegenheit hier fest-
stellen. 

Mit der Ratifizierung dieses Vertrages, von der 
wir annehmen, daß das Hohe Haus ihr zustimmt, 
wird die sozialliberale Koalition ein 'dem Wähler 
gegebenes Wort einlösen. Wir haben durch Aus-
söhnung und Entspannung in Europa den Frieden 
sicherer gemacht. Die Union hat sich vorrangig aus 
kleinlichen parteiegoistischen Gründen an dieser 
Politik des Friedens, an dieser Politik der Aus-
söhnung und der Entspannung nicht beteiligt. 

(Abg. Haase [Kassel] : Das ist schön!) 

Wir bedauern diese Haltung der Union, denn es 
wäre die Aufgabe der ganzen Vertretung unseres 
Volkes gewesen, die Last des zweiten Weltkrieges 
gemeinsam auf sich zu nehmen und dies nicht nur 
einem Teil des Parlaments, der SPD und der FDP, 
zu überlassen. 

Wo bleibt denn die Konsequenz zum Frieden, von 
der Herr von Weizsäcker beim CDU-Parteitag 1972 
in Wiesbaden gesprochen hat. Konsequenz zum Frie-
den heißt nicht nur — an die Adresse von Herrn von 
Weizsäcker gerichtet —, in Auschwitz von Versöh-
nung sprechen, sondern für die Aussöhnung hier in 
diesem Hohen Hause eine Hand aufheben. 

(Zuruf des Abg. Haase [Kassel].) 

Dies nenne ich Konsequenz zum Frieden, und diese 
Konsequenz zum Frieden sind Sie dem deutschen 
Volke schuldig geblieben. 

(Abg. Dr. Wagner [Trier] : Der weiß das 
alles nicht mehr!) 

Artikel I und II dieses Abkommens sind ein dem 
tschechoslowakischen und dem bundesrepublikani-
schen Standpunkt gerecht werdender Kompromiß. 
Die CSSR ist der Auffassung, daß das von ihr nicht 
unterzeichnete Münchener Abkommen von Anfang 
an ungültig war, und sie meint, vor allem aus Grün-
den der Behauptung ihrer nationalen Persönlichkeit 
und ihrer nationalen Selbstachtung darauf bestehen 
zu müssen. Die Bundesregierung konnte sich wegen 
der möglichen Rechtsfolgen für deutsche Staatsbür-
ger dieser Auffassung nicht anschließen, auch wenn 
wir meinen, daß das unter Druck und Drohung ent-
standene Münchener Abkommen nicht mehr gültig 
ist. Meine Fraktion teilt diese Auffassung der Bun-
desregierung. 

(Abg. Dr. Mertes [Gerolstein] : Die Opposi

-

tion auch!) 

Artikel I und II geben beiden Vertragspartnern die 
Möglichkeit, ihre Standpunkte zu wahren, ohne daß 
einem der beiden die Preisgabe unverzichtbarer Po-
sitionen abverlangt werden mußte. 

Dies waren — Herr Außenminister, so sehen wir 
es — die Bedingungen eines neuen Anfangs. Der 
von der Union erhobene Vorwurf der Mehrdeutig-
keit erneuert die in der Diskussion um die Ostver-
träge immer wieder eingenommene Position des 
Alles oder Nichts. 

(Abg. Dr. Marx: Ist das nun eindeutig?) 

Wäre diese Position des Alles oder Nichts die  Hal
-tung der Bundesregierung, würde sich unser Staat 
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sehr rasch im Niemandsland der Weltpolitik wieder-
finden. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Die Union steht aber in dieser Haltung auch im 
Gegensatz zur Regierungserklärung ihres früheren 
Bundeskanzlers Kurt Georg Kiesinger. 

(Abg. Werner: Stimmt doch gar nicht!) 

In der Großen Koalition wurde in der Regierungs-
erklärung überhaupt zum ersten Mal das Problem 
unserer Beziehungen zur CSSR angesprochen. Dies 
hatte es bis dahin nicht gegeben. Deshalb geht man 
nicht fehl in der Annahme, daß dies die Handschrift 
des damaligen Außenministers und heutigen Bundes-
kanzlers war, 

(Abg. Dr. Wagner [Trier]: Aber gewiß!) 

aber dies ist damals auch von Ihrer Fraktion mitge-
tragen worden. In dieser Regierungserklärung hat 
Kurt Georg Kiesinger festgestellt, wenn ich zitieren 
darf, Frau Präsidentin: 

Auch mit der Tschechoslowakei möchte sich das 
deutsche Volk verständigen. 

(Abg. Dr. Marx: Sehr gut!) 

Die Bundesregierung verurteilt die Politik Hit-
lers, die auf die Zerstörung des tschechoslowa-
kischen Staatsverbandes gerichtet war. Sie 
stimmt der Auffassung zu, daß das unter An-
drohung von Gewalt zustande gekommene Mün-
chener Abkommen nicht mehr gültig ist. Gleich-
wohl 

(Abg. Dr. Marx: Nicht mehr gültig! — Wei-
terer Zuruf von der CDU/CSU: Das ist auch 

unsere Auffassung!) 

— so sagte es Bundeskanzler Kiesinger damals; das 
ist auch die Auffassung dieser Regierung; was regen 
Sie sich auf? — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dann sind wir 
uns einig! — Abg. Dr. Wittmann [Mün-

chen]: So ein Ideologe!) 

bestehen noch Probleme, die einer Lösung be-
dürfen, wie z. B. das des Staatsangehörigkeits-
rechts. 

Soweit Bundeskanzler Kiesinger. 

(Abg. Dr. Marx: Sehr gut!) 

Er hat damals zwei Kernfragen angesprochen: zu-
nächst die Problematik der Zerstörung des tsche-
chischen Staatsverbandes und zum anderen die Frage 
des Staatsangehörigkeitsrechts. 

Der hier vorgelegte Vertrag hat in beiden Fragen 
eine Lösung gebracht, und zwar für beide Seiten 
akzeptabel. Heute, acht Jahre nach Kiesinger, sieht 
die Union diese Probleme anders. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Das ist doch 
nicht wahr! — Abg. Dr. Mertes [Gerolstein] : 
Das stimmt nicht! — Abg. Wagner [Trier] : 
Das ist unwahr! — Abg. Dr. Marx: Es sind 

doch unsere Augen, die das sehen!) 

Heute betreibt sie eine nicht nur für unser Ansehen, 
sondern auch eine für die Glaubwürdigkeit unseres 
Friedenswillens höchst bedenkliche Politik. 

Ich meine, daß dies hier mit angesprochen werden 
muß. Ich meine 

(Abg. Dr. Wittmann [München] meldet sich 
zu einer Zwischenfrage) 

ich möchte das zunächst ausführen; Entschuldi-
gung, Herr Abgeordneter Wittmann —, daß die von 
der CDU/CSU-Mehrheit im Bundesrat abgegebene 
Erklärung hier genannt werden muß, 

(Abg. Dr. Wittmann [München] : Von der 
Sache keine Ahnung!) 

weil von Ihnen ja der Bundesrat als verlängerte 
Oppositionsbank denaturiert worden ist. 

(Abg. Werner: Da wird sich der Bundesrat 
als Institution bedanken! — Abg. Dr. Marx: 

Dieses polemische Geschwätz!) 

In dieser Erklärung der CDU/CSU-Mehrheit des 
Bundesrats wird festgestellt, 

(Abg. Dr. Wagner [Trier] : Er behandelt 
viele Probleme und alle gleich falsch!) 

die Verweigerung des Selbstbestimmungsrechts der 
Sudetendeutschen sei im Vertrag verschwiegen wor-
den. 

(Abg. Dr. Czaja: Sehr gut! Das stimmt!) 

Nun möchte ich auf eines hinweisen: Ich glaube, 
daß wir alle das Schicksal der Sudetendeutschen be-
klagen; es hat unendlich viel Leid über die Men-
schen gebracht. Wir alle beklagen auch den Ver-
such, daß 1919 die Bemühungen gescheitert sind, 
zwei Völker in einem Staat zusammen leben zu 
lassen. 

(Abg. Dr. Marx: Drei! Der hat keine Ah

-

nung, der Mann!) 

Aber ein Bundesorgan sollte zwischen den mög-
lichen Erklärungen einer Landsmannschaft und sei-
ner eigenen Verpflichtung gegenüber völkerrecht-
lichen Positionen der Bundesrepublik unterscheiden. 

(Abg. Dr. Marx: Geschichte: fünf!) 

Was meine ich hier? Es sollten keine Standpunkte 
eingeführt werden, die zu höchsten Mißdeutungen 
führen können. 

(Abg. Werner: Eben! — Abg. Dr. Czaja: 
Also kein Selbstbestimmungsrecht!) 

Bis jetzt galt die Bundesregierung immer als Rechts-
nachfolgerin des Deutschen Reiches. Wer aber, wie 
dies in der Erklärung des Bundesrats zu diesem Ver-
trag geschieht, über das Problem des Selbstbestim-
mungsrechts die Grenzen der Tschechoslowakei von 
1919 als unberechtigt definiert  

(Abg. Dr. Wittmann [München] : Wo steht 
das?) 

— Wie berechtigt meine Befürchtung ist, habe ich 
ja bestätigt gefunden. Und wenn sich Herr Becher 
an das hält, was er an die Presse gegeben hat, 

(Abg. Dr. Wagner [Trier] : Ignorant!) 

dann werden wir bestätigt finden, was ich befürchte. 
Damit muß man den Eindruck erwecken, als bekenne 
sich die Bundesrepublik nicht mehr zu den Positio- 
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nen, die sie als Rechtsnachfolgerin des Reiches über-
nommen hat; 

(Abg. Dr. Czaja: Wieso Rechtsnachfolgerin?) 

denn das Reich hat diese Grenzen und das tschecho-
slowakische Staatsgefüge von 1919 anerkannt. Es 
hat nämlich damals zahlreiche Verträge mit der 
Tschechoslowakei abgesprochen. Indem Sie aber 
diese Entscheidung von 1919 für fragwürdig erklä-
ren, entsteht in der Weltöffentlichkeit der Eindruck, 
daß ein Teil in diesem Land und sogar die Mehrheit 
des Bundesrats meinen könnten, 1938 und 1939 
seien legitim gewesen. 

(Abg. Haase [Kassel] : 1919 war schänd-
lich!) 

Herr Bundeskanzler Erhard hat 1964 diesen glei-
chen Ansatz des damaligen Bundesverkehrsmini-
sters Seebohm zurückgewiesen. Er hat damals — 
Herr  Marx, Sie haben vorhin von einer Moskauer 
Linie gesprochen —, in New York und Kanada er-
klärt, daß das Münchener Abkommen von Hitler 
zerrissen worden sei. 

(Abg. Dr. Marx: Ich kenne das Thema!) 

Ich hätte vom CDU-Vorsitzenden Kohl, der sich als 
so kanzlerreif versteht, das gleiche Standvermögen 
erwartet, das damals Bundeskanzler Erhard gezeigt 
hat, als er die Erklärung von Seebohm zurückwies. 

Sie sagen, diese Regierung vernachlässige die 
humanitären Probleme. Ich habe einmal das Arbeits-
buch Ihrer Regierungen hinsichtlich der Vertriebe-
nenverbände durchgesehen. Darin sind ja nicht die 
Reden zu finden, die auf den Pfingsttreffen gehalten 
werden; das Arbeitsbuch sind Ihre Regierungserklä-
rungen. Wie sieht es da aus? 

1953: Regierungserklärung Konrad Adenauer. 
Kein Wort zur CSSR. Kein Wort zu humanitären 
Fragen. Außenminister: Dr. Adenauer. Vertriebe-
nenminister: Oberländer. 

Regierungserklärung 1957: Kanzler Adenauer. 
Kein Wort zur CSSR. Kein Wort zu humanitären 
Fragen. Außenminister: Dr. von Brentano. Vertrie-
benenminister: Oberländer. 

(Abg. Dr. Czaja: Aber zum Selbstbestim-
mungsrecht!) 

— Das tut Ihnen weh, Ihre Abstinenz in humani-
tären Fragen in den Regierungserklärungen. Des-
halb fahre ich fort. 

(Abg. Dr. Marx: Was Sie reden, tut uns 
weh, weil es einfach unter aller Kritik ist!) 

Regierungserklärung 1961, vorgetragen von Vize-
kanzler Dr. Erhard. Kein Wort zur CSSR. Kein Wort 
zu humanitären Fragen. 

1965. Kanzler: Ludwig Erhard. Kein Wort zur 
CSSR. Kein Wort zu humanitären Fragen. 

Deshalb muß ich hier die Befürchtung ausspre-
chen, daß Sie die Gefühle vertriebener Menschen 
auf den Heimattreffen mißbrauchen, daß Sie aber 
in diesem Hause nicht bereit waren, allein in den 
Regierungserklärungen eine Politik zu signalisieren, 

die diese Absicht zumindest als Absicht Ihrer Re-
gierungen auch festhielt. 

(Abg. Dr. Czaja: Lesen Sie doch die Ob
-hutserklärung nach! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Werner? 

Werner (CDU/CSU) : Herr Kollege Friedrich, sind 
Sie nicht auch der Meinung, daß es eigentlich viel 
passender und dem ernsten Gegenstand angemesse-
ner wäre, auf Polemiken und unvollständige Dar-
stellungen der Vergangenheit zu verzichten und 
sich konkret mit dem Inhalt humanitärer Erklärun-
gen Ihrerseits auseinanderzusetzen? 

Friedrich (SPD) : Ich setze mich mit Ihrem Vor-
wurf auseinander, daß diese Regierung nicht zu hu-
manitären Fragen Stellung nimmt. Lesen Sie die Re-
gierungserklärungen von 1966 bis heute nach! Wir 
haben dazu Stellung genommen, während bei Ihnen 
Fehlanzeige ist. Sie können sich um dieses Versagen 
in der Absichtserklärung Ihrer Regierungserklärung 
einfach nicht herumdrücken. 

(Abg. Dr. Mertes [Gerolstein] : Keine rich

-

tige Darstellung, Herr Kollege! — Abg. Dr. 
Wagner [Trier] : Ungewöhnlich banal! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

Wir werden auch in der Frage des Rechtshilfeer-
suchens eine Lösung finden. Denn es wird hier ge-
nauso gehen wie in all den anderen Fragen in den 
letzten Wochen. Wenn wir bei jedem Knüppel, der 
geworfen worden ist — und nicht wenige Knüppel 
sind von Ihrer Hand geworfen worden —, den Ver-
such der Aussöhnung abgebrochen hätten, wären wir 
heute dort, wo wir 1969 anfangen mußten. 

(Beifall bei der SPD) 

Dies ist doch die Wirklichkeit. 

Wir sind der Meinung, daß Sie nicht für die Ver-
triebenen sprechen, wenn Sie hier diesen Vertrag 
ablehnen. Ich selbst bin nur 30 km von der tschecho-
slowakischen Grenze entfernt aufgewachsen. 

(Abg. Kunz [Berlin] : Und da halten Sie 
solche Reden! — Abg. Zoglmann: Da müß

-

ten Sie von der Sache doch mehr verstehen!) 

Bei uns wohnen sehr viele Menschen, und meine 
besten Freunde kommen aus der Karlsbader und der 
Egerer Gegend. Ich weiß, daß diese Menschen 29 
Jahre nach Kriegsende meinen, die Zeit sei reif für 
eine Aussöhnung und einen Neubeginn. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Sie mögen für eine Landsmannschaft sprechen. Für 
die Sudetendeutschen insgesamt sprechen Sie in die-
sem Land nicht; das spreche ich Ihnen ab. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wir sind der Meinung, daß es besser ist, ein 
früher gutnachbarliches Verhältnis zu erneuern, als 
am Eisernen Vorhang im Schatten des Kalten Krie- 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 90. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 27. März 1974 6019 

Friedrich 
ges zu leben. Ostbayern — ich kenne da die Men-
schen — erhofft sich von diesem Vertrag eine 
Chance, eben nicht mehr am Eisernen Vorhang leben 
zu müssen. 

(Abg. Haase [Kassel] : Das haben die auch 
uns versprochen!) 

Die Beziehungen über diese Grenze, Herr Abgeord-
neter Jäger, waren immer gut, und die Menschen 
hoffen, daß es besser wird. 

(Abg. Zogelmann: Gehen Sie doch einmal 
hin!) 

Aber am Neubeginn sollte in diesem Hause nicht nur 
das zwischen dem tschechischen und dem deutschen 
Volk Trennende genannt werden. 

(Abg. Dr. Mertes [Gerolstein] : Das tun wir 
doch gar nicht! — Abg. Werner: Das unter-

stellen Sie uns doch nur!) 

Prag und Böhmen waren in ihrer Verbindung von 
deutscher und tschechischer Kultur Jahrhunderte 
hindurch ein Mittelpunkt europäischen Geistes. Zu 
dieser gemeinsamen Vergangenheit sagen wir ja, 
auch wenn unsere Völker künftig ihren Weg ge-
trennt gehen werden. Aber als Nachbarn, die neben-
einander leben, leben müssen, Grenze an Grenze, 
sollten wir das Verbindende aus der Vergangenheit 
nicht verdrängen, sondern es als Chance für einen 
Wiederbeginn neu entdecken. 

Weil wir bei diesem Neubeginn guten Willens 
sind, begrüßen wir als Sozialdemokraten diesen 
Vertrag. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Dr. Wagner [Trier] : Eine Rede ohne jede 

Substanz!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort  hat 
 Herr Abgeordneter Ronneburger. 

(Abg. Zoglmann: Daß Sie bei dieser Gele-
genheit sowas nach oben schicken, ist eine 
Schande, Herr Wehner! — Gegenruf des 
Abg. Wehner: Halten Sie sich doch zurück! 
Sie haben ja nur Glück, daß andere nicht 
da sind, deswegen dürfen Sie so weit vorne 
sitzen! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU.) 

Das Wort hat der Abgeordnete Ronneburger. 

Ronneburger (FDP) : Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Nach dem, was Herr Dr. Marx 
heute abend hier gesagt hat, fällt es an manchen 
Punkten schwer — Herr Dr. Marx, ich sage das ganz 
ehrlich —, sich an das zu halten, was Sie als Auf-
forderung an den Beginn Ihrer Ausführungen ge-
setzt hatten, nämlich ohne das Wecken von Emotio-
nen in sachlicher und fairer Weise eine Darstellung 
der Situation vorzunehmen. Ich möchte gern ge-
rade nach dem, was Sie ausgeführt haben, zunächst 
einmal ein paar Sätze an den Anfang stellen, die Sie 
möglicherweise für die Wiederholung von Selbst-
verständlichkeiten erklären werden, deren beson-
dere Bedeutung aber gerade aus Ihren Ausführun-
gen abgeleitet werden kann. 

Meine Damen und Herren, Verträge sind Rege-
lungen für die Zukunft. Verträge können geschehe-
nes Unrecht nicht ungeschehen machen. 

(Abg. Dr. Mertes [Gerolstein] : Verträge 
sind Willenseinigungen!) 

Vereinbarungen über Gewaltverzicht beseitigen in 
der Vergangenheit angewandte Gewalt nicht. Auf-
gabe der Gegenwart ist es also, die Wiederholung 
von Unrecht und Gewalt zu verhindern und Be-
ziehungen zwischen den Staaten und Völkern ent-
stehen zu lassen, 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

welche die Grundlage für friedliche Regelungen 
schaffen und zur Zusammenarbeit in beide Seiten 
betreffenden Fragen führen. 

(Abg. Dr. Marx: Herr Ronneburger: Staaten 
und Völker!) 

— Staaten und Völker, einverstanden. 

Nur, Herr Dr. Marx: Warum sage ich das? Sie 
haben die Frage aufgeworfen, ob dieser Vertrag in 
seinem Text eigentlich nicht eine einseitige Darstel-
lung der Geschichte vornehme. Zunächst einmal 
möchte ich Ihnen sagen: Verträge haben nicht die 
Aufgabe, die Geschichte darzustellen. 

(Abg. Dr. Marx: Richtig! — Abg. Dr. Wag-
ner [Trier] : Dann sollen sie es auch lassen!) 

Das, was Sie an Vergangenheitsbewältigung in den 
Vertrag hineininterpretieren möchten, konnte er 
schlechterdings nicht enthalten. 

Wenn Sie aber mit Ihrer These von der einsei-
tigen Darstellung gemeint haben, daß hier nur das 
Münchner Abkommen erwähnt sei, aber z. B. das 
Faktum der Vertreibung 1945 nicht angeführt sei, 

(Abg. Dr. Marx: Ich gehe etwas tiefer in die 
Geschichte!) 

dann sage ich Ihnen allerdings: Hier ist in dem 
Vertrag das Faktum des Münchner Abkommens 
genannt, weil es sich darum handelte, in Zusammen-
hang mit diesem Vertrag auftretende Spannungen 
und Gegensätzlichkeiten zwischen den beiden 
Staaten und — ich greife jetzt Ihre Formulierung 
auf — zwischen den beiden Völkern zu beseitigen, 
aber nicht etwa eine Geschichtsdarstellung zu ge-
ben. Denn wenn wir eine beiderseitig ausgewogene 
Geschichtsdarstellung haben wollten, dann müßten 
wir ja wohl nicht nur das Jahr 1938 nennen, sondern 
auch 1939, die Zerschlagung des tschechoslowaki-
schen Staatsverbands, 

(Abg. Dr. Marx: Allerdings! — Abg. Dr. 
Mertes [Gerolstein] : Und 1968, da war die 

DDR dabei!) 

dann dürfte nicht nur die Vertreibung 1945 genannt 
werden, sondern dann müßten auch die Jahre von 
1939 bis 1945 hier angeführt und dargestellt wer-
den. 

(Abg. Werner: Warum denn nicht?) 

Ich frage Sie in aller Nüchternheit: Welches In-
teresse sollten wir Deutschen eigentlich daran ha-
ben, 

(Abg. Dr. Czaja: Das der Wahrheit!) 
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daß in einem solchen Vertrag der Versuch einer  

Geschichtsdarstellung unternommen würde, die  

zweifellos auch erhebliche Belastungen für unsere  

Seite mit nennen müßte? Darüber sind wir uns doch  

vermutlich einig.  

Vizepräsident Frau Funcke: Gestatten Sie,  
Herr Kollege, eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Dr. Marx? 

Dr. Marx (CDU/CSU) : Herr Kollege Ronnebur-
ger, ich möchte Sie nur fragen, ob Sie bereit sind, daß 
wir beide in dieser Diskussion heute abend festhal-
ten, daß ich gesagt habe, mich auch auf den Außen-
minister beziehend, in solchen Verträgen kann man 
nicht Geschichte schreiben. Dort, wo man sie aber 
anspricht, darf man sie nicht fälschen. Ich wäre 
dankbar, wenn wir uns zumindest so weit verstän-
digen könnten. 

Ronneburger (FDP) : Auf diesen Punkt, auf die 
Frage der Verfälschung, komme ich gleich. 

Herr Dr. Marx, Sie haben die Formulierung im 
Vertrag kritisiert, nach der es heißt, daß das 
Münchner Abkommen dem tschechoslowakischen 
Staat durch Gewalt aufgezwungen worden sei. 

(Abg. Dr. Marx: Ich habe gesagt, das ist 
nicht alles!) 

Es ist doch wohl unbestreitbar, daß die Tschecho-
slowakei das Münchner Abkommen nicht akzeptiert 
hätte, daß sie damals in dieser Frage nicht kapitu-
liert hätte, wenn nicht die Androhung mit Gewalt 

 dahinter gestanden hätte. Ich könnte mich auf For-
mulierungen und Dokumente aus den von der sude-
tendeutschen Landsmannschaft herausgegebe-
nen — — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das leugnen 
wir ja auch nicht) 

— Aber, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, hier ist doch gesagt worden, daß eben eine ein-
seitige Darstellung der Geschichte gegeben worden 
sei. Es ist einfach unbestreitbar — wir werden aus 
dem Zwiegespräch wieder etwas herauskommen 
müssen — daß die Frage der Gewaltandrohung 
eine ganz entscheidende Rolle gespielt hat und daß 
insofern eine uns alle bewegende Aufgabe sein 
muß, aus diesem Teufelskreis einmal herauszukom-
men. 

Ich sage noch einmal, hier gibt es keine einseitige 
Darstellung der Geschichte, sondern dieser Vertrag 
nennt die Dinge, die er selber behandelt, zu deren 
Lösung er beizutragen hat. Insofern ist das Münch-
ner Abkommen hier genannt und sind alle die ande-
ren Dinge nicht genannt, auf die ich eben bereits 
hingewiesen habe. 

Herr Dr. Marx, Sie haben an einer anderen Stelle 
ein meiner Meinung nach sehr gefährliches Wort 
gesprochen; Sie haben nämlich gesagt, die Aus-
führungen, die der Vertrag zu der Frage der Gren-
zen mache, könnten nach Ihrer Meinung eine De-
nunziation der CDU/CSU-Opposition dieses Hauses 
in einer Vertragsformulierung sein. Ich weise das  

mit aller Entschiedenheit zurück, und ich mache 
Sie darauf aufmerksam, Herr Dr. Marx, daß eine 
solche Unterstellung und eine solche Formulierung 
nun allerdings an der Grenze zumindest dessen liegt, 
was in einer sachlichen und fairen Auseinanderset-
zung über ein solches Vertragswerk gesagt werden 
darf. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege ge-
statten Sie eine Zwischenfrage?  

Dr. Marx (CDU/CSU) : Herr Kollege Ronnebur-
ger, da ich versuchen möchte, daß wir in der Tat  

sachlich und fair miteinander umgehen, möchte ich  
gern fragen, ob Sie den Satz nicht so verstehen kön-
nen, wie ich ihn gesagt habe, nämlich: Wenn uns  
gesagt wird, es sei jetzt nötig gewesen, das tschecho-
slowakische Territorium und seine Grenzen vertrag-
lich zu fixieren, leite ich daraus die Frage ab, ob dies  

bedeuten soll, daß dies irgend jemand von uns oder  

irgendeine frühere Regierung in Frage gestellt hat,  

und ich habe auf die Formel „Deutschland in den  

Grenzen von 1937" hingewiesen. Bitte machen wir  

zumindest den Versuch, uns nicht absichtsvoll miß-
zuverstehen!  

Ronneburger (FDP) : Herr Dr. Marx, Sie haben 
mich bei anderen Gelegenheiten schon einmal gebe-
ten, ich möge doch das Protokoll einsehen. Ich bitte 
in diesem Falle Sie einmal, Ihre eigene Formulie-
rung im Protokoll nachzulesen, in der Sie ausdrück-
lich unterstellt haben, daß diese Aussagen zum (1 
Grenzproblem eine Denunziation der CDU/CSU- 
Opposition dieses Hauses sein könnten. Der Regie-
rung zu unterstellen, sie füge bestimmte Formulie-
rungen in Verträge ein, um die Opposition zu de-
nunzieren, ist nun wohl doch — ich sage es noch 
einmal — zumindest an der Grenze des Möglichen. 

(Abg. Dr. Mertes [Gerolstein] : Das hat Herr 
Marx nicht gesagt!) 

Ich sage es trotz Ihres Protestes, Herr Dr. Marx, 
noch einmal: Mit diesem Vertrag zwischen der 
Bundesrepublik und der CSSR wird der abschlie-
ßende formale Schritt in der Ostpolitik getan. Ich 
hätte mich gefreut, wenn Ihre ursprünglich, bereits 
in Kenntnis des Vertragstextes, einmal gegebene 
freundliche Wertung des Vertrages — — 

(Abg. Dr. Marx: Aber nicht der beglei

-

tenden Dokumente und nicht der Berlin

-

Sache!) 

— Ich würde gern aus Ihrem damaligen Interview 
zitieren, weil ein solches Wort aus ihrem Munde, 
Herr Dr. Marx, nun zweifellos ein ganz hohes Lob 
für die Bundesregierung darstellt. Es heißt in der 
Zeitungsmeldung wörtlich — darf ich zitieren, Frau 
Präsidentin? —: 

Nach Ansicht von Marx ist das Verhandlungs-
ergebnis mit der Tschechoslowakei jedoch nicht 
so negativ zu beurteilen wie die Verträge mit 
Moskau und Warschau. 

(Abg. Dr. Marx: Richtig!) 
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Das aus Ihrem Munde, Herr Dr. Marx, ist ein hohes 
Lob. Und der zweite Satz, der dann folgt, ist noch 
lobensvoller: 

Der Vertrag sei zäher und beharrlicher und 
sorgfältiger ausgehandelt worden als die Ver-
träge, 

— ich will jetzt vollständig zitieren, damit Sie nicht 
sagen, ich hätte etwas weggelassen — 

deren deutscher Operateur Egon Bahr hieß. 

Ich zitiere das auch deswegen, Herr Dr. Marx, weil 
Sie ja an einer anderen Stelle meinten die Feststel-
lung treffen zu können, dieser Vertrag mit der CSSR 
sei geschlossen worden in Ausführung von Ab-
machungen oder Vereinbarungen, die Herr Bahr be-
reits in Moskau getroffen habe. 

(Abg. Dr. Marx: Absichtserklärung Nr. 8!) 

Habe ich Sie so richtig verstanden? 

(Abg. Dr. Marx: Ja!) 

Ich glaube, wenn Sie dem Lauf der  Verhandlungen 
zwischen der Tschechoslowakei und der Bundesrepu-
blik noch einmal nachgehen, werden Sie das nicht 
aufrechterhalten können; denn gerade die Ausein-
andersetzung um die entscheidende Frage, nämlich 
das Münchener Abkommen und seine Nichtigkeit 
— ich will hier die Ausführungen des Herrn Bundes-
außenministers nicht wiederholen —, zeigt doch, 
daß es sich hier um eine direkte und lebendige Aus-
einandersetzung zwischen diesen beiden Staaten 
gehandelt hat. 

(Abg. Dr. Mertes [Gerolstein] : Aber ent-
scheidend eingeengt durch vorherige Ab- 
sprachen Bahrs mit Gromyko, die der Bun-

desaußenminister indossiert hat!) 

Dabei ist von unserer Seite, Herr Dr. Mertes, ja nie 
bestritten worden, daß der Schlüssel zu bestimmten 
Lösungen in Verhandlungen und Verhandlungser-
gebnissen 

(Abg. Dr. Marx: Den Herr Bahr in Moskau 
abgeliefert hat!) 

mit den Staaten des Warschauer Paktes nach wie 
vor in Moskau liegt. Sie sollten ja aus der Zeit, in 
der Ihre Partei ,den Bundesaußenminister gestellt 
hat, nicht zuletzt wissen, daß der Versuch der Ein-
zelverhandlungen eben an dieser Frage gescheitert 
ist. Aber das bedeutet nicht, daß ich Ihre Unterstel-
lung hier gelten lassen würde, Vereinbarungen von 
Herrn Bahr in Moskau hätten Formulierungen dieses 
uns heute hier vorliegenden Vertrages sozusagen 
vorweggenommen. 

(Abg. Dr. Mertes [Gerolstein] : Ja, so ist es 
aber!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Marx? 

Ronneburger (FDP): Ja, bitte sehr! 

Dr. Marx (CDU/CSU) : Herr Kollege Ronnebur-
ger, würden Sie bitte in diese Ihre Überlegungen 

noch einmal einbeziehen — oder würden Sie nach-
lesen —, daß die beiden genannten Herren im März 
1970 eine Formulierung gefunden haben, die wir 
als Absichtserklärung Nr. 8 in einem Papier fanden, 
dessen Existenz zunächst in diesem Hause abge-
stritten wurde und das die gleiche Bundesregie-
rung dann unter der Überschrift „Bahr-Papier" offi-
ziell im Bulletin zu veröffentlichen die Stirn hatte? 

Ronneburger (FDP) : Herr Dr. Marx, ich glaube, 
es wäre richtig, wenn zu dieser Frage Herr Bundes-
minister Scheel nachher noch einmal gezielt Stel-
lung nähme, weil aus seinem Munde die Darstellung 
dieser Dinge sicherlich wirkungsvoller ist als aus 
meinem. Ich sage Ihnen noch einmal: Wenn Sie sich 
gerade den letzten Punkt der Vereinbarungen über 
die Nichtigkeit des Münchener Abkommens in die 
Erinnerung zurückrufen, werden Sie doch sagen 
müssen — Herr Staatssekretär Frank ist ja hier 
anwesend —, daß die direkte Verhandlung zwischen 
den beiden Staaten zu diesem Ergebnis geführt hat. 

(Abg. Dr. Marx: Ja sicher, aber das Aus

-

wärtige Amt ist ja mit dieser Verabredung 
belastet worden!) 

Ich glaube, es wird in der Opposition zu oft über-
sehen, daß die Formalisierung der Beziehungen auch 
zu unseren östlichen Nachbarn nicht sozusagen auto-
matisch zur Normalisierung oder sogar zur Freund-
schaft zwischen den Völkern führt. Ich meine, es 
wäre nützlich, gerade gegenüber der Opposition 
dieses Hauses einen kurzen Hinweis auch auf die 
Adenauersche Westpolitik und insbesondere auf die 
Aussöhnung mit Frankreich und den anderen west-
lichen Nachbarstaaten zu geben. Denn die Aufnahme 
der Bundesrepublik in den Europarat, die sich in die-
sem Jahre zum 25. Male jährt, und der Beitritt zur 
Montanunion im Jahre 1951 sind doch auch nur der 
Auftakt für die Aussöhnung mit unseren west-
lichen Nachbarn gewesen. Ich meine, diese Dinge 
sollten wir uns immer wieder einmal vor Augen 
führen, wenn wir uns den Gang der Ostpolitik vor-
stellen. 

(Abg. Dr. Mertes [Gerolstein] meldet sich 
zu einer Zwischenfrage.) 

— Lassen Sie mich diesen Gedankengang bitte zu 
Ende führen. Wir sollten uns auch darüber im 
klaren sein, Herr Dr. Marx, daß es heute nicht 
darum geht, festzustellen, die Ostpolitik habe ihren 
Glanz verloren. Vielmehr sind wir heute mit der 
Formalisierung der Beziehungen zu unseren öst-
lichen Nachbarn auf dem Wege, hier in gleichem 
Maße Entspannung zwischen Staaten und Völkern 
wachsen zu lassen, wie das in der Westpolitik mög-
lich gewesen ist. — Bitte sehr, Herr Dr. Mertes! 

Dr. Mertes (Gerolstein) (CDU/CSU) : Herr Kol-
lege Ronneburger, würden Sie mir zustimmen, wenn 
ich sage, daß der entscheidende Unterschied zwi-
schen den Verträgen mit dem Westen und den Ver-
trägen mit den Staaten des Warschauer Paktes darin 
besteht, daß die Staaten im Westen im Gegensatz 
zu denen des Ostens mit unseren wesentlichen In-
teressen übereinstimmen und nicht gegen unsere 
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Interessen sind und daß — zweitens — die Verträge 
mit dem Westen auch nicht im entferntesten jenes 
Element der Mehrdeutigkeit und des möglichen 
Auslegungsstreites enthalten wie alle Ostverträge? 

Ronneburger (FDP) : Ich würde Ihnen in dem 
einen Punkt zustimmen, daß es außerordentlich 
viel schwieriger gewesen ist, den gleichen Anfang 
im Osten zu finden wie den, der im Westen auf 
Grund gleicher Gesellschaftsordnungen und einer grö-
ßeren Übereinstimmung in grundsätzlichen politi-
schen Fragen damals gefunden werden konnte. Aber 
das bedeutet doch nun nicht, Herr Dr. Mertes, daß 
man wegen dieser Schwierigkeiten diesen Weg nicht 
trotzdem mit aller Intensität und allem Nachdruck 
geht und sich bemüht, auch im Osten das zu schaf-
fen, was uns im Westen an Entspannung gelungen 
ist, und zwar in Überwindung von Gegensätzen, 
die ihre Ursache nicht zuletzt in unserer eigenen 
Geschichte haben. 

(Abg. Dr. Mertes [Gerolstein] : Zur Frage 
der Mehrdeutigkeit noch, bitte, Herr Kol-
lege; das ist auch ein entscheidender Un-

terschied!) 

— Die Frage der Mehrdeutigkeit ist etwas, was uns 
im persönlichen Gespräch, Herr Dr. Mertes, bereits 
mehrfach beschäftigt hat. Ich kann Ihnen nur noch 
einmal sagen: wenn Sie Verträge mit Partnern aus-
handeln, die in grundsätzlichen politischen Fragen 
nicht Ihrer Meinung sind, werden Sie selbst mit der 
größten Zähigkeit nicht immer jenes Maß an Gleich-
richtung und der Zielsetzungen finden können, das 
mit unseren westlichen Partnern erreichbar war. 
Aber ich weise noch einmal mit aller Entschieden-
heit die These von der Mehrdeutigkeit der Verträge 
zurück, die ja letzten Endes darauf beruht, daß die 
östliche Seite Verträge rein formaljuristisch in an-
derer Weise betrachtet als wir. Das haben Sie übri-
gens im Gespräch mit mir auch bereits einmal zu-
gegeben. 

(Zuruf des Abg. Dr. Mertes [Gerolstein].) 

— Entschuldigung, Herr Dr. Mertes, ich habe noch 
vier Minuten, Frau Präsidentin, wenn ich recht sehe, 
und würde gern einen bestimmten Gedankengang 
zu Ende führen. 

Ich meine, wir sollten nicht den Kern dieses Ver-
trages verdecken, der offenbar in der erklärten Ab-
sicht beider Seiten besteht, ein für allemal mit der 
unheilvollen Vergangenheit ein Ende zu machen 
und eine dauerhafte Grundlage für die Entwicklung 
gutnachbarlicher Beziehungen zu schaffen. . 

Meine Damen und Herren, diese Übereinstim-
mung war herstellbar, weil in beiden Staaten — 
nicht nur in den Regierungen, sondern bei der über-
wältigenden Mehrheit der Bürger; das gilt für beide 
vertragschließenden Staaten — die Bereitschaft zur 
Abkehr von jener Situation besteht, die im Münche-
ner Abkommen vom 29. September 1938 ihren un-
heilvollen Ausdruck fand. Ich benutze den Ausdruck 
„unheilvoll" in bezug auf das Münchener Abkom-
men deswegen, weil ich an die Folgen denke, die 
von jenem Tage ausgegangen sind, an dem dieses 
Abkommen geschlossen worden ist. 

Ich will auf die Frage der Nichtigkeitserklärung 
nicht noch einmal eingehen; Herr Minister Scheel 
hat das in überzeugender Weise dargestellt. Ich 
finde seine Ausführungen auch durch die Ihren, 
Herr Dr. Marx, in keiner Weise widerlegt. 

(Abg. Dr. Marx: Das tut mir leid!) 

— Das ist eine persönliche Auffassung. Ich wäre, 
wenn ich die Zeit dazu hätte, gern bereit, auf diese 
Frage intensiver einzugehen. Aber Sie werden mir 
zugestehen, daß es mein Recht — so gut wie das 
Ihre — ist, möglicherweise einer anderen Auffas-
sung zu sein. 

(Abg. Dr. Marx: Natürlich!) 

Erst das Erkennen ungeschminkter geschichtlicher 
Wahrheiten öffnet uns den Blick für die Erforder-
nisse einer von Menschlichkeit und guter Nachbar-
schaft geprägten Zukunft. Ihr kann man selbstver-
ständlich nur vertrauen — damit komme ich noch auf 
eine andere Frage —, wenn die Grundlage für eine 
solche Zukunft, nämlich der uns heute vorliegende 
Vertrag, keine Nachteile für den einzelnen Bürger 
schafft. Ich meine, das ist in diesem Vertrag gewähr-
leistet. Damit sind auch die Voraussetzungen für 
eine Vertiefung der Zusammenarbeit gegeben. Diese 
Zusammenarbeit kann uns ja auf den verschieden-
sten Gebieten zugute kommen. 

Ich will auf das, was Herr Friedrich über die Re-
gierungserklärung von Herrn Bundeskanzler Kie-
singer gesagt hat, nicht noch einmal eingehen. Aber 
lassen Sie mich zu diesem Komplex vielleicht doch 
noch folgendes sagen. Das Ziel, das sich Herr Kiesin-
ger gesetzt hatte und das er nicht zu erreichen ver-
mochte — ich stelle das nur einmal als Tatsache 
fest —, hat die sozialliberale Bundesregierung mit 
dem vorliegenden Vertrag erreicht. 

(Abg. Dr. Marx: Das ist nicht wahr! — Abg. 
Dr. Wagner [Trier] : Nicht das Ziel, das Herr 

Kiesinger sich gesetzt hatte!) 

— Lesen Sie doch bitte einmal die Formulierungen 
von Herrn Kiesinger nach. 

Jedenfalls bin ich der Überzeugung, daß die ver-
bale Beteuerung, ebenfalls Aussöhnung zu wollen, 

(Abg. Dr. Mertes [Gerolstein] : Herr Kol

-

lege, das ist mehr als verbal!) 

nicht genügt, um Normalisierung und Aussöhnung 
herbeizuführen. Die Bundesregierung und die sie 
tragende sozialliberale Koalition haben alles in ihrer 
Macht Stehende getan, um die Trümmer und den 
Schutt der unseligen Vergangenheit zu beseitigen. 
Wir werden uns bemühen — und werden uns sicher-
lich gemeinsam bemühen müssen —, mit Zähigkeit, 
Beharrlichkeit und Ausdauer den Weg der Normali-
sierung weiterzugehen, damit nach der Verständi-
gung und Aussöhnung mit unseren westlichen Nach-
barn dieses hohe Ziel auch gegenüber unseren öst-
lichen Nachbarn erreicht werden kann. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Abgeordnete Becher. 
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Dr. Becher (Pullach) (CDU/CSU) : Frau Präsiden-
tin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! In 
der Liste der Ostverträge ist die mit Prag getrof-
fene Regelung für viele sicher nur noch ein Gegen-
stand zum Abhaken. Das Zeichen „Erledigt", dem 
wir nunmehr die Weihe der Ratifizierung geben, 
macht alles, was folgt — das wissen wir —, bei den 
gegebenen Mehrheitsverhältnissen zur Formsache. 
Es läßt, so möchte ich sagen, die Auguren lächeln, 
die an den Tischen der Entscheidung die Drähte 
schon längst gezogen haben. 

Bei dieser Sachlage möchte ich zunächst ein-
mal feststellen, daß man diese Drähte, wie so oft 
in der Geschichte des böhmerländisch-mährischen 
Deutschtums, über seine Köpfe hinweg verknüpfte. 
Die eigentlich Betroffenen, Herr Außenminister, 
wurden von den Verhandlungen ferngehalten; wie 
1918/19, wo sie die Ehre hatten, hinter Stachel-
draht zuzuschauen, wie die Mächtigen der Welt 
über sie entschieden; wie 1938, wo keine Volks-
abstimmung stattfand, weil die Tschechen dann den 
Zerfall ihres Gesamtstaates hätten zulassen müssen; 
und wie 1945, wo auf der Konferenz von Potsdam 
niemand gefragt wurde. 

Ich erwähne das nur, um an die Daten der jünge-
ren Geschichte und an ein Wort zu erinnern, Herr 
Außenminister, das Sie gebraucht haben, um für 
Verständnis für die tschechische Seite zu werben. 
Sie sagten nämlich, die Tschechen hätten es als 
Schmach empfunden, daß sie 1938 nicht dabeige-
wesen wären. Um wieviel mehr können die Sudeten-
deutschen es als Schmach empfinden, daß sie in 
der Geschichte seit 1918 praktisch immer nur Zu-
schauer, immer nur Objekte gewesen sind, und um 
wieviel mehr könnten sie jetzt, da wir in einem 
freien deutschen Staat leben, erwarten, einmal mit 
Subjekte des Handelns sein zu können. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Der Prager Vertrag beruft sich ja auf historische 
Erkenntnisse. Wir kommen also nicht darum herum, 
uns auch über Geschichte zu unterhalten, und das 
kann und darf ja nicht einseitig geschehen. 

Es liegt nahe, etwa an die feierliche Entschließung 
zu erinnern, mit welcher die Österreichische Natio-
nalversammlung am 6. September 1919 das Unrecht 
anprangerte, das an den Sudetendeutschen verübt 
wurde. Österreich versteht vielleicht sehr viel von 
unserer Geschichte. Und es liegt nahe, die Feststel-
lung zu zitieren, welche die deutschen Parteien in 
der ersten Sitzung des Prager Parlaments, das nach 
der uns oktroyierten Verfassung am 1. Juni 1920 
zusammentrat, trafen. Sie erklärten damals — ich 
darf mit Erlaubnis der Frau Präsidentin zitieren —: 

Die Tschechoslowakische Republik ist das Er-
gebnis eines einseitigen tschechischen Willens-
aktes, und sie hat diese deutschen Gebiete wi-
derrechtlich mit Waffengewalt besetzt. 

Die deutschen Sudetenländer sind in der Tat 
um ihren Willen niemals befragt worden, und 
das Ergebnis der Friedensverträge ist daher mit 
Beziehung auf sie die Sanktionierung einer Ge-
walt — aber niemals eines Rechtszustandes. 

So die Erklärung unserer Vorfahren, meiner Lands-
leute, damals im Prager Parlament, wo sie genau 
den gleichen Begriff von der Gewalt ansprachen, 
der nun eine Prämisse des Prager Vertrages wurde. 

Herr Kollege Ronneburger, ich bitte Sie, dafür 
Verständnis zu haben, daß die unmittelbar Betroffe-
nen eben nicht über die Vergangenheit hinwegge-
hen können, und zwar nicht in dem Sinn, daß sie 
nur in der Vergangenheit leben, sondern in dem 
Sinn, daß sie glauben, daß nur, wenn wir die Ver-
gangenheit ehrlich überwinden, die Gegenwart und 
die Zukunft zu meistern ist. 

Das 1918/19 verratene und unter den Kugeln 
tschechischer Besatzer erschlagene Selbstbestim-
mungsrecht der Sudetendeutschen mag manchem 
eine historische Episode sein. Ein freies deutsches 
Parlament kann aber nicht aus der Geschichte aus-
steigen. Es kann dies vor allem dann nicht tun, wenn 
der Vertragstext selbst, wie hier immer wieder zi-
tiert wurde, Geschichtsurteile fällt und sie zur Prä-
misse einer Formel macht, die die CDU, die wir für 
unehrlich, zweideutig und daher für gefährlich für 
den Frieden halten, Herr Kollege Friedrich. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Diese Formel schadet in gleicher Weise den Inter-
essen der Bundesrepublik Deutschland und der Be-
troffenen. Sie wurde sozusagen auf Katzenpfoten 
von der sowjetisch-tschechoslowakischen Seite in-
filtriert und ohne Not und Zwang zum Herzstück 
des Vertrages gemacht. Wer hat uns denn gezwun-
gen, Art. 1 und Art. 2 dieser Problematik zu widmen, 
wo es darum ging, einen Gewaltverzichtsvertrag zu 
beschließen? 

(Abg. Dr. Marx: Die Sowjetunion! — Sehr 
richtig! bei der CDU/CSU.) 

Ich will die Feststellung über die genannte Formel 
wie folgt begründen, auch auf die Gefahr hin, daß 
ich einiges wiederhole. 

Erstens. Die Präambel des Vertrages, die ent-
gegen der uns nun vorgetragenen Meinung sehr 
wohl ein operativer Bestandteil des Vertrages ist — 
weil sich die Bundesregierung immer darauf berufen 
hat, daß die Präambel, der Art. 1 und 2, Gegenstände 
des Formelkompromisses sind — erhebt den An-
spruch, wie immer gesagt wurde, der „unheilvollen 
Vergangenheit ein für allemal ein Ende zu machen". 
Sie erwähnt unter dieser Parole nur das Münchener 
Abkommen von 1938 und die Leiden des zweiten 
Weltkrieges. Das ist zunächst einmal eine einseitige 
und daher unzulässige Auslegung der weiß Gott so 
tragödienreichen böhmischen Geschichte. Deren Un-
heil kann nicht nur mit dem Abkommen des Jahres 
1938 begründet werden. Es hat weit in die Ver-
gangenheit zurücklotende Ursachen. Wer sie, wie es 
in der Präambel geschieht, aussondert oder unter-
schlägt, betreibt Geschichtsklitterung und Geschichts-
fälschung. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Er unterstreicht die These von der Alleinschuld der 
deutschen Seite, er macht sich an all den schwer

-

wiegenden Folgen mitschuldig, die sich daraus poli- 
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tisch und materiell gegenüber der Bundesrepublik 
Deutschland ableiten. 

Zweitens. Die Präambel des Prager Vertrages 
unterschlägt die den 31/2 Millionen Deutschen der 
böhmisch-mährisch-schlesischen Länder 1919 ange-
tane Gewalt, als sie unter Bruch des Selbstbestim-
mungsrechts in einen Staat hineingezwungen wur-
den, den sie ohne Unterschied der Parteien ablehn-
ten. Selbst die kommunistische Partei der Tschecho-
slowakei, Herr Kollege Wehner, hat noch auf ihrem 
Parteitag im Jahre 1931 — ich zitiere wörtlich 
die „Räumung der deutschen Teile Böhmens" von 
den Organen der tschechischen Okkupationsmacht 
verlangt und die deutschen Bewohner zur Ausübung 
ihres Selbstbestimmungsrechts, wie es wörtlich heißt, 
„bis zur Loslösung vom Staat" aufgerufen. 

Drittens. Die Präambel stellt fest, das Münchener 
Abkommen sei der Tschechoslowakischen Republik 
durch das nationalsozialistische Regime „unter An-
drohung von Gewalt aufgezwungen" worden. Es tut 
mir leid, Herr Kollege Ronneburger — ich muß das 
sagen —: Sie unterschlägt eben die Tatsache, daß 
dieses Abkommen nicht nur durch die von Hitler 
ausgehende Gewalt, sondern auch durch die von 
England und Frankreich ausgehende Gewalt, näm-
lich durch die Entscheidungen der Westmächte, er-
zwungen wurde, die sich an das 1918/19 verratene 
Selbstbestimmungsrecht erinnerten. Ich würde Ihnen 
raten, die diesbezüglichen Artikel der damaligen 
„Times" zu lesen. 

(Abg. Wehner: Ja, Ja!) 

Warum ließ die Bundesregierung diese Geschichts-
fälschung zu? Warum unterstrich sie nicht den wah-
ren Sachverhalt? Warum ging sie nicht von der 
historischen Wahrheit aus? Das Münchener Abkom-
men vom 30. September 1938 hat lediglich die bereits 
eine Woche vorher, am 19./20. September 1938, zwi-
schen den Westmächten und Prag getroffene Verein-
barung bestätigt. Diese wiederum entsprach einem 
geheimen Gebietsabtretungsvorschlag, den der tsche-
chische Staatspräsident Dr. Bene§ damals selbst 
an Frankreichs Ministerpräsidenten Daladier am 
15. August 1938 weitergereicht hat. 

Warum ließ die Bundesregierung, so frage ich, im 
Vertragstext lediglich die Pressionen Hitlers, nicht 
aber auch die Gewaltakte der anderen Seite ver-
urteilen? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Warum? — Ich gebe Ihnen die Antwort: Weil die 
Wahrung der berechtigten geschichtlichen Interessen 
der betroffenen Deutschen — und hier möchte ich 
anmerken, daß nicht nur die Araber in Palästina, 
sondern auch die Deutschen Böhmens und Mährens 
eben berechtigte historische Interessen haben — den 
Formelkompromiß verhindert hätte, der den Prager 
Unterhändlern die Brücke zu ihrer Auslegungslogik 
baute! 

(Abg. Haase [Kassel]: So ist es!) 

Die in der Präambel durch Ausklammerung von 
Tatbeständen vollzogene Geschichtsklitterung kam 
aus tschechischer Sicht nicht von ungefähr. Im Ge-
genteil, sie ermöglichte den Prager Unterhändlern 
das Abrücken von der ursprünglichen Forderung, 

das Münchener Abkommen als „von Anfang an" — 
nämlich ex tune — „ungültig" zu erklären. Sie 
stimmten der Formel des Art. I zu, dieses Abkom-
men im Hinblick auf die gegenseitigen Beziehungen 
nach Maßgabe dieses Vertrages als „nichtig" zu be-
trachten. Sie warfen aber gleichzeitig die Angeln 
ihrer Logik auf die Wiener Vertragsrechtskonven-
tion des Jahres 1969. 

(Abg. Dr. Czaja: Sehr richtig!) 

Dort, wo sie sehr aktiv mitgearbeitet haben, wird 
ein Vertrag, der unter Anwendung von Gewalt er-
zwungen wurde, als „nichtig" im Sinne „von Anfang 
an nicht existent", also als „von Anfang an ungül-
tig", beurteilt. 

(Zuruf des Bundesministers Scheel.) 

Ich weiß nicht, Herr Außenminister, warum den 
kundigen Helfern der Bundesregierung, die anson-
sten gute Arbeit geleistet haben, dieser Angelwurf 
verborgen blieb. Jedenfalls hat er den Formel-
kompromiß ermöglicht, in dem nun — so sehe ich 
es zumindest die Rechtsposition der Bundesrepu-
blik wie Fische im Netze zappeln. Der Begriff „nich-
tig" — das wurde schon gesagt — ist zur Kennmarke 
im Dissens geworden, der nun auch diesen letzten 
der Ostverträge bestimmt. Ich darf ihn an der Ge-
genüberstellung der beiden entgegengesetzten Aus-
legungsthesen noch einmal konkret verdeutlichen. 

Die deutsche Auslegung wird aus einem an mich 
gerichteten, sehr verdienstvollen Schreiben des 
Herrn Staatssekretärs Dr. Frank vom 28. August 
1973 ersichtlich, der darin — ich zitiere wörtlich —
klarstellt: 

daß die Bundesrepublik Deutschland ihren 
Rechtsstandpunkt, daß das Münchner Abkom-
men vom 29. September 1938 seinerzeit rechts-
wirksam zustande gekommen war und zum 
Übergang auf das Deutsche Reich geführt hatte, 
in den Verhandlungen aufgeführt hat. 

Die tschechoslowakische Seite hat dieser Feststel-
lung die Aussage eines Mannes, nämlich Dr. Jiri 
Götz, gegenübergestellt, dem Bonn sinnigerweise 
nun das Agrément als erster Botschafter der CSSR er-
teilte. Dieser Dr. Jiri Götz schrieb in der Zeitschrift 
„Nova mysl" im Oktober des Vorjahres — ich darf 
wieder wörtlich zitieren — folgendes: 

Nach allgemein anerkannten Regeln des Völker-
rechts hat ein Nullitätsvertrag keinerlei recht-
liche Wirksamkeit und wird als niemals existie-
rend erachtet. 

(Abg. Kunz [Berlin] : Hört! Hört!) 

An dieser Tatsache kann auch die einseitige In-
terpretation des Herrn Staatssekretärs Frank in 
einem Schreiben vom 28. August dieses Jahres 
nichts ändern, das er den Funktionären der Su-
detendeutschen Landsmannschaft übersandte. 

Dies also die Meinung des Herrn Götz. Der erste 
Botschafter der CSSR in Bonn, der nach Ostern hier 
sein Amt antreten wird, trägt somit die alte sowje-
tisch-tschechische Auslegung der Nichtigkeitsformel 
wie eine Standarte vor sich her. Er hat sich, selbst-
verständlich Gehorsam übend, noch mit dem Hin- 
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weis auf die gleichen Formeln abgesichert, die von 
den Führungsmitgliedern des Zentralkomitees der 
KPC entwickelt wurden. 

Ich würde sagen, die Prager Logik ist kugelrund 
und geradezu bewundernswert. Sie gibt nur verhal-
ten den Jubel wieder, die Bundesregierung über-
spielt zu haben. So schrieb das kommunistische Par-
teiblatt „Rudé Právo" am 21. Juni 1973 — ich zitiere 
wörtlich —: 

Jetzt hat also die deutsche Bundesrepublik ver-
traglich bestätigt, daß das sogenannte Münche-
ner Abkommen unter Gewaltandrohung be-
schlossen worden ist. Die politische und recht-
liche Hauptbedeutung der Anerkennung der 
Nichtigkeit des Münchener Abkommens be-
ruht darin, daß man damit bestätigt, daß die 
gewaltsam abgetrennten tschechoslowakischen 
Grenzgebiete nie Rechtens zum Deutschen 
Reich gehört haben. 

Die „gewaltsam abgetrennten tschechoslowakischen 
Grenzgebiete", meine Damen und Herren, von de-
nen hier gesprochen wird, sind in Wahrheit die seit 
acht Jahrhunderten bewohnten und von ihnen ge-
rodeten Heimatgebiete der Sudetendeutschen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die 
Prager Logik wäre schon bedauerlich, wenn sie es 
bei den bisher geschilderten Folgerungen bewenden 
ließe. Der eigentliche Grund aber, warum wir den 
Vertrag in der Substanz für krank und gefährlich 
halten, ergibt sich aus der nun folgenden Konklu-
sion der tschechischen Seite: Wenn nämlich — so 
sagt sie — das angeblich vom Deutschen Reich allein 
mit Gewalt erzwungene Münchener Abkommen 
nichtig und nach der Wiener Vertragsrechtsformel 
daher „von Anfang an nicht existent" ist, haben die 
sudetendeutschen Gebiete nie zum Deutschen Reich 
gehört. Dann hat die Tschechoslowakei in ununter-
brochener Kontinuität in ihren alten Grenzen nach 
1938 weiterbestanden und im Zeichen eines origi-
nären Hoheitsaktes eine innerstaatliche Aktion voll-
zogen: Sie bestrafte die dreieinhalb Millionen Deut-
schen ohne Rücksicht auf Alter, Geschlecht und poli-
tische Herkunft mit der Austreibung, weil sie sich in 
illoyaler Weise so verhielten, als wären sie nach 
1938 Staatsbürger des Dritten Reiches geworden! 

Kurz gesagt, die tschechoslowakischen Kommuni-
sten verlangten die Feststellung der Nichtigkeit des 
Münchener Abkommens, meinten aber in Wirklich-
keit die Legitimierung und Legalisierung der Ver-
treibung. Das ist das Entscheidende. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Nachdem sie auf solche Weise, nämlich durch die 
Ausklammerung der Vertreibung, die unheilvolle 
Vergangenheit beendet sahen, konnten sie mit Leich-
tigkeit den Beraubten und Vertriebenen zusichern, 
daß sie nicht noch weiter beraubt, verfolgt und be-
straft würden! Das, meine Damen und Herren, ist 
die Handelsformel der Statthalter Moskaus in Prag, 
und das ist die Moral, von der aus sie die Bestim-
mungen des Art. II des vorliegenden Vertrages al 
gnadenvolle, noch zu belohnende Zugeständnisse 
erachten. 

Die einseitige Schuldthese in der Präambel und die 
Nichtigkeitsformel haben ihnen diese reiche Beute 
eingebracht. Sie führten zu dem Ergebnis, daß wir 
nunmehr die Vergangenheit bewältigen und die 
Beziehungen auf der Basis eines Vertrages normali-
sieren wollen, der die Anomalität des größten Ver-
brechens gegen die Menschlichkeit, das je in den 
böhmisch-mährischen Ländern begangen wurde, ver-
schweigt und ausklammert. 

Damit hat, so meine ich, die Bundesregierung zu-
mindest die moralische Obhutspflicht über die Sude-
tendeutschen verletzt, welche der Bundestag in sei-
ner einstimmigen Erklärung vom 23. Juni 1950 pro-
klamierte. 

Der Deutsche Bundestag 

— so hieß es damals — 

erhebt feierlich Anspruch gegen die Preisgabe 
des Heimatrechts der in die Obhut der Bundes-
republik gegebenen Deutschen aus der Tsche-
choslowakei und stellt die Nichtigkeit des Pra-
ger Abkommens 

— das war damals das seinerzeit zwischen Ost-
Berlin und Prag geschlossene Abkommen, das die 
Austreibung anerkannte — 

fest. 

Dieser hier gerügte Tatbestand kann, worauf 
schon vielfach verwiesen wurde, auch nicht durch 
die Erklärung des Bundeskanzlers hinweggewischt 
werden, der Prager Vertrag bedeute weder eine 
Legitimierung noch eine Legalisierung der Austrei-
bung. Rechtlich wäre diese Erklärung nur dann voll 
wirksam geworden, wenn sie innerhalb des Ver-
tragstextes und nicht außerhalb des Vertrages einen 
Niederschlag gefunden hätte. 

(Beifall bei der CDU/CSU: Abg. Dr. Marx: 
Sehr wahr!) 

Bei der so gegebenen Sachlage muß man sich 
nunmehr fragen, ob der Bundeskanzler das Richtige 
traf, als er anläßlich einer nach der Unterzeichnung 
in Prag gehaltenen Tischrede an die Vertrags-
partner appellierte, den Vertrag nicht durch „ein-
seitige Interpretationen einzuengen". Ich finde, zwi-
schen dieser Erklärung des Bundeskanzlers und 
Ihrer heute hier vorgetragenen Hauptthese, Herr 
Außenminister, klafft ein Unterschied wie zwischen 
Tag und Nacht. Die Akzeptierung des Appells des 
Bundeskanzlers, keine einseitigen Interpretationen 
vorzunehmen, wäre nämlich die schmale Basis, so 
meine ich, auf der wir mit und trotz der Formel zu 
leben hätten. 

Der Bundesaußenminister hat aber demgegenüber 
den Dissens — er hat es heute in einer halbstündi-
gen Rede direkt herausgestrichen —, also die zwei-
seitige Auslegung der Nichtigkeitsformel, vor dem 
Bundesrat als selbstverständlich bezeichnet. Die 
Feststellung über die Nichtigkeit des Münchener 
Abkommens, so wird dem Bundesrat in der uns jetzt 
vorgelegten Drucksache geantwortet, sei „nicht 
mehrdeutig". Sie gestatte beiden Seiten, ihre Rechts-
standpunkte aufrechtzuerhalten. Es wurde schon ge-
sagt: Welch tolle Gedankenakrobatik, welch toller 
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Gedankentrick! Gerade darin, daß er verschiedene 
Rechtsstandpunkte als Auslegungen ermöglicht, 
liegt die Mehrdeutigkeit und die Krankheit dieses 
Vertrages. Man sollte uns doch nicht für töricht 
verkaufen, indem man uns nun eine zweideutige 
Formel als eindeutig hinstellt. Das Volk drau-
ßen und die von Ihnen berührte Offentlichkeit ver-
stehen das jedenfalls auf weite Strecken nicht, Herr 
Außenminister. 

Ihre Meinung ist hier ebenso irrig wie die im 
Bundesrat vorgetragene Überzeugung, durch die ge-
wählte Formel werde ein „Streitobjekt" aus der 
Welt geschaffen. Nein, verehrter Herr Außenmini-
ster! Hier muß ich festhalten, was für alle Dissens

-

Verträge gilt und was auch hier schon anklang: Der 
Mächtigere ist allemal Herr der Auslegung, Herr-
scher des Dissenses. Hinter Polen, hinter Honecker 
und hinter der CSSR steht Moskau mit der gerade 
jetzt — wir haben es heute vormittag gehört — so 
fühlbaren Aufmarschkraft seiner Divisionen. Der 
von Ihnen gelobte Dissens ist nicht das Ende alten, 
sondern der Anfang neuen Streites. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Was, möchte ich Herrn Friedrich fragen, wird 
sich an der bayerisch-böhmischen Grenze de facto 
ändern? — Nichts! Hinter dem Schild einer Abgren-
zungstaktik, in der sich die tschechischen von den 
mitteldeutschen Kommunisten voraussichtlich nur 
wenig übertreffen lassen — wir wissen ja, wie das 
jetzt vor sich geht —, wird die sowjetseitige Ausle-
gung der Nichtigkeitsthese der Prager Regierung als 
permanente Daumenschraube dienen. Sie ist für 
Prag nicht nur das Amen hinter einem großen Ver-
brechen; sie wird auch die logische Prämisse für 
die Festsetzung eines nachträglich erfundenen 
Kriegszustandes der kontinuierlichen Tschechoslo-
wakei mit dem Deutschen Reich per 1. Oktober 1938 
sein. 

Astronomische Entschädigungsforderungen — hier 
möchte ich meinen Kollegen Marx in Schutz neh-
men —, Reparationsforderungen, die hier in Bonn 
auf einer Pressekonferenz am Tage nach der Para-
phierung bereits von tschechischer Seite erhoben 
wurden, 

(Abg. Dr. Marx: Das weiß der Herr Fried-
rich nicht! Er hat keine Ahnung!) 

also keine Erfindungen unseren Kollegen Dr. Marx 
sind, 

(Abg. Haase [Kassel] : Diese Regierung 
preßt sie aus dem Volk heraus!) 

wird man aus diesem Titel ableiten, und die Bun-
desrepublik und die Bevölkerung werden dafür be-
zahlen müssen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Die Bundesrepublik Deutschland oder ein gesamt-
deutscher Souverän — das ist jetzt das Schauder-
hafte bei der Umdrehung der Logik des Art. II — 
wäre dann kraft der Bestimmungen des vorliegen-
den Vertrages nicht einmal in der Lage, das verlo-
rene Privat- und Nationalvermögen der 3 1 /2 Millio-

nen Sudetendeutschen dagegen in Rechnung zu stel-
len. 

(Abg. Dr. Czaja: Wo bleibt die Schutz

-

pflicht! — Abg. Haase [Kassel] : Ja, dieser 
Regierung! Pfui Deubel!) 

Meine Damen und Herren, sind wir uns darüber 
im klaren, daß dieser Vertrag damit noch mehr ver-
schenkt als die übrigen Ostverträge? Sind wir uns 
darüber im klaren, daß er der sowjetisch besetzten 
und bestimmten Tschechoslowakei ohne Not und 
nur dem Gesetz der Bahr'schen Kompaktaten zum 
Moskauer Vertrage folgend nicht nur die Respek-
tierung ihrer Grenzen, den Gewaltverzicht, sondern 
darüber hinaus eine Zauberformel zur nachträg-
lichen Korrektur der Geschichte offeriert? Sind wir 
uns darüber im klaren, was wir mit diesem Vertrag, 
der von der Allgemeinheit in vielen seiner Punkte 
nur schwer durchschaut wird, den unmittelbar Be-
troffenen zumuten? 

Was geschieht, so frage ich die Bundesregie-
rung, mit dem verlorenen Privat- und Nationalver-
mögen der Sudetendeutschen, das heute auf eine 
runde Summe von 100 Milliarden DM berechnet 
wird? 

(Abg. Haase [Kassel] : Das interessiert die 
Regierung doch gar nicht!) 

Wer bezahlt das, die CSSR, die Bundesrepublik 
Deutschland oder die Vereinten Nationen? Hier 
wird Politik auf Kosten der Betroffenen gemacht. 

Ich darf Ihnen ein zweites Beispiel vortragen, 
was man den Betroffenen zumutet. In dem Brief 
über die strafbaren Handlungen, die angeblich nicht 
mehr verfolgt werden, bezieht sich die tschechische 
Seite expressis verbis auf das Statut des Nürnberger 
Gerichtshofes und sagt, nichts werde mehr verfolgt, 
nur noch die dort angeführten Verbrechen. Nun darf 
ich Ihnen einmal die zitierten Art. VI b und c vor-
lesen. 

Art. VI, Buchstabe b: 

Kriegsverbrechen: Mord, Mißhandlungen oder 
Deportation zu Sklavenarbeit . . . 

Art. VI, Buchstabe c: 

Verbrechen gegen die Menschlichkeit: Mord, 
Ausrottung, Versklavung. Deportation oder an-
dere unmenschliche Handlungen, begangen an 
irgendeiner Zivilbevölkerung .. . 

Ich hoffe, Sie verstehen, was ich meine. 

(Zuruf des Abg. Haase [Kassel] sowie wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU.) 

Die tschechoslowakische Seite führt hier unter Zitie-
rung des Nürnberger Statuts gerade jene Verbre-
chen als nichtverjährbar an, deren sie sich bei der 
Vertreibung der 3 1 /2 Millionen Sudetendeutschen 
und bei der Vernichtung von 240 000 ihrer Men-
schen selber schuldig gemacht hat. Es liegt also weit 
jenseits des Ertragbaren, 

(Abg. Gansel: Sie sind jenseits des Ertrag

-

baren!) 

wenn man das einfach zur Kenntnis nehmen würde. 
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Ich benutze die Gelegenheit, hier im Deutschen 
Bundestag und vor aller Öffentlichkeit die tschecho-
slowakische Seite anzuklagen und zu fragen, wo 
und wann sie ihrerseits jene vor die Gerichte stellte, 
die für die Verbrechen der Austreibung verantwort-
lich sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich tue dies mit der von mir schon oft geäußerten 
Feststellung, daß ich meinerseits alle Verbrechen 
und Vergehen aufs tiefste bedauere und verurteile, 
die im deutschen Namen am tschechischen und slo-
wakischen Volk begangen wurden. 

(Zuruf von der SPD.) 

Ich tue dies gerade im Hinblick auf die Rolle, die 
die einseitig definierte Schuldthese im vorliegenden 
Vertrag spielt, und weil ich weiß, daß die Aufrecht-
erhaltung der Mauer des Schweigens vor den ge-
nannten Verbrechen, die an uns begangen wurden, 
keine Normalisierung zuläßt. 

Die Wahrheit ist das Auge der Geschichte. Legen 
wir ihre Sonde an den Katalog, mit dem die so-
wjetische Seite in den späten sechziger Jahren in 
Bukarest, in Karlsbad und Budapest die Zielanspra-
che ihrer, der sowjetischen Europapolitik verdeut-
lichte, sehen wir ein großes Konzept in Erfüllung 
gehen. Von den Forderungen nach der Anerkennung 
der Oder-Neiße-Linie, der DDR als zweiten deut-
schen Staat, Berlins als eigenständiger politischer 
Einheit bis zur Annullierung des Münchener Ab-
kommens und der Festschreibung der sowjetischen 
Nachkriegsgewinne auf einer europäischen Frie-
denskonferenz ist nahezu alles erreicht und abge-
strichen. 

(Abg. Niegel: Jetzt fehlt nur noch das Zahlen!) 

Wir haben es nicht mit einer Verwirklichung der 
deutschen Ostpolitik zu tun, sondern mit einer Ver-
wirklichung der sowjetischen Deutschlandpolitik. 
Es ist alles erreicht, bloß das eine fehlt: das Siegel 
der Ehrlichkeit. Vom Amur bis zum Böhmerwald, 
vom Böhmerwald bis zum Amur wird die große 
Sowjetunion nunmehr von unechten Verträgen flan-
kiert. Ihr Friede heißt Dissens und ihre Methode 
heißt Täuschung. Das ist die Wahrheit. Wer sie 
hinwegflunkert, wird auf die Dauer weder der 
UdSSR noch den davon betroffenen Völkern helfen. 
Am wenigsten hilft er den Bewohnern der Tsche-
choslowakei. 

Und das möchte ich jetzt an die Adresse des Herrn 
Friedrich sagen, der leider nicht mehr hier ist. 

(Widerspruch und Zurufe bei der SPD: 
Doch!) 

— Lieber Herr Kollege Friedrich, Landsmann Fried-
rich aus bayerischen Gefilden, wenn Sie uns unter-
stellen wollen, daß wir nach dem von sudetendeut-
scher Seite schon im Jahre 1950 mit dem Tschechi-
schen Nationalausschuß getroffenen Abkommen und 
insbesondere nach unserem Verhalten im August 
1968 bis zu Ihrer Rede hätten warten müssen, um 
von uns aus die Versöhnung und die Wiederbegeg-
nung mit den Tschechen und Slowaken herbeizu-

führen, dann — so möchte ich sagen — irren Sie 
sich. 

(Zuruf von der SPD: Das haben wir heute 
gemerkt!) 

Der Prozeß freiwilliger Wiederbegegnungen auf 
der Basis des Rechtes, ja, der Solidarisierung, der 
nach dem August 1968 zwischen den ehemaligen 
Partnervölkern des böhmisch-mährischen Raumes 
einsetzte, wird durch den vorliegenden Vertrag 
eher gehemmt als gefördert. 

(Unruhe. — Glocke des Präsidenten.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren! Ich darf Sie trotz der fortgeschrittenen Zeit 
um Ruhe bitten. 

Dr. Becher (Pullach) (CDU/CSU) : Die Menschen 
dieses Raumes tragen nach wie vor ein gemein-
sames Schicksal: — ich darf das einmal aus unserem 
Selbstverständnis vortragen, und ich lade Sie ein, 
zu uns nach Nürnberg zu kommen. Wir werden frei 
darüber diskutieren, hinter wem die Mehrheit steht, 
Herr Friedrich! Das werden wir in Nürnberg und 
bei den Wahlen in Bayern feststellen. — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ja!) 

Die Menschen dieses Raumes tragen nach wie vor 
ein gemeinsames Schicksal: die einen verloren die 
Heimat, die anderen die Freiheit. Für sie alle ist 
eine freie Heimat in einem freien Europa das Leit-
bild der Zukunft, 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

nicht aber die Friedhofsstille einer gleichgeschalte-
ten und von unechten Verträgen fixierten Welt. 

Meine Damen und Herren, die verantwortlichen 
Gremien der Sudetendeutschen erhoben gegen den 
vorliegenden Vertrag Rechtsverwahrung. Viele 
Tschechen und Slowaken lehnen ihn, soweit sie 
frei sprechen können, öffentlich ab. Der Bundesrat 
hat aus Gründen, die von der Bundesregierung 
keineswegs widerlegt worden sind — auch heute 
nicht durch die Ausführungen des Herrn Außenmi-
nisters —, gegen ihn Bedenken erhoben. Das gleiche 
tat die Staatsregierung Bayerns, das als Nachbar-
land der Tschechoslowakei und als Schirmland der 
Sudetendeutschen besonders angesprochen ist. 

Sie, meine werten Kolleginnen und Kollegen von 
der SPD, können sich über die gewichtigen Argu-
mente dieser Instanzen mit der Ihnen zu Gebote —
oder: noch zu Gebote — stehenden Mehrheit hin-
wegsetzen. Sie können die Erfüllung des letzten 
Programmpunktes des  Karlsbader Kataloges abha-
ken und das Zeichen „erledigt" darunter schreiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zuruf von 
der CDU/CSU: So ist es!) 

Die Gesprächspartner der SPD in der KP Italiens, 
die Gesprächspartner vom Jahre 1967, werden sich 
ganz besonders darüber freuen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 
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Erledigt ist damit aber nicht nur ein Teil Ihrer ver-
hängnisvollen Ostpolitik, erledigt ist — leider Got-
tes — ein Stück der Hoffnungen und Wünsche, die 
der freiheitsbewußte Teil der Völker, um die es 
hier geht, an  die  Bundesrepublik Deutschland rich-
tet. Das Nein zu Ihrem Vertrag wird deshalb über-
höht durch das Ja der CDU/CSU, durch unser Ja, 
zur Solidarität mit diesen Menschen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Millionen Deutsche, viele meiner Schicksalsgefähr-
ten,  meine politischen Freunde und ich bekunden 
diese Solidarität, indem sie die Freiheit dieser Men-
schen, nicht aber das Kalkül ihrer Unterdrücker 
auch weiterhin  unter ihre Obhut nehmen! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Metzger. 

Metzger (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Lassen Sie mich als Angehöriger der 
jungen Generation sagen, Herr Kollege Becher, daß 
das für uns, für mich eine böse Rede war, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hör doch auf!) 

eine böse Rede deshalb, weil aber auch mit keinem 
Wort von Aussöhnung, von Verständigung die Rede 
war. 

(Abg. Dr. Marx: Dann haben Sie nicht zu-
gehört! 	Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU. — Glocke des Präsidenten.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Metzger, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Wittmann? 

Metzger (SPD) : Ich bitte, mit meiner Rede zu-
nächst einmal beginnen zu dürfen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Bitte sehr, das ist 
durchaus Ihr Recht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hör doch auf mit 
dem Geschmeiß!) 

Metzger (SPD) : Herr Kollege Becher, Ihre Rede 
hat Vorwürfe, Anklagen, Forderungen, Anschuldi-
gungen enthalten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Gegen die Bun-
desregierung!) 

Ich kann nur sagen, daß diese von Ihnen geforderte 
Politik des Alles-oder-nichts, mehr eine Politik des 
Alles, zu einer verhängnisvollen Entwicklung führen 
wird. 

Bei diesem Vertrag — das will ich hier noch ein-
mal mit aller Deutlichkeit sagen — geht es nicht um 
das Abhaken, wie Sie gesagt haben, im Rahmen der 
Ostpolitik dieser Bundesregierung. Bei diesem Ver-
trag geht es auch nicht darum, Entscheidungen über 
die Köpfe der Betroffenen hinweg zu treffen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Natürlich!) 

und vor allen Dingen auch nicht — lassen Sie mich 
auch das sagen — um Geschichtsklitterung, 

(Abg. Haase [Kassel]: Aber ja!) 

sondern einzig und allein darum, ob wir in der 
Bundesrepublik bereit sind, aus unserer leidvollen 
Geschichte diejenigen Konsequenzen zu ziehen, die 
uns in Zukunft weiteres Unheil verhindern lassen. 
Um nichts anderes geht es hierbei. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Dr. Mertes [Gerolstein] : Es müssen nur die 

richtigen Konsequenzen sein!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir ha-
ben mit der Politik des Alles-oder-nichts, die von 
Rednern der Opposition gerade im Rahmen der Ost-
politik immer wieder herausgestellt und betrieben 
wird, in Deutschland in diesem Jahrhundert leid-
volle und schreckliche Erfahrungen gemacht. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Reddemann: 
Das ist eine Unverschämtheit erster Güte! 

Setzen Sie sich hin, Herr Metzger!) 

Viel Not und Elend — in vielen Teilen überall auf 
der Welt — waren die Ergebnisse dieser Politik des 
Alles-oder-nichts, die letzten Endes zu dem zweiten 
Weltkrieg und auch zu der politischen Lage geführt 
hat, die wir heute bei uns in Deutschland vorfinden, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

einer Lage, meine Damen und Herren, die die politi-
schen Parteien in der Bundesrepublik und gerade 
auch hier im Bundestag immer wieder aufs neue auf 
eine Zerreißprobe stellt. 

Auch bei der Behandlung dieses Vertrages, der 
uns heute und in den nächsten Wochen hier im 
Parlament beschäftigen wird, wird das nicht anders 
sein. Aber nicht nur die Politik des Alles-oder-nichts 
brachte für uns eine Menge Unheil, 

(Abg. Dr. Mertes [Gerolstein] : Was meinen 
Sie damit?) 

wir haben auch immer wieder verhängnisvolle Er-
fahrungen gemacht mit einer, wie ich meine, Herr 
Kollege Becher, bisweilen fatalen Neigung — und 
diese fatale Neigung ist in Ihrer Rede wieder deut-
lich geworden —, auf eine vermeintliche oder auch, 
wie ich durchaus einzuräumen bereit bin, bestehende 
Rechtsposition oder einen Rechtstitel zu pochen, 
ohne die geschichtliche Entwicklung, die politische 
Lage und — auch das gilt für Sie, Herr Kollege Be-
cher — das eigene vorausgegangene Verhalten zu 
berücksichtigen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir können natürlich, so wie das in Ihrer Rede 
zum Ausdruck gekommen ist — ich will das ganz 
deutlich sagen —, nach dem Motto handeln: Wir 
werden weiter marschieren, his alles in Scherben 
fällt. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. Marx: Un

-

erhört! Was fällt Ihnen eigentlich ein?! Ihre 
Jugend schützt Sie doch nicht vor Dumm

-

heit! — Abg. Haase [Kassel] : Unverschäm

-

ter Bursche! Das sagen die Knierutscher! — 
Zuruf von der Mitte: Er redet dummes 
Zeug! — Abg. Dr. Wagner [Trier] : Herr 
Metzger ist eben blöde! — Weitere erregte 

Zurufe von der CDU/CSU.) 
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— Herr Kollege Wagner, mit Ihren Beleidigungen 
können Sie mich überhaupt nicht beeindrucken. 

(Abg. Haase [Kassel] : Sie können uns doch 
nicht beleidigen! — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Wir lassen uns nur von intelligenten 
Leuten beleidigen! — Abg. Haase [Kassel] : 
Sie Knierutscher! — Abg. Dr. Marx: Ein 
dümmlicher, ein ganz dümmlicher Mensch! 

Abg. Haase [Kassel]: Rotfrontkämpfer! —
Fortgesetzte erregte Zurufe von der CDU/ 

CSU und Gegenrufe von der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, ich bitte Sie doch um Ruhe! 

Metzger (SPD): Herr Präsident, ich nehme ja an, 
daß diese Störungen meiner Redezeit gutgeschrieben 
werden. 

(Abg. Dr. Wagner [Trier] : Der stellvertre-
tende Fraktionsvorsitzende, ach Du meine 

Güte!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordne-
ter, ich bin noch nie kleinlich gewesen, was die 
Redezeit betrifft. Sie brauchen sich da keine Sorgen 
zu machen. — Meine Damen und Herren, ich bitte 
Sie, den Redner zu Wort kommen zu lassen und ihm 
anschließend zu antworten. 

Metzger (SPD) : Diese angeblichen oder tatsäch-
lichen, bestrittenen oder unbestrittenen Rechtstitel 
spielen zweifellos auch heute wieder eine Rolle 

(Abg. Haase [Kassel] : Rotfrontkämpfer!) 

und werden auch in den Ausschußberatungen für uns 
von Bedeutung und Wichtigkeit sein. 

(Zuruf des Abg. Dr. Marx.) 

Aber es ist hierbei die Aufgabe des gesamten 
Parlaments wie auch die Aufgabe der Bundesregie-
rung, die Gesamtinteressen unseres Volkes und 
auch die Gesamtinteressen unserer Bevölkerung 
wahrzunehmen. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. Marx: 
Mühsamer Beifall für diesen Unsinn!) 

Wenn hier immer versucht wird, Schuld gegen 
Schuld aufzuwiegen, Unrecht gegen Unrecht zu stel-
len, dann frage ich: Wann wollen wir denn endlich 
diesen Teufelskreis durchbrechen? Wir müssen uns 
doch vor Augen führen, 

(Abg. Dr. Wagner [Trier] : Wir lassen uns 
von Ihnen führen!) 

daß wir mit schweren Hypotheken aus der Vergan-
genheit belastet sind, gerade auch gegenüber unse-
ren Nachbarn im Osten. 

(Beifall bei der SPD. — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Das haben Sie mitgemacht wie alle 

andern auch!) 

Wir alle in diesem Parlament waren uns einig 
darüber, daß die Versöhnung und der Ausgleich mit 
unseren Nachbarn im Westen, daß gerade auch die 

Versöhnung und der Ausgleich mit Frankreich her-
beigeführt werden müssen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Metzger, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Ab-
geordneten Dr. Becher? 

Metzger (SPD) : Bitte schön! 

Dr. Becher (Pullach) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Metzger, würden Sie mit mir übereinstimmen, wenn 
ich sage: Auch ich bin für die These, man soll nicht 
Schuld gegen Schuld aufrechnen, aber genau das ist 
der Fehler der Präambel und dieses Vertrages, daß 
er einseitig eine deutsche Schuld feststellt, wodurch 
Ihre These von der Gefahr für uns alle ad absurdum 
geführt wird? 

(Abg. Dr. Probst: Das braucht er, sonst 
stimmt das Weltbild nicht!) 

Metzger (SPD) : Nein, dem kann ich nicht zustim-
men, Herr Kollege Dr. Becher. 

Ich bin der Auffassung — da sollten Sie mir eigent-
zustimmen —, daß an dieser Aussöhnung und Ver-
ständigung mit unseren westlichen Nachbarn, mit 
Frankreich, die früheren Bundesregierungen ein 
ganz entscheidendes Verdienst haben. Aber wie 
lange wollen wir eigentlich noch warten, diesen 
Ausgleich und diese Normalisierung auch mit unse-
ren östlichen Nachbarn herbeizuführen, 28 Jahre 
nach Beendigung dieses schrecklichen zweiten Welt-
kriegs? 

Wir haben den Anfang gemacht mit den Verträ-
gen mit Moskau und Warschau. 

(Abg. Dr. Kliesing: Wir haben ja gesehen, 
was dabei herausgekommen ist!) 

Wir haben in der sozialliberalen Koalition immer 
wieder darauf hingewiesen, daß diese Ostpolitik 
eine Politik der kleinen Schritte sein muß, 

(Abg. Dr. Marx: Der großen Rückschritte!) 

daß diese Politik der kleinen Schritte aber eben bes-
ser ist als eine Politik der großen Worte oder eine 
Politik, wie sie hier wieder von Herrn Dr. Becher 
empfohlen worden ist. 

(Beifall bei der SPD.) 

Es wird ein langer und beschwerlicher Weg sein. 
Auf diesem Weg wird es Rückschläge geben; 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aha! — Abg. 
Dr. Wagner [Trier] : Eine Politik der kleinen 
Schritte und der großen Worte! — Abg. 

Dr. Kliesing: Ein Schritt nach Moskau!) 

das ist von uns immer wieder gesagt worden. Aber 
wie soll es denn möglich sein, meine Herren von der 
Opposition, Gräben, die durch eine fünfjährige fa-
schistische Okkupation 

(Zuruf von der CDU/CSU: Welche meinen 
Sie denn?) 
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Metzger 
und durch einen 25 Jahre andauernden Kalten Krieg 
zwischen Ost und West aufgerissen wurden, von 
heute auf morgen zuzuschütten? 

(Abg. Dr. Becher [Pullach] : Herr Kollege, 
haben Sie denn die kommunistische Okku-

pation in Böhmen ganz vergessen?) 

Wir sind überzeugt davon, daß die Ost- und 
Deutschlandpolitik der Bundesregierung die Vor-
aussetzung dafür schafft, diese Gräben wieder aus-
zugleichen, allerdings in einem langwierigen Pro-
zeß. Dazu gehört auch der Vertrag mit Prag, der die 
Probleme keineswegs beseitigt und die Probleme 
keineswegs löst, sondern den Vertragspartnern die 
Möglichkeit gibt, 

Zuruf des Abg. Zoglmann) 

miteinander ernsthaft zu sprechen, gegenseitige Pro-
bleme und Schwierigkeiten zu diskutieren und die 
Chancen zur Verständigung nüchtern zu untersuchen 
und dann auch zu nutzen. Dabei hat uns ausschließ-
lich die Vernunft und der Wille, einen Schlußstrich 
unter die Vergangenheit zu ziehen, Herr Kollege 
Becher, gezwungen, wie Sie gesagt haben, diesen 
Vertrag abzuschließen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Von Vernunft 
und Logik ist da nicht viel drin!) 

Wir sind realistisch genug, zur Kenntnis zu neh-
men, daß die Politik der Normalisierung auch mit 
unseren östlichen Nachbarn nicht nur von großen 
Versöhnungsgesten leben kann; es geht hierbei auch 
um handfeste Interessen. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU. — Zuruf 
von der CDU/CSU: Wessen?) 

Aber wir sollten uns vor jener Einstellung hüten, 
jede Rechnung, die von der einen Seite im Verlaufe 
der Verhandlungen aufgestellt wird, immer und in 
jedem Fall mit einer Gegenrechnung zu beantwor-
ten. 

Herr Kollege Becher hat das Thema der Nichtig-
keit des Münchener Abkommens erneut in den Vor-
dergrund der Diskussion gestellt. Wir werden Gele-
genheit haben, in den Ausschüssen, vor allem im 
Rechtsausschuß, gerade auch diese Frage sehr ein-
gehend zu prüfen und zu behandeln. Aber ich will 
jetzt schon folgendes sagen, um gar nicht erst Miß-
verständnisse aufkommen zu lassen: Die Frage der 
Nichtigkeit könnte ein professoraler Streit sein. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Leider nicht!) 

Sie ist deshalb kein professoraler Streit, weil in dem 
entscheidenden Art. II des Vertrages eindeutig und 
klar folgende drei Festlegungen getroffen sind: 
Erstens: durch die Feststellung der Nichtigkeit wer-
den die Rechtswirkungen, die sich aus dem ange-
wandten Recht der Zeit vom 30. September 1938 
bis 19. Mai 1945 ergeben, nicht berührt; zweitens: 
die Fragen der Staatsangehörigkeit richten sich aus-
schließlich nach den Rechtsordnungen der jeweiligen 
Vertragsstaaten; und drittens: der Vertrag ist eben 
keine Rechtsgrundlage für materielle Ansprüche der 
Tschechoslowakei und für materielle Ansprüche der 
natürlichen und juristischen Personen in diesem 
Land. 

Ich kann nur die Bitte äußern und die Hoffnung 
haben, daß bei den Ausschußberatungen die Sach-
fragen ohne Emotionen und auch ohne parteitakti-
sche Gesichtspunkte erörtert werden, 

(Abg. Dr. Marx: Da müssen Sie aber weg

-

bleiben, verehrter Herr Kollege!) 

im Interesse der Versöhnung und im Interesse der 
Verständigung und auch im Interesse einer Friedens-
sicherung in Europa. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Reddemann: 
Spricht von Verständigung und beleidigt 

die ganze Opposition!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Kunz (Berlin). 

Kunz (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Kollege Metzger, ich be-
daure, wie Sie uns hier gleichgesetzt haben mit 
einer Politik in einer Zeit in der deutschen Ge-
schichte, die in der Tat Unheil war. Sie haben es für 
richtig gehalten, eine demokratische Partei dieses 
Hauses mit der Politik der nackten und brutalen 
Gewalt des Nationalsozialismus zu identifizieren, 
und für diejenigen, die noch Zweifel am Sinn dieser 
Ihrer Worte gehabt haben könnten, haben Sie noch 
hinzugefügt: Nach dem Motto „Wir werden weiter 
marschieren". Herr Kollege Metzger, ich fordere 
Sie auf, sich von Ihren eigenen Äußerungen zu 
distanzieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Bundesminister des Auswärtigen, ich bitte Sie, 
im Interesse des Stils in diesem Hause, im Interesse 
des Versuchs, bei den Dingen, die uns trennen, 
Gemeinsamkeiten zu finden, diese unerhörte Äuße-
rung des Kollegen Metzger zurückzuweisen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zuruf von 
der SPD: Das war doch nur ein Echo!) 

Ich habe, Herr Kollege Metzger, von Ihnen ins-
besondere vernommen, daß Sie als Mitglied der 
jungen Generation diese Erklärung hier abgegeben 
haben wollen. Jenes Maß an Undifferenziertheit, 
das in Ihren Worten zum Ausdruck kommt, ist zu 
keiner Zeit, auch nicht in den letzten Jahren, wo 
die Jungwähler bekanntlich in einem hohen Maß 
Ihre Partei gewählt haben, vorgekommen wie von 
Ihnen heute. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Kunz, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Gansel? 

Kunz (Berlin) (CDU/CSU) : Bitte! 

Gansel (SPD) : Herr Kunz, wären Sie nicht doch 
bereit, zu konzedieren, daß diese Worte von Herrn 
Metzger berechtigt sein mußten, nachdem man zu-
mindest bei den ersten zwei Dritteln der Rede von 
Herrn Becher den Eindruck haben mußte, daß er 
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Gansel 
heute abend nicht gegen den Vertrag sprechen 
wollte, sondern für das Münchener Abkommen? 

(Abg. Dr. Marx: Darauf würde ich keine 
Antwort geben! Das ist zu dumm!) 

Kunz (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Kollege Gansel, 
ich muß diese Ihre Interpretation ebenso zurück-
weisen wie die Gleichsetzung der Opposition mit 
der Politik von Alles oder Nichts. Es ist dieselbe 
Grundlinie, die leider auch in Ihrer Frage zum Aus-
druck kommt. Ich werde im Verlaufe dessen, was 
ich hier noch vortragen will, Gelegenheit haben, 
unseren Standpunkt noch einmal zu verdeutlichen. 
Ich kann Ihnen schon jetzt sagen, daß mich mit 
Herrn Becher eint, daß dieser Vertrag nicht der 
Grundstein einer Versöhnungspolitik ist und ins-
besondere kein Bauelement des Ausgleichs, denn 
„ausgleichen" kommt für mich von „gleich", von 
abwägen, von in Beziehung setzen und von Gerech-
tigkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wenn eine Regierung dem Parlament einen Ver-
trag vorlegt, so gibt es verschiedene Maßstäbe zur 
Beurteilung dieses Vertrages. Der erste Maßstab ist, 
daß das geregelt werden muß, was regelungsnot-
wendig ist. Der zweite Maßstab ist der, daß sich eine 
Regierung an den Ansprüchen messen lassen muß, 
die sie selbst erhoben hat. Ich füge gerade in die-
sem Falle einen weiteren Maßstab hinzu: Insbeson-
dere muß sich eine Regierung an den Worten des 
Regierungschefs messen lassen, die dieser aus An-
laß der Vertragsunterzeichnung in Prag gefunden 
hat. 

Was waren das für Worte? Der Bundeskanzler 
sprach davon, daß nur aus der Wahrhaftigkeit ge-
genüber der Geschichte jungen Menschen der Völ-
ker Europas der Weg zu einem Leben, das sie als 
menschenwürdig sinnvoll betrachten können, ge-
öffnet werden kann. Ich frage, wenn ich mir den 
Vertragstext und die begleitenden Dokumente an-
sehe: Wo ist diese Wahrhaftigkeit, die der Bundes-
kanzler abstrakt zu Recht gefordert hat? Wenn ich 
die anderen wohlgesetzten Worte des Bundeskanz-
lers nehme, nämlich: 

Niemand kann seiner Vergangenheit, seiner 
Geschichte entfliehen. Nur wer sich jetzt stellt, 
wird sie ins Positive, ins Konstruktive wenden 
können. 

frage ich: Wo in dem Vertrag, wo in den begleiten-
den Papieren hat sich die andere Seite zu dem Un-
recht gestellt, das auf ihr Konto geht? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dies sind keine willkürlichen Maßstäbe, und dies 
sind keine revanchistischen Gedankengänge, son-
dern es sind jene Grundanforderungen, die eine Re-
gierung einfach nicht überschreiten kann. Lassen 
Sie mich aus gegebenem Anlaß auf ein weiteres hin-
weisen. Der Ministerpräsident der Tschechoslowa-
kei, Strougal, erklärte bei einer Tischrede am Tage 
nach der Vertragsunterzeichnung in Prag — ich 
zitiere mit Ihrer Genehmigung, Herr Präsident —: 

daß gerade heute 30 Jahre verstrichen sind, 
wo die Tschechoslowakei den Bündnisvertrag 
mit der Sowjetunion unterzeichnet hat. Dies ist 
die Orientierung gewesen, die dem Volk der 
Tschechen und Slowaken die Freiheit gebracht 
hat, die es ihm ermöglicht hat, definitiv seine 
Staatlichkeit und Eigenständigkeit zu sichern, 
für die es jahrhundertelang so schwer kämpfen 
mußte. 

Wir alle wissen, meine Damen und Herren, 
welche Fragwürdigkeit — ich darf hinzufügen: wel-
cher Zynismus — in diesen Worten ist. Wir kön-
nen uns nicht davon frei machen, Hintergründigkeit 
in diesen Worten zu sehen. Wir erinnern uns der 
Vorgänge, die die Tschechoslowakei und ihre 
Hauptstadt Prag durch das Vorgehen sowjetischer 
Truppen 1968 erleben mußten. 

(Abg. Dr. Marx: Und Deutscher aus der 
DDR! Jawohl, da ist marschiert worden!) 

— Herr Kollege Marx, auch dies und gerade dies 
gehört zur Wahrhaftigkeit vor der Geschichte, daß, 
wenn man von dem Motto spricht: „wir werden wei-
termarschieren", hier beim Namen zu nennen ist, 
daß es in der Tat uns als Deutsche im freien Teil 
unseres Landes tief beschämt, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

daß mitteldeutsche Truppen an der Unterdrückung 
der Freiheit der Tschechen und Slowaken beteiligt 
waren. 

(Abg. Dr. Wagner [Trier] : Da schweigt des 
Metzgers Höflichkeit!) 

Warum sage ich dies? Ich sage dies, weil Sie —  
Herr Kollege Metzger, ich darf mich speziell auch an 
Sie wenden — in diesem Vertrag den Grundstein 
der Versöhnung sehen wollen und weil dieser Ver-
trag begleitet ist von der eben zitierten Rede des 
tschechischen Ministerpräsidenten, die auf den Bünd-
nisvertrag mit der Sowjetunion und seine Bewäh-
rung an eben diesem Tage, wo wir alle gehofft 
haben, Versöhnung in die Wege zu leiten, gerichtet 
ist. 

(Abg. Metzger: Das hat doch mit dem Ver

-

trag nichts zu tun!) 

Mit dem Vertrag hat eine Reihe von weiteren 
Vorgängen zu tun, insbesondere der, daß das 
Völkervertragsrecht den klaren Grundsatz kennt, 
pacti clari boni amici, also klare Verträge — gute 
Freunde, unklare Verträge — keine Freunde. Wie 
ist es aber mit der Klarheit in den Vertragsbestim-
mungen? 

Die entscheidende Vertragsbestimmung in  Art. I 
 lautet, daß die Vertragspartner das Münchener Ab-

kommen nach Maßgabe dieses Vertrages als nichtig 
betrachten. Herr Bundesaußenminister, Sie haben 
versucht, darzulegen, daß durch die Einbindung des 
Begriffes „nichtig" diesem Begriff nicht der her-
kömmliche Inhalt gegeben worden sei, sondern der 
Inhalt einer nur nachträglichen Unwirksamkeit. Ich 
möchte jenseits von allen rechtswissenschaftlichen 
Überlegungen Ihnen wenigstens eines antworten. 
Begriffe, die eindeutig in der Rechtssprache sind 
— der Begriff nichtig ist es —, können möglicher- 
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Kunz (Berlin) 

weise von einer Supermacht im Sinn verändert wer-
den, von einer Macht wie der Bundesrepublik 
Deutschland mit Sicherheit nicht. Sie mögen vieles 
zu Ihrer Disposition haben, eindeutige Begriffe ste-
hen zu niemandes Disposition, und die Unklarheit ir. 
Begriffen ist der Anfang von der Begriffsverwirrung, 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

und die Begriffsverwirrung in diesem Vertrag ist 
einer der Gründe, weshalb wir nein sagen müssen 
zu dem, was uns vorliegt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Minister, die Tinte ist noch nicht trocken, 
und schon geht der Streit los. Nun kann man sagen, 
ist nicht der Streit über die Nichtigkeit ein Streit 
zwischen Juristen? Nein, ganz und gar nicht. Ich 
möchte, um die Bedeutung von Auslegungseindeu-
tigkeiten zu unterstreichen, mir erlauben, die pol-
nische Presse mit Ihrer Genehmigung, Herr Präsi-
dent, zu zitieren: 

Mit hoher Wahrscheinlichkeit 

schreibt die polnische Presse — 

kann vorausgesetzt werden, daß die Regierung 
von Bundeskanzler Brandt und Vizekanzler 
Scheel unter dem Druck der Opposition und in 
Übereinstimmung mit der politischen Philoso-
phie, die wir nicht teilen, versuchen wird, die 
Verträge auf ihre Weise zu interpretieren. 

— Und jetzt darf ich um Ihre besondere Aufmerk-
samkeit bitten  — 

Der  Kampf um die eindeutige Auslegung dieser 
Verträge wird das nächste Stadium des diplo-
matischen Ringens in Europa sein. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hoppla, Herr 
Scheel!) 

Das heißt, Herr Bundesaußenminister, die Auslegung 
wird die Arena sein, in der sich die Dinge bewegen. 
Deshalb ist es so schädlich, daß wir von vornherein 
in einer unguten Startposition sind. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Kunz, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Wischnewski? 

Wischnewski (SPD) : Herr Kollege, können Sie 
so nett sein und dem Hause sagen, um welche pol-
nische Zeitung es sich genau handelt und von wel-
chem Datum sie ist, damit man die Möglichkeit hat, 
das nachzulesen? Sie haben nur von der polnischen 
Presse gesprochen. 

Kunz (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Kollege Wisch-
newski, ich bin immer dankbar, wenn ich zur Präzi-
sion gezwungen werde; ich darf dies wie folgt tun. 
Am 21. Januar 1972 verbreitete die polnische amt-
liche Nachrichtenagentur im englischsprachigen Aus-
landsdienst den Text, den ich Ihnen eben genannt 
habe. 

(Abg. Wischnewski: Am 21. Januar 1972?) 

— Am 21. Januar 1972; ja, es war einige Zeit früher 
als heute. 

(Abg. Wischnewski: 1972! Schönen Dank! Es 
ist eine Unverschämtheit, nach dem tsche

-

chischen Vertrag mit solchen Daten zu kom

-

men!) 

— Herr Kollege Wischnewski, dieser Ihr Einwand 
beweist mir — verzeihen Sie, wenn ich das als 
jemand, der weitaus jünger ist als Sie, sagen muß 
daß Sie bis heute nicht begriffen zu haben scheinen, 
do ll  der Auslegungsstreit keine Juristerei ist, son-
dern hohe und wichtigste Politik um die Gestaltung 
unserer Interessen. 

(Beifall hei der CDU CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, auch in dieser fortgeschrittenen Abend-
stunde, in der bekanntlich die Leidenschaften immer 
überborden, möchte ich doch dringend bitten, sich in 
der Form des Ausdrucks zurückzuhalten, auch Herr 
Kollege Wischnewski. 

Fahren Sie fort, Herr Redner! 

(Abg. Dr. Marx: Dafür gibt es nachher bei 
den Bayern Starkbier!) 

Kunz (Berlin) (CDU/CSU): Meine Damen und 
Herren, lassen Sie mich bitte zu einem weiteren 
Punkt kommen, zur Frage der, soweit sie im Ver-
trag angesprochen ist, Staatsangehörigkeitsklausel. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Kunz, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Ehrenberg? 

Kunz (Berlin) (CDU/CSU): Bitte! 

Dr. Ehrenberg (SPD) : Herr Kollege, um in aller 
Form der Bitte des Präsidenten nachzukommen, 
möchte ich Sie doch bitten, dem Hohen Hause zu 
sagen: Hätten Sie auch ohne die Zwischenfrage des 
Herrn Wischnewski die Kollegen darauf aufmerk-
sam gemacht, daß Sie einen Artikel, der zwei Jahre 
all ist, zitiert und damit das Haus völlig irregeführt 
haben? 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Reddemann: 
Und so etwas ist stellvertretender Frak

-

tionsvorsitzender geworden! — Weitere Zu

-

rufe von der CDU/CSU.) 

Kunz (Berlin) (CDU/CSU): Herr Kollege Ehren-
berg, diese Frage gibt mir Gelegenheit, Sie darauf 
hinzuweisen, sich einmal in erhöhter Weise und ge-
steigerter Aufmerksamkeit das anzuhören, was die 
Opposition vorträgt. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Lachen und 
Zurufe bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Mertes? 

Kunz (Berlin) (CDU/CSU): Bitte. 
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Dr. Mertes (Gerolstein) (CDU/CSU) : Herr Kol-
lege Kunz, stimmen Sie mir zu, wenn ich sage, daß 
es Ihnen mit dem Hinweis auf dieses Zitat darauf 
ankam, das Problem der Mehrdeutigkeit aller 
Ostverträge und des zu erwartenden Kampfes um 
die Auslegung dieser mehrdeutigen Verträge anzu-
sprechen? 

Kunz (Berlin) (CDU/CSU) : Genau das ist der Fall. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Gestatten Sie eine 
weitere Zwischenfrage? 

Kunz (Berlin) (CDU/CSU) : Bitte. 

Sauer (Salzgitter) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Kunz, können Sie bestätigen, daß sich die Ziele der 
polnischen Regierung nicht in dem Maße und so 
schnell ändern wie die der sozialdemokratischen 
Bundestagsfraktion? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Kunz (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Kollege Sauer, 
ich teile diese Meinung. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich bitte 
zur Frage der Staatsangehörigkeit und ihrer Erfas-
sung im Vertrag Stellung nehmen. Es heißt, daß der 
Vertrag die Staatsangehörigkeit lebender und ver-
storbener Staatsangehöriger unberührt lasse. Zwar 
kann nach dieser Bestimmung die Tschechoslowakei 
nicht mehr behaupten, infolge anfänglicher Nichtig-
keit des Münchener Abkommens seien die Sudeten-
deutschen 1938 niemals deutsche Staatsbürger gewe-
sen. Andererseits und das sehe ich als die Gefahr 
an — könnte sich aber die Bundesrepublik infolge 
der Hinnahme der tschechoslowakischen Auffassung 
zur Staatsangehörigkeit der Möglichkeit begeben, 
zugunsten der noch in der Tschechoslowakei leben-
den Deutschen so aktiv tätig zu werden, wie das 
notwendig ist. 

Die Ostpolitik der Bundesregierung insgesamt ist 
im Hinblick auf Staatsangehörigkeitsprobleme leider 
dadurch gekennzeichnet, daß sie von einer Art 
Gleichwertigkeit des jeweiligen Standpunktes zur 
Staatsangehörigkeit auch bei der praktischen Ab-
wicklung der entstandenen Probleme ausgeht. We-
nigstens bei dieser praktischen Abwicklung aber — 
wenigstens dort! — muß eindeutig unterschieden 
werden, und zwar dahin gehend, daß die deutsche 
Staatsangehörigkeit der Betroffenen die von ihnen 
gewünschte ist, während in einer Vielzahl von Fäl-
len, bei Hunderttausenden, in der CSSR ebenso wie 
in Polen, die tschechoslowakische wie die polnische 
Staatsbürgerschaft als aufgezwungen empfunden 
wird. Das ist ein Unterschied, der gerade bei der 
praktischen Behandlung der anstehenden Probleme 
von großer Bedeutung ist. 

Ein weiterer, ganz entscheidender Mangel des 
Vertrages ist die ungenügende Regelung der hu-
manitären Fragen. Von einer Sicherung der Men-
schenrechte für die in der CSSR zurückgebliebenen 
Deutschen wird nicht, nicht einmal indirekt, gespro-
chen. Wenn man die Bundesregierung fragt, warum 

das nicht der Fall sei, erhält man zur Antwort, eine 
solche Regelung sei wegen des tschechoslowaki-
schen Standpunktes zur Staatsangehörigkeit einfach 
nicht denkbar und deshalb eben nicht möglich. 

Gerade wenn sich aber die Bundesrepublik diesen 
Menschen rechtlich und moralisch verpflichtet fühlt, 
hätte sie angesichts der Summierung unserer Gegen-
leistungen — und der Prager Vertrag ist ja eine 
weitere Station dafür — minimale Verbesserungen 
der rechtlichen Situation dieser Menschen erreichen 
können und erreichen müssen. Die Methode wäre ge-
wesen: Ausdauer und Zähigkeit. Es wäre auch zu 
diesem Punkt zu sagen, daß es auch für die Sache 
viel besser wäre, wenn dieser Vertrag hier noch 
nicht heute zu behandeln gewesen wäre, sondern 
wenn man sich weitere Zeit genommen hätte, um 
zu substantiellen Regelungen zu kommen. 

(Sehr richtig! bei der. CDU/CSU.) 

Dann heißt es im Briefwechsel, die Ausreise-
anträge wolle man wohlwollend beurteilen. Was 
heißt „wohlwollend beurteilen"? Was heißt „wohl-
wollend beurteilen" durch eine Regierung, die — 
auch dies gehört zur Geschichte, freilich auch zur 
Gegenwart — die sowjetische wie die mitteldeutsche 
Invasion der Tschechoslowakei 1968 als einen Akt 
brüderlicher Hilfe und Freundschaft bezeichnet hat? 
Was heißt „wohlwollend beurteilen" entsprechend 
den in der Tschechoslowakei gerade heute geltenden 
Gesetzen und Rechtsvorschriften? Bleibt hier Sub-
stanz? Ich muß hinzufügen: was haben wir aus den 
Vorgängen in Polen und mit Polen nach dem Ab-
schluß des Warschauer Vertrages gelernt? Es ist zu 
befürchten, daß wiederum, sobald eine gewisse Zeit 
nach der Ratifizierung vergangen ist, wegen der 
Dürftigkeit der ausgehandelten Abreden größte 
Schwierigkeiten entstehen und möglicherweise diese 
allenfalls dadurch gemindert werden können, daß 
Kreditzusagen, die formell zusammenhanglos er-
folgen, Herr Minister, gegeben werden. Wiederum 
wird die ungenügende Sicherung menschlicher Er-
leichterungen zum Ansatz für Druck, und für die 
wenigen Gegenleistungen der östlichen Vertrags-
partner muß immer neu und immer mehr bezahlt 
werden. Dies ist eine Grundaussage zur Ostpolitik 
dieser Koalition. 

(Zuruf des Abg. Wischnewski.) 

— Herr Kollege Wischnewski, lassen Sie mich ge-
rade als Berliner Abgeordneter erklären — es ist 
gut, daß wir auf diesen Punkt noch zu sprechen kom-
men —, daß in dem Vertrag mit der CSSR keine ge-
nügende Wahrung der Rechtspositionen und Interes-
sen des Landes Berlin gesehen werden kann. Der 
Geltungsbereich des Vertrages in bezug auf das 
Land Berlin ist nur ein teilweiser. Nur in den Arti-
keln II und V wird Berlin in Bezug genommen, wo-
bei die Einbeziehung des Landes Berlin in Folge-
verträge in jedem Einzelfall zu vereinbaren ist. Die 
Berlin-Frage dürfte also weiterhin ein Erpressungs-
instrument der anderen Seite bleiben. Kann es Ver-
söhnung geben, solange die legitimen Interessen 
Berlins weiterhin konstant beeinträchtigt werden? 
Ich meine: nein. Gerade wenn man die Formel, die 
die sozialdemokratische Partei doch gerade immer 
wieder geprägt hat, „Realität gegen Realität", über- 
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haupt für richtig halten kann, so frage ich: warum 
haben Sie in Ihren Verhandlungen nicht konsequent 
genug darauf hingewirkt, daß die Realität des freien 
Berlins und seine Zugehörigkeit zur Bundesrepublik 
Deutschland anerkannt wird? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die volle Vertretung Berlins durch die Bundes-
republik Deutschland beim Rechtshilfeverkehr mit 
der CSSR ist nicht sichergestellt. Bei dem Noten-
wechsel vom November 1973 über den Rechtshilfe-
verkehr für Berliner Gerichte, Behörden und öffent-
lich-rechtliche Institutionen handelt es sich bedauer-
licherweise nur um Absichtserklärungen, die auf ein 
Modell Bonn—Moskau verweisen. Dies ist einer der 
gravierendsten Punkte in der Architektur des Ver-
trages, der uns heute vorgelegt wird. Mir will schei-
nen, daß selten eine politische Doktrin, die einen 
Großmachtanspruch über andere Völker ausdrückt, 
so in die Vertragsdokumente eines freien Landes 
aufgenommen worden ist. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Dies ist bedauerlicherweise geschehen. Als die be-
reits damals bei der Rechtshilfe bestehenden 
Schwierigkeiten sich in voller Härte zeigten, — nie-
mand kennt die Vertragsgeschichte besser als Sie, 
Herr Minister und Ihr Staatssekretär Frank , wur-
den vom Herrn Staatssekretär die Verhandlungen 
zunächst zu Recht unterbrochen. Sodann fuhr Herr 
Kollege Wehner nach Moskau und erklärte dort, 
daß die Berlin-Politik der Bundesregierung „über-
zogen" sei. Herr Bundesaußenminister, dann fuhren 
wiederum Sie nach Moskau, wobei ich ein gewisses 
Verständnis dafür habe, daß Sie nach diesen mittler-
weile entstandenen Hypotheken einen doppelt 
schweren Stand hatten. Kein Verständnis habe ich 
allerdings dafür, wenn Sie hier erklären, daß die 
damit zusammenhängenden Probleme gelöst seien. 
Immerhin hat Herr Friedrich davon gesprochen, daß 
eine Lösung kommen würde. Uns, Herr Friedrich, 
geht es — das möchte ich in diesem Zusammenhang 
sagen — in keiner Weise um kleinliches Heran-
gehen an diese Dinge — an den Begriff der Versöh-
nung und an seine Durchsetzung kann man nicht 
kleinlich herangehen —, sondern wir gehen heran 
mit dem Maßstab, der notwendig ist, wir gehen 
heran mit dem Maßstab: Wie kann wirkliche Ver-
söhnung erreicht werden? und dies kann man nicht 
dadurch, daß man Lösungen durch Heftpflaster er-
setzen will. 

(Abg. Dr. Marx: Sehr gut! — Abg. Redde-
mann: Ausgezeichnet!) 

Und dies ist die Methode dieses Vertrages. 
(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Sauer 
[Salzgitter] : Gut gesehen! — Zuruf von der 
CDU/CSU: Besser als mit schlechten Ver-
trägen! — Gegenruf von der SPD: Oder mit 
schönen Worten! — Abg. Dr. Marx: In den 
schlechten Verträgen sind die schönen 

Worte!) 

Ich kann nur hoffen, daß das Rechtshilfeproblem 
für Berlin in Zukunft seriöser behandelt wird, als 
das bisher geschehen ist. 

(Zuruf des Abg. Wischnewski.) 

— Herr Kollege Wischnewski, einerseits sagen Sie, 
Sie seien im Begriff, die Probleme zu lösen, Sie 
würden Versöhnung, die es im Westen gegeben 
habe, auch im Osten verwirklichen, andererseits 
bescheinigen Sie sich selbst — auch durch diesen 
Zwischenruf —, daß Sie nichts erreicht haben. Und 
ich füge hinzu: nicht nur nichts erreicht haben, son-
dern in einer Sackgasse gelandet sind, 

(Abg. Sauer [Salzgitter]: So ist es!) 

gerade in diesen Problemen, die zu bereinigen 
Jahre erfordern wird. Ich hoffe, daß wir bald diesen 
Weg beschreiten können. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, der Vertrag, der uns 
vorliegt, ist in entscheidenden Punkten unklar. Er 
ist in Leistung und Gegenleistung unausgewogen. 
Gleichwohl möchte ich hinzufügen: Über schwere 
Bedenken hätte man vielleicht noch hinwegkommen 
können, wenn die Gesamtrichtung Ihrer Ostpolitik 
stimmen würde, aber insbesondere die stimmt nicht. 
Dafür, daß sie nicht stimmt, ist dieser Vertrag ein 
beredtes Beispiel. Dafür, daß die Gesamtrichtung 
nicht stimmt, sind die Schikanen, die es in Berlin 
gegeben hat, ein Beispiel, sind die Abkaufsge-
spräche, die Polen uns zumutet, ein Beispiel. Dafür 
ist nicht zuletzt auch die anmaßende Forderung der 
DDR nach Abschaffung der einen deutschen Staats-

ein Beispiel. Dies sind die Probleme, 
mit denen Sie konfrontiert sind. Wo haben Sie denn 
etwas erreicht auf diesem Wege? Ich muß sagen: 
Die Bilanz ist erschütternd, sie ist so erschütternd, 
daß man befürchten muß, daß Weiteres auf dem Weg 
der schiefen Ebene folgen wird. 

Wir lehnen diesen Vertrag ab, aber nicht deshalb, 
weil wir keine Versöhnung wollten; das Gegenteil 
ist der Fall: Gerade weil wir Versöhnung wollen, 
wollen wir einen Vertrag, der die Eignung zur Ver-
söhnung hat, einen Vertrag, der den Respekt vor 
der Freiheit und vor dem Freiheitsbedürfnis der 
Tschechen und Slowaken bekundet und der nicht 
Klauseln enthält, die eine Einbindung in die Bre-
schnew-Doktrin zumindest als wahrscheinlich er-
kennen lassen. Wir wollen Versöhnung gerade mit 
den Völkern der Tschechoslowakei, und wir reichen 
ihnen unsere Hand. Nur: Diesen Vertrag können Sie 
denen, die davon betroffen sind, nicht reichen. 

(Abg. Sauer [Salzgitter] : Sehr gut!) 

Wir lehnen ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, aus der Mitte des Hauses liegen keine Wort-
meldungen mehr vor. 

Das Wort wünscht der Herr Bundesminister des 
Auswärtigen. Ich erteile es ihm und mache darauf 
aufmerksam, daß die Debatte damit natürlich neu 
eröffnet ist. 

Scheel, Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Präsident, Ihre Feststellung, daß die Debatte hiermit 
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wieder eröffnet ist . , nehme ich gerne Zur Kenntnis. 
Ich habe selbstverständlich damit gerechnet. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wir mit Ihnen 
auch!) 

Ich kann aber nicht darauf verzichten, zum Abschluß 
dieser Debatte einige Bemerkungen zu dem zu 
machen, was vor allem die Kollegen der Opposition 
heute hier vorgetragen haben. Ich wende mich in 
erster Linie an Herrn Marx, weil ich annehme, daß 
Herr Marx die offizielle Meinung der CDU viel-
leicht am ehesten zum Ausdruck gebracht hat. 

(Abg. Sauer [Salzgitter] : Die anderen Kol-
legen auch, Herr Scheel!) 

— Ich komme zu allen. 

Ich muß Ihnen sagen, Herr Marx, über das, was 
hier von Ihnen und von anderen vorgetragen wor-
den ist, bin ich — gestatten Sie mir, das so zu for-
mulieren — tief betroffen. Ich bin tief betroffen von 
der Diskussion dieser Verträge, weil ich den Ein-
druck habe, daß Sie insgesamt auf die 50er und die 
frühen 60er .Jahre zurückgefallen sind, 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

weil alle alten Begriffe ohne eine einzige Ausnahme 
wiederkommen. Selbst der junge Kollege aus Berlin, 
der zuletzt gesprochen hat, will die Verträge jetzt 
mit den Völkern abschließen und nicht mehr mit Re-
gierungen. 

(Abg. Kunz [Berlin] : Herr Scheel, machen 
Sie es sich doch nicht so einfach!) 

Es waren genau die Töne der 50er und 60er Jahre 
des Alles-oder-Nichts, die uns daran gehindert 
haben, die Deblockierung vorzunehmen, die in 
Europa vorgenommen werden muß, 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

wenn hier in Europa Frieden herrschen soll nicht 
nur zwischen uns und unseren Nachbarn, sondern 
zwischen den Westeuropäern und den anderen 
europäischen Ländern, wenn wir uns einfügen wol-
len in eine weltweite Politik der Entspannung, die 
von den Amerikanern genauso betrieben wird wie 
von uns. Warum ist denn Kissinger in Moskau und 
sonstwo? Diese Diskussion hat mich zutiefst be-
troffen gemacht, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Lemmrich: Alles verschenken, Herr 
Scheel! Alles oder nichts! Sie haben sich 
für nichts entschieden wie Hans im Glück!) 

Lassen Sie mich zunächst einmal folgendes sagen. 
Die Art der Führung einer Debatte, wie Sie sie 
gerade vorführen und wie es andere Ihrer Kollegen 
während der ganzen Dauer der Debatte demon-
striert haben, ist unwürdig für den Stoff, über den 
wir hier diskutieren. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich höre mir Herrn Becher an, nicht weil ich mit 
ihm einer Meinung bin — in manchen Dingen viel-
leicht, aber ich bin mit ihm in wesentlichen Fragen 
nicht einer Meinung —, sondern weil ich das, was 
er sagt, für wichtig halte. Ich will es wissen. Ich 

höre ihn mir an. Und so höre ich mir alle Redner 
der Opposition an, aber ich habe das Gefühl, daß 
die Opposition nicht bereit ist, die Argumente der 
Redner der Regierung und der Koalitionsparteien 
sich auch nur anzuhören, weil Sie schon alles wis-
sen, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das ist es doch, warum Sie niemanden anhören 
wollen! 

(Abg. Lemmrich: Wir hören Sie ja an! Was 
erregen Sie sich denn?! — Abg. Dr. Witt

-

mann [München] : Aber Flegeleien brau

-

chen wir uns nicht anzuhören! — Abg. Dr. 
Probst: Das deutsche Volk hört nimmer 

hin!) 

— Nun lassen Sie das mit dem deutschen Volk ein-
mal; das hört sehr genau. Ich komme nachher 
darauf. 

Meine verehrten Damen und Herren! Ich will 
jetzt nicht in die Geschichtsbetrachtungen eintreten, 
die hier sehr lang und breit angestellt worden sind, 
denn — das habe ich vorhin gesagt — mit einem 
Vertrag kann ich Geschichte weder schreiben noch 
umschreiben. Das ist nicht der Sinn dieses Vertra-
ges, obwohl ich durchaus Verständnis dafür habe, 
daß in der Diskussion vor allem von den Rednern, 
die an diesem Geschehen ganz persönlich beteiligt 
gewesen sind und persönlich engagiert sind und 
sein müssen, geschichtliche Betrachtungen ange-
stellt worden sind, die die ganze Periode des Zu-
sammenlebens von Deutschen und Tschechen und 
Slowaken umfaßten. 

Aber hier, Herr Kollege Marx, geht es doch um 
etwas anderes. Sie haben damit begonnen, von den 
Leistungen und Gegenleistungen in diesem Vertrag 
zu sprechen. Nun frage ich Sie, wenn Sie den Ver-
trag analysieren: Welche Zugeständnisse haben wir 
denn in diesem Vertrag gemacht, wo sind denn die 
Leistungen, die wir erbracht haben? 

(Abg. Dr. Mertes [Gerolstein] : Das Zuge

-

ständnis der Mehrdeutigkeit!) 

Ja, wir haben das Zugeständnis gemacht, die Politik 
des Nationalsozialismus den Tschechen gegenüber 
moralisch zu verurteilen. Wollen Sie dieses Zuge-
ständnis etwa nicht machen, oder wollen Sie sagen, 
dieses hätten wir besser nicht getan? Es ist einfach 
nicht richtig, daß in der Präambel einseitig aufge

-

rechnet worden ist. Nur wenn man sie nicht richtig 
verstehen will, kommt man zu diesem Schluß. Es ist 
wichtig, daß man die Texte von Zeit zu Zeit durch-
liest. Da heißt es: 

In dem festen Willen, ein für allemal mit der 
unheilvollen Vergangenheit in ihren Beziehun-
gen ein Ende zu machen, vor allem im Zusam-
menhang mit dem Zweiten Weltkrieg, der den 
europäischen Völkern unermeßliche Leiden zu-
gefügt hat... 

Meine verehrten Kollegen, diese „unheilvolle 
Vergangenheit in ihren Beziehungen" ist nun ein-
mal keine einseitige Vergangenheit, sondern es ist 
eine Vergangenheit, an der beide Seiten bei dem 
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Entstehen von Unheil beteiligt gewesen sind. Ge-
nau das ist auch hier gesagt worden. 

Ich habe vorhin erklärt, warum wir in dieser 
Präambel auf das Abkommen vom 29. September 
1938 und auf die Androhung von Gewalt Bezug 
genommen haben, die in dem Zusammenhang zwei-
fellos nicht zu leugnen ist: weil wir nämlich einen 
Vertrag abschließen wollen. Wenn Sie das wollen, 
was Ihr letzter Redner hier als die Zielsetzung der 
Versöhnung mit den Tschechen und mit den Slowa-
ken — wohlgemerkt, säuberlich getrennt, vermut-
lich in zwei getrennten Staaten lebend — genannt 
hat, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was soll denn 
das? — Abg. Dr. Wagner [Trier] : Das ist 
doch ganz billige Polemik! — Weitere Zu-

rufe von der CDU/CSU) 

dann werden Sie genau dort bleiben, wo Sie früher 
waren, 

(Abg. Lemmrich: Herr Minister, das war 
aber auch nicht gerade sehr sachlich!) 

dann werden Sie nämlich zu keinen vertraglichen 
Regelungen mit unseren östlichen Nachbarn kom-
men. Sie wären nie dazu gekommen. Herr Kollege 
Marx, Sie können froh sein, daß wir Ihnen diese Ar-
beit abgenommen haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Sie werden sie jetzt nicht leisten, und Sie werden 
sie nach dem, was Sie heute vorgetragen haben, 
auch in Zukunft nicht leisten. Ich hatte die Hoffnung 
in den letzten Monaten, daß Sie längst darüber hin-
aus wären, daß Sie die Wirklichkeit sähen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Bundesmini-
ster, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Dr. Kliesing? 

Scheel, Bundesminister des Auswärtigen: Nein, 
ich will jetzt keine Zwischenfragen beantworten; 
nachher, im weiteren Verlauf, gerne. Ich muß mir 
zunächst einmal diese wesentlichen Dinge von der 
Seele reden, weil es wichtig ist, meine Damen und 
Herren, daß man das tut. 

(Abg. Sauer [Salzgitter] : Der Junge da 
kommt aus dem Sudetenland, im Gegensatz 

zu Ihnen!) 

Sie brauchen keine Sorge zu haben, daß keine 
Zwischenfragen von mir beantwortet werden. Mit 
dem größten Vergnügen! Aber wenn ich sie jetzt 
beantworte — Sie kennen mein Temperament —, 
würde das die Stimmung eher anheizen, als sie be-
ruhigen. 

(Abg. Sauer [Salzgitter] : Er kommt nicht aus 
dem Rheinland, er kommt aus dem Sudeten-

land!) 

Ich will aber hier in einer nüchternen Atmosphäre 
zu sprechen versuchen. 

(Abg. Lemmrich: So nüchtern ist das doch 
jetzt nicht!) 

— Sie werden nie erleben, daß ich irgend jemandem 
zu nahe trete. Aber in den politischen Fragen muß 
man sich hart auseinandersetzen. Es sind Schicksals-
fragen, um die es hier geht. Ich muß gestehen, daß 
ich in der ganzen Zeit der Diskussion der letzten 
Stunden unglücklich darüber gewesen bin, in wel-
cher Weise diese Schicksalsfragen hier diskutiert 
wurden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich bin der Meinung, meine Damen und Herren, daß 
dieser Tag nicht einer der großen Tage des deut-
schen Parlamentarismus sein wird, wenn man ihn 
im nachhinein betrachtet. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber auch kein 
großer Tag des deutschen Außenministers! 
— Abg. Dr. Wagner [Trier] : Z. B. uns die 
Sache mit den Tschechen und Slowaken zu 
unterstellen, war eine Gemeinheit! — Abg. 
Reddemann: Das liegt an Ihrer Rede, Herr 
Scheel! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU.) 

— Dann seien Sie so liebenswürdig und lesen Sie 
das Protokoll der Rede des betreffenden Kollegen 
durch, aber das unverbesserte Protokoll! Wenn Sie 
es durchlesen, werden Sie sehen, daß ich ihn wört-
lich zitiert habe. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Lemmrich: Herr Minister, da haben Sie sich 
aber soeben vergriffen! — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Bundesmini-
ster, Sie nehmen keine Wortmeldungen mehr an? 

Scheel, Bundesminister des Auswärtigen: Nein, 
ich will jetzt abschließen, und dann können Sie 
Zwischenfragen stellen; wann, werde ich gleich 
sagen. 

(Abg. Sauer [Salzgitter] : Ist das Ihre Demo

-

kratie?) 

Ich möchte noch etwas sagen, Herr Kollege Marx. 
Sie haben von der Vieldeutigkeit des Vertrages ge-
sprochen. 

(Abg. Dr. Mertes [Gerolstein] : Mehrdeutig

-

keit!) 

— Sie haben gesagt: mehrdeutig, vieldeutig, 

(Abg. Dr. Mertes [Gerolstein] : Zweideutig!) 

unklar, verwirrend, und was weiß ich, was man 
alles für Begriffe wählen will. Nun versuche ich zum 
wiederholten Male zu erklären, was es damit auf 
sich hat; ich bitte aber nun wirklich darum, daß man 
das, was ich sage, einmal akzeptiert. Es handelt sich 
nicht um eine Mehrdeutigkeit, sondern ich wieder-
hole, was ich heute nachmittag und was ich im Bun-
desrat gesagt habe: Wir sind als Vertragspartner in 
der Beurteilung eines historischen Vorgangs der 
Vergangenheit nicht einig, und niemand kann den 
anderen zwingen, sich seiner Meinung anzuschlie-
ßen; weder können wir die Tschechoslowaken zwin-
gen, sich unserer Meinung über das Münchener Ab-
kommen anzuschließen, noch können uns die Tsche- 
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choslowaken zwingen, uns ihrer Meinung anzu-
schließen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ja, was soll denn 
das? — Abg. Zoglmann: Tschechoslowaken 

gibt es doch nicht!) 

— Sagen wir, die Bürger der Tschechoslowakei 

(Abg. Dr. Wittmann [München] : Die Bür-
ger werden doch dort nicht gefragt!) 

und in diesem Falle die Regierung der Tschecho-
slowakei. Wir können sie nicht zwingen, sich unse-
rer Meinung anzuschließen. Aber das ist nicht das 
Problem, das wir zu lösen haben. Wer würde es 
denn als Ziel des Abschlusses eines Vertrages be-
trachten wollen, eine gemeinsame Meinung über die 
Rechtsgültigkeit eines historischen Ereignisses zu 
erzielen? Wo liegt denn da das Ziel für einen Poli-
tiker und für eine Regierung? 

Zuruf des Abg. Dr. Becher [Pullach].) 

Das Ziel ist es gewesen, einen Vertrag zu schlie-
ßen, der eben diese unterschiedliche Auffassung als 
Hindernis für die normalen Beziehungen dieser bei-
den Staaten beseitigt. Und wir haben es in einer, so 
finde ich, sauberen und anständigen Form getan, 
nämlich in der Form eines Kompromisses. Wir ha-
ben uns nicht über die rechtliche Beurteilung des 
Vorganges aus dem Jahre 1938 einigen können. 
Dann aber haben wir festgestellt, daß wir im Ver-
kehr miteinander — wir berühren auch nicht Groß-
britannien und die anderen Signatarmächte — die-
ses Abkommen als nichtig betrachten wollen — der 
Verkehr zwischen der Bundesrepublik und der 
Tschechoslowakischen Republik ist natürlich einer, 
der in die Zukunft gerichtet ist —, und zwar nach 
Maßgabe dieses Vertrages. Diese Feststellung ist 
vollkommen eindeutig, nicht vieldeutig, nicht mehr-
deutig. An ihr ist gar nicht zu rütteln. Wir haben 
uns dann aber bemüht, die aus der unterschiedlichen 
Auffassung über dieses historische Ereignis etwa 
herzuleitenden Rechtswirkungen auf natürliche und 
juristische Personen zuverlässig auszuschließen. 
Jede rechtliche Beeinträchtigung der Interessen von 
natürlichen und juristischen Personen ist durch die-
sen Vertrag zuverlässig ausgeschlossen. Ich habe 
in der ganzen Diskussion heute und auch früher nie 
jemand gehört, der daran auch nur den leisesten 
Zweifel gehabt hätte. Dann frage ich mich aber: 
Was wollen Sie denn noch erreichen? 

(Zuruf des Abg. Dr. Wittmann.) 

Es ist natürlich, meine verehrten Kollegen — das 
konnte gar nicht ausbleiben —, auch wieder das 
Schreckwort von den Reparationen gefallen, die 
jetzt in Höhe von vielen Milliarden von uns ge-
fordert werden, 

(Zuruf des Abg. Mattick) 

und zwar mit Hinweis auf diesen Vertrag. Alle Red-
ner haben gleichermaßen Reparationen als eine 
direkte Folge dieses Vertrages zumindest nicht aus-
geschlossen. 

(Abg. Kunz [Berlin] : Wie hören Sie eigent-
lich zu?) 

Nun muß ich aber doch sagen, daß in Artikel II 
eindeutig steht: 

Dieser Vertrag bildet mit seinen Erklärungen 
über das Münchener Abkommen 

— es ist eigens darauf Bezug genommen — 

keine Rechtsgrundlage für materielle Ansprü-
che der Tschechoslowakischen Sozialistischen 
Republik und ihrer natürlichen und juristischen 
Personen. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Weder der Staat noch Einzelpersonen noch juristi-
sche Personen können aus diesem Vertrag irgend-
welche materiellen Ansprüche herleiten. Wenn die-
ses völlig unbestritten in diesem Vertrage steht, 
muß man doch endlich einmal aufhören, davon zu 
reden, es könnten Milliardenbeträge an Reparatio-
nen gefordert werden, zumal nichts dergleichen von 
irgend jemand gesagt und nicht einmal gedacht wor-
den ist. — Herr Dr. Wittmann, ab jetzt bin ich be-
reit, die Zwischenfragen — natürlich aller Kolle-
gen — zu beantworten. 

Dr. Wittmann (München) (CDU/CSU) : Herr 
Minister! Ist Ihnen die Bemerkung des Herrn Strou-
gal vom 11. Dezember entgangen, wonach die Aus-
reise von etwa 60 000 Deutschen doch wirtschaftliche 
Schwierigkeit mit sich bringe und daß das der Be-
ginn von Kreditforderungen sein könne? 

Scheel, Bundesminister des Auswärtigen: Aber 
Herr Dr. Wittmann! Zunächst einmal: Wenn das so 
wäre — ich will einmal unterstellen, daß Sie Herrn 
Strougal wörtlich zitiert haben; ich nehme an, daß 
er ähnliches irgendwo gesagt haben könnte —, kann 
ich das doch nicht als einen Hinweis auf Reparatio-
nen bezeichnen, die von vielen Rednern — außer-
halb dieses Hauses ganz bestimmt — nicht etwa mit 
Tausenden oder Millionen, sondern gleich mit Mil-
liarden DM beziffert werden. Das ist einfach — so 
möchte ich es sagen — keine sehr faire Art, mit 
einem Vertrag eines Staates umzugehen, der doch 
nicht nur von der Regierung, sondern auch von der 
Opposition gleichermaßen getragen wird. Aus die-
sem Vertrag läßt sich so etwas nicht herleiten, und 
Sie sollten doch damit aufhören. Damit nützen Sie 
doch nicht unseren Interessen, sondern im Gegen-
teil! Wir schaden doch fortgesetzt den eigenen In-
teressen, wenn wir immer wieder — ohne den ge-
ringsten Grund — das Schreckgespenst der Repara-
tionen öffentlich diskutieren. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Können wir uns denn tatsächlich nicht darauf eini-
gen? Mein Gott noch einmal: Wenn es solche Gefah-
ren gäbe, wäre ich ja sofort bereit, darüber mit je-
dem zu sprechen. 

(Abg. Sauer [Salzgitter] : Warschauer Vertrag!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Bundesmini-
ster! Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Reddemann? 
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Scheel, Bundesminister des Auswärtigen: Ja, 
aber da kam vorher noch ein Zwischenruf. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Warschauer Ver-
trag!) 

— Aber ich bitte doch um Entschuldigung! Das ist 
genau dasselbe. Die Polen haben von uns keine Re-
parationen gefordert, und sie werden das nicht tun; 
denn sie haben keinen Anspruch darauf, Reparatio-
nen zu bekommen. 

(Abg. Sauer [Salzgitter] : Das nennt man 
doch heute nicht mehr so! — Weitere Zu-
rufe von der CDU/CSU. — Glocke des Prä-

sidenten.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren! Ich bitte, die Diskussion doch nicht in Einzel-
gespräche aufzulösen. 

Scheel, Bundesminister des Auswärtigen: Ich bin 
sehr gern bereit, hier etwas ad hoc zu diesen Dingen 
zu sagen, erläuternd zu sagen, auch in allen Einzel-
heiten, und zwar zu Polen. Lassen Sie uns das gleich 
einmal abhandeln, damit hier diese vergiftete Atmo-
sphäre herauskommt. Was ist denn in Polen gefragt? 
Was wollen die Polen wirtschaftlich von uns? Sie 
wollen eine langfristige wirtschaftliche Zusammen-
arbeit. Sie haben in diesem Zusammenhang eine 
Liste über Investitionsgüter aufgestellt, die sie gern 
haben möchten. Diese Liste macht einen Gesamt-
betrag von 7 Milliarden DM aus. Dies ist natürlich 
zunächst einmal ein kommerzielles Geschäft, denn 
sie wollen etwas kaufen und wollen dafür bezahlen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Mit unserem 
Geld!) 

— Nein! Diese Art von Zwischenrufen beweist, daß 
Sie nicht den ernsthaften Willen haben, wirklich 
etwas über die Sache zu hören. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Was mich in der Auseinandersetzung mit Ihnen so 
erschüttert, ist, daß Sie alles besser wissen. Sie wol-
len die Wahrheit nicht wissen, weil sie Ihnen nicht 
in den Kram paßt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Widerspruch bei der CDU/CSU.) 

Nun lassen Sie es sich doch einmal erklären. Ich 
wiederhole noch einmal: Die Polen wollen der deut-
schen Wirtschaft Aufträge in Höhe von 7 Milliarden 
DM geben, die ihrerseits ja auch etwas verkaufen 
will. Nebenbei bemerkt: nicht so viel, wie die Polen 
gern haben möchten, weil das unsere Export-Kon-
junktur noch weiter ankurbelt. 

Jetzt geht es um die Frage, wer das denn bezahlt. 
Ich habe meinen Gesprächspartnern gesagt, daß die 
dazu notwendige Finanzierung wie jede Finanzie-
rung des deutschen Exports vergleichbarer Güter in 
alle Welt aufgebracht wird, nämlich in Form einer 
mittelfristigen oder einer langfristigen Finanzierung 
aus dem deutschen privaten Kapitalmarkt. Wenn je-
mand nach Südafrika, nach Amerika oder nach Peru 
oder nach Brasilien exportiert, dann finanziert er 
das doch genauso und nicht anders. Und genau das 

werden die Polen tun,  wenn sie a nt dem Gebiete 
etwas haben wollen. 

Was sie jetzt außerdem erfragt haben, ist ein Fi-
nanzkredit, und zwar nicht etwa von dem deutschen 
Kapitalmarkt, sondern von Staat zu Staat. Das ist 
aber im Verhältnis von Staaten zueinander nichts 
Ungewöhnliches. 

Meine verehrten Kollegen! Wenn Sie mich einmal 
reizen, dann werde ich die Finanzkredite hier ver-
öffentlichen, die wir in den letzten Jahren unseren 
westlichen Partnern gegeben haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die haben auch 
nicht 27 Jahre lang deutsches Land aus

-

beuten können! — Gegenruf von der SPD: 
Das ist unerhört!) 

— Ich bitte um Entschuldigung. Ich glaube, diese 
Dinge zu vermischen ist mehr als unerlaubt. 

Wir haben einen Vertrag geschlossen, der in der 
Zukunft die Zusammenarbeit zwischen zwei Völ

-

kern, die eine leidvolle Geschichte hinter sich haben, 
garantieren soll. Da kann ich unseren Partnern doch 
nicht ununterbrochen die Quadratmeterzahl, mit stei-
genden Bodenpreisen berechnet, vorrechnen. Das ist 
doch ganz unmöglich. So kann ich keine Außenpolitik 
machen. Hier handelt es sich um ganz normale wirt-
schaftliche Beziehungen. Mit anderen Worten: Hier 
will ein Staat von der Bundesrepublik einen Finanz-
kredit, wie wir ihn früher auch anderen Ländern 
verschiedener Qualität gegeben haben. Wir haben 
solche Kredite neutralen Ländern und westlichen 
Ländern und Ländern auch in anderen Bereichen der 
Erde gegeben. Darüber muß man doch reden kön-
nen. Das hat doch mit Reparationen nichts zu tun. 
Außerdem wollen die den Kredit ja zurückzahlen. 

Wenn zudem klar ist, daß die Zusammenarbeit 
mit dem Volumen, das ich eben genannt habe, die 
auch für uns interessant ist und die sicher die poli-
tische Entwicklung in Europa beeinflußt, finanziert 
werden kann, wie ich es eben erklärt habe, und 
wenn ich zusätzlich noch eine gewisse Möglichkeit 
auf dem Gebiet der Finanzkredite schaffe, dann ist 
das doch etwas über das wir alle reden können müs-
sen. Das sollte man doch nicht in die Polemik hin-
einnehmen. 

Ich darf diesen Gedanken abschließen. Ich meine, 
Herr Kollege Marx, wir müssen uns über das Ziel 
der Verträge klar sein. Sie haben eben gesagt, Sie 
fürchten, daß die Verträge nicht dem Ziel dienen, 
das Sie im Auge haben. Nun muß ich aber sagen, 
daß Sie auch andere Kollegen von Ihnen, die heute 
gesprochen haben, bei mir den Eindruck erweckt 
haben, daß sie tatsächlich im Ziel mit uns möglicher-
weise nicht einig sind. Das ist eine ernste Sache. 

Ich will Ihnen sagen, was ich empfunden habe. 
Sie werden es, wenn Sie die Protokolle nachlesen, 
sehen. Ich habe den Eindruck, daß tatsächlich man-
cher Kollege der Oppositionspartei mit Verträgen, 
die wir mit unseren östlichen Nachbarn abschließen, 
die Vorstellung verbinden, man könne dadurch die 
innere politische Struktur dieser Länder verändern. 

(Abg. Reddemann: Wer hat das denn ge

-

sagt?!) 
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— Lesen Sie bitte die Protokolle einmal nach! Sonst 
werde ich sie Ihnen morgen zuschicken. — Wer 
diese Vorstellung mit den Verträgen verbindet, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Sie bauen doch 
Pappkameraden auf! — Unterstellungen!) 

er könne damit — ich will es ganz hart ausdrücken 
— den Grad an Freiheit in den Vertragspartner-
ländern vertraglich verändern, hat allerdings ein 
anderes Ziel. Er hat ein Ziel, das von vornherein 
nicht zu verwirklichen ist, das illusionär ist, das wir 
nicht anstreben können. Wenn Sie noch einmal die 
Protokolle nachlesen, werden Sie sehen, auch Sie, 
Herr Kunz, was Sie zu diesem Zweck gesagt haben, 
wenn Sie das auch wunderbar verpackt zu haben 
glaubten. Aber genau das haben Sie gesagt. 

Wer diese Ziele mit der Vertragspolitik verbindet, 
kann natürlich keine Verträge abschließen. Wir sind 
uns vollkommen darüber im klaren, daß wir mit 
diesen Verträgen nicht vertraglich mehr Freiheit für 
die Bewohner dieser Länder vereinbaren können, 
wiewohl wir ihnen sehr viel mehr Freiheit wün-
schen, genau wie Sie. Da gibt es in diesem Hause 
doch keinen Unterschied. Aber was wir können, ist, 
eine Normalisierung zwischen den Staaten herbei-
zuführen. Das geht nur Schritt für Schritt, in kleinen 
Schritten. Es mag unbefriedigend sein, daß man nicht 
alles in einem großen Sprung erreichen kann. Was 
wir können, ist, Schritt für Schritt gewisse Erleichte-
rungen zu schaffen, Erleichterungen vornehmlich für 
die Menschen. 

Wir dürfen hier nicht allein den Vertrag sehen, 
den wir mit der Tschechoslowakei abgeschlossen 
haben. Wir haben auch mit anderen Verträge ab-
geschlossen. Sie wirken aufeinander. Dadurch ver-
ändert sich das Gesamtklima. 

Ich darf daran erinnern, daß wir vor wenigen Ta-
gen — die Oppositionspartei hat das öffentlich nicht 
besonders gefeiert — z. B. Abmachungen über den 
Sportverkehr zwischen der Bundesrepublik und der 
DDR endlich wieder haben erreichen können. Daß 
kein Wort aus Ihrem Mund gekommen ist, dies zu 
begrüßen, bedaure ich. Die Sportler werden das gar 
nicht so sehr schätzen, daß Sie das nicht so zu 
interessieren scheint. Das ist doch indirekt eine Wir-
kung, die auch von diesem Vertrag ausgeht. 

Oder nehmen Sie die Tatsache, daß im Zusammen-
hang mit meinem Besuch in Bulgarien das inter-
essiert Sie, Herr Kunz, ganz besonders — dort in-
haftierte Fluchthelfer entlassen worden sind, 

(Abg. Kunz [Berlin] : Das freut mich sehr!) 

und zwar als humanitärer Akt. Ich muß sagen: Das 
ist eine anständige Geste dieses Landes gewesen, 
das ich besucht habe. 

Nicht genug damit: Auch bei den Schwierigkeiten 
im Zusammenhang mit den Hochzeiten zwischen 
Bulgaren und Deutschen gibt es in den nächsten 
Tagen Erleichterungen. Dafür habe ich mich sehr 
eingesetzt. 

(Zuruf des Abg. Dr. Marx.) 

Dies alles ist doch, wenn ich das noch einmal 
erwähnen darf, ein Ausfluß des Gesamtzustands der 
Beziehungen zwischen Westeuropa und den Ländern 
des Warschauer Pakts. 

Ich darf abschließend zu diesem Punkt sagen, Herr 
Kunz, daß es sich da nicht um eine Politik der Bun-
desrepublik Deutschland handelt, die von uns iso-
liert betrieben wird, sondern dies ist Teil der euro-
päischen Politik des Versuchs, mehr Zusammen-
arbeit zwischen West und Ost zu entwickeln. Wenn 
wir unseren Teil nicht trügen, nicht übernähmen, 
wäre das alles nicht möglich, dann gäbe es keine 
Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa, die in Genf stattfindet, dann gäbe es auch 
nicht MBFR. Dann gäbe es das alles nicht, sondern 
wir wären immer noch auf dem Stand, den wir in 
den  50er und 60er Jahren hatten. Das, so glaube ich, 
wollte keiner von uns. 

Weil das so ist, möchte ich gern an die Opposi-
tion appellieren: Sie soll die erkennbaren Änderun-
gen ihrer Position nicht wieder aufgeben. Heute hat 
es den Anschein, als ob sie sie aufgeben wollte. 
Das hielte ich für eine bedauerliche Entwicklung. 
— Bitte, Herr Kunz, Sie wollen eine Frage stellen! 

Kunz (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Minister, darf 
ich Sie bitten, zur Kenntnis zu nehmen, daß wir 
uns über die Gesten, die Sie eben erwähnt haben, 
aufrichtig gefreut haben. Ich darf Sie bitten, insbe-
sondere durch mehr Konsequenz auf eine Politik 
hinzuwirken, in der Gesten dadurch ersetzt werden, 
daß das, was im Einzelfall als Geste zum Ausdruck 
kommt, für den generellen Fall zur Selbstverständ-
lichkeit wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Scheel, Bundesminister des Auswärtigen: Wer 
möchte das denn nicht? Es ist immer so: Wenn die 
CDU-Kollegen hier sprechen, muß ich stets sagen 
„Wie wahr!". Alles das, was Sie wollen, das will 
ich sicher auch. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Schön!) 

Nur: Sie haben nie einen Weg gezeigt, wie man es 
erreichen kann. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir sind den Weg gegangen, auf dem man zwar 
nicht alles erreicht hat, der aber einen Teil möglich 
gemacht hat. Diesen Weg müssen wir weiter gehen. 
Ich meine, die CDU sollte diesen Weg mit gehen, 
nachdem das Gröbste jetzt weggeräumt ist. Ich wie-
derhole noch einmal: Seien Sie froh, daß wir das 
gemacht haben. Es ist für uns alle gut gewesen, daß 
wir das geschafft haben. 

(Abg. Lemmrich: An den Nachfolgelasten 
werden wir noch lange rumkauen!) 

Ich darf hier noch zwei Einzelprobleme erwähnen, 
weil sie wichtig sind. Das erste betrifft den Brief zur 
Straffreiheit. Sie haben gefragt, Herr Kollege Dr. 
Marx, ob das nicht im Nachhinein geradezu eine Be

-

stätigung der anderen Rechtsauffassung ist. Nein, 
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das kann man nicht sagen. Dieser Brief ist wirklich 
eine Information mit einem gewissen Charakter. 

(Abg. Reddemann: Eine Information, die 
aber nicht wie im Zusammenhang mit Po-
len veröffentlicht wird! — Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU: Kann man den Charak-

ter nicht definieren?) 

— Nein, der Brief ist ja jedem bekannt. Ich meine 
den Charakter, was seine Wirkung für die Betrof-
fenen angeht. 

Es ist eine Information, die keinerlei Wirkungen 
etwa auf die Rechtsstruktur der Tschechoslowakei 
in den 30er und 40er Jahren haben könnte. Das ist 
völlig ausgeschlossen. 

Es hat keinen Zweck, in all diese Dinge immer 
wieder neues Mißtrauen hineinzupumpen, da, wo es 
gar nicht gerechtfertigt ist. Man kann ja überall was 
finden, man kann die ganze Syntax abklopfen, ob 
nicht noch irgendwo eine Möglichkeit ist, an der man 
nachweisen kann: Hier könnte etwas stecken, wollen 
wir das mal ans Licht zerren! — Das verbessert ja 
auch nicht gerade die Beziehungen zwischen den 
Staaten. 

Ich habe heute nachmittag gesagt, daß in diesem 
Vertrag und auch in den dazu gehörigen Briefen die 
Interessen von West-Berlin in vollem Umfang ohne 
Abstrich gewahrt sind. Ohne Abstrich! Es wird kein 
Berliner um ein Jota anders behandelt als die Be-
wohner der Bundesrepublik Deutschland. Ich habe 
nicht gesagt, was Sie fälschlicherweise hier vermutet 
haben, die Frage des Rechtshilfeverkehrs sei gelöst. 
Ich habe das nicht gesagt, sondern ich habe gesagt, 
dies sei noch nicht gelöst. Aber wir haben vor Auf-
nahme diplomatischer Beziehungen eine überein-
stimmende Erklärung abgegeben, daß wir diese 
Frage lösen wollen, und zwar unter Berücksichtigung 
der Interessen von West-Berlin. Ich habe Anlaß an-
zunehmen, daß das in absehbarer Zeit möglich ist. 

Jetzt will ich, Herr Dr. Marx, Ihre verschiedenen 
Zitate in meine Betrachtungen einbeziehen, nämlich 
die Zitate von Interviews, die ich dem Zweiten Deut-
schen Fernsehen und anderen Rundfunk- oder Fern-
sehstationen gegeben habe. Diese Zitate sind in 
vollem Umfang so gültig wie damals. Ich bin heute 
noch der Meinung, daß wir es bei der Tschechoslo-
wakei mit einem souveränen Staat zu tun haben 
und daß unser Verhältnis zur Tschechoslowakei 
durch keine anderen Einflüsse bestimmt sein soll. 
Würden Sie etwas anderes sagen? Ich habe, wie ich 
im Fernsehen damals gesagt habe, mit Herrn Gro-
myko über die Tschechoslowakei nicht einen Satz ge-
wechselt. Er hat mich nicht darauf angesprochen, und 
ich bin noch immer davon überzeugt: Würde ich ihm 
gesagt haben, was machen wir mit der Tschechoslo-
wakei, würde er gesagt haben: Das ist nicht meine 
Sache; das müssen Sie mit der Tschechoslowakei 
besprechen. Aber es ist ja doch niemandem verbor-
gen geblieben — lassen Sie mich das einmal ganz zu-
rückhaltend ausdrücken —, daß die Tschechoslowa-
kei Mitglied des Warschauer Paktes ist und daß in-
nerhalb des Warschauer Paktes gewisse Regeln, ge-
wisse Konsultationsverfahren und gewisse Abspra-
chen über wichtige politische Fragen üblich sind. Ich 

will nicht verschweigen, daß so etwas auch innerhalb 
der NATO üblich ist. 

(Abg. Reddemann: Der Vergleich hinkt!) 
— Unterstellen Sie mir doch nicht — was soll das 
denn? , 

(Abg. Lemmrich: Sie sollen sich nur klar 
ausdrücken!) 

daß ich die Qualitätsunterschiede zwischen dem 
Warschauer Pakt und der NATO nicht kenne! Ich 
denke ja im Traum nicht daran, den Eindruck er-
wecken zu wollen, diese hätten gleiche Qualität. 
Wie komme ich denn dazu? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dann sagen Sie 
es doch!) 

— Habe ich etwas anderes gesagt? Ich habe nichts 
anderes gesagt. Aber Sie haben mir etwas unter-
stellt. Können wir uns denn nicht abgewöhnen, im 
Verkehr untereinander ewig etwas zu unterstellen? 

(Abg. Lemmrich: Sie brauchen sich nur 
klar auszudrücken!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Minister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Kollegen 
Reddemann? 

Scheel, Bundesminister des Auswärtigen: Lassen 
Sie mich das noch zu Ende führen Herr Reddemann! 
Ich wiederhole, daß ich das wohl weiß und daß man 
wirklich nicht in einer Plenarsitzung darüber zu dis-
kutieren braucht, wie die Strukturen in Osteuropa 
sind — das ist doch ganz selbstverständlich —, aber 
daß ich im Verkehr mit der Tschechoslowakei es 
nur mit ihr zu tun habe und mit ihr zu tun haben 
will und die Tschechoslowakei wahrscheinlich nur 
mit uns zu tun haben will, das ist nun mal so. Inso-
weit sollte man, glaube ich, die Souveränität des 
Verhandelns unseres Verhandlungspartners nicht in 
Zweifel ziehen. Die Tschechoslowakei macht ja kein 
Hehl daraus, daß sie in dieser besonderen Frage 
mit ihren Partnern im Warschauer Pakt konsultieren 
muß. Das akzeptieren wir. Wir werden also zu einer 
Regelung kommen — ich hoffe, in absehbarer 
Zeit —, die eine Regelung sein wird, die dann ver-
mutlich von allen Mitgliedstaaten des Warschauer 
Paktes übernommen wird.. 

Bitte sehr, jetzt kommt zuerst Herr Reddemann. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Zu einer Zwischen-
frage Herr Abgeordneter Reddemann! 

Reddemann (CDU/CSU) : Herr Minister, kön-
nen wir uns darauf einigen, daß Konsultationen 
zwischen den Staaten der NATO noch nie mit einem 
Einmarsch der siegreichen Teile des Pakts in einen 
anderen Staat geendet haben und daß allein dadurch 
ein Vergleich, wie Sie ihn vorhin versucht haben, 
nicht stimmen kann? 

Scheel Bundesminister des Auswärtigen: Her: 
Reddemann, es juckt mich jetzt. Ich habe etwas auf 
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der Zunge liegen, was ich in diesem Zusammenhang 
nicht auszusprechen wage. 

(Abg. Reddemann: Tun Sie sich keinen 
Zwang an! — Abg. Lemmrich: Machen Sie 

aus Ihrem Herzen keine Mördergrube!) 

— Doch, ich muß es machen. Verzeihen Sie, ich 
muß aus meinem Herzen eine Mördergrube machen. 
Beinahe wäre mir die Zunge durchgegangen. Aber 
wenn Sie ganz scharf nachdenken, kommen Sie 
vielleicht selber darauf, was mir auf der Zunge 
lag, was ich aber nicht aussprechen will. — In der 
Tat, Herr Reddemann: das Problem ist zu ernst, 
als daß ich einen eher verbalen Scherz daraus 
machen sollte. Das will ich nicht, deswegen habe 
ich mir das verkniffen. 

(Abg. Reddemann: Von der Sache her ist 
ja auch wohl nichts zu scherzen!) 

— Herr Reddemann, auch diese Behauptung habe 
ich nicht aufgestellt. 

(Abg. Reddemann: Ich wollte ja bitten, 
daß wir uns einigen!) 

— Ja, aber wir brauchen darüber nicht zu disku-
tieren, wie wir in dieser Frage denken. Ich glaube, 
das sollte nicht nötig sein. 

(Abg. Lemmrich: Herr Minister, lesen Sie 
doch das Protokoll Ihrer Rede!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich bitte, die De-
batte jetzt nicht in Privatgespräche aufzulösen. 
Jetzt fragt der Abgeordnete Dr. Mertes. 

Dr. Mertes (Gerolstein) (CDU/CSU) : Herr Bun-
desminister, wie beurteilen Sie in diesem Zusam-
menhang die Tatsache, daß zwischen der Bundes-
republik Deutschland und der Sowjetunion in einer 
Absichtserklärung, die eine paraphierte Verein-
barung ist, eine förmliche Absprache über die 
deutsch-tschechoslowakischen Beziehungen erfolgt 
ist? Und wie beurteilen Sie in diesem Zusammen-
hang außerdem — politisch wie rechtlich — die 
Bedeutung des Abkommens UdSSR—CSSR vom 
6. Mai 1970 für unseren tschechoslowakischen Ver-
tragspartner? 

Scheel, Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Kollege Dr. Mertes, wenn wir dies jetzt aufgreifen 
wollten, würden wir noch einmal 45 Minuten über 
die sogenannten Bahr-Papiere und ihren rechtlichen 
Charakter sprechen müssen. 

(Abg. Dr. Czaja: Das lohnt sich! — Abg. 
Dr. Mertes [Gerolstein] : Nicht die Bahr-
Papiere, sondern die später förmlich ver-

einbarte Absichtserklärung!) 

— Ja, ich meine die Absichtserklärungen, die ja 
da angehängt sind. Lassen Sie es mich einmal so 
sagen: Damals, wissen Sie, ist ein Gespräch geführt 
worden in einer Lage, in der das Verhältnis der 
Bundesrepublik Deutschland zu keinem Staat des 
Warschauer Paktes geregelt war. Man hat die gan-

zen Schritte, die für eine Regelung des Gesamtver-
hältnisses nötig waren, diskutiert. 

(Abg. Dr. Probst: Der Minister schwimmt 
jetzt!) 

Ich glaube nicht, daß man das heute noch einmal 
heranziehen kann in bezug auf unser Verhältnis zur 
Tschechoslowakei. 

Nun, meine verehrten Damen und Herren, ich 
habe Sie lange genug strapaziert. 

(Abg. Lemmrich: Es war uns ein großes 
Vergnügen!) 

Ich möchte deswegen meine Replik auf das, was 
Herr Kollege Marx und die anderen Kollegen ge-
sagt haben, mit einer kurzen Erwartung und einer 
Betrachtung abschließen. 

Ich habe — ich darf wiederholen, was ich am An-
fang gesagt habe — das Gefühl, daß die CDU-Frak-
tion in dieser Frage ihre Strategie oder Taktik — 
wie Sie es wollen — geändert hat. Viele, nicht nur 
ich persönlich, sondern viele auch, die die parlamen-
tarische Entwicklung beobachten, hatten geglaubt, 
die CDU würde, nachdem die schwersten Brocken 
bewältigt sind, einen Schritt weiter sein. 

(Abg. Becher [Pullach] : Herr Minister, glau

-

ben Sie nicht auch, daß die Bevölkerung ihr 
Urteil geändert hat?) 

— Ja, darauf komme ich gerade. Ich glaube, Herr 
Becher, daß die Bevölkerung unterstellt, daß das so 
ist. Deswegen wollte ich gerade sagen: Herr Kol-
lege Marx, ich habe Ihnen keine Ratschläge zu 
geben, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Mit dieser Politik 
bestimmt nicht!) 

aber wenn Sie annehmen, der Rückfall in die fünf-
ziger und sechziger Jahre würde möglicherweise 
dem modernen Trend in der Bevölkerung entspre-
chen, dann, so glaube ich, täuschen Sie sich. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

ruf von der CDU/CSU: Schon wieder eine 
Unterstellung!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort  hat  der 
Abgeordnete Dr. Marx. 

Dr. Marx (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich will den Versuch machen, 
angesichts der späten Zeit, unter der wir alle mehr 
oder weniger leiden, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Gar nicht! — 
Abg. Lemmrich: Wir sind alle Nachtmen

-

schen! — Zuruf von der SPD: Wir haben 
Zeit!) 

es kurz zu machen, wobei ich, meine sehr verehrten 
Kollegen von der SPD, denke, daß wir noch viel 
Gelegenheit und Zeit haben werden und uns neh-
men müssen. Und wenn ich ein Wort von dem, was 
Sie gesagt haben, Herr Metzger, ernst nehme, dann 
Ihr Versprechen, daß man im Rechtsausschuß ein-
gehend darüber debattieren wird. Dann, denke ich, 
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können wir jetzt nicht alle Probleme noch mitein-
ander diskutieren. Aber einiges, Herr Minister, 
möchte ich — und wenn es mir gelingt, würde es 
mich freuen — mit etwas größerer Ruhe und nicht, 
wie Sie gesagt haben, aus übervollem Herzen, das 
man befreien möge, sagen. 

Meine erste Bemerkung ist, daß wir uns freuen — 
Kollege Kunz hat darauf hingewiesen, daß die 
bulgarischen Behörden einigen Fluchthelfern die 
Freiheit gegeben haben. Ich war vor einigen Wo-
chen in Bulgarien, und ich denke, daß Gesten dieser 
Art hoffentlich bald auch ansteckend wirken auf die 
DDR. Ich bitte die Bundesregierung, endlich auch ein-
mal dort tätig zu werden, wo wir über 60 Fluchthelfer 
drüben zu Zuchthaus zwischen 8 und 16 Jahren ver-
urteilt wissen. Das sollten Sie nicht nur aus Bulga-
rien berichten können, sondern — vielleicht ist es 
nicht Ihr Ressort — aus dem anderen Teil Deutsch-
lands. 

Meine zweite Bemerkung. Sie haben am Ende ge-
sagt, Herr Kollege Scheel, und dies mit der An-
merkung verbunden, Sie wollten keinen Ratschlag 
geben. Ich verstehe es trotzdem so: daß wir unsere 
Strategie und Taktik nicht ändern sollten. Was wir 
hier machen, ist kein Ergebnis von taktischem Den-
ken, sondern dies ist der Versuch, einen Vertrag 
und die dazu gehörigen Dokumente, aus ihrem Text, 
aus ihrem Geiste und aus all den uns bekannten 
begleitenden Umständen heraus zu würdigen. Das 
haben wir getan. Ich wäre dankbar, Herr Kollege 
Scheel, wenn Sie auch jenes Maß an Gerechtigkeit 
in Ihrem Urteil aufbrächten.. Ich habe wirklich ver-
sucht, sehr differenziert zu diskutieren, und die bei-
den Kollegen unserer Fraktion haben das auch ver-
sucht. Aber wir haben hier eine ganz bestimmte 
Aufgabe, und Ihre Ostpolitik hat uns jeden Tag aufs 
neue auf diese Aufgabe hingestoßen, nämlich Satz 
für Satz von dem, was Sie sagen, und Punkt für 
Punkt von dem, was Sie unterschreiben, genau auf 
die Möglichkeit und die Wahrheit der Sache zu über-
prüfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das ist unsere Aufgabe. Wir müssen sie wahrneh-
men. Bitte, verstehen Sie es auch so. Vielleicht kom-
men wir auch mal dazu, daß wir auch bei kontro-
verser Beurteilung einzelner Punkte, z. B. auf dem 
Felde der Außenpolitik, uns gegenseitig helfen 
könnten, weil dieses unser Land nicht nur das un-
sere und nicht nur das Ihre, sondern das gemeinsame 
Land ist. Die Aufgabe der Opposition sollten Sie 
sehr ernst nehmen. Ich hätte oft gewünscht, daß die 
Regierung in ihren außenpolitischen Handlungen 
sich dem Drängen und den Forderungen der Oppo-
sition zum Nutzen des ganzen Landes besser bedient 
hätte als Sie und Ihre Freunde es vermochten. 

(Beifall bei der CDU CSU.) 

Natürlich, Herr Kollege Mertes, zum Bahr-Papier 
könnte man vieles sagen; dazu wird auch noch viel 
zu sagen sein.  Aber  eines ist sicher unbestreitbar. 
Herr Kollege Scheel, ich will Sie nicht auffordern, 
daß offen zu sagen, weil ich Sie vielleicht damit 
überfordere. Sie haben auch eine gewisse Disziplin 
des Kabinetts; ich verstehe das sehr wohl. ich würde 
nur wünschen, daß auch andere die Disziplin des 

Kabinetts so hielten. Aber es ist nicht zu bestrei-
ten — ich nenne keine Namen, aber viele aus Ihren 
Reihen wissen das doch --, daß die Festlegungen, 
die hinter dem Rücken des Kabinetts und dieses 
Hauses getroffen worden sind, auch Festlegungen zu 
dem Gegenstand, über den wir heute sprechen   
ich wiederhole, Sie selbst und Ihr Staatssekretär 
haben dies ja wohl empfinden müssen —, wesent-
liche Einengungen mit sich gebracht haben bei der 
Aushandlung des heute hier vorliegenden und von 
uns in der ersten Runde zu diskutierenden Ver-
trages. 

(Abg. Dr. Mertes [Gerolstein] : Leider wahr!) 

Ein Drittes. Herr Kollege Scheel, Sie sagen, Sie 
würden fast fürchten, wir seien im Ziel nicht einig. 
Gut, darüber muß man noch einmal diskutieren. Ich 
will nicht versuchen, das mit einigen Worten in Ord-
nung zu bringen. Aber Sie haben auch gesagt, wir 
sollten nicht immer gleich etwas Negatives sehen, 
Verdacht, Mißtrauen aufhäufen. Meine Bitte ist: 
tun Sie das auch nicht! Sie sagen, Sie hätten bei uns 
den Eindruck, wir wollten durch solche Verträge 
innere Strukturen anderer Staaten ändern. Für wie 
naiv halten Sie uns eigentlich? Das will niemand, 
auch dann nicht, wenn uns andere Strukturen nicht 
gefallen. Was wir wollen sind Verträge, deren Inhalt 
und Text zweifelsfrei ist, die von beiden Seiten in 
gleicher Weise verstanden und verantwortet wer-
den, Verträge, die tatsächlich Schlußstriche ziehen 
und miteinander in die Zukunft gehen lassen. Das 
ist es, was wir wollen, und insoweit ist dieser Ver-
dacht wirklich unbegründet. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sie sagten an einer anderen Stelle: Was erreichen 
wir nach den Verträgen? Sie haben eine Hoffnung 
damit verbunden, die auch ich, die wir alle teilen, 
indem Sie gesagt haben, vielleicht ist es möglich, 
Stück um Stück ein Mehr an Freiheit, ein Mehr an 
Freizügigkeit zu erreichen. Aber unsere These ist, 
daß durch diese Verträge solche Hoffnungen von 
vornherein weitab in den Bereich der Illusionen ge-
wiesen werden. 

Ich möchte jetzt nicht abheben auf die Konferenz 
für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa. Ich 
möchte nicht abheben darauf, aber immerhin an-
melden, daß wir dann auch darüber in diesem Hause 
ausführlich diskutieren, was z. B. zu Korb drei zu 
sagen ist, zu mehr Freizügigkeit für Menschen, 
Ideen, Informationen und was die Bundesregierung 
bei den Verhandlungen in Genf dazu beigetragen 
hat. Das allerdings werden wir dann in diesem 
Hause mit allem Nachdruck behandeln. 

(Abg. Dr. Mertes [Gerolstein] : Korb eins 
auch!) 

Herr Kollege Scheel, Sie haben vom Münchener 
Abkommen gesprochen, und zwar sagten Sie, daß 
die Formel darüber keinerlei Mehrdeutigkeit ent-
halte. Wenn das eine Antwort war auf meine Frage, 
in der ich die Antwort der Bundesregierung auf die 
Vorstellungen des Bundesrates zitiert habe, dann 
muß ich Ihnen sagen: Dunkel, oh Herr, ist der Sinn 
deiner Rede. Denn ich kann nicht begreifen, wie Sie 
auf der einen Seite darstellen, daß man sich in die- 
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sem einen Punkt, der so wichtig und so entschei-
dend war, daß man ihn zum Art. I des Vertrages 
erhoben hat, nicht einigen konnte, trotzdem eine 
gemeinsame Formel fand und diese unterschrieb, 
Sie dann aber, völlig korrekt, sagen: Im Grunde 
genommen haben wir beide in dieser Sache ein weit 
voneinander abweichendes   ich füge hinzu: ge-
genteiliges — Verständnis. Das begreife ich nicht. 

Sie sagen, das sei alles ganz eindeutig, daran 
gebe es nichts zu rütteln. Ich bitte Sie: Sie haben 
doch ein großes Haus, das Auswärtige Amt, wo viele 
in der Lage sind, nicht nur „Rude Pravo" zu lesen 
und Radio Prag zu hören. Lassen Sie sich doch bitte 
die vielen uns bedrückenden Beweise dafür vorle-
gen, daß der Vertragspartner daran rüttelt, indem 
er nach wie vor seine von Ihrer, von unserer Mei-
nung abweichende Formulierung als die entschei-
dende ausgibt. Und das ist doch nicht nur Prag, 
das ist doch nicht nur der Herr Strougal oder der Herr 
Bilak; dahinter steht doch die Sowjetunion! Sie ha-
ben gesagt, Sie hätten in Moskau nicht mit den 
Tschechen verhandelt. Aber in der Verbalnote der 
deutschen Handelsmission — ich habe das zitiert —
ist doch ausdrücklich auf das, was ich den Modell-
charakter nenne, Bezug genommen. 

(Bundesminister Scheel: Sicher!) 

— Danke. 

(Weiterer Zuruf von Bundesminister Scheel.) 

Das ist offenbar klar. Darüber wäre dann, verehr-
ter Herr Kollege Scheel, nicht mehr zu streiten und 
sollte eigentlich nicht mehr gestritten werden. 

Das nächste Stichwort, das ich mir aufgeschrieben 
habe: Osthandel. Ich will jetzt gar nicht über die 
Themen diskutieren, was mit den 7 Milliarden DM 
ist, was da z. B. als Bundesbürgschaft gewünscht 
wird. 

(Abg. Dr. Czaja: Genau!) 

Das möchte ich gar nicht. Ich habe von Ihnen mit 
Freude gehört, daß es sich hier um Gelder handelt, 
die auf dem privaten Kapitalmarkt aufzubringen sind. 
Aber unsere Position, Herr Bundesaußenminister, ist: 
Die CDU CSU-Fraktion ist der Meinung, daß wir 
den Handel mit allen Staaten   darunter auch mit 
unseren Nachbarn, darunter auch mit den Staaten 
Osteuropas — ausbauen sollten unter Bedingungen, 
die  nicht extraordinäre sind, unter Bedingungen, die 
uns nicht eines Tages wieder zu Zahlen führen, bei 
denen gesagt wird: Das ist in den letzten zwei Jah-
ren alles so sehr angewachsen!, und wenn man ge-
nauer hinguckt, ist vor allem eines angewachsen: 
das Volumen unserer eigenen Lieferungen und die 
dadurch entstandenen Schulden. Auch da bitte ich, 
daß man, wenn möglich, dafür sorgt — vielleicht 
geht das nicht von heute auf morgen; das verlange 
ich nicht — daß die Außenhandelsbilanz mit all die-
sen Staaten mehr ausgeglichen wird. Das ist nicht 
nur eine Frage von Krediten, sondern auch eine 
Frage in die Richtung, daß das, was diese Länder 
liefern können, unseren eigenen qualitativen An-
forderungen in höherem Maße entspricht, als das 
bis zum Augenblick der Fall ist. 

Nun lassen Sie mich noch zwei Bemerkungen 
machen: einmal zur Frage der Reparationen, einmal 
zur Frage des Briefes über strafrechtliche Folgen. 

Herr Kollege Scheel, Sie haben uns vorgeworfen, 
wir hätten das ominöse Wort der Reparationen wie-
der in die Debatte gebracht. Ich habe hinzugefügt 
bei dem, was ich sagte, daß man dafür natürlich, ge-
schickt wie man ist, seit dem Abkommen zwischen 
Herrn Brandt und Herrn Tito auf Brioni andere For-
meln und andere Fixierungen gefunden hat. Ich will 
wirklich nicht — niemand von uns will das — ein 
Gespenst an die Wand malen; aber jedermann, der 
sich in den osteuropäischen Staaten aufhält und 
dort Gespräche von einigem Ernst führt, weiß doch, 
er bekommt ganze Schrankseiten gezeigt, bei denen 
es heißt: hier sind die Akten unserer Reparations-
forderungen; die werden wir Ihnen gegenüber er-
heben. Natürlich heißt es: wenn wir dann eine an-
dere Formel finden, daß wir uns also mittel- und 
langfristig zu neuen Dingen entscheiden, werde man 
auch bereit sein, andere Worte für die gleiche Sache 
zu finden. 

(Abg. Dr. von Bülow: Da hat Herr Marx 
Aktenschränke angesehen!) 

— Das habe ich, Herr von Bülow. Ich habe Akten-
schränke angesehen, bei denen man mir gesagt hat: 
Hier haben wir dies alles sehr säuberlich aufge-
hoben. Die Bundesregierung wird dies wohl auch 
alles wissen. 

Die letzte Bemerkung von mir hier in diesem 
Augenblick bezieht sich auf den Brief über straf-
rechtliche Folgen. Herr Bundesaußenminister, ich 
möchte Ihnen gern mithelfen, wenn Sie sagen: Dies 
ist nur gedacht, um denjenigen, die eventuell be-
troffen sein könnten, die Ruhe zu geben, daß sie 
sich nicht mehr betroffen fühlen, also, falls sie reisen 
möchten, auch mit ruhigem Gewissen reisen können. 
Aber mir fällt folgendes auf — das  können Sie nicht 
abstreiten, wenn Sie den Brief lesen; ich wiederhole 
noch einmal und bitte, den Gedanken hier insoweit 
vertiefen zu dürfen —: Die tschechoslowakische 
Seite sagt: Dieser Brief stellt alle diejenigen, die 
durch unsere Strafgesetze berührt werden könnten 

— ich glaube, das ist seit 1965 —, außer Strafe. Wie 
kommt die tschechoslowakische Seite dazu, dies zu 
tun, und wie kommt die Bundesregierung dazu, 
einen solchen Brief anzunehmen und als amtliches 
Dokument zu veröffentlichen, wenn die tschecho-
slowakische Seite dazu gar kein Recht hatte, wenn 
sie nämlich in den Jahren 1938 bis 1945 nicht Be-
sitzer des sudetischen Gebietes war. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich glaube aber — ich möchte das jetzt nicht ver-
längern — , daß sich auch in dieser Auseinanderset-
zung gezeigt hat, daß wir in den Ausschüssen eine 
Fülle von Stoff zu diskutieren haben. Meine Bitte ist 
nur, verehrte Kolleginnen und Kollegen der Koali-
tion, daß wir — ich möchte mich über das, was im 
Auswärtigen Ausschuß war, nicht beklagen; aber ich 
höre viele Klagen von den Kollegen aus dem Rechts-
ausschuß — in den Ausschüssen dann aber auch die 
notwendige Gelegenheit erhalten, all die Fragen 
stellen zu können und die Antworten in uns auf. 
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zunehmen, und daß man nicht zu einer Zeit, die 
Ihnen gefällt, die Abstimmungsmaschine in Gang 
setzt, um unliebsame Argumente wegzubringen. 
Dies war meine Anmerkung; es ist sicher zu diesem 
Thema nicht die letzte. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wird noch das 
Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Ich 
schließe die Aussprache. 

Ich schlage Ihnen vor, den Gesetzentwurf an den 
Auswärtigen Ausschuß — federführend — und an 
den Rechtsausschuß — mitberatend zu überweisen. 
— Widerspruch erfolgt nicht; es ist so beschlossen. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf Donnerstag, den 28. März 1974, 9 Uhr 
ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 22.49 Uhr.) 

Berichtigung 

68. Sitzung, Seite 4060 C: Die Verordnug (EWG) 
des Rates — Drucksache 7/1274 — ist nicht an den 
Innenausschuß, sondern an den Ausschuß für Wirt-
schaft überwiesen. 
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Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Bayerl vom 27. März 
1974 auf die dringlichen Fragen des Abgeordneten 
Dr. Becher (Pullach) (CDU/CSU) (Drucksache 7/1877 
Fragen 1 und 2) : 

Hat sich der Bundesjustizminister - und gegebenenfalls aus 
welchen Gründen — gegenüber dem Bundesverfassungsgericht 
geweigert, die im Land Berlin geführten Akten fiber das min-
derjährige Flüchtlingsmädchen, das an die „DDR" ausgeliefert 
werden soll, zu übersenden, obwohl die Akten vom Bundes-
verfassungsgericht ordnungsgemäß angefordert worden sind, 
und wird durch die Weigerung das Bundesverfassungsgericht 
sogar an dem ordnungsgemäßen Erlaß einer Entscheidung über 
seine Zuständigkeit gehindert? 

Ist gegebenenfalls für die Weigerung des Bundesjustizministers 
dem Bundesverfassungsgericht die im Land Berlin geführten Ak-
ten über das minderjährige Flüchtlingsmädchen, das an die 
„DDR" ausgeliefert werden soll, zu übersenden, eine Weisung 
der drei westlichen Schutzmächte ursächlich, und ist eine solche 
Weisung unaufgefordert und ohne deutsche Anregung ausge-
sprochen worden? 

Sie gehen von unzutreffenden Voraussetzungen 
aus: 

1. Die Bundesregierung ist vom Bundesverfassungs-
gericht zu keiner Zeit um Übersendung von 
Akten, die sich auf die Beschwerdeführerin 
Ingrid Brückmann beziehen, gebeten worden. 
Die Aktenanforderung richtete sich vielmehr an 
den Justizsenator in Berlin. 

2. Die Alliierte Kommandatura in Berlin hat zu-
nächst am 19. Februar 1974 vorläufig und sodann 
am 12. März 1974 endgültig den Berliner Senat 
angewiesen, dafür zu sorgen, daß keine den Fall 
Brückmann betreffende Unterlagen durch irgend-
eine Berliner Stelle dem Bundesverfassungsge-
richt übergeben werden. Über diese Anweisung 
an den Berliner Senat haben die Botschaften der 
Drei Mächte in Bonn am 12. März 1974 die Bun-
desregierung unterrichtet. Die Alliierten haben 
damit ihre Haltung zur Stellung des Bundesver-
fassungsgerichts in „Berliner Sachen" bestätigt, 
wie sie in dem Aide-mémoire der drei Regierun-
gen vom 18. April 1967 betreffend die Entschei-
dung des Bundesverfassungsgerichts im Fall 
Nickisch zum Ausdruck gekommen ist. Auf die-
ses Aide-mémoire war auch in dem im Rahmen 
des Viermächte-Abkommens an den Bundeskanz-
ler gerichteten Schreiben der Drei Botschafter 
vom 3. September 1971 Bezug genommen wor-
den. 

3. Die Bundesregierung hat zu keiner Zeit die Auf-
fassung vertreten oder die Alliierten in deren 
Auffassung bestärkt, daß im Rahmen einer 
Verfassungsbeschwerde, die sich gegen einen 
Berliner Hoheitsakt richtet, Bedenken dagegen 
bestünden, daß auf Bitten des Bundesverfas-
sungsgerichts eine Berliner Stelle im Wege der 
Rechts- und Amtshilfe dem Gericht Akten über-
mittelt. Die Bundesregierung hat vielmehr bei 
den mit den Vertretern der Drei Mächte geführ-
ten Gesprächen eingehend ihre Auffassung vor-
getragen, wonach der Berlinvorbehalt der Drei 
Mächte in Fällen der vorliegenden Art einer 
Übersendung von Berliner Akten im Wege der 
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Rechts- und Amtshilfe an das Bundesverfas-
sungsgericht nicht im Wege steht, weil darin 
noch kein „Regieren" Berlins durch cien Bund 
liegt. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann vom 27. März 
1974 auf die Mündliche Frage des Abgeordneten 
Tillmann (CDU/CSU) (Drucksache 7/1867 Frage A 3) : 

Ist es zutreffend, daß die Bundesregierung mehrfach erklärt 
hat, daß die im Einzelplan 10 des Bundeshaushalts ausgewiese-
nen 10 Millionen DM für die Unterhaltung von Naturparks nur 
dann ausgezahlt werden können, wenn dem Bund die konkur-
rierende Gesetzgebung im Natur- und Landschaftsschutz einge-
räumt wird, und hält die Bundesregierung diese Erklärung nach 
jahrzehntelanger entgegengesetzter Praxis in gleichgelagerten 
Fällen für rechtlich oder nur für politisch begründet? 

Die Bundesregierung hat mehrfach — zuletzt in 
den Fragestunden am 13. bis 15. Februar und 20. bis 
21. Februar 1974 (zu cien Drucksachen 7/1661, Fra-
gen 144/145 und 7/1700, Frage 39) — zu diesen Fra-
gen Stellung genommen. Die Bundesregierung hält 
diese Erklärung rechtlich und politisch für begrün-
det. 

Im übrigen wird sich der Haushaltsausschuß des 
Deutschen Bundestages in dieser Woche noch ein-
mal abschließend mit der Frage der Bereitstellung 
von Bundesmitteln für die Förderung von Natur-
parken befassen, nachdem er bei den Beratungen 
des Einzelplanes 10 für 1974 Ende Januar dieses 
Jahres die bis zur Verkündung eines Gesetzes über 
Naturschutz und Landschaftspflege bei Kap. 1002 
Tit. 882 07 ausgebrachte Sperre des Ansatzes von 
10 Millionen DM zunächst bestätigt hatte. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann vom 27. März 
1974 auf die Mündlichen Fragen des Abgeordneten 
Sauter (Epfendorf) (CDU/CSU) (Drucksache 7/1867 
Fragen A 4 und 5) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Nachwuchssituation in 
der Landwirtschaft im allgemeinen, wieviel landwirtschaftliche 
Voll- und Nebenerwerbsbetriebe sind voraussichtlich ohne Ilot-
nachfolge? 

Wie viele Landwirte zwischen 25 und 40 Jahren sind unverhei-
ratet? 

Zu Frage A 4: 

Zu dieser Frage liegen umfassende statistische Un-
terlagen für das gesamte Bundesgebiet nicht vor. 
Ich muß mich daher in meiner Antwort in erster 
Linie auf eine Untersuchung der Agrarsozialen Ge-
sellschaft aus dem Jahre 1973 stützen, die an einer 
repräsentativen Stichprobe von 1 220 Betrieben mit 
mehr als 10 ha LF vorgenommen worden ist. 80 % 
der dabei erfaßten Unternehmen wurden als Haupt-
erwerbsbetriebe, je 10 % als Zu- und Nebenerwerbs- 

betriebe bewirtschaftet. Die Hofnachfolge war in 
36 % der Betriebe sichergestellt und wurde in 53 % 
der Fälle als noch ungewiß gekennzeichnet. In 11 % 

 der Betriebe war kein Hofnachfolger vorhanden. Bei 
der Beurteilung dieser Zahlen ist zu berücksichti-
gen, daß hier Betriebsleiter aller Altersgruppen ge-
fragt wurden. Je mehr sich die Frage der Hofüber-
gabe wirklich stellt, desto höher ist der Prozentsatz 
derjenigen, die angeben, daß die Hofnachfolge ge-
sichert sei. So lag die Zahl der Betriebe mit gesi-
cherter Erbfolge bei der Gruppe der 50- bis 65jähri-
gen Betriebsleiter bei 53 %, bei der Gruppe der über 
65jährigen bei 76 %. 

Weitere Untersuchungen zu der gestellten Frage 
liegen aus zwei Bundesländern vor. Im Rahmen einer 
in Baden-Württemberg durchgeführten Sondererhe-
bung zur Landwirtschaftszählung 1971 wurden die 
in den über 1 ha LF großen Betrieben vorhandenen 
Hoferben erfaßt. Durchschnittlich ist in 64 % der 
Betriebe die Hofnachfolge gesichert. Mit steigender 
Betriebsgröße nimmt der Anteil der Betriebe mit ge-
sicherter Nachfolge wesentlich zu. Er liegt in der 
unteren Größenklasse bei 52 % und steigt auf 82 % 
in den Betrieben ab 20 ha LF. 

Eine in Nordrhein-Westfalen 1969/70 durchgeführ-
te sozialökonomische Betriebserhebung ergab, daß 
durchschnittlich nur 73 % der Betriebe über 5 ha 
die Hofnachfolge als gesichert ansehen. Diese Un-
tersuchung ergab ferner, daß die Hofnachfolge in 
den Nebenerwerbsbetrieben mit 67 % deutlich 
niedriger lag, als in den Vollerwerbsbetrieben, die 
zu 77 % positive Angaben machten. 

Aus den vorliegenden Zahlen geht hervor, daß 
nach Regionen unterschiedlich etwa ein Viertel bis 
ein Drittel der land- und forstwirtschaftlichen Be-
triebe z. Z. ohne gesicherte Hofnachfolge sind. Die-
se Situation ist nicht zuletzt darauf zurückzuführen, 
daß die junge Generation des Landes von alterna-
tiven Berufsmöglichkeiten außerhalb der Landwirt-
schaft zunehmenden Gebrauch macht. 

Zur Beurteilung der Gesamtsituation wird es erfor-
derlich sein, gesicherte Unterlagen für das gesamte 
Bundesgebiet zu erarbeiten. Die ersten Schritte hier-
zu sind von meinem Hause eingeleitet worden. 

Zu Frage A5: 

Auch diese Frage kann nur mit geschätzten Zah-
len beantwortet werden, da die hier angesproche-
ne Personengruppe in den amtlichen Statistiken 
nicht genau ausgewiesen wird. Grundlage der Schät-
zung sind die vom Statistischen Bundesamt durch-
geführten Arbeitskräfteerhebungen und die Volks-
zählungen. 

Aus diesen statistischen Unterlagen geht hervor, 
daß gegenwärtig rund 367 000 männliche Inhaber 
landwirtschaftlicher Betriebe 25 bis 45 Jahre alt 
sind. Der Anteil der Ledigen an dieser Gruppe wird 
zwischen 10 und 15 % angegeben. Nach der Volks-
zählung von 1970 beträgt der Anteil der ledigen 
Männer an der gesamten männlichen Bevölkerung 
zwischen 25 und 40 Jahren 19 %. 
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Diese Zahlen scheinen der  Auffassung — für land-
wirtschaftliche Betriebsinhaber sei es schwerer, 
einen Ehepartner zu finden — zu widersprechen. 
Andererseits wird jedoch immer wieder auf die in 
dieser Hinsicht bestehenden Schwierigkeiten hin-
gewiesen. Auch diese Frage muß daher weiter ge-
prüft werden. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann vom 27. März 
1974 auf die Mündlichen Fragen des Abgeordneten 
Dr. Weber (Köln) (SPD) (Drucksache 7/1867 Fragen 
A 6 und 7): 

Kann die Bundesregierung Pressemeldungen bestätigen, daß 
innerhalb der EG bereits über 100 000 t Obst vernichtet worden 
sei und daß auch beabsichtigt sei, im Zuge der gleichen Ver-
nichtungsaktion in Norddeutschland 5000 t bis 6000 t Apfel zu 
vernichten? 

Stimmt es, daß gleichzeitig die Preise für Obst erheblich an-
gehoben worden sind und daß die Vernichtung erfolgte, um Preis-
ausbrüche zu verhindern? 

Nein, keine Vernichtung, sondern andere Verwen-
dung. Nach einer Mitteilung der Kommission wur-
den von der überdurchschnittlichen Apfelernte 1973 
bis Mitte Januar 1974 insgesamt 69 825 t Äpfel aus 
dem Markt genommen, davon allein in Frankreich 
65 000 t, die zu Alkohol verarbeitet wurden. In der 
Bundesrepublik fanden bis Ende Februar 1974 unge-
fähr 2 000 t Äpfel keine Käufer. Das sind weniger 
als 0,1 v. H. unserer Apfelernte 1973. Die aus dem 
Markt genommenen Mengen wurden kostenlos an 
gemeinnützige Einrichtungen abgegeben. 

Die mit Verordnung (EWG) Nr. 1203/73 des Rates 
vom 4. Mai 1973 festgesetzten Preise gelten für den 
Rest des Wirtschaftsjahres 1973/74 in unveränder-
ter Höhe weiter. Für das Wirtschaftsjahr 1974/75 
hat der Rat eine Anhebung der Preise für Birnen 
um 4 v. H., für Äpfel um 7 v. H. und für die übrigen 
Erzeugnisse mit Preisregelungen um 10 v. H. be-
schlossen. Zu berücksichtigen ist dabei, daß das 
Preisstützungsniveau erheblich unter dem Markt-
preisniveau liegt. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann vom 27. März 
1974 auf die Mündlichen Fragen des Abgeordneten 
Schmitz (Baesweiler) (CDU/CSU) (Drucksache 7/1867 
Fragen A 8 und 9) : 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des Bundesfinanz-
ministers, die in einem Telegramm an den Bundesrat zum Aus-
druck kommt, wonach „besondere einkommenspolitische Forde-
rungen der deutschen Landwirtschaft nicht gerechtfertigt erschei-
nen"? 

Ist der Bundesernährungsminister der Auffassung, daß der 
stabilitätspolitische Beitrag, den die deutsche Landwirtschaft 
nach Auffassung des Bundesfinanzministers zu leisten habe, in 
den Verhandlungen in Brüssel so gesehen werden muß, daß 
unterhalb der Schwelle der Kommissionsvorschläge verhandelt 

wird und dieses die Richtschnur für die Verhandlungsweise der 
deutschen Delegation in Brüssel zu sein habe? 

Die in der Fragestellung zum Ausdruck kommen-
den Befürchtungen treffen nicht zu. Dies beweisen 
die vom Rat verabschiedeten Agrarpreise für das 
kommende Wirtschaftsjahr, die oberhalb der Kom-
missionsvorschläge liegen. Bekanntlich war es die 
deutsche Delegation als Ratsmacht gewesen, deren 
Kompromißvorschlag das Zustandekommen des 
Brüsseler Erfolges ganz wesentlich förderte. 

Das zitierte — als Anregung zu verstehende — 
Telegramm des Bundesministers der Finanzen war 
im übrigen zu einem Zeitpunkt abgefaßt worden, als 
die Haltung der Bundesregierung noch nicht fest-
gelegt war. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Berkhan vom 27. März 
1974 auf die Mündliche Frage der Abgeordneten 
Frau Tübler (CDU/CSU) (Drucksache 7/1867 Frage 
A 10): 

Ist sichergestellt, daß Fachoberschüler so rechtzeitig zur Ab-
leistung des Wehrdienstes herangezogen werden können, daß 
sie im Hinblick auf ihr späteres Studium keine unvertretbaren 
Wartezeiten hinnehmen müssen? 

Die Bundesregierung hat sich schon seit langem 
bemüht, den Wehrpflichtigen, die ein Hochschul-
oder Fachhochschulstudium aufnehmen wollen, den 
nahtlosen Anschluß an die weitere Ausbildung nach 
ihrer Entlassung aus dem Wehrdienst zu gewähr-
leisten. Die Dauer des Grundwehrdienstes ist nicht 
zuletzt deshalb auf 15 Monate — und nicht wie 
ursprünglich geplant auf 16 Monate — herab-
gesetzt worden. Außerdem sind die Wehrersatz-
behörden angewiesen, alle Studienbewerber — und 
zwar sowohl Abiturienten als auch Fachoberschul-
absolventen — zu Anfang Juni eines jeden Jahres 
einzuberufen. Sie werden dann Ende September 
des folgenden Jahres entlassen und können das 
Studium in den im Oktober beginnenden Winter-
semestern aufnehmen. Sie verlieren also durch den 
Wehrdienst nur ein Jahr ihrer Ausbildung. 

Während sich diese Regelung bei der Einberu-
fung der Abiturienten in allen Bundesländern ohne 
Rücksicht auf die jeweilig unterschiedlichen Ferien-
termine eingespielt hat, ergeben sich bei den Fach-
oberschulabsolventen Schwierigkeiten. So können 
die Fachoberschüler in Nordrhein-Westfalen, wie 
das Kultusministerium mitteilt, in diesem Jahr mit 
Rücksicht auf den späten Beginn der Sommerferien 
nicht zu Anfang Juli einberufen werden. Die Folge 
wird sein, daß diese Wehrpflichtigen, weil sie erst 
im Oktober herangezogen werden können, nach 
ihrer Entlassung Ende Dezember des folgenden 
Jahres Wartezeiten bis zu 9 Monaten in Kauf neh-
men müssen, insbesondere dann, wenn das Studium 
nur im Wintersemester aufgenommen werden kann. 

Auch in Baden-Württemberg hat das Kultusmini-
sterium noch nicht entschieden, ob die Fachober- 
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schuler schon zum 1. Juli einberufen werden kön-
nen. 

Die Haltung der Kultusministerien dieser beiden 
Bundesländer ist mir vor allem deshalb nicht er-
klärbar, weil z. B. in Bayern, wo die Sommerferien 
in diesem Jahre noch später als in Nordrhein-
Westfalen, nämlich am 31. Juli beginnen, Fach-
oberschüler gleichwohl zum 1. Juli verfügbar sind. 

Die Bundesregierung wäre froh, wenn die Kultus-
ministerien in den Bundesländern bei ihren Planun-
gen und Entscheidungen auch Rücksicht auf die-
jenigen Wehrpflichtigen nehmen würden, die ein 
Fachhochschulstudium aufnehmen wollen. 

Anlage 8 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Wolters vom 27. März 1974 
auf die Mündliche Frage des Abgeordneten Dr. 
Warnke (CDU/CSU) (Drucksache 7/1867 Frage A 21) : 

Treffen Pressemeldungen zu, die „DDR" lasse die Charité und 
das neue Diplomatenkrankenhaus in Ost-Berlin von der Fa. Sie-
mens einrichten und deutet dies, wie auch der hohe Anteil 
der Ärzte unter den Flüchtlingen aus der „DDR", nach Auffas-
sung der Bundesregierung darauf hin, daß ein staatlicher Ge-
sundheitsdienst wesentlich weniger leistungsfähig ist als ein 
Gesundheitsdienst, der auf einer freiberuflichen Tätigkeit von 
Ärzten beruht? 

Grundsätzlich wird man davon auszugehen haben, 
daß — wie u. a. die Beispiele USA und Sowjetunion 

r  zeigen — Spitzenleistungen im Bereich der Medizin, 
der Medizintechnik und insgesamt im Bereich des 
Gesundheitswesens unabhängig von der Art des 
gesellschaftlichen Systems erbracht werden können. 

Die Weltgesundheitsorganisation (WHO), die die 
Leistungsfähigkeit der Gesundheitsdienste aufgrund 
von Statistiken im internationalen Rahmen am 
besten beurteilen kann, vermeidet eine Wertung der 
unterschiedlichen Systeme der Gesundheitsdienste. 
Die Bundesregierung teilt diese Auffassung. Sie 
hält die in der Frage genannten Beispiele für unge-
eignet, daraus eine unterschiedliche Leistungsfähig-
keit des einen oder des anderen Gesundheitsdienstes 
abzuleiten. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Bayerl vom 27. März 
1974 auf die Mündliche Frage des Abgeordneten 
Reiser (SPD) (Drucksache 7/1867 Frage A 65) : 

Warum sieht die Bundesregierung eine Notwendigkeit, einer 
besonders rechtskundigen Gruppe von Bürgern mit Mißtrauen 
zu begegnen, indem der Entwurf für ein neues Strafvollzugs-
gesetz vorsieht, daß Strafverteidiger beim Besuch ihrer Man-
danten in Haftanstalten auf Waffen zu durchsuchen sind? 

Der Entwurf eines Strafvollzugsgesetzes (Bundes-
tags-Drucksache 7/918) enthält keine Vorschrift, die 
vorsieht, daß Strafverteidiger beim Besuch ihrer 
Mandanten in Haftanstalten auf Waffen durchsucht 

werden müssen. § 24 Absatz 4 des Entwurfs in der 
Fassung der Gegenäußerung der Bundesregierung, 
der demnächst im Strafrechtssonderausschuß beraten 
wird, lautet: 

Aus Gründen der Sicherheit kann ein Besuch 
davon abhängig gemacht werden, daß sich der 
Besucher durchsuchen läßt. 

Die Vorschrift ermächtigt, die Vollzugsbehörde, 
verpflichtet sie aber nicht, einen Besuch in der Voll-
zugsanstalt aus Gründen der Sicherheit von einer 
Durchsuchung abhängig zu machen. Sie erfaßt ohne 
Ausnahme alle Besucher von Vollzugsanstalten. In 
ihr kommt deshalb auch kein Mißtrauen gegenüber 
einer bestimmten Berufsgruppe zum Ausdruck. 

Die Durchsuchung eines Strafverteidigers auf Waf-
fen und Ausbruchswerkzeuge wird nur in seltenen 
Ausnahmefällen in Betracht kommen. Sie ist bereits 
nach geltendem Recht zulässig. Dies ist in mehreren 
gerichtlichen Entscheidungen bestätigt worden (BGH, 
Beschluß vom 18. Juli 1973 — StB 29/73; Kammerge-
richt, Beschlüsse vom 4. und 13. November 1970, ab-
gedruckt in NJW 1971, 476 ff.; OLG Zweibrücken, 
Beschluß vom 9. April 1973 — VAs 6/73 —). 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl, Staatssekretärs Dr. Bayerl vom 27. März 
1974 auf die Mündliche Frage des Abgeordneten 
Dr. Franz (CDU/CSU) (Drucksache 7/1867 Frage 
A 68) : 

Aus welchen Gründen hat die Bundesregierung immer noch 
nicht zu den seit 1972 anhängigen Beschwerden beim Bundesver-
fassungsgericht in Karlsruhe gegen den Moskauer und War-
schauer Vertrag Stellung genommen, und wie will sie dem Vor-
wurf begegnen, angesichts der Schnelligkeit, mit der sie zu den 
verfassungsrechtlich kaum weniger komplizierten Fragen Stellung 
genommen hat, die im Verfahren betreffend den Grundvertrag 
aufgeworfen waren, das Verfahren zu verschleppen? 

Sollten, Herr Kollege Dr. Franz, gegen die Bundes-
regierung die von Ihnen angesprochenen Vorwürfe 
erhoben werden, dann sind diese völlig unbegründet. 
Ihre Informationen, die Ihre Frage veranlaßt haben, 
sind unvollständig. Die Bundesregierung hat zu den 
ihr zugestellten Verfassungsbeschwerden gegen die 
Vertragsgesetze zu den Ostverträgen in der Vergan-
genheit fristgerecht mit Schriftsatz vom 23. Juni 1972 
Stellung genommen. Die Stellungnahme hat sich ent-
sprechend der Auflage des Bundesverfassungsge-
richts auf die Zulässigkeit der Verfassungsbeschwer-
den beschränkt. In der Zwischenzeit haben die Ver-
fahren allerdings einen neuen Aspekt durch die Vor-
lage eines Gutachtens durch einige Beschwerdefüh-
rer erhalten. Das Bundesverfassungsgericht hat nun-
mehr der Bundesregierung Gelegenheit gegeben, 
auch zu der Begründetheit der Verfassungsbeschwer-
den bis zum 1. Mai dieses Jahres Stellung zu neh-
men; etwaige Gutachten sind dem Gericht bis zum 
15. Juni vorzulegen. Die Stellungnahme der Bundes-
regierung wird den zeitlichen Vorstellungen des 
Bundesverfassungsgerichts entsprechend abgegeben 
werden. 
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Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Bayerl vom 27. März 
1974 auf die Mündlichen Fragen des Abgeordneten 
Spilker (CDU/CSU) (Drucksache 7/1867 Fragen A 69 
und 70) : 

Sieht die Bundesregierung die Höchstgrenze von 25 000 DM 
bei der Sachschadenhaftpflicht der Deutschen Bundesbahn im 
Fall der Gefährdungshaftung heute noch als ausreichend an? 

Plant die Bundesregierung, die heute nicht mehr gerechtfer-
tigte unterschiedliche Behandlung der Gefährdungshaftung für 
Sachschäden im Straßenverkehr (Obergrenze 50 000 DM) und 
Sachschaden im Bereich der Deutschen Bundesbahn (Obergrenze 
25 000 DM) zu beseitigen? 

Die Bundesregierung sieht die aus dem Jahre 
1957 stammende Höchstgrenze von 25 000 DM, die 
bei der Gefährdungshaftung der Eisenbahn für 
Sachschäden eingreift, nicht mehr als ausreichend 
an. Sie ist ferner der Auffassung, daß eine unter-
schiedliche Haftungsregelung für Sachschäden im 
Verhältnis zum Straßenverkehrsgesetz, wo die 
Höchstgrenze für Sachschäden 1965 auf 50 000 DM 
festgesetzt worden ist, beseitigt werden muß. Dem-
entsprechend wird ein Referentenentwurf vorberei-
tet, dessen Ziel es u. a. ist, die Haftungshöchstgren-
zen bei der Gefährdungshaftung anzuheben und zu 
harmonisieren. Der Entwurf erstreckt sich nicht nur 
auf die in Ihren Fragen angesprochene Sachschä-
denhaftung, sondern bezieht auch die Haftung für 
Personenschäden ein, deren derzeitige Begrenzung 
im Hinblick auf die zwischenzeitliche wirtschaftliche 
Entwicklung ebenfalls nicht mehr angemessen ist. 
Der Entwurf wird in den nächsten Tagen den Bun-
desresssorts und den Landesjustizverwaltungen zu-
geleitet. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Bayerl vom 27. März 
1974 auf die Mündliche Frage des Abgeordneten 
Gerlach (Obernau) (CDU/CSU) (Drucksache 7/1867 
Frage A 71) : 

Welche gesetzgeberischen Konsequenzen gedenkt die Bundes-
regierung aus den Erfahrungen bei den Frankfurter Unruhen und 
insbesondere aus der Kritik zu ziehen, die der Frankfurter Poli-
zeipräsident Müller an dem geltenden Demonstrationsstrafrecht 
und hier insbesondere an den im Jahr 1970 beschlossenen Libe-
ralisierungen in diesem Bereich geübt hat? 

Herr Kollege Gerlach, Sie haben eine Frage aufge-
worfen, auf die ich schon am 13. März 1974 eingegan-
gen bin, als ich eine Frage des Herrn Kollegen Spran-
ger zu beantworten hatte. Wie ich damals bemerkt 
habe, betrachtet es die Bundesregierung als ihre 
Pflicht, stets von neuem zu prüfen, ob das gel-
tende Strafrecht die ihm gestellten kriminalpoliti-
schen Aufgaben erfüllen kann. Deshalb ist die Bun-
desregierung auch an den Untersuchungen inter-
essiert, die die zuständigen Landesbehörden unter 
Mitwirkung des Frankfurter Polizeipräsidenten im 
Hinblick auf die Frankfurter Ereignisse vom 23. Fe-
bruar 1974 durchführen. Solange ihr Ergebnis nicht 

vorliegt, ist keine endgültige Aussage darüber 
möglich, ob sich bei den Frankfurter Ereignissen 
der im Jahre 1970 neugefaßte Straftatbestand des 
Landfriedensbruchs bewährt hat. Wenn man das Ge-
samtbild der unfriedlichen Demonstrationen seit dem 
Jahre 1970 ins Auge faßt und es mit den Verhält-
nissen vor der Änderung des § 125 des Strafgesetz-
buchs vergleicht, erscheint die Feststellung zulässig, 
daß sich das neue Strafrecht insgesamt als brauchbar 
erwiesen hat. Ohne den Ergebnissen der von mir 
erwähnten Untersuchung zu den Frankfurter Vor-
gängen vorzugreifen, möchte ich allgemein noch ein-
mal folgendes bemerken: Wegen Landfriedensbruchs 
ist strafbar, wer sich als Täter oder Teilnehmer an 
Gewalttätigkeiten oder Bedrohungen beteiligt, die 
mit vereinten Kräften aus einer Menschenmenge 
begangen werden; strafbar ist ferner, wer auf die 
Menge einwirkt, um ihre Bereitschaft zu solchen 
Handlungen zu fördern. Als Teilnehmer an einer 
Gewalttätigkeit und damit als Täter des Landfrie-
densbruchs macht sich auch strafbar, wer durch sein 
Verhalten in der Menge den Gewalttaten anderer 
Vorschub leistet, indem er Gewalttäter abschirmt. 
Hier ist es sicher nicht einfach, den Täter im Hin-
blick auf seinen objektiven Tatbeitrag und seinen 
Vorsatz zu überführen; doch ist diese Schwierigkeit 
mit jedem differenzierten Tatbestand zwangsläufig 
verbunden. Ein undifferenzierter Straftatbestand, 
der jedem Teilnehmer der Menge ohne Rücksicht 
auf sein Verhalten erfaßt, ist höchst problematisch. 
Ein solcher Straftatbestand würde die Polizei nicht 
entlasten, sondern angesichts des Legalitätsprinzips 
eher überfordern. Diese Erfahrungen wurden bei 
Demonstrationen vor 1970 immer wieder gemacht. 
Die Polizei hat nach dem Polizeirecht der Länder 
auch heute jede rechtliche Möglichkeit, um ernste 
Störungen der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung 
abzuwehren; hierzu gehört auch die Möglichkeit, 
Störer vorübergehend in Gewahrsam zu nehmen. 
Im übrigen darf ich Sie auf den Bußgeldtatbestand 
des Artikels 2 des Dritten Gesetzes zur Reform des 
Strafrechts hinweisen. Danach kann mit einem Buß-
geld bis zu 1000,— DM belegt werden, wer sich nach 
dreimaliger Aufforderung nicht aus einer öffent-
lichen Ansammlung entfernt. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Bayerl vom 27. März 
1974 auf die Mündliche Frage des Abgeordneten 
Blank (SPD) (Drucksache 7/1867 Frage A 73) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß laut Meldung der Frank-
furter Allgemeinen Zeitung vom 1. Februar 1974 sich in Nord-

deutschland eine sogenannte „Arbeitsgemeinschaft Diebstahls-
bekämpfung" gebildet hat, und welche Haltung nimmt die Bun-
desregierung zu diesem Tatbestand ein? 

Die Berichte der Presse über die Bildung einer 
Arbeitsgemeinschaft „Diebstahlsbekämpfung" in 
Norddeutschland sind mir bekannt. Nach den Be-
richten sollen mehrere Ladenketten und Konsum-
genossenschaften mit insgesamt 1200 Geschäften 
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die Arbeitsgemeinschaft gegründet und gemeinsame 
Maßnahmen gegen Ladendiebstähle beschlossen 
haben. Gegen die Bildung der Arbeitsgemeinschaft 
und gegen die Tatsache, daß Ladenketten gemein-
same Maßnahmen zur Verhinderung von Diebstäh-
len erwägen, ist sicher nichts einzuwenden. Ob es 
im Zusammenhang mit Empfehlungen der Arbeits-
gemeinschaft im einzelnen zu rechtswidrigen Maß-
nahmen gekommen ist, ist mir nicht bekannt. 

Zu den Maßnahmen, die von der Arbeitsgemein-
schaft nach den Pressemitteilungen erwogen wer-
den, habe ich in anderem Zusammenhang zum Teil 
schon Stellung genommen. Ich verweise hier auf 
meine Stellungnahme im Bundestag vorn 14. Februar 
1974 — Prot. 79. Sitzung, S. 5051 —. Dort habe ich 
ausgeführt, daß ein Ladeninhaber nicht von jedem 
ertappten Ladendieb undifferenziert eine „Bearbei-
tungsgebühr" von 50,— DM erheben könne. 

Die von der Arbeitsgemeinschaft erwogene Spei-
cherung der Namen von ertappten Ladendieben ist 
schon auf Kritik gestoßen. Nach Pressemitteilungen 
hat sich die Bundesarbeitsgemeinschaft der Mittel-
und Großbetriebe des Einzelhandels und der Ver-
band des Hamburger Einzelhandels gegen die Maß-
nahme ausgesprochen, letzterer mit der Begründung, 
es bestehe die Gefahr des Eingriffs in die Persön-
lichkeitssphäre des einzelnen. Diese Bewertung kann 
ich hier voll unterstreichen. Bedenken bestehen auch 
gegen die Verhängung von Hausverboten, wenn 
diese so ausgedehnt werden, daß dem einzelnen die 
Erlangung lebensnotwendiger Güter erschwert wird. 
Die erwähnte Bundesarbeitsgemeinschaft der Mit-
tel- und Großbetriebe des Einzelhandels hat sich 
dagegen gewandt, daß Hausverbote gegen Laden-
diebe über die geschädigte Firma hinaus ausge-
dehnt werden. Diese Haltung findet meine Unter-
stützung. 
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